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Einleitung

Gestutzt auf § 39 des Planungs- und Baugesetzes (PBG) des Kantons Zug fand vom 13. November
2025 bis und mit 12. Dezember 2025 die 1. offentliche Auflage der Nutzungsplanungsrevision (Bau-
ordnung und Zonenplan) statt. Wahrend der Auflagefrist konnten schriftliche Einwendungen beim
Stadtrat eingereicht werden.

Insgesamt gingen 256 Einwendungen, teils mit mehreren Antréagen ein. Rund 70% der Einwendungen
betreffen die Bauordnung und rund 30% den Zonenplan. Die Einwendungen wurden eingehend ge-
pruft. Von diesen Antragen wurden 5 berticksichtigt, 5 teilweise berlcksichtigt oder sind bereits be-
riicksichtigt (4). 6 Antrage wurden zur Kenntnis genommen und 4 Antrdge wurden dahingehend zur
Kenntnis genommen als die Zonenplananderung in einem separaten, der Ortsplanungsrevision nach-
gelagerten Verfahren zu behandeln ist, weil sie aufgrund von Verknipfungen mit anderen Verfahren
derzeit noch nicht abschliessend beantwortet werden kdnnen. Die Ubrigen Antrage konnten nicht be-
rucksichtigt werden. Zwei Einwendungen sind zurliickgezogen worden.

Der vorliegende Bericht gibt Auskunft iber den Umgang mit samtlichen Einwendungen. Identische
Eingaben wurden zusammengefasst. Die Eingaben von Privatpersonen sind anonymisiert. Verweise
auf Unterlagen beziehen sich auf jene, die mit der 1. 6ffentlichen Auflage verdffentlicht wurden.

In der 2. Lesung behandelt und beschliesst der Grosse Gemeinderat die Beantwortung der Einwen-
dungen durch den Stadtrat.
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167431

VCS Verkehrs-
Club der Schweiz
Sektion Zug
6300 Zug

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Fir die 6ffentliche Vernehmlassung ist eine synoptische Darstel-
lung der Anderungen gegeniiber der aktuell giiltigen Bauordnung
zu erstellen, um einen verniinftigen Uberblick tber die Anderungen
zu erhalten!

Begriindung

Das Beispiel der Paragrafen 6 und 7 der bestehenden Bauordnung
mit dem Paragrafen 59 der neuen Version zeigt exemplarisch, dass
die Darstellung mit Farben (grin fir kantonale Vorgaben und rot fiir
stadtische Anderungen) nicht zielfilhrend oder tbersichtlich ist.
Dies fallt v.a. ins Gewicht, wenn wie in diesem Beispiel die Farben
nicht stimmen und Weglassungen aus der bestehenden Bauord-
nung gar nicht mehr aufgefihrt sind! Daher ist eine tabellarische
Darstellung der einzelnen Paragrafen zum Vergleich zwingend, um
fur die Birger, die sich nicht tagelang mit dieser Thematik ausei-
nandersetzen kdnnen, den Vergleich zu erleichtern und die notwen-
dige Bearbeitungszeit damit wesentlich zu verkiirzen.

Erwagungen Stadtrat

Eine Synopse ist ein nitzliches Arbeitsinstrument, jedoch kein zwin-
gendes Element der Gesetzesrevision. Durch die zuséatzliche In-
tegration der Musterbauordnung des Kantons u.a. zwecks Harmoni-
sierung und vereinfachte Anwendung in den Gemeinden, wére eine
Synopse nicht zielfiihrend gewesen, da die Anderungen nicht ledig-
lich punktuelle Anpassungen des bestehenden Rechts darstellten,
sondern eine umfassende Neustrukturierung nach kantonalen Vor-
gaben mit sich brachten. Die Transparenz wurde stattdessen durch
die Veroffentlichung des vollstdndigen neuen Gesetzestextes, als
Bauordnung und im Planungsbericht mit Ausfiihrungen, sicherge-
stellt.

Die redaktionellen Unstimmigkeiten werden nach der 2. Lesung des
Grossen Gemeinderates behoben.

Antrag Stadtrat
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

171039

SP Stadt Zug
6300 Zug

Antrag / Bemerkung

Abs. 4 (neu) In der Kernzone C sind stadtraumlich hochwertige und
klimaangepasste 6ffentlich zugangliche Bereiche zu schaffen.

Abs. 4 wird zu Abs. 5.

Erwagungen Stadtrat

Die Kernzone C ist nahezu vollstéandig durch bestehende Bebau-
ungsplane (BBP) Uberlagert. Auf dieser Planungsstufe werden Frei-
raume verbindlich, projektspezifisch und unter Beriicksichtigung der
kantonalen Planungsgrundsatze festgelegt. Diese verpflichtet die
Stadt Zug, hochwertige Freirdume im Rahmen der
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Begriindung

Fir diese Gebiete mit hoher Baudichte sind Qualitatsanforderungen
vorzusehen, welche das Stadtbild und das gesellschaftliche Leben
beférdern. Die Herausbildung von Hitzeinseln ist zu verhindern und
der Gesundheit von Bewohnenden und Arbeitenden ist Sorge zu
tragen.

Bebauungsplanung sicherzustellen. Die gewlinschte Zielsetzung
wird somit bereits durch die bestehende Planungssystematik ge-
wahrleistet. Ein zusatzlicher Absatz in der Bauordnung wirde kei-
nen zusatzlichen Regelungsgehalt schaffen.

Zu berucksichtigen ist zudem, dass es bei Freirdumen nicht aus-
schliesslich um deren Qualitat geht, sondern in erster Linie darum,
dass uberhaupt Freirdume ausgehandelt werden. Eine allgemeingul-
tige, abstrakt formulierte Regelung in der Bauordnung wirde diesem
Aushandlungsprozess nicht gerecht. Die Ausgestaltung von Freirau-
men erfordert stets eine fallbezogene Interessenabwagung und ein
projektspezifisches Aushandeln zwischen Grundeigentimerschaft
und Behorde. Gerade die Bebauungsplanung bietet hierfir das ge-
eignete Instrument, da sie eine einzelfallbezogene, stadtebaulich
abgestimmte Losung ermdglicht. Weiter ist darauf hinzuweisen,
dass der kommunale Richtplan im Bereich Stadtklima behérdenver-
bindliche Vorgaben enthalt, die im Rahmen der BBPs zwingend zu
bericksichtigen sind. Diese Aspekte fliessen somit bereits verbind-
lich in jede Bebauungsplanung ein und gewahrleisten, dass Frei-
rdume nicht nur qualitativ hochwertig, sondern auch klimadkologisch
wirksam ausgestaltet werden.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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§ 5 Zone des offentlichen Interesses fiir Bauten und Anlagen (OelB)

171088

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Der neue Artikel 2 ist zu streichen oder durch folgenden Zusatz zu
erganzen: Der Anteil an zusétzlich erstellter Geschossflédche fiir
preisglinstiges Wohnen muss durch eine entsprechende Erweite-
rung der Zone des 6ffentlichen Interesses fiir Anlagen und Bauten
kompensiert werden.

Begriindung

Kantonales Gesetz: § 26 Zonen des offentlichen Interesses —
«Die Zonen des offentlichen Interesses dienen dem Gemeinwohl.
Sie kbnnen Frei- und Griinfldchen enthalten oder Bauten und Anla-
gen, welche lberwiegend &ffentlich-rechtlichen Kbérperschaften die-
nen....» —> Der Stadtrat/die Stadt hat bisher keine allgemeingiilti-
gen Grundlagen geschaffen die Belegen, dass die Bereitstellung
von preisgiinstigem Wohnungen im dauerhaften 6ffentlichen Inte-
resse liegt, darum darf ein kurzfristiges Marktversagen, nicht auf
den Schultern anderweit wichtiger Flachen fiir das Allgemeinwesen
ausgetragen werden. Die Politik hat zwar korrigieren in den Markt
einzugreifen aber dann im Rahmen eines ganzheitlichen Ansatzes
z.b. innerhalb eines Reglements Uber preisgiinstiges Wohnen (Ver-
weis auf § 30). Zudem dienen preisglinstige Wohnungen nur einem
Teil der Bevdlkerung und es kann kaum sozialpolitisch sinnvoll
sein, einzelne Bevodlkerungsgruppen auf offentlichen Liegenschaf-
ten auszusondern. Im mindesten ist darum daflr zu sorgen dass
die Flachen fir das Offentliche Interesse nicht durch das preisgiins-
tige Wohnen weniger werden.

Erwagungen Stadtrat

Die Erstellung preisgiinstiger Wohnungen ist als 6ffentliches Inte-
resse etabliert und wurde erst kiirzlich durch das Stimmvolk besta-
tigt. Hierbei wurde dem Stadtrat mit Annahme der Initiative «2000
Wohnungen fir den Zuger Mittelstand» ein klarer Auftrag erteilt.
Der Antrag ist in der Praxis nicht umsetzbar, da die Realisierung von
preisgunstigem Wohnraum stets parallele Umzonungen bedingen
wirde. Im Ergebnis wiirde gerade nicht die OelB fiir preisglinstigen
Wohnraum benutzt, sondern Drittflachen. Die gewiinschte Verord-
nung wird zusatzlich erarbeitet.

Der Stadtrat méchte im Sinne der Innenentwicklung die Moglichkeit
gemass § 30 Abs. 2 nBO schaffen, wo sich insbesondere Mdéglich-
keiten einer vertikalen Staffelung von Nutzungen bieten.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Zudem wiirden aufgrund fehlender baulicher Bestimmungen fir
dies Zone vollig unklar bleiben wie dies baulich aussehen kénnen
(Geschossigkeiten, Gebaudelangen, etc.)

167734

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
Absatz 2 ist vollstandig zu streichen.

Begriindung

Im bisherigen Paragrafen 55 ist der erwahnte Abschnitt auch nicht
enthalten. Die Zone des 6ffentlichen Interesses fiir Bauten und An-
lagen ist nicht fir die Wohnnutzung von Privatpersonen gedacht,
sondern fur 6ffentliche Nutzungen, wozu das private Wohnen defi-
nitiv nicht zahlt. Der Zweck des Offentlichen Interesses ist sicher
nicht das Wohnen von Privatpersonen, das keinen Nutzen fir die
Offentlichkeit hat.

Im Kapitel 3.1.1 des kantonalen Vorprifungsberichtes erlautert die
Grunde fir die Streichung des Absatzes 2 sehr klar. Zudem wird er-
wahnt, dass diese Bestimmung nicht bewilligt werden wird.

Die Anzahl an preisginstigem Wohnraum ist in Wohnzonen zu er-
reichen, um die Anforderung der 2000-Wohnungs-Initiative zu erfil-
len.

Erwdagungen Stadtrat

Die Erstellung preisginstiger Wohnungen ist als offentliches Inte-
resse etabliert und wurde erst kiirzlich durch das Stimmvolk besta-
tigt. Hierbei wurde dem Stadtrat mit Annahme der Initiative «2000
Wohnungen fiir den Zuger Mittelstand» ein klarer Auftrag erteilt.

Mit der Erfullung der Zweckbestimmung vertraglich ist der Bau von
preisglinstigen Wohnungen beispielsweise in den Zonen des 6ffent-
lichen Interesses fiir Bauten und Anlagen Ahornpark, Neustadt,

St. Michael, Waldheim oder Oberwil Ost. Mit der erst nach der Vor-
prufung erfolgten Beschrankung auf 30% der insgesamt erstellten
Geschossflache wird sichergestellt, dass diese Form von Wohnen in
den OelB-Zonen untergeordnet bleibt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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170355

VCS Verkehrs-
Club der Schweiz
Sektion Zug
6300 Zug

Antrag / Bemerkung
Absatz 2 ist vollstandig zu streichen.

Begriindung

Die Anzahl an preisgunstigem Wohnraum ist in Wohnzonen zu er-
reichen, um die Anforderung der 2000-Wohnungs-Initiative zu erfil-
len.

Erwdagungen Stadtrat

Die Erstellung preisginstiger Wohnungen ist als 6ffentliches Inte-
resse etabliert und wurde erst kiirzlich durch das Stimmvolk besta-
tigt. Hierbei wurde dem Stadtrat mit Annahme der Initiative «2000
Wohnungen fur den Zuger Mittelstand» ein klarer Auftrag erteilt. Die-
sem Auftrag will der Stadtrat nachkommen, indem bei der Erstellung
von offentlichen Bauten auch preisglnstige Wohnungen erstellt wer-
den koénnen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

b. Bauzonen mit speziellen Vorschriften (BsV)

171110

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Samtliche Bauzonen mit speziellen Vorschriften sind zu I6schen
und einer Grundnutzung mit Pflicht zu ordentlichen Bebauungspla-
nung zu versehen. (§27) Aspekte des preisglinstigen Wohnens sind
in einem separaten Reglement festzuhalten.

Begriindung

Wirde Bauordnung massive verkirzen. Viele Areal sind bereits mit
einen Bebauungsplan belegt in dem Abweichung in einem Masse
zulassig sind. Es fehlen plausible Nachweise, dass so viele der
Areal eine extra Bestimmung bendtigen. Es ist Aufgaben des Zone-
plans die Entwicklung gesamthaft zu betrachten und Abweichungen
immer in einem Verhaltniss zu einer Grundnutzung und zum bauli-
chen Kontext zu setzten.

Erwagungen Stadtrat

Eine Bebauungsplanpflicht ist nur zuriickhaltend zu erlassen, weil
hierdurch die Nutzungsplanung ausgesetzt wird. Die Grundeigentu-
merschaft kann in der Folge noch nicht bauen, bis die Nutzungspla-
nung durch den Erlass des Bebauungsplans abgeschlossen ist, was
die Eigentumsfreiheit beeintrachtigt. Der Erlass einer Bebauungs-
planpflicht widerspricht somit dem Grundsatz, dass die Nutzungspla-
nung gesamtheitlich erfolgen muss und bedingt stets eine Rechtfer-
tigung mit Blick auf den konkreten Einzelfall. Die von der Einwender-
schaft geforderte, generelle Bebauungsplanpflicht ist deshalb abzu-
lehnen. Stattdessen ist korrekt, dass bereits in der Grundordnung
Bauzonen mit speziellen Vorschriften (BsV) ausgeschieden und die
dort einzuhaltenden Bedingungen definiert wurden.

Das kantonale Planungs- und Baugesetz sieht ausdriicklich die
Méglichkeit vor, innerhalb der Bauordnung Zonen mit speziellen
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Vorschriften festzulegen (§ 22 PBG) sowie Bebauungsplane als
Sondernutzungsinstrument einzusetzen (§§ 47 ff. PBG).

Gemass § 22 PBG sind BsV Gebiete, deren Nutzung einer besonde-
ren Regelung bedarf.

An sensiblen Orten mit hohen 6&ffentlichen Interessen an der bauli-
chen Entwicklung wurde mit Einflihrung der BsV der sorgfaltige Um-
gang mit der Umgebung, der Landschaft und den kulturellen Werten
gefordert und mit Blick auf diese Qualitatsvorgaben entweder eine
Bebauungsplanpflicht eingefiihrt oder der Beizug der Stadtbildkom-
mission vorausgesetzt. Mit der vorliegenden Revision wurden die
Grundmassen der einzelnen BsV aufgrund sorgfaltiger Prifung des
Gebietes in den einzelnen Paragrafen definiert. Eine Ausnahme bil-
det § 19 nBO, Hert II: Aufgrund der 6rtlichen Gegebenheiten und im
Sinne der Qualitat des Ortsbildes wurde auf die Festlegung von
Grundmassen innerhalb des Paragrafen wie auch auf den Verweis
auf die Grundmasse einer bestimmten Zone verzichtet.

Die BsV bilden die Grundlage fir diese Zonen. Die Abschaffung
wirde zwar zu einer Verkurzung der Bauordnung aber zugleich zu
Rechtsunsicherheit flihren.

Eine Verordnung, welche dem Anliegen der Einwenderschaft ent-
sprechen wird, ist in Bearbeitung.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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§ 6 Preisgiinstiger Wohnungsbau

171189

172701

«Privatpersonen»

«Privatpersoneny»

Antrag / Bemerkung
Ldschen und in separatem Reglement abhandeln

Begriindung
(siehe unter Kapitel «<Bauordnung / b. Bauzonen mit speziellen Vor-
schriften (BsV», ID 171110)

Antrag / Bemerkung

Die Ortsplanungsrevision verletzt das Gleichbehandlungsge-
bot (Art. 4 BV)

Das Volk hat zwar einer Pflicht zugestimmt, dass die Stadt preis-
glinstigen Wohnraum schaffen muss. Doch verletzt es in krasser
Weise das Gleichbehandlungsgebot, wenn nur einzelne Bereiche
bzw. Eigentumer in dieser Stadt diese Pflicht auferlegt bekommen
sollen. Noch einschrankender - es komme einer Enteignung gleich -
ist es, wenn wir sage und schreibe 50% der gesamten Wohnflache
preisgiinstig anbieten missen. Fair ware es entweder, alle Eigentu-
mer der Stadt zu verpflichten, z.B. je 5% preisglinstigen Wohnraum
zu schaffen. Korrekt und richtig ist es, wenn die Stadt fir diese
preisgunstigen Wohnungen Geld in die Hand nimmt und sie baut/fi-
nanziert. In genau diesem Fall ist auch nichts dagegen einzuwen-
den, wenn der Stadtrat den Mietzins festlegt.

Erwagungen Stadtrat

Die Ausnutzungsziffer und der prozentuale Wohnanteil sind zwin-
gend in einem Gesetz zu regeln; ein Reglement kann hierfiir keine
ausreichende Grundlage bilden.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Keine Verletzung des Gleichbehandlungsgebots:

Die Erstellung preisgunstiger Wohnungen ist als 6ffentliches Inte-
resse etabliert und wurde erst kiirzlich durch das Stimmvolk besta-
tigt. Sdmtliche Neueinzonungen im Rahmen der vorliegenden Orts-
planungsrevision betreffen Flachen, welche mit der Pflicht zur Er-
stellung von preisglnstigen Wohnungen belegt sind (§ 6 nBO
«Preisguinstiger Wohnungsbau»). Diese Belastung von neu einge-
zonten Grundstiicken wurde bereits in der letzten Ortsplanungsrevi-
sion erfolgreich eingefthrt. Nun wird dieses System bei Neueinzo-
nungen fortgesetzt. Bei Neueinzonungen betragt der Anteil der
preisgunstigen Wohnungen mindestens 50%, bei Aufzonungen wird
die Mehrflache mit der Pflicht zum Bau von preisglnstigen Wohnun-
gen belegt.

Der Antrag beziglich Reduktion auf die geringen 5% ist weder mit
der Initiative verein- noch umsetzbar. Sodann sollen die preisglnsti-
gen Wohnungen nicht durch Steuergelder finanziert werden, son-
dern durch Private als Gegenleistung fiir den Mehrwert aus einer
Ein- oder Aufzonung, bzw. einem Bebauungsplan. Mit der Ausschei-
dung der neuen Zonen fiir preisglinstigen Wohnungsbau geht eine
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Die Ortsplanungsrevision verletzt die Handels- und Gewerbe-
freiheit

Der Stadtrat soll den Mietzins festlegen fiir diese Bereiche der
Stadt, in denen preisgiinstige Wohnungen geschaffen werden mis-
sen. Zweifellos verletzt eine solche Bestimmung die Handels- und
Gewerbefreiheit sowie die Wirtschaftsfreiheit. Es kommt einer Ent-
eignung gleich und dies in meinem Fall fir 50% der Wohnflache!

Die Ortsplanungsrevision verletzt das Prinzip des wohnraum-
effizienten Bauens

Wohnraumeffizientes Bauen kann nur bedeuten, dass auch die
Hohe der neuen Gebaude und die Ausniitzungsziffern anwachsen
durfen und mussen. Es ist sinnlos, unser Haus auch weiterhin in die
Zone W3 einzuteilen. Auf dieser Flache mitten in der Stadt Zug
sollte dringend héher gebaut werden kénnen und die Ausnutzungs-
ziffer sollte hdéher sein.

Die Einsprache betrifft v.a. §6 des Abschnitts b) Bauzonen mit-
speziellen Vorschriften

§6-2 in der Grundordnung sind die Anteil des preisguinstigen Woh-
nungsbaus viel zu hoch. Mit den unter §6-4 folgenden Forderungen
von héchstzuldssigen Anfangsmietzinsen kommt es einer unver-
haltnismassigen Einmischung in privates Eigentum gleich, einer ei-
gentlichen Enteignung.

Der Preisgunstige Wohnungsbau kann in den Zonen gemass § 5-2
(Zone offentlichen Interesses fur Bauten und Anlagen OelB) durch
die Stadt selber realisiert werden. Warum genau dieser Anteil auf

30% festgelegt wird statt auf 80%, ist nicht erklarbar.

solche Ein- oder Aufzonung einher, womit die Betroffenen nicht be-
nachteiligt werden und auch das Gleichbehandlungsgebot nicht ver-
letzt wird.

Keine Verletzung der Handels- und Gewerbefreiheit:

Die genannten Grundrechte werden beeintrachtigt, was sich aber
angesichts des hohen oéffentlichen Interesses sowie der gegebenen
Verhaltnismassigkeit rechtfertigen Iasst. Die Beeintrachtigung erfolgt
jedoch als Auflage zu einer Neueinzonung.

Keine Verletzung des Prinzips des wohnraumeffizienten Bauens:
Da die Realisierung von preisgiinstigem Wohnraum nun eine Pflicht
und keine freiwillige Option bildet, wurde der Ausnitzungsbonus
ebenfalls direkt Gbernommen, was zu einer Aufzonung fihrt. So
kann eine verdichtete Bauweise bereits ohne Planungsverfahren er-
reicht werden, wobei zusatzlich noch immer freisteht, mit einem Be-
bauungsplan zusatzlich zu verdichten.

Hoéchstzuldssige Anfangsmietzinse und Eigentumsfreiheit:

Das genannte Grundrecht wird beeintrachtigt, was sich aber ange-
sichts des hohen o6ffentlichen Interesses, der bestehenden kantona-
len gesetzlichen Grundlage (§ 18 Abs. 4 PBG) sowie der gegebenen
Verhaltnismassigkeit rechtfertigen |asst.

Realisierung von preisgiinstigem Wohnraum in der OelB:

Um die durch die genannte Initiative geforderten preisgiinstigen
Wohnungen erreichen zu kénnen, missen sowohl das Gemeinwe-
sen wie auch die Privaten in die Pflicht genommen werden. Die von

der Pflicht zur Schaffung von preisginstigem Wohnraum betroffenen
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Die Initiative fir preisglinstiges Wohnen wurde von der Stadt be-
kampft- erfolglos. Doch sie nun vollumfanglich auf dem Buckel der
privaten Eigentimer auszutragen, ist ungerecht und rechtlich nicht
zulassig.

Begriindung
(siehe hiervor)

Privaten kommen stets in den Genuss einer erheblichen Aufzonung,
welche die Belastung rechtfertigt. Es liegt somit weder eine materi-
elle noch eine formelle Enteignung vor. Die Zonen fir Bauten und
Anlagen des o6ffentlichen Interesses ist sodann beschrankt und kann
nicht in erster Linie (80%) dem Bau von preisgiinstigen Wohnungen
dienen, weshalb der Anteil preisgiinstiger Wohnungen auf maximal
30% beschrankt wurde (Beilagenbericht zur kantonalen Vorpriifung,
S. 13).

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

171041 SP Stadt Zug Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
6300 Zug Antrag zu § 6 Abs. 4 Diese politische Frage wurde im Grossen Gemeinderat diskutiert
Der Satz «Unter Einhaltung der Gesamtsumme kénnen die einzel- und entschieden. Die Einwendung berticksichtigt nicht, dass die Ge-
nen Anfangsmietzinse bis maximal 10 % von den publizierten Wer-  samtsumme der Miete insgesamt gleichbleiben muss. Die 10-%-Re-
ten abweichen.» ist zu streichen. gel schafft lediglich einen begrenzten Spielraum flr interne Ver-
schiebungen zwischen den Mietobjekten, um auf wohnungsspezifi-
Begriindung sche Unterschiede Riicksicht nehmen zu kénnen (z. B. Lage,
Preisgiinstige Wohnungen in Zug sind im gesamtschweizerischen Grundriss). Es handelt sich um eine reine Verteilungsregel, nicht um
Vergleich alles andere als glinstig. Wird die Bestimmung beschlos-  eine Erhéhungsbefugnis. Der Sinn und Geist des preisgtinstigen
sen, wird der ohnehin schon seltene bezahlbare \Wohnraum in der Wohnungsbaus ist nicht in Gefahr.
Stadt noch knapper werden, weil Wohnungen auch dann als preis-
glinstig gelten wiirden, wenn sie 10 % teurer waren. Die Bestim- Antrag Stadtrat
mung wirde dem Etikettenschwindel Tur und Tor 6ffnen und ister-  Der Antrag wird nicht berticksichtigt.
satzlos zu streichen.
171042  SP Stadt Zug Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat
6300 Zug § 6 Abs. 6 soll lauten: Der Stadtrat erlasst Vorschriften GUber die Be-  Es handelt sich um eine politische Frage, welche im Grossen Ge-

legung und die Bevorzugung von Personen bei der Vermietung

meinderat diskutiert und entschieden wurde
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preisginstiger Wohnungen. Grundsatzlich sind Personen zu be-
rucksichtigen, welche einen starken Bezug zu Zug nachweisen kon-
nen.

Begriindung

Aktuell auswartig wohnhafte Menschen, die sich in Zug engagieren
oder hier arbeiten, sollen mitberticksichtigt werden. Pflegende, An-
gestellte von Werkhof und Backereien oder Verkehrspersonal ver-
dienen eine Chance auf dem Wohnungsmarkt.

(S. 75 und 171 Planungsbericht). Die 10 Jahre sind ein klares Krite-
rium. Das Kriterium «ein Bezug zu Zug» lasst sich als privater Ver-
mieter kaum handhaben. Diese Regelung wirde deshalb die kor-
rekte Umsetzung gefahrden. Sodann ist der Sinn der Initiative ge-
rade nicht, den Zuzug zu férdern, sondern sicherzustellen, dass die
bereits ansassige Bevolkerung verbleiben kann.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.

169856  «Privatpersonen» Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Zonen fur preisglnstigen Wohnungsbau Die 10 Jahre sind ein klares Kriterium. Weitergehende Kriterien wie
beispielsweise Personen aus Nachbargemeinden oder in Zug Er-
Begriindung werbstatige sind in der Handhabung problematisch. Ein privater Ver-
Die vorgesehenen neuen Zonen fir preisgunstigen Wohnungsbau mieter kann solche Kriterien nicht vernlinftig Uberprufen. Eine flexib-
werden insgesamt begrisst. Bei allfalligen «Zug first» Regelungen lere Regelung wiirde deshalb die korrekte Umsetzung gefahrden.
ist die Um- und Durchsetzbarkeit gegentber den privaten Eigentu- Sodann ware im Sinne der Initiative gerade nicht der Zuzug zu for-
mern kritisch zu hinterfragen, insbesondere bei bereits bestehen- dern, sondern sicherzustellen, dass die bereits ansassige Bevolke-
den Zonen. Auch Personen aus Nachbargemeinden sowie in Zug rung verbleiben kann. Das Wesentliche zur Um- und Durchsetzbar-
Erwerbstatige sollen berlicksichtigt werden, ein Zuzug letzterer hilft  keit ist in der Verordnung zu regein.
nicht zuletzt auch die Verkehrsproblematik zu entscharfen. Es ist Die Stadt wird fiir die Neueinzonungen Freudenberg und Ammanns-
bei den Neueinzonungen vertraglich sicherzustellen, dass die matt verwaltungsrechtliche Vertrage abschliessen. Dies ergibt sich
Grundstucke auch rasch bebaut werden. bereits aus § 52e PBG.
Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
167735  «Privatpersonen» Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat

Der Satz «Unter Einhaltung der Gesamtsumme ... abweichen.» in
Absatz 4 ist zu streichen.

Diese politische Frage wurde im Grossen Gemeinderat diskutiert
und entschieden. Die Einwendung berticksichtigt nicht, dass die
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Begriindung

Es ist nicht einzusehen, wieso es erlaubt sein soll, Anfangsmiet-
zinse von bis zu 10% Uber den Vorgaben zum preisglinstigen Woh-
nungsbau zu erlauben, auch wenn die Gesamtsumme stimmig ist.
Dies wird bestimmt immer ausgenutzt, was dem Sinn und Geist des
preisguinstigen Wohnungsbaus widerspricht. Alle preisginstigen
Wohnungen sollen separat den Vorgaben entsprechen und nicht
10% teurer sein.

Gesamtsumme der Miete insgesamt gleich bleiben muss. Die 10-%-
Regel schafft lediglich einen begrenzten Spielraum fir interne Ver-
schiebungen zwischen den Mietobjekten, um auf wohnungsspezifi-
sche Unterschiede Ricksicht zu nehmen (z. B. Lage, Grundriss). Es
handelt sich um eine reine Verteilungsregel, nicht um eine Erhé-
hungsbefugnis. Der Sinn und Geist des preisglinstigen Wohnungs-
baus ist nicht in Gefahr.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.

170356

VCS Verkehrs-
Club der Schweiz
Sektion Zug
6300 Zug

Antrag / Bemerkung
Der Satz «Unter Einhaltung der Gesamtsumme ... abweichen.» in
Absatz 4 ist zu streichen.

Begriindung

Es ist nicht einzusehen, wieso es erlaubt sein soll, Anfangsmiet-
zinse von bis zu 10% Uber den Vorgaben zum preisglinstigen Woh-
nungsbau zu erlauben, auch wenn die Gesamtsumme stimmig ist.
Dies wird bestimmt immer ausgenutzt, was dem Sinn und Geist des
preisglnstigen Wohnungsbaus widerspricht. Alle preisgiinstigen
Wohnungen sollen separat den Vorgaben entsprechen und nicht
10% teurer sein.

Erwagungen Stadtrat

Diese politische Frage wurde im Grossen Gemeinderat diskutiert
und entschieden. Die Einwendung bericksichtigt nicht, dass die Ge-
samtsumme der Miete insgesamt gleich bleiben muss. Die 10-%-
Regel schafft lediglich einen begrenzten Spielraum flr interne Ver-
schiebungen zwischen den Mietobjekten, um auf wohnungsspezifi-
sche Unterschiede Rucksicht zu nehmen (z. B. Lage, Grundriss). Es
handelt sich um eine reine Verteilungsregel, nicht um eine Erh6-
hungsbefugnis. Der Sinn und Geist des preisgilinstigen Wohnungs-
baus ist nicht in Gefahr.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

171191

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
als BsV léschen und einer Grundnutzung (z.b. Zone des offentli-
chen Interesse) mit ordentlicher BB Pflicht zuordnen.

Erwdgungen Stadtrat
Das kantonale Planungs- und Baugesetz sieht ausdriicklich die
Méoglichkeit vor, innerhalb der Bauordnung Zonen mit besonderen
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Begriindung
sollte langfristig nicht mehr als Lagerplatz dienen, evtl. Landab-
tausch anstreben - keine Erweiterung zulassen.

Vorschriften festzulegen (§ 22 PBG) sowie Bebauungsplane als
Sondernutzungsinstrument einzusetzen (§§ 47 ff. PBG). Gemass

§ 22 PBG umfassen Bauzonen mit speziellen Vorschriften (BsV) Ge-
biete, deren Nutzung — wie vorliegend — einer besonderen Regelung
bedarf.

Der rechtskraftige Bebauungsplan Nr. 7055 «Sagistrasse 10» hat
nach wie vor Giltigkeit. Eine Erweiterung ist lediglich restriktiv mog-
lich. Mit Beschluss des Grossen Gemeinderates in der 1. Lesung
wurde Abs. 1 dahingehend prazisiert, dass die ortsvertragliche Nut-
zung der bestehenden Gewerbebauten als stilles Lager (z.B. fiir das
Einstellen von Booten, Wohnwagen oder anderen Gitern mit be-
schranktem Verkehrsautfkommen) zulassig ist.

Mit der vorliegenden Revision wurden die Grundmasse innerhalb
des Paragrafen (§ 8 Abs. 3 nBO) aufgrund sorgfaltiger Prifung des
Gebietes definiert. Sie sind als zwingend einzuhaltende Eckwerte
mit plafonierendem Charakter zu verstehen, von dem auch in einem
obligatorisch zu erlassenden Bebauungsplan bei grosseren Erweite-
rungsarbeiten nicht abgewichen werden kann.

Da der vorgebrachte zukiinftige Wegfall der Lagerplatznutzung nicht
konkretisiert und zeitlich nicht gesichert ist, besteht kein planerischer
Anpassungsbedarf.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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§ 10 Technologiecluster Zug (Teilgebiete A-C)

169946

Urban Assets Zug
AG
6302 Zug

Antrag / Bemerkung

In der Bauordnung ist §10 so zu erganzen, dass in der Bauzone mit
speziellen Vorschriften «Technologiecluster Zug» fiir die 6ffentliche
Nutzung geschaffene Platze der Grinflachenziffer angerechnet
werden kénnen, unabhangig von der Beschaffenheit des Bodenbe-
lags.

Eventualiter soll auf eine Grunflachenziffer fur die BsV Technolo-
giecluster Zug verzichtet werden.

Begriindung

Fir den gesamten Flache der BsV Technologie Cluster Zug besteht
der gleichnamige Bebauungsplan, der am 24.9.2018 genehmigt
wurde. Im dazugehdrigen Plan werden die Freirdume dargestellt
und entweder als Griinflache oder Platz klassifiziert. In den Bestim-
mungen zum BBP Ziff. 26/3 wird direkt Bezug genommen auf die
Freiflachenziffer gemass den Bestimmungen in der Bauordnung,
welche aktuell 15% betragt. Diese umfasst aber sowohl Granfla-
chen wie auch Platzflachen. Da gemass Planungsbericht die
Grundmasse als zwingend einzuhaltende plafonierende Eckwerte
beschrieben werden, bei denen auch mit einem Bebauungsplan
nicht abgewichen werden kann, entsteht eine Diskrepanz zwischen
Bebauungsplan und den genannten Grundmassen. Vor allem vor
dem Hintergrund der geplanten Anpassung des Bebauungsplans
an die IVHB-Vorgaben kann dies problematisch werden.

Erwagungen Stadtrat

Zutreffend ist, wie von der Einwenderschaft geltend gemacht, dass
vorliegend die Grundmasse als plafonierende Eckwerte verbindlich
sind.

Zwar ist die Grinflachenziffer unter den Grundmassen aufgefiihrt,
sie steuert die bauliche Dichte jedoch nicht unmittelbar. Folglich
Ubernimmt die in § 10 nBO festgelegten Griinflachenziffer den Re-
gelungsgehalt von § 63 nBO vollumfanglich, einschliesslich der in
Abs. 2 vorgesehenen Moglichkeit, dass der Stadtrat in begriindeten
Fallen Erleichterungen hinsichtlich der Einhaltung der Grinflachen-
ziffer gewahren kann, sofern die 6rtlichen Gegebenheiten eine voll-
stédndige Einhaltung nicht zulassen oder wenn andere adaquate
Okologische Massnahmen getroffen werden (vgl. S.55i.V.m. S. 68
und 95 Planungsbericht). Zur besseren Verstandlichkeit wird eine
entsprechende Prazisierung im Planungsbericht vorgenommen.

Vor diesem Hintergrund besteht keine Notwendigkeit, auf die in § 10
Abs. 6 nBO festgelegte Griinflachenziffer von 15 % ganzlich zu ver-
zichten bzw. versiegelte Flachen (z. B. Platzflachen) der Griinfla-
chenziffer anzurechnen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Im Gegensatz zu den aufgrund der IVHB angepassten Baumasse
und Gesamthdéhe, bedeutet der Wechsel von der Freiflachen- zur
Grunflachenziffer eine materielle Anderung. Die im Rahmen des
Bebauungsplanprozesses zwischen den verschiedenen Interessen
austarierte Verteilung der Griin- und Platzflachen muss erhalten
bleiben und darf nicht auf diesem Wege umformuliert werden. Dies
wirde bei einem erst knapp sieben Jahre rechtskraftigen Bebau-
ungsplan ausserdem dem Gebot der Planbestandigkeit widerspre-
chen.

171144

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Gesamter Artikel wie folgend:

1 Diese Bauzone ist fur 6ffentlich zugangliche Nutzungen wie Schu-
len, Kulturstatten etc. sowie fir Wohnen und Arbeiten bestimmt.

2 Das Areal ist fir die Entwicklung vom Quartier Guthirt von beson-
derer Bedeutung.

3 Es gelten die Grundmasse der Zone WAS3. Neubauten setzen ei-
nen ordentlichen Bebauungsplan voraus.

4 Ubergangsweise ist das Gebiet ist fiir eine gastgewerbliche Nut-
zung, namentlich fur den Betrieb eines Hotels, bestimmt. Es gelten
die Baumasse der Bestandsbauten.

2 Es-geltenfolgende Baumasse:

a)Geschosszahi-{max )4

b)yAbstand-zu-Zonengrenze-{min)-4-m

5 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe 1.

Erwagungen Stadtrat

Der Stadtrat begegnet dem geltend gemachten Wohnungsknappheit
bereits mit mehreren planerischen Instrumenten in der Bauordnung.
Insbesondere wurden mit den § 5 Abs. 2, § 6 und § 30 nBO eigen-
standige, strukturell wirkungsvolle Regelungen geschaffen, die die
Schaffung zusatzlichen Wohnraums sicherstellen. Die Stadt verfugt
damit bereits Gber ein koharentes System, mit welchem dem Bedarf
an preisginstigem Wohnraum zielgerichtet und rechtskonform
Rechnung getragen wird.

Die bestehende Hotelnutzung ist rechtmassig, etabliert und ortsver-
traglich und erfillt eine eigenstandige funktionale Rolle fiir die Stadt
(wirtschaftliche Bedeutung, Besucherinfrastruktur, Standortattraktivi-
tat).

Eine Anpassung der BsV im Sinne des durch die Einwenderschaft
vorgelegten Version ware im jetzigen Zeitpunkt nicht verhaltnismas-
sig. Ein solcher Eingriff wirde die bestehende Hotelnutzung ohne
planerischen Druck oder sachlichen Anlass infrage stellen, obwohl
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6 Spatestens bis 2030 sind die bestehenden baulichen Nutzungen
aufzugeben und zu beseitigen.

(Gemass §32 Zwischennutzungen)

7 Fir die Einhaltung dieser Beseitigungspflicht leistet die Hotelbe-
treiberin/der Hotelbetreiber

finanzielle Sicherheiten, auf welche die Stadt Zug im Fall der Er-
satzvornahme zuriickgreifen

kann.

Begriindung

Dieses Areal mitten in der Stadt liegt ausschliesslich deshalb seit
Jahren massiv unternutzt brach, weil es fir den Stadttunnel frei ge-
halten wurde. Mit dessen Ablehnung vor zwei Jahren hatte die
Stadt genug Zeit die Zukiinftige Nutzung gerade auch augrund des
massiven Wohnungsmangels abzuwagen und im Rahmen dieser
OPR vorzulegen. Entweder ist darum dieses Areal ganzlich aus der
BsV zu streichen und einer angemessenen Grundnutzung zuzuord-
nen oder wie oben vorgeschlagen in den quartierkontext einzubet-
ten um diesen wichtigen Baustein des Stadtkerns weiter zu entwi-
ckeln.

bereits andere, wirksamere wohnungspolitische Instrumente beste-
hen.

§ 12 Abs. 4 nBO enthalt eine rechtsverbindliche Ubergangsregelung
bis spatestens 2046 und verpflichtet die Stadt zur anschliessenden
Uberpriifung der Zonierung. Eine automatische Riickzonung per
2046 wirde den gesetzlich geforderten planerischen Entscheidpro-
zess umgehen, der eine materielle Interessenabwagung voraussetzt
(Art. 3 Abs. 3 und 4 RPG).

Der mit Antrag der Baudirektion des Kantons Zug heute rechtskraf-
tige Formulierung von Absatz 4 des § 50 altBO 2009 trat am 11. Juli
2022 in Kraft. Die Nutzung im Sinne von § 12 Abs. 1 nBO wurde un-
ter Bertiicksichtigung der durch den Kanton eingeraumten Uberbau-
und Nutzungsrechts fir das Hotel von Ende 2025 bis Ende 2036
verlangert. Die Verlangerung dieser Frist im Rahmen der 1. Lesung
des Grossen Gemeinderates bis 2046 erfolgte aus 6kologischen
und wirtschaftlichen Griinden und hat keine raumwirksamen Auswir-
kungen, zumal das Hotel bereits steht und der Stadttunnel auch ab-
gelehnt wurde. Die Anpassung im Jahr 2022 prajudizierte die lau-
fende Ortsplanungsrevision nicht bzw. eine Fristverlangerung bis
2046 nimmt kunftigen Ortsplanungsrevisionen nichts vorweg.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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171044

171182

SP Stadt Zug
6300 Zug

SP Stadt Zug
6300 Zug

Antrag / Bemerkung
Die BsV ist zu streichen und das Gebiet der Zone OelB zuzuwei-
sen.

Begriindung

Die vom Kanton verlangte zeitnahe Umzonung in die Zone OelB ist
im Interesse der Stadtzuger Bevolkerung, da das Gelande fiir einen
Schulbetrieb (z.B. zweiter Standort Guthirt) in Frage kommt. Ein
Freihalten fir ein Tunnel-Portal ist hingegen aufgrund der wieder-
holten Volksabstimmungen unnétig geworden und der bestehende
Betrieb Uber eine Bestandesgarantie verfligt. Leider hat der Grosse
Gemeinderat die Umzonung abgelehnt und will stattdessen das be-
stehende Provisorium noch mehr verlangern. Wir lehnen dies ab.

Antrag / Bemerkung

Eventualantrag: Sollte der Antrag auf Umzonung in OelB abgelehnt
werden, stellen wir folgenden Eventualantrag zu Abs. 4: «Das Jahr
2036 soll beibehalten werden.»

Begriindung

Bei dieser BsV handelt es sich um eine provisorische Bauzone, die
zu einem Providurium zu werden droht. In Vorfeld der Ortspla-
nungsrevision hat der Stadtrat bereits die Frist von 2026 auf 2036
angepasst. Dies noch langer auszuweiten und somit schon wieder
anzupassen, ist nicht rechtens, da die Planbestandigkeit verletzt

Erwdagungen Stadtrat

Die Nutzung im Sinne von § 12 Abs. 1 nBO wurde unter Berucksich-
tigung der durch den Kanton eingerdumten Uberbau- und Nutzungs-
rechts fir das Hotel von Ende 2025 bis Ende 2036 verlangert. Eine
Aufhebung der BsV und Rickzonung in die OelB Zone waére im jet-
zigen Zeitpunkt nicht verhaltnismassig. Ein solcher Eingriff wiirde
die bestehende Hotelnutzung ohne planerischen Druck oder sachli-
chen Anlass infrage stellen.

§ 12 Abs. 4 nBO enthalt eine rechtsverbindliche Ubergangsregelung
bis spatestens 2046 und verpflichtet die Stadt zur anschliessenden
Uberpriifung der Zonierung. Eine automatische Riickzonung per
2046 wirde den gesetzlich geforderten planerischen Entscheidpro-
zess umgehen, der eine materielle Interessenabwagung voraussetzt
(Art. 3 Abs. 3 und 4 RPG).

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Ubergangsbestimmungen sind im Raumplanungsrecht tblich und
vollkommen zulassig. Sie erfillen die wichtige Funktion, Planungsli-
cken zu vermeiden, die geordnete Weiterfihrung bestehender Nut-
zungen sicherzustellen und Rechtsunsicherheiten zu verhindern.
Der mit Antrag der Baudirektion des Kantons Zug heute rechtskraf-
tige Formulierung von Absatz 4 des § 50 altBO 2009 trat am 11. Juli
2022 in Kraft. Die Nutzung im Sinne von § 12 Abs. 1 nBO wurde un-
ter Beriicksichtigung der durch den Kanton eingeraumten Uberbau-
und Nutzungsrechts fur das Hotel von Ende 2025 bis Ende 2036
verlangert. Die Verldngerung dieser Fristim Rahmen der 1. Lesung
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wird. Es gibt keine wesentlichen Anderungen, die es rechtfertigen
wurden, diesen provisorischen Zustand zum heutigen Zeitpunkt
noch langfristiger aufrecht erhalten zu wollen. Da andert auch die
mit der letzten verlorenen Stadttunnel-Abstimmung definitive Ab-
sage an ein mdgliches Tunnelportal nichts. Im Gegenteil: Damit ist
eigentlich klar, dass hier zeitnah eine definitive Zonierung vorge-
nommen werden muss. Zudem wirde mit einer weiteren Verlange-
rung bis 2046 bereits in die nachste Ortsplanungsrevision eingegrif-
fen, da die Ortsplanung alle 10-15 Jahre Uberprift werden muss.

des Grossen Gemeinderates bis 2046 erfolgte aus 6kologischen
und wirtschaftlichen Griinden und hat keine raumwirksamen Auswir-
kungen, zumal das Hotel bereits steht und der Stadttunnel auch ab-
gelehnt wurde. Die Anpassung im Jahr 2022 prajudizierte die lau-
fende Ortsplanungsrevision nicht bzw. eine Fristverlangerung bis
2046 nimmt kiinftigen Ortsplanungsrevisionen nichts vorweg.

§ 12 Abs. 4 nBO enthalt eine rechtsverbindliche Ubergangsregelung
bis spatestens 2046 und verpflichtet die Stadt zur anschliessenden
Uberpriifung der Zonierung. Eine automatische Riickzonung per
2046 wirde den gesetzlich geforderten planerischen Entscheidpro-
zess umgehen, der eine materielle Interessenabwagung voraussetzt
(Art. 3 Abs. 3 und 4 RPG)

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.

169848

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
Schaffung einer Zone fiir gemischtes Alterswohnen City Garden
(Grundstiicksnummern 4390/4142).

Begriindung

Hier kdnnten Wohnungen geschaffen werden, die vorrangig an Per-
sonen vermietet werden, die dafiir grossere Miet- oder Eigentums-
wohnungen auf Stadtgebiet freigeben (im Sinne der Motion «Alters-
residenzy).

Erwagungen Stadtrat

In der Stadt laufen bereits zahlreiche konkrete Projekte, in denen Al-
terswohnungen geplant oder realisiert werden, darunter die Aufsto-
ckung des Hertizentrums, das Vorhaben der Birgergemeinde auf
Grundstuick Nr. 1639, Oberwil Ost (Milimatt), das Areal des alten
Kantonsspitals, das Alterszentrum Neustadt sowie das Geviert
Ahornpark. Zusatzlich befinden sich in den Verdichtungsgebieten
umfangreiche Bebauungsplanungen wie Herti Siid, Aussere
Lorzenallmend, Ahornpark und Schleifepark in Erarbeitung oder
Vorbereitung, in denen die Realisierung von Alterswohnungen eben-
falls moglich ist.

Angesichts dieser bereits laufenden und breit gestreuten Planungen
ware eine Anpassung der BsV im Sinne des durch die
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Einwenderschaft geforderten «Zone fiir gemischtes Alterswohnen
City Garden» nicht verhaltnismassig und zum jetzigen Zeitpunkt
auch verfriiht, zumal der Kanton ein Uberbau- und Nutzungsrecht
eingeraumt hat und § 12 Abs. 4 nBO eine rechtsverbindliche Uber-
gangsregelung bis spatestens 2046 enthalt.

Ein solcher Eingriff wirde die rechtskraftig bestehende Hotelnutzung
ohne planerischen Druck oder sachlichen Anlass infrage stellen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.

172594

Zug Estates AG
6300 Zug

Antrag / Bemerkung

Zug Estates beantragt, §12 Metallstrasse Absatz 4 der Bauordnung
wie folgt anzupassen:

4 Spétestens drei Monate nach Rechtskraft der Bewilligung fiir die
Erstellung von Bauten und Anlagen fiir 6ffentliche Zwecke, jedoch
spétestens Ende des Jahres 2046, sind samtliche bauliche Nutzun-
gen aufzugeben, zu beseitigen und die von der Spezialbauzone
tiberlagerten Teile der betroffenen Grundstiicke wieder den pla-
nungsrechtlichen Grundnutzungen zuzufiihren.

Begriindung

Einleitung

Die Zug Estates AG ist Eigentiimerin der Parzellen Nr. 4389 und
4390 sowie des City Garden Hotels, welches auf diesen beiden
Parzellen und mit einem Uberbau- und Nutzungsrecht auf der Par-
zelle Nr. 4142 des Kantons Zug erstellt wurde. Fur die Erstellung
des Hotels wurde in der Bauordnung der Stadt Zug die Spezial-
bauzone Metallstrasse geschaffen.

Erwagungen Stadtrat

§ 12 Abs. 4 nBO enthalt eine rechtsverbindliche Ubergangsregelung
bis spatestens 2046 und verpflichtet die Stadt zur anschliessenden
Uberpriifung der Zonierung. Eine automatische Riickzonung per
2046 wirde den gesetzlich geforderten planerischen Entscheidpro-
zess umgehen, der eine materielle Interessenabwagung voraussetzt
(Art. 3 Abs. 3 und 4 RPG).

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Zug Estates ist entsprechend von den im Rahmen der Ortspla-
nungsrevision vorgesehenen Anpassungen in §12 Metallstrasse
der Bauordnung direkt betroffen. § 12 Metallstrasse sieht in

Absatz 4 neu vor, dass die Zonierung nach Aufgabe und Beseiti-
gung der baulichen Nutzungen bzw. spatestens 2046 zu Uberpriifen
ist:

4 Spétestens drei Monate nach Rechtskraft der Bewilligung fiir die
Erstellung von Bauten und Anlagen fiir 6ffentliche Zwecke, jedoch
spétestens Ende des Jahres 2046, sind sémtliche bauliche Nutzun-
gen aufzugeben, zu beseitigen und die Zonierung zu lberpriifen.

Aus Sicht von Zug Estates braucht es bei einer Aufhebung der Spe-
zialbauzone Metallstrasse keine Uberpriifung der Zonierungen,
sondern die von der Spezialbauzone Metallstrasse Uberlagerten
Teile der Grundstiicke Nr. 4142, 4389 und 4390 sollen ihrer eigent-
lichen Zweckbestimmung gemass der planungsrechtlichen Grund-
nutzungen zugefihrt werden, d.h. das Grundstiick Nr. 4142 zur
Zone des offentlichen Interesses fiir Bauten und Anlagen (OelB)
und die Grundstiicke Nr. 4389 und 4390 zur Wohnzone 3 (W3).

Begriindung

Von der Spezialbauzone Metallstrasse sind lediglich Teile der
Grundstlcke Nr. 4142, 4389 und 4390 betroffen. Bei einer Aufhe-
bung der Spezialbauzone ist es entsprechend zielfiihrend, die von
der Spezialbauzone (berlagerten Teile der betroffenen Grundstu-
cke wieder den planungsrechtlichen Grundnutzungen zuzufihren.
Dies insbesondere vor dem Hintergrund, dass sich die Zonen stark
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unterscheiden, da zwei Grundstiicke in der Zone W3 liegen und ein
Grundstuck in der Zone OelB.

§ 19 Herti ll

172439

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

1. a) Ich ersuche Sie, die Bestimmung zum Gebiet Herti Il (§ 19) so
zu formulieren, dass das Bauen nicht verhindert, sondern ermég-
licht wird.

b) Mit der Stadtverwaltung konnte am 20. Februar 2025 eine For-
mulierung gefunden werden, welche sowohl die 6ffentlichen Inte-
ressen wie auch die privaten Anliegen wahrt (vgl. Beilage).

Nun sollen an dieser Formulierung vom Februar 2025 Anderungen
vorgenommen werden, die weitreichende nachteilige Konsequen-
zen haben. Im Einzelnen geht es um Folgendes.

Begriindung

2. a) Im Absatz 4 lit. a wie auch im Abs. 5 wurde erganzt, dass sich
ein Ersatzbau «im Weiteren des gesamten Herti Quartiers einzu-
ordnen» habe bzw. ein Konkurrenzverfahren «unter Berlcksichti-
gung des Kontextes des gesamten Herti-Quartiers» bedingten. Mit
dem Einbezug des gesamten Herti Quartiers wird Gbersehen, dass
dieses Quartier in seinem architektonischen und stadtebaulichen
Ausdruck sehr unterschiedlich ist. Der Grundliegt darin, dass dieses
Quartier nicht nach einem einheitlichen Plan, sondern in etwa 10-
Jahresschritten im Wesentlichen von der Korporation Zug gebaut
wurde. So gibt es, um nur zwei Beispiele zu nennen, die Teppich-
siedlung von Hafner Wiederkehr und gleich in der Nahe die Wohn-
Uberbauung von Kees Christianse. Es ist gerade diese Vielfalt,

Erwagungen Stadtrat

Der Begriff «des gesamten Hertiquartiers» gemass § 19 Abs. 5 nBo
kann nicht im Sinne der Einwendung einzig auf das Geviert Herti Il
reduziert werden. Das Hertiquartier gehort schweizweit zu den Pio-
nierprojekten fur Stadterweiterungen der Nachkriegszeit. Dies ist
siedlungshistorisch bemerkenswert und erfordert ein Bewusstsein
bei den zukiinftigen stadtebaulichen und architektonischen Eingrif-
fen (Volumenvergrdsserung, Erweiterung, Ersatzneubauten, Frei-
und Aussenraumgestaltung) bzw. muss bericksichtigt werden. Zur
besseren Verstandlichkeit wird eine entsprechende Ergédnzung im
Planungsbericht vorgenommen.

Die Einwenderschaft ibergeht, dass mit § 19 Abs. 3 nBO der ohne
Bebauungsplanverfahren erstellte Bestand zur Einzelbauweise er-
klart wird. Diese Bestimmung kommt den Eigentiimern entgegen.
Dies rechtfertigt sich nur, sofern die Qualitét der verdichteten Be-
bauung auch in der Einzelbauweise gesichert wird, woflr sich das
Neubauprojekt gut in den Bestand einordnen muss. Hierzu sind die
Bestimmungen im heutigen Wortlaut des § 19 Abs. 2 und 4 nBO er-
forderlich. Abweichungen zum Vorschlag der Einwenderschaft fin-
den sich nur in konkretisierten Wortlaut. Weitgehende Verdichtung
bedingt den Erlass eines ordentlichen Bebauungsplans (§ 19 Abs. 5
nBO).

Wie § 19 Abs. 2 nBO verdeutlicht, ist fiir das Geviert Herti Il das Er-
scheinungsbild als Grosswohnsiedlung mit qualitatsvollen Aussen-

raumen massgebend. Die von der Einwenderschaft erwahnte
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welche das Quartier auszeichnet. Es kann daher nicht das «ge-

samte Quartier» als Massstab fir Verdnderungen herangezogen
werden, sondern das Geviert Herti Il, welches eine hinreichende
Grundlage fur Verdichtungen bildet.

b) Im Absatz 2 ist nun neu die Rede vom «zentralen Freiraum» der
zu erhalten sei, wdhrend im Kompromissvorschlag von «qualitats-
vollen Aussenrdaumen» gesprochen wird. Wird an der Erhaltung des
zentralen Freiraums kategorisch festgehalten, ist eine massvolle
Uberbauung dieser Flache von vorneherein ausgeschlossen - und
zwar selbst dann, wenn eine architektonisch und stadtebaulich gute
Lésung gefunden wird. Es ist nicht ersichtlich, weshalb man die Zu-
kunft so verbauen mdchte, zumal in Zeiten der Wohnungsknapp-
heit, wo eine Verdichtung eigentlich geférdert werden sollte.

c) Lit. c in Absatz 4 wurde ebenfalls neu formuliert, was Fragen auf-
wirft. Was heisst ein «siedlungs- und landschaftsgestalterisch bes-
seres Ergebnis»? Besseres Ergebnis gegenuber was, dem Bestand
oder des Herti Quartiers insgesamt? Ist das heute Gebaute von
derart schlechter Qualitat, dass nachgebessert werden muss? Dies
ware nicht nur ein Affront gegenlber den friheren Generationen,
sondern stiinde auch im Widerspruch zu den sonst in diesem Para-
graphen genannten Erhaltungszielen. Wichtig ist doch, dass auch
mit einer Veranderung ein gutes Ergebnis erzielt wird, wie dies im
Kompromissvorschlag geschrieben steht.

Sinnvoll ist es auch, eine maximale Volumenvergrésserung von 20
Prozent festzusetzen fiir Anderungen ohne Bebauungsplanverfah-
ren. Die unklaren Begriffe von «geringfigig» und «untergeordnet»

Teppichsiedlung ist denkmalgeschiitzt und im Geviert uniblich. Ent-
gegen den Ausfihrungen der Einwenderschaft findet sich sodann in
§ 19 Abs. 2 nBO keine Pflicht zur Erhaltung des «zentralen Frei-
raums». Im Gegenteil dirfen Ersatzneubauten auch in der Einzel-
bauweise einen grésseren Fussabdruck aufweisen und dazu den
Freiraum verkleinern, sofern die in § 19 Abs. 2 und 4 nBO genann-
ten Qualitaten erfillt sind. Die Forderung, wonach eine Volumenver-
grésserung von 20% ohne Bebauungsplanverfahren mdglich sein
soll, kann nicht entsprochen werden. Eine solche Volumenvergrds-
serung geht nur einher mit einem qualitatssichernden Verfahren. Im
Weiteren wirde eine solche Privilegierung der Gleichbehandlung
von anderen Grundeigentiimern ausserhalb des Perimeters Herti Il
widersprechen. Die Tatsache, dass gemass § 19 Abs. 4 lit. c nBO
geringflgige Volumenvergrdsserungen von untergeordneter Bedeu-
tung in der Einzelbauweise zuldssig sind, ist bereits ein massgeben-
des Entgegenkommen an die Eigentiimer in diesem Perimeter.

Die Begriffe «geringfiigig» und «untergeordnet» lassen bei Ersatz-
neubauten den Planern und Bewilligungsbehdrden den notwendigen
Spielraum.

Die Beanstandung, dass die Formulierung «energieeffizientes Er-
gebnis» beispielsweise ein Fensterersatz erschweren oder verun-
mdglichen wirde, geht fehl. Mit der massgebenden Bestimmung
von § 19 Abs. 4 lit. ¢ nBO ist nicht die Sanierung von Gebauden,
sondern das Erstellen von Ersatzneubauten geregelt.

§ 19 Abs. 2 nBO und § 19 Abs. 4 lit. b nBO erflllen unterschiedliche
Funktionen und sind daher unverandert beizubehalten. § 19 Abs. 2
nBO beschreibt massgebende Eckpunkte des Gevierts Herti Il und

gilt fir samtliche Verfahrensarten. § 19 Abs. 4 lit. b nBO beschreibt
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fihren nur zu Diskussionen, was genau nun darunter zu verstehen
ist.

Schliesslich ist auch die Formulierung «energieeffizienteres Ergeb-
nis» nicht verstandlich. Werden beispielsweise Fenster ersetzt, so
wird die Energieeffizienz gegenluber dem bisherigen Verbrauch ver-
bessert, doch mag die Bilanz bei Betrachtung Uber eine langere
Zeitperiode hinweg ganz anders aussehen. Die Energiegesetzge-
bung ist hier vollig ausreichend. Es ist sodann nicht einzusehen,
weshalb bei einer moderaten Verdichtung der Herti |l solche Best-
immungen geschaffen werden in allen anderen Fallen, wo aufge-
zont oder nachverdichtet wird, aber davon abgesehen wird.

d) Gestrichen werden kann sodann lit. b in Absatz 4, da dies bereits
in Absatz 2 enthalten ist.

3. Ich ersuche Sie, die in der Beilage aufgefiihrte Kompromisslo-
sung dem Grossen Gemeinderat zur Beschlussfassung zu unter-
breiten. Wie schadlich Bauvorschriften sind, die unklar formuliert
sind oder der nachgeordneten Planungsschritten zu wenig Spiel-
raum belassen, zeigt etwa das Verfahren beim Salesianum. Dieses
Trauerspielsollte hier nicht wiederholt werden.

die Vorgaben fir Frei- und Aussenrdume im Zusammenhang mit
dem Erstellen von Ersatzneubauten.

Die Beilage mit der Kompromisslésung wird in den Einwendungsbe-
richt aufgenommen und so dem Grossen Gemeinderat zur Kenntnis
gebracht. Aus den oben genannten Griinden lehnt der Stadtrat den
Inhalt der «kKompromisslésung» ab und wird diesen dem Grossen
Gemeinderat nicht zur Beschlussfassung unterbreiten. Der Verweis
auf die Verfahren beim Salesianum ist nicht zielfihrend. Bei der Re-
gelung betreffend Herti Il geht es um die nachtragliche rechtliche
Einordnung einer ohne Bebauungsplan erstellten grossen Uberbau-
ung. Beim Verfahren in Bezug auf das Salesianum handelt es sich
um eine Bebauung eines unbebauten Landstiicks unter Bertcksich-
tigung von ISOS-Vorgaben, welche eine ISOS-Umgebungszone a
betreffen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Herti II: Bestimmung fiir die neue Bauordnung der Stadt Zug

"§19 Hertill

1 Diese Bauzone ist fiir Wohnen und Dienstleistungen bestimmt. Es gilt ein Mindestwohnanteil von
90 %.

2 Das Geviert Herti Il soll in der Struktur und im Erscheinungsbild als Grosswohnsiedlung mit
qualitdtsvollen Aussenrdaumen erhalten bleiben.

3 Ersatzneubauten sind im Ausmass der bewilligten und realisierten Bauvorlumen mdglich.
4 Im Weiteren gilt Folgendes:

a) Ersatzneubauten haben sich optimal in den ortsbaulichen und landschaftlichen Kontext des
Gevierts Herti Il einzuordnen.

b) (Streichen, da in Absatz 2 enthalten).

¢) Volumenvergrésserungen bis maximal 20 Prozent sind zuldssig, soweit sich ein siedlungs- und
landschaftsgestalterisch gutes Ergebnis ergibt und keine tiberwiegenden &ffentlichen Interessen
entgegenstehen.

4 Uber Abs. 4 hinausgehende Erweiterungen der bestehenden Volumina sowie eine
Weiterentwicklung und Nachverdichtung des Gevierts bedingen ein qualitatssicherndes
Konkurrenzverfahren gemass § 32ter PBG (BGS 721.11). Gestutzt darauf ist ein ordentlicher
Bebauungsplan zu erarbeiten.

5 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe 11."

Zug, 20. Februar 2025

172545  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Ich ersuche Sie, dem Grossen Gemeinderat zu beantragen, auf die  Zu Punkt 3b), aa)
Vorschrift in § 22 Abs. 3 der Bauordnung zu verzichten. Im Bericht zur Uberpriifung der W1 (Beilage 3.9) sind die Bautypoli-

gien und die rdumlichen Qualitaten der Ufernase ausreichend und
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Begriindung

2. a) Mit der Ortsplanungsrevision passt die Stadt Zug ihre Bauvor-
schriften an die aktuelle Fassung des Zuger Planungs- und Bauge-
setzes (PBG) sowie an die sich an der IVHB orientierenden Baube-
griffe und Messweisen der Verordnung zum PBG (V PBG) an. Da-
bei findet auch ein Wechsel von der bisherigen Freiflachenziffer zur
Grunflachenziffer statt. Die Freiflachenziffer nach bisherigem Recht
ist das Verhaltnis der offenen Flachen firr Spiel- und Ruheplatze,
Parks und Garten zur anrechenbaren Landflache (vgl. § 21 aV
PBG). Demgegeniiber ist die Griinflachenziffer das Verhaltnis der
anrechenbaren Grunflache zur anrechenbaren Grundsticksflache.
Als anrechenbare Grinflache gelten natirliche und/oder bepflanzte
Bodenflacheneines Grundsticks, die nicht versiegelt sind und die
nicht als Abstellflachen dienen (vg. § 38 V PBG). Die Griinflachen-
ziffer ist damit sehr viel restriktiver gefasst als die bisherige Freifla-
chenziffer.

b) Die Stadt Zug hat bisher nur in den drei Wohn- und Arbeitszonen
A und B sowie der Arbeitszone AA eine Freiflachenziffer vorge-
schrieben. In diesen Zonen gilt keine Ausnutzungsziffer, sondern
die Baumassenziffer. Neu soll die Grunflachenziffer in allen ande-
ren Bauzonen eingeflhrt werden. Dies stellt einen eigentlichen Pa-
radigmenwechsel dar. Man kann sich fragen, ob es sinnvoll ist, zu-
séatzlich zur Ausnutzungsziffer, die im Interesse der Innenverdich-
tung, erhéht werden soll, neu eine Grunflachenziffer einzufiihren.
Mein Klient wendet sich nicht grundsatzlich gegen die Einflihrung
dieses neuen Instruments, wie nachfolgend aufgezeigt wird. Es ist
aber von einer der Grundordnung abweichenden Festlegung der
Grunflachenziffer in der Bauzone Fridbach abzusehen.

differenziert beschrieben. Der diesbeziigliche Satz im Planungsbe-
richt auf Seite 63, 2. Abschnitt wird gestrichen («Die Bestandsbau-
ten sind mehrheitlich zweigeschossig und als Einheit identitatsstif-
tend.»).

Zu Punkt 2b), 3b), bb).

Die Musterbauordnung des Kantons Zug beinhaltet neu die Griinfla-
chenziffer, dies im Sinne einer 6kologischen Umgebungsgestaltung
bzw. des dkologischen Ausgleichs.

Gemass Bericht Uberpriifung der W1 (Beilage 3.9) liegt die Griinfla-
chenziffer bei allen Parzellen der Ufernase zwischen 0.65 und 0.75.
Wie die Bezeichnungen des Ortes im ISOS (U-Zo VIl und 0.025)
nahe legen, ist der Uferstreifen entlang der Artherstrasse «stark be-
grunt» bzw. die Ufernase von «stark begriunten Garten umgebeny.
Dieser hohe Anteil an Grinflachen mit raumwirksamem Baumbe-
stand ist wie im Bericht Uberpriifung W1 (Beilage 3.9) zu entneh-
men ist, auch heute noch fir den Ort pragend und identitatsstiftend.
Wiurde die Grunflachenziffer wie beantragt auf das ordentliche Mass
der Wohnzone W2A herabgesetzt - sie betragt lediglich 30% - ware
diese heute noch vorhandene und konstituierende raumliche Quali-
tat nicht zu halten. Zudem wird darauf hingewiesen, dass gemass

§ 22 Abs. 3 nBO die Grinflachenziffer bis auf 50% reduziert werden
kann, wenn die eingeforderten Qualitaten fir die Gartenanlagen er-
fullt werden. Der Antrag, auf § 22 Abs. 3 nBO zu verzichten, ist des-
halb abzulehnen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird teilweise bertcksichtigt.
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3. a)Die zwischen der Artherstrasse und dem See gelegenen
Grundstuicke im Fridbach liegen gemass geltendem Zonenplan in
einer Wohnzone W1. Im Rahmen der Ortsplanungsrevision werden
Wohnzonen W1 im Interesse des haushalterischen Umgangs mit
dem Boden weitgehend aufgehoben. Auch das Gebiet Fridbach soll
neu in eine Wohnzone W2 aufgezont werden. In der Wohnzone W2
kann nach neuem Recht zweigeschossig gebaut werden und die
Ausnitzung betragt 0.4. Die Griunflachenziffer wird auf 40 Prozent
festgesetzt.

b) aa) In Abweichung von der Grundordnung soll die Griinflachen-
ziffer im Fridbach auf 70 Prozent angehoben werden, wobei der
Stadtrat diese Prozentsatz bei Erfiillung von gewissen Qualitatsan-
forderungen auf 50 Prozent reduzieren kann. Im Planungsbericht
vom 9. Januar 2025 wird diese massive Anhebung der Grinfla-
chenziffer mit den «lokalen Gegebenheiten» begriindet. Der Frid-
bach liege in einer ISOS-Umgebungszone und die Bestandesbau-
ten seien mehrheitlich zweigeschossig und als Einheit identitatsstif-
tend. Zutreffend ist der Hinweis auf das ISOS. Nicht zutreffend ist
jedoch die Beschreibung des Bestandes. In dieser Bauzone befin-
den sich insgesamt vier Liegenschaften, die ziemlich unterschied-
lich Gberbaut sind. Im Norden sind zwei zweigeschossige Gebaude
auf vergleichsweise kleinen Parzellen vorhanden. Daran angren-
zend liegt die von Fritz Stucky und Rudolf Meuly fiir die Eltern mei-
nes Klienten erbaute Villa Mijnssen - ein dem abfallenden Gelande-
verlauf h6henmassig gestaffeltes und im Wesentlichen eingeschos-
siges Gebaude, das von der Artherstrasse her wegen seiner gerin-
gen Hohe nicht einsehbar ist (vgl. Fritz Stucky, Architekt und Unter-
nehmer, Zirich 2006, S. 132 f.).
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Am sldlichen Ende findet sich schliesslich die markante Villa See-
burg mit drei Geschossen. Von einer einheitlichen Bebauung, die
identitatsstiftend sein soll, kann keine Rede sein. Im Dokument
«Uberpriifung der Wohnzone W1» vom 9. Januar 2025 findet sich
eine differenziertere Beurteilung, welche die bestehenden Bauten
genauer beschreibt. Richtig ist auch, wie in diesem Bericht erwahnt
wird, dass das Grundstiick 1492 mit der Villa Mijnssen Uber eine er-
hebliche Ausnitzungsreserve verfigt. Wie lhnen bekannt ist, wird
die Villa Mijnssen zusammen mit dem Bootshaus vertraglich unter
Schutz gestellt werden; sie kann also nicht abgebrochen werden.

bb) Mit der Uber einen Leisten geschlagenen massiven Anhebung
der Grinflachenziffer wird man diesem Gebiet mit den nur vier
Grundstuicken nicht gerecht. Das Grundstlck Villa Seeburg kann al-
lenfalls mit einer Griinflachenziffer von 70 Prozent Gberbaut wer-
den. Bei den beiden nérdlichen Grundstiicken ware eine Neuliber-
bauung jedoch kaum moglich. Ausgeschlossen ware ein zusatzli-
cher Bau auf der Liegenschaft Mijnssen. Im Dokument Uberpriifung
der Wohnzonen W1 wird zwar die Lage eines Neubaus eingezeich-
net, doch zeigt sich bei naherer Betrachtung, dass die hohe Griin-
flachenziffer einem solchen Vorhaben entgegensteht. Der Grund-
liegt im Wesentlichen in der in der Flache gestaffelten Villa Mijns-
sen. Allein dieses Gebaude beansprucht zusammen mit dem
Bootshaus und den Nebengebauden sowie der Zufahrt mit dem
Vorplatz eine Flache von 45 Prozent der anrechenbaren Grund-
stlcksflache, sodass im heutigen Bestand die Grinflachenziffer 55
Prozent betragt. Mit einem Neubau reduziert sich die Grinflachen-
ziffer auf 46 Prozent. Die hohe Grinflachenziffer verunmaoglicht,
was mit der Erhéhung der Ausniitzungsziffer angestrebt wird, d.h.
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eine massvolle Verdichtung. Auf eine gegeniiber der Grundordnung
erhohte Grinflachenziffer ist deshalb zu verzichten.

c) Mit den in Absatz 3 und 4 in § 22 genannten qualitativen und ver-
fahrensmassigen Bestimmungen ist ausreichend sichergestellt,
dass ein Neubau sich in das wertvolle Landschafts- und Ortsbild
gut einfigt. Es bedarf nicht noch einer einengenden Bestimmung,
die das Bauen verunmdglicht.
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Berechnung Orinflichentiffer;

Berechnung Gebaudegrundfiachen:

5380+ 1555 - 492 5em?

27 -+ 27% dor 205F

Ubrige Umgebangsfiichen:

T041-910 66 88
v blgp-architekten.ch
buero@blgp-architekten.ch

Haus Mijnssen
Parzelle 1492 Artherstrasse 36, 6300 Zug
31.8.7 Griinflachenziffer Neubau 1:500

169588

Gruppe Zuger
General Unter-
nehmer

6340 Baar

Antrag / Bemerkung

In den Wohn- und Arbeitszonen 2 bis 5 (WA2, WA3, WA4, WA5)
soll auf die Vorgabe zur Einhaltung einer Griunflachenziffer von
30% verzichtet werden.

Begriindung

Die Wohn- und Arbeitszone ist fiir Wohnen, dem Wohnen ver-
gleichbare Zwecke, familienerganzende Betreuung sowie flir nicht
und massig stérende Gewerbe und Dienstleistungsbetriebe vorge-
sehen. Die Gewerbenutzungen in den Wohn- und Arbeitszonen be-
finden sich grundsatzlich im Erdgeschoss.

Erwagungen Stadtrat

Die Grunflachenziffer wurde durch den Grossen Gemeinderat bei
30% festgelegt, wobei durch das Baudepartement aufgezeigt wer-
den konnte, dass die festgelegten Grinflachenziffern grossmehrheit-
lich dem heutigen Bestand entsprechen und der fiir Neubauten und
Umgestaltungen nachzuweisende Wert ohne gréssere Einschran-
kungen umgesetzt werden kann. Die Griinflachenziffer ist insbeson-
dere aus Griinden der Klimaentwicklung und der Umgebungsgestal-
tung von essenzieller Bedeutung. Durch die Festsetzung des Griin-
flachenanteils in der WA2-5 von 30% werden die Interessen der
Grundstuickeigentiimerschaften gentigend berlicksichtigt.
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Gewerbliche Betriebe miissen Uber eine zweckmassige Erschlies-
sung fir Betreiber und Kundschaft verfigen. Auch sogenannte
«stille Gewerbebetriebe» bendtigen betriebliche Aussenflachen, die
frei gestaltbar sind.

Erklartes Ziel der Nutzungsplanung ist auch die Ansiedlung von ge-
werblichen Betrieben in der Wohn- und Arbeitszone sicherzustellen.
Die Durchmischung von Wohnen und Arbeiten ist zu férdern, soweit
gesundes Wohnen und wirtschaftliche Tatigkeit miteinander verein-
bar sind.

Weiter gilt es zu beachten, dass in begrindeten Fallen Erleichterun-
gen gewahrt werden kdnnen (§ 63 Abs. 2 nBO).

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

171431 «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
In den Wohn- und Arbeitszonen 2 bis 5 (WA2—WAD5) soll auf die Die Grunflachenziffer wurde durch den Grossen Gemeinderat bei
verpflichtende Grunflachenziffer von 30 %verzichtet werden. 30% festgelegt, wobei durch das Baudepartement aufgezeigt wer-
den konnte, dass die festgelegten Grinflachenziffern grossmehrheit-
Begriindung lich dem heutigen Bestand entsprechen und der fir Neubauten und
Die WA-Zonen sind fir Wohnen, wohnahnliche Nutzungen, fami- Umgestaltungen nachzuweisende Wert ohne gréssere Einschran-
lienerganzende Betreuung sowie nicht oder nur gering stérende kungen umgesetzt werden kann. Die Griinflachenziffer ist insbeson-
Gewerbe vorgesehen. Solche Betriebe befinden sich meist im Erd-  dere aus Griinden der Klimaentwicklung und der Umgebungsgestal-
geschoss und sind auf eine funktionale Erschliessung und flexibel tung von essenzieller Bedeutung. Durch die Festsetzung des Griin-
nutzbare Aussenbereiche angewiesen - auch sogenannte «stille flachenanteils in der WA2-5 von 30% werden die Interessen der
Gewerbebetriebe». Damit Gewerbenutzungen in den WA-Zonener-  Grundstiickeigentimerschaften gentigend bertcksichtigt. Weiter gilt
halten bleiben bzw. neu entstehen kdnnen, sollte die Griinflachen- es zu beachten, dass in begrindeten Fallen Erleichterungen ge-
ziffer nicht zwingend vorgegeben werden. wahrt werden kdnnen (§ 63 Abs. 2 nBO).
Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
172328  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat

In den Wohn- und Arbeitszonen WA2 bis WAS5 soll die Pflicht zur
Einhaltung einer Grunflachenziffer von 30 % entfallen.

Die Grunflachenziffer wurde durch den Grossen Gemeinderat bei
30% festgelegt, wobei durch das Baudepartement aufgezeigt
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Begriindung

Die WA-Zonen beinhalten oft Gewerbenutzungen im Erdgeschoss,
welche eine gute Erschliessung sowie flexibel nutzbare Aussenfla-
chen bendtigen - auch bei stillen Gewerbeformen. Damit solche Be-
triebe weiterhin Platz finden und sich neu ansiedeln kénnen, sollte
auf eine verbindliche Grinflachenziffer verzichtet werden.

werden konnte, dass die festgelegten Griinflachenziffern grossmehr-
heitlich dem heutigen Bestand entsprechen und der fir Neubauten
und Umgestaltungen nachzuweisende Wert ohne grdssere Ein-
schrankungen umgesetzt werden kann. Die Grinflachenziffer ist ins-
besondere aus Grinden der Klimaentwicklung und der Umgebungs-
gestaltung von essenzieller Bedeutung. Durch die Festsetzung des
Grunflachenanteils in der WA2-5 von 30% werden die Interessen
der Grundstiickeigentimerschaften genltigend bericksichtigt. Weiter
gilt es zu beachten, dass in begriindeten Fallen Erleichterungen ge-
wahrt werden kdnnen (§ 63 Abs. 2 nBO).

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.

171754

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Die Geschosszahl auf dem ganzen Planungsgebiet, mit Ausnahme
der geschitzten Altstadt, wird generell um mindestens 2-3 Vollge-
schosse erhéht.

Begriindung

Die enorm grosse Wohnungsnot in Zug mit einem Leerwohnungs-
bestand von ca. 0,3% veranlasst mich zur Ortsplanungsrevision
eine Einwendung zu machen. Es kann keinesfalls so sein, dass
man einfach so weiter macht wie bisher. Das Verhaltnis von Ar-
beitsplatzen zu Einwohnern ist massiv gestort. Die «5er-und-das-
Weggli-Politik», also viele internationale Unternehmen anzusiedeln
und das dorfliche Zug zu erhalten funktioniert, wie man taglich er-
lebt, Gberhaupt nicht.

Erwagungen Stadtrat

Das Anliegen der Einwenderschaft widerspricht dem im Planungs-
bericht festgehaltenen Planungsgrundsatz A (S. 38 Planungsbe-
richt). Dieser Grundsatz halt ausdrucklich fest, dass im Rahmen der
Ortsplanung keine pauschalen Aufzonungen vorgenommen werden
sollen. Der Planungsgrundsatz A stiitzt sich unmittelbar auf die Vor-
gaben des Raumplanungsgesetzes (RPG) sowie auf die kantonalen
Richtplanungsvorgaben.

Um unkontrollierte Verdichtung und deren potenziell negativen Aus-
wirkungen auf die Lebensqualitat (insb. bzgl. der Erschliessung) zu
verhindern, miissen wesentliche Verdichtungsschritte gestiitzt auf
Bebauungsplane erfolgen.

Durch die dabei mdgliche genauere Betrachtung der betroffenen
Grundstiicke sowie deren Umgebung und dank der Umsetzbarkeits-
prifung anhand von Richtprojekten, kdnnen lebenswerte Ergebnisse
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Um zu ermdglichen etwas gegen die drickende Wohnungsnot zu
tun, brauchen wir sehr viele zusatzliche Wohnungen. Ermdglichen
wir das Bauen von zusatzlichem Wohnraum durch den Bau von
mehr Stockwerken im Neubau und Aufstockungen im Bestand. Es
muss massiv die innere Verdichtung ermdglicht werden, wie sie das
Raumplanungsgesetzt vorschreibt.

Die Stadt Zug hat ungefahr 32'000 Einwohner und 45'000 Arbeits-
platze. Das ist ein krasses Missverhaltnis. Um normale Verhaltnisse
in Zug zu erreichen, musste Zug bei den vielen Arbeitsplatzen
90'000 Einwohner beherbergen. Man kann tberlegen, studieren
und rechnen; man kommt immer wieder zum gleichen Resultat. Es
braucht also noch viel mehr zu normalen Verhaltnissen.

Wir alle wollen eine lebendige Stadt Zug, keine Neugasse, die tot
ist oder eine Bahnhofstrasse, die bald auch so weit ist. Eine leben-
dige Stadt braucht eine gute Durchmischung in ihrer Bevolkerung.
Das heisst, dass auch Handwerker, Pflegepersonal, Polizisten,
Lehrlinge, Zugerinnen oder Zuger hier wohnen kdnnen. All diesen
Personen sind wir ndmlich nicht bereit einen entsprechend héheren
Lohn in Form von hohen Preisen fiir ihre Arbeit zu zahlen. Beson-
ders junge Paare, die eine Familie griinden und dann noch ein wei-
teres Kind dazu kommt, haben eigentlich keine Mdglichkeit im Kan-
ton Zug zu leben. Genau diese Menschen machen die lebendige
Stadt aus. Genau diese jungen Leute machen Feuerwehrdienst,
freiwillig. Die FFZ hat bereits seit einiger Zeit grosse Mihe ihren Mi-
nimalbestand aufrecht zu erhalten. Brauchen wir keine Feuerwehr
mehr? Brauchen wir keine Pflege mehr?

Brauchen wir keine Spitex mehr? Brauchen wir keinen Sanitar
mehr, wenn das Wasser nicht mehr ablauft?

sichergestellt werden.

Dem Anliegen der Einwenderschaft bzgl. preisglinstigen Wohnun-
gen wurde durch Erlass der § 5, § 6, § 26 und § 30 nBO entspro-
chen. Durch die geforderten pauschalen Aufzonungen kénnten hin-
gegen keine preisglinstigen Mieten gesichert werden.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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171675

«Privatpersonen»

Die allermeisten Menschen, die in unserer Stadt arbeiten und zu
unserem Wohlstand beitragen, méchten auch nahe an ihrem Ar-
beitsplatz wohnen und nicht mehrtaglich zwei Stunden pendeln.
Was sagen wir diesen bei uns arbeitenden Leuten? Wir sagen
ihnen: Wenn ihr euren Beitrag zu unserem Wohlstandgeleistet habt,
verschwindet wieder und lasst uns in Ruhe.

Taglich pendeln 30'000 Personen zur Arbeit in die Stadt Zug. Wol-
len wir das wirklich? Das kdnnte die Politik &ndern. Ganz zu
schweigen, dass wir mit dieser Politik durch den grossen Pendler-
verkehr die CO2-Belastung in die Hohe treiben. Wenn alle auch bei
uns wohnen kénnten, hatten wir kein Verkehrsproblem und muss-
ten die Infrastruktur nicht weiter ausbauen. Ein Mobilitats-Konzept,
das etwas bewirkt, gibt es ja auch nicht. Die Stadt wiirde lebendig
und Netto-Null bis 2050 ware erreichbarer.

Bald beginnt der Bau des neuen Zimmerberg-Tunnels. Durch die
schnellere Verbindung nach Zirich oder von Zirich nach Zug wird
der Sog nach Zug weiter angeheizt. In Zug zu wohnen wird damit
noch attraktiver. Damit steigt aber auch der Druck auf den Zuger
Wohnungsmarkt, der eigentlich seit mehreren Jahrzehnten kein
Markt mehr ist. Er zeichnet sich durch die Wohnungsnotaus.

Antrag / Bemerkung

1) In den Wohnzonen W1, W2A und W2B sei eine maximale Ge-
schosszahl und Gebaudehéhe festzusetzen, und zwar so, dass
sowohl fir die Einzelbauweise als auch unter dem einfachen Be-
bauungsplan maximal drei Geschosse baulich realisiert wer-
den kénnen.

Das heisst: In diesen Wohnzonen sollen unter der Einzelbauweise
maximal 2 Vollgeschosse plus 1 Attikageschoss und unter dem

Erwagungen Stadtrat

Seit der letzten Ortsplanungsrevision haben sich die Verhaltnisse
geandert. Einerseits besteht noch eine latente Wohnungsknappheit,
andererseits wurde im Jahr 2012 durch die Revision des RPG
(RPGH1) ein klarer Auftrag zur Innenverdichtung erteilt. In der Folge
ist grundsatzlich auf die W1 zu verzichten (S. 39 Planungsbericht).
Die von der Einwenderschaft vorgebrachte Problematik wird
dadurch entscharft, dass Grundeigentimer — anders als bei den
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einfachen Bebauungsplan maximal 3 Vollgeschosse zulassig sein
(fur letzteren bei 3 Vollgeschossen kein zuséatzliches Attikage-
schoss erlaubt).

2) Antrag-1 sei in der nBO wie folgt umzusetzen (vgl. Beilage 1,
gelb hinterlegt):

a) In § 25nBO (Tabelle) sei in der Spalte
e «Dach- und Attikageschosse sind bei max. Anzahl Vollge-
schosse nicht zulassig»

neu auch fiir die Wohnzonen W1, W2A und W2B die Markie-
rung «X» mit einer neuen Fussnote 2 einzusetzen.

Der Text in der neuen Fussnote 2 sei wie folgt abzufassen:
2Gilt nur bei zusatzlichem Vollgeschoss gemass § 32bis Abs. 3 lit.
a) PBG (einfacher Bebauungsplan).

b) In § 25nBO (Tabelle) sei in der Spalte
e «Gesamthdhe in m (VPBG)»

neu fir die Wohnzonen W1, W2A und W2B die Markierung «X»
mit einer neuen Fussnote 3 einzusetzen.

Der Text in der neuen Fussnote 3 sei wie folgt abzufassen:

3 Zur Berechnung der zulassigen Gesamthohe dirfen fir maximal 3
Geschosse die Geschosshéhen gemass § 33 Abs.2 lit. a) bis ¢)
VPBG berucksichtigt werden.

altrechtlichen Arealbebauungen — nicht automatisch Anspruch auf
den Erlass eines (einfachen oder ordentlichen) Bebauungsplans ha-
ben. Durch die bei einfachen Bebauungsplanen mdgliche genauere
Betrachtung der betroffenen Grundstiicke sowie deren Umgebung
und dank der Umsetzbarkeitspriufung anhand von Richtprojekten,
kénnen qualitativ hochstehende Ergebnisse sichergestellt werden.
Wo ortlich angezeigt, wird dem Ansinnen der Einwenderschaft in der
Wohnzone W2C entsprochen. In dieser Zone ist kein zusatzliches
Dach- und Attikageschoss erlaubt.

Die Vorschriften zu den Bebauungsplanen werden in § 32 PBG ab-
schliessend geregelt. Entgegen den Ausfiihrungen der Einwender-
schaft liegt es nicht in der Kompetenz der Gemeinde, generell-abs-
trakt die Anforderungen auszuweiten oder Abweichungsmdglichkei-
ten einzuschranken. Die jeweils gebotenen wesentlichen Vorzige
gegeniber der Einzelbauweise sowie Abweichungen zur solchen
sind erst bei Erlass des konkreten Bebauungsplans zu prifen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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c) Eventualiter: Selbstverstandlich lassen Ziff. 2) a) und b) des An-
trag-1 auch andere Formulierungen und/oder Anpassungen an an-
derer Stelle der nBO offen, sollte dies durch den Stadtrat oder den
Grossen Gemeinderat zur Erreichung vorstehend umschriebener
Zielsetzung als zielfiUhrender betrachtet werden.

Begriindung:

1. Aktuelle Rechtslage betreffend die Wohnzonen W1, W2A
und W2B (geltende BO Stadt Zug)

a) Mit den anlasslich der letzten Revision beschlossenen Anpas-
sungen in der aktuellen Stadtzuger Bauordnung (BO) wollte der
Gesetzgeber (GGR) insbesondere auch die groben Auswiichse, die
sich aus der friiheren Arealbebauungsgesetzgebung in den Wohn-
zonen W1, W2A und W2B ergaben, korrigieren und eliminieren.
Durch entsprechende Anpassungen (Reduktion von Boni, Ge-
schosszahl, Flachen und dergleichen) sollten die negativen Auswir-
kungen bei Arealbebauungen gemass der vorletzten Bauordnung
revidiert werden (Antrag PBK an GGR Nr. 1955.3 vom 16.2.2009,
S. 2).

b) So wurden in der parlamentarischen Diskussion insbesondere
die damals zu hohen Geschosszahlen und Verdichtungsméglichkei-
ten in den Wohnzonen W1, W2A und W2B als kritisch festgestellt.
Um hier die vorherrschenden Quartierbilder und Quartiergestaltun-
gen, wie sie typischerweise in den Wohnzonen W1, W2A und W2B
entstanden und gewachsen sind, erhalten zu kénnen, wurde der
Umfang der kinftigen Abweichung von der Regelbauweise in die-
sen Zonen erheblich eingeschrankt. Insbesondere im Zusammen-
hang mit der Anzahl zulassiger Geschosse und der damit
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verbundenen maximalen Gebaudehéhe wurde durch die aktuelle
BO fiir die Wohnzonen W1, W2A und W2B festgeschrieben, dass
bei Arealbebauungen (heute einfacher Bebauungsplan) nur noch in
der hierfiir neu geschaffenen Wohnzone W2C ein zusatzliches Voll-
geschoss (neben dem zuséatzlich gewahrten Attikageschoss) ge-
wahrt wird, nicht jedoch in den Wohnzonen W1, W2A und W2B.
Diese Massnahme diente dazu, die gewlinschte Differenzierung der
zweigeschossigen Bauzonen in der Stadt Zug vorzunehmen.

Als Folge dieser Erkenntnis wird aktuell in § 32 Abs.1lit. b) der
BO fiir Arealbebauungen (heute einfacher Bebauungsplan) in
den Wohnzonen W1, W2A und W2B bestimmt, dass die Reali-
sierung eines zuséatzlichen (d.h. zweiten, bzw. dritten) Volige-
schosses «nur anstelle eines Attikageschosses» gestattet ist,
so dass es in diesen Zonen auch bei einer Arealbebauung (heute
einfacher Bebauungsplan) bei maximal 3 Geschossen bleibt.

c) Mit dieser neuen Staffelung konnte fiir die Wohnzonen W1, W2A
und W2B erreicht werden, dass Baudichte und -h6éhe auch bei Are-
albebauungen (heute einfacher Bebauungsplan) auf ein optimale-
res Mass gebracht werden (Antrag Stadtrat an GGR zu § 32 BO,
Nr. 1955 vom 29.1.2008, S. 8 und 13).

Ziel des Gesetzgebers war es, in den Wohnzonen W1, W2A und
W2B und was die Anzahl der zuldssigen Geschosse und Ge-
bdudehohe betrifft, keine Abweichung von der Regelbauweise
zu gestatten. Auch bei einer Arealbebauung (heute einfacher Be-
bauungsplan) soll daher in den Wohnzonen W1, W2A und W2B
das zweite (W1) bzw. dritte (W2A und W2B) Geschoss das oberste
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und letzte (Voll-) Geschoss sein (wie dies fiir das Attikageschossbei
der Regelbauweise gilt).

d) Diesen, aus friiheren Fehlregelungen bei der Arealbebauung
(heute einfacher Bebauungsplan) in den Wohnzonen W1, W2A und
W2B gewonnen Erkenntnissen gilt es auch in der aktuellen Ortspla-
nungsrevision (neue Bauordnung/nBO) Rechnung zu tragen (vgl.
nachfolgend).

2. Ortsplanungsrevision - neue Bauordnung der Stadt Zug
(nBO)

a) Mit der Revision des kantonalen Planungs- und Baugesetzes
(PBG) wurde der «Geschoss-Bonuns» (Erhéhung um 1 Geschoss-
zahl) bei einfachen Bebauungsplanen (bisher Arealbebauung) neu
kantonalrechtlich geregelt (§ 32bis Abs. 3 PBG; vorher wurde der
Geschoss-Bonus in der Stadtischen Bauordnung geregelt).

b) Um die aktuell in den Wohnzonen W1, W2A und W2B geltenden
maximalen Geschosszahlen (max. 3 Geschosse) aus vorstehend
erwahnten Griinden weiterhin auch bei einfachen Bebauungspla-
nen zur Geltung zu bringen, ist diese Geschossbeschrankung in
der neuen Bauordnung der Stadt Zug (nBO) mittels dem in der
Kompetenz der Gemeinden stehenden «Zonierungsrechts» (Ge-
meindeautonomie) in der nBO zu verankern.

So z.B. in 25 nBO, in welchem die Grundmasse der Bauzonen ge-
regelt werden. Hier sind die Spalten
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e «Dach- und Attikageschosse sind bei max. Anzahl Vollgeschos-
sen nicht zulassig» (vierte Spalte von links), und
e «Gesamthdhe in m (V BPG)» (dritte Spalte von rechts)

der in § 25 nBO enthaltenen Tabelle so zu ergdnzen und zu formu-
lieren, dass in den Wohnzonen W1, W2A und W2B auch unter
dem einfachen Bebauungsplan maximal 3 Geschosse gebaut
werden kénnen (z.B. 3 Vollgeschosse, aber dann kein zusatzli-
ches Attikageschoss mehr erlaubt, wie dies gemass aktueller BO
der Fall ist).

c) Antrag-1, Ziff. 2) beinhaltet einen Vorschlag zu den textlichen An-
passungen von § 25 nBO um die vorstehend erwahnte Zielsetzung
zu erreichen (vgl. auch Beilage 1, gelb hinterlegt).

Selbstverstandlich lasst Antrag-1 auch andere Formulierungen
und/oder Anpassungen an anderer Stelle der nBO offen, sollte dies
durch Stadtrat oder den Grossen Gemeinderat zur Erreichung vor-
stehend umschriebener Zielsetzung als zielfiihrender betrachtet
werden.
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Beilage 1
Antrag-1: M le Gesch hl und Geb&udehsh
Textv hlag zur Anp g von § 25 nBO (vgl. gelb hinterlegt)
['Bezeichnung
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Wohnzone2B | wap (2 | x2 |80% X |- |- |I |050 |- 40%|30 |X |5 8
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' Anstelle eines Vollgeschosses ist das Erstellen eines Dach- oder Attikageschosses zuldssig.
2 Gilt nur bei ichem V § 32 Abs. 3 lit. a) PBG (einfacher Bebauungsplan).

3 Zur Berechnung der z igen G dirfen fur imal 3 G die Gi )
§ 33 Abs. 2 lit. a) bis c) VPBG beriicksichtigt werden.

Antrag-2: Verbot Begehbarkeit von Dachterrassen
Textvorschlag zur Anpassung von § 60 Abs. 2 nBO (vgl. gelb hinterlegt)

2Dacher von Attikageschossen durfen nicht begehbar sein. Dies gilt auch far Dacher von Vollgeschossen in

den Wohnzonen W1, W2A und W2B.




43/359

168014 Martin Lenz AG Antrag / Bemerkung Erwdagungen Stadtrat
6340 Baar In den Wohn- und Arbeitszonen 2 - 5 (WA2, WA3, WA4, WA5) soll Die Grunflachenziffer wurde durch den Grossen Gemeinderat bei
auf die Vorgabe zur Einhaltung einer Grinflachenziffer von 30% 30% festgelegt, wobei durch das Baudepartement aufgezeigt wer-
172848  SVP Stadt Zug verzichtet werden. den konnte, dass die festgelegten Griinflachenziffern grossmehrheit-
lich dem heutigen Bestand entsprechen und der fiir Neubauten und
172118 HEV Zugerland Begriindung Umgestaltungen nachzuweisende Wert ohne gréssere Einschran-
6300 Zug Die Wohn-Arbeitszone ist fir Wohnen, dem Wohnen vergleichbare =~ kungen umgesetzt werden kann. Die Griinflachenziffer ist insbeson-
Zwecke, familienerganzende Betreuung sowie fiir nicht und massig  dere aus Griinden der Klimaentwicklung und der Umgebungsgestal-
169452, «Privatpersonen»  stérende Gewerbe und Dienstleistungsbetriebe bestimmt. Die Ge- tung von essenzieller Bedeutung. Durch die Festsetzung des Griin-
169473, werbenutzung in den Wohn- und Arbeitszonen befindet sich in der flachenanteils in der WA2-5 von 30% werden die Interessen der
169602, Regel im Erdgeschoss. Gewerbliche Betriebe im Erdgeschoss er- Grundstuickeigentiimerschaften gentigend bertcksichtigt. Weiter gilt
172730 fordern eine gute Erschliessung sowohl fiir die Betreiber des Ge- es zu beachten, dass in begrindeten Fallen Erleichterungen ge-
werbes als auch fir deren Kundschaft. Auch sogenannte «stille Ge-  wahrt werden kdnnen (§ 63 Abs. 2 nBO).
werbebetriebe» haben den Bedarf von frei zu gestaltenden betrieb-
lichen Aussenflachen. Es muss erklartes Ziel sein, dass auch kiinf-  Antrag Stadtrat
tig gewerbliche Betriebe in der Wohn- Arbeitszone verbleiben res- Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
pektive auch neu angesiedelt werden kénnen.
Bedarf von frei zu gestaltenden betrieblichen Aussenflachen. Es
muss erklartes Ziel sein, dass auch kinftig gewerbliche Betriebe in
der Wohn- Arbeitszone verbleiben respektive auch neu angesiedelt
werden kénnen.
171045  SP Stadt Zug Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
6300 Zug Die Grunflachenziffer soll fir die Wohnzone 1, 2A, 2B, 2C, 3 und 4 Die Grunflachenziffer fur die W1, 2A, 2B, 2C, 3 und 4 wurde durch

bei 40 % festgesetzt werden.

Begriindung
Die Griunflachenziffern sollen in der Hohe festgesetzt werden, wie
sie der Stadtrat in seinem Antrag vom 14. Januar 2025 vorgesehen

den Stadtrat urspriinglich bei 40% festgelegt, wobei aufgezeigt wer-
den konnte, dass der vorgesehene Wert ohne gréssere Einschran-
kungen umgesetzt werden kann. Durch die BPK wurde der Wert
dann auf 30% reduziert. Der Grosse Gemeinderat hat einem ent-
sprechenden Antrag der Einwenderschaft auf erneute Erhéhung auf
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171046

SP Stadt Zug
6300 Zug

hat. Die vom Grossen Gemeinderat angestrebte Reduktion beraubt
die Grunflachenziffer ihrer Wirkung und erschwert eine klimaange-
passte Siedlungsentwicklung. Eine sachliche Begriindung der Re-
duktion ist nicht ersichtlich. Die urspriinglich vom Stadtrat gestellte
Forderung ist umsetzbar. Da gemass der neuen Bauordnung unter-
baute Bereiche an die Griinflachenziffer angerechnet werden kon-
nen, wenn deren Uberdeckung mit einem bepflanzbaren Bodenauf-
bau mindestens 60 cm betragt, und der Stadtrat in begriindeten
Fallen auf die Einhaltung der Griinflachenziffer Erleichterungen ge-
wahren kann, ist eine situationsgerechte Anwendung der Grinfla-
chenziffer sichergestellt.

Antrag / Bemerkung
In den Wohn- und Arbeitszone WA2 bis WAS5 soll der Mindestwohn-
anteil 65 % betragen.

Begriindung

Der Grosse Gemeinderat hat eine entsprechende Forderung in der
1. Lesung abgelehnt. Wir unterstitzen diese Forderung weiterhin,
denn die Stadt weist weitaus mehr Beschéftigte als Einwohner:in-
nen auf, eine Trendumkehr ist nicht erkennbar. Das fuhrt zu Mieten-
anstieg und tragt zum ausgepragten Ziel- und Quellverkehr bei. Die
kiinftige Entwicklung der Stadt Zug soll ausgeglichener erfolgen,
weshalb der Wohnnutzung mehr Raum zu gewahren ist. Zum Ver-
gleich: Bei der idealen Stadt (10-Minuten Stadt) wird ein Verhaltnis
von zwei 2 Bewohnenden auf 1 Arbeitsplatz angenommenen.

40% nicht stattgegeben und an den 30% festgehalten, um den
Grundstuckeigentumerschaften mehr Spielraum zu gewahren. Dem-
entsprechend kénnte bei erneuter Erhéhung der Grinflachenziffer
auf 40% keine Mehrheit gefunden werden.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Gemass Art. 3 Abs. 3 RPG sind Wohn- und Arbeitsnutzungen
zweckmassig zu durchmischen. Die geltenden Bestimmungen der
Wohn- und Arbeitszonen verfolgen dieses Ziel. Ein grosser Teil die-
ser Zonen liegt im Verdichtungsgebiet und ist zudem mit einer Be-
bauungsplanpflicht Gberlagert. In Gebieten mit Bebauungsplanpflicht
sind massgeschneiderte Entwicklungen mdglich und ist gegentber
einer generellen Anpassung des Wohnanteils das sachgerechte Mit-
tel. Zudem ist aus einer pauschalen Anhebung des Mindestwohnan-
teils keine unmittelbar spurbare Erweiterung des Wohnraumange-
bots zu erwarten, da die Regelung einzig fir zukinftige Bauvorha-
ben gilt. Bestehende Gebaude oder Sanierungen ohne Nutzungsan-
derung waren davon nicht betroffen.

Die Standortbedingungen der WA-Zonen in der Stadt Zug sprechen
ebenfalls gegen eine generelle Erhéhung des Mindestwohnanteils.
Die erwahnten WA-Gebiete liegen Uberwiegend an stark bis starker
befahrenen Strassen. An solchen Lagen ist ein gewisser Anteil an




45/359

Arbeitsnutzungen nicht nur sinnvoll, sondern aus Griinden der Er-
schliessung auch erwinscht. Da es sich bei den festgelegten Wohn-
anteilen um Mindestanteile handelt, ist die Erstellung von mehr
Wohnraum jederzeit zulassig. Im Rahmen von konkreten Bauprojek-
ten fliesst die tatsachliche Nachfrage sowohl nach Wohnraum als
auch nach Arbeitsplatzen ohnehin ein.

Der entsprechende Antrag auf Anderung hat im Grossen Gemeinde-
rat keine Zustimmung gefunden. Damit bleiben die geltenden Best-
immungen — 60 % Mindestwohnanteil in den Zonen WA2 und WA3
sowie 50 % in den Zonen WA4 und WAS5 — unverandert.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.

169850

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
Erhéhung des Wohnanteils in den Zonen WA4 und WAS5 auf min-
destens 60%

Begriindung

Seit Jahren nicht mehr respektierter Volksentscheid fiir hdhere
Wonanteile in den Mischzonen (Zwillingsinitiative 1990, forderte
deutlich héhrere Wohnanteile). Zum Zeitpunkt der Initiative hatte
die Stadt Zug noch mehr Einwohnende als Arbeitsplatze, inzwi-
schen hat sich das Verhaltnis auf 2:3 verschlechtert.

Dies heizt die Wohnungsnot an und verscharft die Verkehrsprob-
leme in der Stadt, da zu Stosszeiten bis zu 20’000 Personen zu-
pendeln missen, um die Arbeitsplatze zu besetzen.

Erwagungen Stadtrat

Gemass Art. 3 Abs. 3 RPG sind Wohn- und Arbeitsnutzungen
zweckmassig zu durchmischen. Die geltenden Bestimmungen der
Wohn- und Arbeitszonen verfolgen dieses Ziel. Ein grosser Teil die-
ser Zonen liegt im Verdichtungsgebiet und ist zudem mit einer Be-
bauungsplanpflicht Gberlagert. In Gebieten mit Bebauungsplanpflicht
sind massgeschneiderte Entwicklungen mdglich und ist gegentber
einer generellen Anpassung des Wohnanteils das sachgerechte Mit-
tel. Zudem ist aus einer pauschalen Anhebung des Mindestwohnan-
teils keine unmittelbar spurbare Erweiterung des Wohnraumange-
bots zu erwarten, da die Regelung einzig fir zukinftige Bauvorha-
ben gilt. Bestehende Gebaude oder Sanierungen ohne Nutzungsan-
derung waren davon nicht betroffen.

Die Standortbedingungen der WA-Zonen in der Stadt Zug sprechen
ebenfalls gegen eine generelle Erhéhung des Mindestwohnanteils.
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Die erwahnten WA-Gebiete liegen Uiberwiegend an stark bis starker
befahrenen Strassen. An solchen Lagen ist ein gewisser Anteil an
Arbeitsnutzungen nicht nur sinnvoll, sondern aus Griinden der Er-
schliessung auch erwiinscht. Da es sich bei den festgelegten Wohn-
anteilen um Mindestanteile handelt, ist die Erstellung von mehr
Wohnraum jederzeit zulassig. Im Rahmen von konkreten Bauprojek-
ten fliesst die tatsachliche Nachfrage sowohl nach Wohnraum als
auch nach Arbeitsplatzen ohnehin ein.

Der entsprechende Antrag auf Anderung hat im Grossen Gemeinde-
rat keine Zustimmung gefunden. Damit bleibt die geltende Bestim-
mung — Mindestwohnanteil 50 % in den Zonen WA4 und WAS5 — un-
verandert.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.

167739

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
Die Grunflachenziffer der Zonen W1, W2A, W2B, W2C, W3 und W4
sind gemass dem Vorschlag des Stadtrates auf 40% festzulegen.

Begriindung

Mit den zunehmenden Temperaturen wegen dem fortschreitenden
Klimawandel wird der Anteil an Griinflachen in der Stadt immer
wichtiger, um Hitzeinsel-Effekte zu minimieren. Deshalb sind die
vom Stadtrat vorgeschlagenen 40% und damit das offentliche Inte-
resse an einer lebenswerten Umgebung als wichtiger zu bewerten
als die sogenannte Flexibilitat der Grundeigentiimer.

Erwagungen Stadtrat

Die Grinflachenziffer fir die W1, 2A, 2B, 2C, 3 und 4 wurde durch
den Stadtrat urspriinglich bei 40% festgelegt, wobei aufgezeigt wer-
den konnte, dass der vorgesehene Wert ohne gréssere Einschran-
kungen umgesetzt werden kann. Durch die BPK wurde der Wert
dann auf 30% reduziert. Der Grosse Gemeinderat hat einem ent-
sprechenden Antrag der Einwenderschaft auf erneute Erhéhung auf
40% nicht stattgegeben und an den 30% festgehalten, um den
Grundstuckeigentimerschaften mehr Spielraum zu gewahren. Dem-
entsprechend kénnte bei erneuter Erhéhung der Grunflachenziffer
auf 40% keine Mehrheit gefunden werden.

Antrag Stadtrat

Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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170358  VCS Verkehrs- Antrag / Bemerkung Erwdagungen Stadtrat

Club der Schweiz  Die Grunflachenziffer der Zonen W1, W2A, W2B, W2C, W3 und W4  Die Griunflachenziffer fur die W1, 2A, 2B, 2C, 3 und 4 wurde durch

Sektion Zug sind gemass dem Vorschlag des Stadtrates auf 40% festzulegen. den Stadtrat urspriinglich bei 40% festgelegt, wobei aufgezeigt wer-

6300 Zug den konnte, dass der vorgesehene Wert ohne gréssere Einschran-
Begriindung kungen umgesetzt werden kann. Durch die BPK wurde der Wert
Mit den zunehmenden Temperaturen wegen dem fortschreitenden dann auf 30% reduziert. Der Grosse Gemeinderat hat einem ent-
Klimawandel wird der Anteil an Griinflachen in der Stadt immer sprechenden Antrag der Einwenderschaft auf erneute Erhéhung auf
wichtiger, um Hitzeinsel-Effekte zu minimieren. Deshalb sind die 40% nicht stattgegeben und an den 30% festgehalten, um den

vom Stadtrat vorgeschlagenen 40% und damit das offentliche Inte-  Grundstiickeigentimerschaften mehr Spielraum zu gewahren. Dem-
resse an einer lebenswerten Umgebung als wichtiger zu bewerten entsprechend kénnte bei erneuter Erhéhung der Grinflachenziffer
als die sogenannte Flexibilitat der Grundeigentiimer. auf 40% keine Mehrheit gefunden werden.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

168908 GEWOBA ZUG Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
6303 Zug Die Wohnungsflachen sind nicht als fixe Zahl festzulegen. Die Bestimmung ergab sich aus der Beratung im Grossen Gemein-
derat. Die Bauordnung definiert klar Gberpriifbare Maximalwerte. Es
Begriindung steht einer Bauherrschaft frei, diese zu unterschreiten und so an-
Die hier genannten Flachenangaben sind fur pgW zu gross und dere Vorgaben zusatzlich zu erfillen.

entsprechen nicht den aktuell giiltigen Vorgaben gemass WBS.

Das WBS hat fiir das kantonale Wohnbauférderungsgesetz Giiltig-  Antrag Stadtrat

keit. Die konkrete Nennung der Wohnungsgrésse (Flache) erachten  Der Antrag wird nicht berlicksichtigt.
wir nicht als zielfihrend und auch nicht mehr zeitgemass. Solche fi-

xen Angaben bremsen die Erstellung von neuen Wohnformen

(Cluster, Tiny House, usw.) aus. Besser, und vorallem ressourcen-

schonender, ware es den Flachenverbrauch pro Person z. B. auf

35 m2 festzulegen.
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169589

Gruppe Zuger
General Unter-
nehmer

6340 Baar

Antrag / Bemerkung

Wir empfehlen als Basis entweder je Wohnung eine maximale
Wohnflache anzusetzen oder die jeweiligen anrechenbaren Ge-
schossflachen pro Wohnung um ca. 8-10 % zu erhéhen.

Begriindung

Die festgelegten maximal anrechenbaren Geschossflachen pro
Wohneinheit erscheinen aus unserer Sicht nicht ausreichend be-
messen, um eine funktionale und den Anforderungen entspre-
chende Grundrissgestaltung zu ermdglichen.

Dabei ist insbesondere zu berticksichtigen, dass Wohnungen ge-
mass den geltenden Vorschriften zumindest teilweise barrierefrei
nachristbar sein missen. Diese Vorgabe hat unmittelbare Auswir-
kungen auf die Grundrissplanung, insbesondere im Hinblick auf die
Dimensionierung der Nasszellen, Flurflachen, Schlafrdume sowie
der Kichenbereiche.

Unter Berlicksichtigung der Tatsache, dass beispielsweise fiir eine
Vierzimmerwohnung lediglich 100 m? anrechenbare Geschossfla-
che zulassig sind, reduziert sich die tatséchliche Wohnflache nach
Abzug der anteiligen Wohnungstrennwande sowie der inneren
Wande auf etwa 92 m2. Werden hiervon die fir Nasszellen, Flure
und Schlafraume erforderlichen Flachen abgezogen, verbleibt fur
den Wohn- und Essbereich lediglich eine sehr geringe Flache, die
den funktionalen Anforderungen einer Familie — dem typischen
Zielpublikum fir eine Vierzimmerwohnung - nicht mehr gerecht
wird.

Erwdagungen Stadtrat

Die Einwenderschaft halt zu Recht fest, dass die Wohnungsgréssen,
welche unter § 26 nBO mit der anrechenbaren Geschossflache defi-
niert werden, eine geringere Nettowohnflache aufweisen. Die Woh-
nungsgrossen gemass § 26 nBO orientieren sich am Wohnungs-Be-
wertungs-System WBS des Bundesamts fir Wohnungswesen
(BWO). Die in der Bauordnung vorgegebenen Wohnungsgrossen
sind aber deutlich grésser als die Angaben des Wohnungs-Bewer-
tungs-Systems WBS. Daher sind diese Flachenreduktionen, welche
in der Praxis zwischen der anrechenbaren Geschossflache und der
Nettogeschossflache erfolgen, bereits in der Bestimmung bertick-
sichtigt, respektive kompensiert.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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171434  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat

Entweder sollte pro Wohnung eine maximale Wohnflache definiert Die Einwenderschaft halt zu Recht fest, dass die Wohnungsgrdssen,

oder die anrechenbaren Geschossflachen pro Wohnung um etwa welche unter § 26 nBO mit der anrechenbaren Geschossflache defi-

8-10% erhoht werden. niert werden, eine geringere Nettowohnflache aufweisen. Die Woh-
nungsgrossen gemass § 26 nBO orientieren sich am Wohnungs-Be-

Begriindung wertungs-System WBS des Bundesamts fir Wohnungswesen

Die vorgesehenen maximalen anrechenbaren Geschossflachen er-  (BWO). Die in der Bauordnung vorgegebenen Wohnungsgréssen

scheinen zu knapp, umfunktionale und gut nutzbare Grundrisse zu  sind aber deutlich grésser als die Angaben des Wohnungs-Bewer-

ermoglichen. tungs-Systems WBS. Daher sind diese Flachenreduktionen, welche

Zu berlcksichtigen ist insbesondere, dass Wohnungen bis zu ei- in der Praxis zwischen der anrechenbaren Geschossflache und der

nem gewissen Grad nachristbar und teilweise barrierefrei gestaltet  Nettogeschossflache erfolgen, bereits in der Bestimmung bertick-

sein missen. Das betrifft vor allem Nasszellen, Flure, Schlafzimmer sichtigt, respektive kompensiert.

und Kichen.

Bei einer 4-Zimmer-Wohnung mit maximal 100 m? anrechenbarer Antrag Stadtrat

Geschossflache verbleiben nach Abzug der notwendigen Wandfla-  Der Antrag wird nicht beriicksichtigt.

chen ungefahr 92 m? Wohnflache. Werden hiervon die Flachen fir

Nasszellen, Flure und Schlafzimmer abgezogen, bleibt fir Wohn-

und Essbereich kaum ausreichend Raum fir die Bediirfnisse einer

Familie — der eigentlichen Zielgruppe dieser Wohnungsgrdsse.

172329  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat

Als Grundlage sollte entweder pro Wohnung eine maximale Wohn-
flache definiert oder die anrechenbaren Geschossflachen pro Woh-
nung um etwa 8-10 % erhéht werden.

Begriindung

Die vorgesehenen Flachen reichen aus meiner Sicht nicht aus, um
funktionale und barrierefrei nachriistbare Grundrisse zu realisieren.
Insbesondere bei grésseren Wohnungen

Die Einwenderschaft halt zu Recht fest, dass die Wohnungsgrdssen,
welche unter § 26 nBO mit der anrechenbaren Geschossflache defi-
niert werden, eine geringere Nettowohnflache aufweisen. Die Woh-
nungsgrossen gemass § 26 nBO orientieren sich am Wohnungs-Be-
wertungs-System WBS des Bundesamts fir Wohnungswesen
(BWO). Die in der Bauordnung vorgegebenen Wohnungsgrossen
sind aber deutlich grésser als die Angaben des Wohnungs-Bewer-
tungs-Systems WBS. Daher sind diese Flachenreduktionen, welche
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(z. B. 4-Zimmer- Wohnungen) wird der Wohn- und Essbereich auf-
grund der Wandflachen und der notwendigen Grundrissanteile sehr
klein, was den Nutzerbedirfnissen nicht entspricht.

in der Praxis zwischen der anrechenbaren Geschossflache und der
Nettogeschossflache erfolgen, bereits in der Bestimmung bertick-
sichtigt, respektive kompensiert.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.

168017

172851

172119

168050,
169453,
169474,
169603,
172731

Martin Lenz AG
6340 Baar

SVP Stadt Zug

HEV Zugerland
6300 Zug

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Wir empfehlen als Basis entweder je Wohnung eine maximale
Wohnflache anzusetzen oder die jeweiligen anrechenbaren Ge-
schossflachen pro Wohnung um ca. 8-10 % zu erhdhen.

Begriindung

Die dargestellten maximalen anrechenbaren Geschossflachen pro
Wohnung sind aus unserer Sicht zu gering bemessen, um funktio-
nierende Grundrisse erstellen zu kénnen.

Dabei ist insbesondere zu bertcksichtigen, dass Wohnungen auch
nachtraglich zu einem gewissen Anteil barrierefrei nachristbar sein
mussen. Dies fliesst entsprechend in die Grundrissgestaltung ein.
Besonders relevant ist dies fiir die Planung der Nasszellen, Flurfla-
chen, Schlafzimmer und der Kiiche.

Unter Anbetracht, dass beispielsweise fur eine 4-Zimmer-Wohnung
nur 100 m? anrechenbare Geschossflache gebaut werden diirfen,
ergibt sich nach Abzug der anteiligen Wohnungstrennwande und

der Wande innerhalb der Wohnung eine Wohnflache von ca. 92 m2,

Werden davon relativ grosszlgig zu dimensionierende Flachen fir
Nasszellen, Flure und Schlafzimmer abgezogen, fallt der Wohn-
/Essbereich sehr klein aus und entspricht nicht mehr den

Erwagungen Stadtrat

Die Einwenderschaft halt zu Recht fest, dass die Wohnungsgréssen,
welche unter § 26 nBO mit der anrechenbaren Geschossflache defi-
niert werden eine geringere Nettowohnflache aufweisen. Die Woh-
nungsgrossen gemass § 26 nBO orientieren sich am Wohnungs-Be-
wertungs-System WBS des Bundesamts fiir Wohnungswesen
(BWO). Die in der Bauordnung vorgegebenen Wohnungsgrossen
sind aber deutlich grésser als die Angaben des Wohnungs-Bewer-
tungs-Systems WBS. Daher sind diese Flachenreduktionen, welche
in der Praxis zwischen der anrechenbaren Geschossflache und der
Nettogeschossflache erfolgen, bereits in der Bestimmung bertick-
sichtigt, respektive kompensiert.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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funktionellen Anforderungen einer Familie (dem klassischen Ziel-
publikum fur eine 4-Zimmer-Wohnung).

165033  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Einwendung (Ergéanzung) Bei § 27 nBO geht es um die Bebauungsplanpflicht im Allgemeinen
. bzw. um deren grafische Darstellung im Zonenplan. Es ware sach-
°2 Fur Bebauungsplane sind immer eine Prifung Tempo 20 oder fremd, Temporeduktionen mit § 27 nBO zu verbinden. Sie sind kein
mindestens Tempo 30 einzufordern und nach Méglichkeiten umzu-  zentrales Anliegen der Bauordnung.
setzen. Hingegen wird das Thema «Verkehrsberuhigung» im Rahmen des

kommunalen Richtplans vertieft behandelt. Die nétigen Massnah-

Begriindung men wurden behdrdenverbindlich definiert.

Eine Temporeduktion in Quartieren ist zeitgemass und muss for-

ciert werden. Es erhéht extrem die Verkehrssicherheit und reduziert Antrag Stadtrat

die negativen Einflisse auf die Umwelt. Dies muss in einem Uber- Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
geordneten Kontext jeweils gepriift werden.

170608  Zugerland Ver- Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat

kehrsbetriebe AG 1 An der Baarerstrasse ausserhalb der Kernzonen sind bei Neu- Diese Bestimmung wurde von der Bauordnung 2009 (§ 42 altBO

Angebotsplanung  bauten die Erdgeschosse so auszugestalten, dass sie eine multi- 2009) Gbernommen und lediglich mit der Regelung zur minimalen

6300 Zug funktionale Nutzung zulassen. Die minimale Hohe des Erdgeschos- Hohe des Erdgeschosses erganzt. Das Mass der Erdgeschosshéhe
ses betragt 4.5 m. orientiert sich am V PBG und dient der Méglichkeit fiir die Anord-
Die Nutzungen im Erdgeschoss sollen das Hauptnetz des leis- nung von multifunktionellen Nutzungen.
tungsfahigen offentlichen Feinverteilers gemass Teilkarte M4.6 des  Es ist nicht ersichtlich, inwiefern die multifunktionale Nutzung der
kantonalen Richtplans nicht beeintrachtigen. Erdgeschosse an der Baarerstrasse und die Ziele des Richtplans

(leistungsfahiges Hauptnetz 6ffentlicher Feinverteiler) Konfliktpoten-
zial bergen sollen. Die Nutzung des Strassenraums fur die
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Begriindung angrenzenden Erdgeschosse ist nicht vorgesehen. Die Erschlies-
Der kantonale Richtplan im Bereich Hauptnetz des leistungsfahigen sung ab Baarerstrasse zu allfallig genutzten Vorplatzen ist als nicht
offentlichen Feinverteilers ist einzuhalten. konflikttrachtig zu qualifizieren.

Im Planungsbericht sind keine Aussagen zur Gestaltung der Ver- Aussenbestuhlungen o. 8. werden im Rahmen des Baubewilligungs-
kehrsflache im Zusammenhang mit dem leistungsfahigen o6ffentli- prozesses je separat auf ihre Konformitat mit den geltenden gesetz-
chen Feinverteiler ersichtlich. Auf Seite 25 wird jedoch erwahnt, lichen Bestimmungen Uberprift.

dass der offentliche Verkehr gestarkt werden soll. Die Umsetzung

auf nutzungsebene der Strassenrdume ist wiederum nicht ersicht- Antrag Stadtrat

lich. Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

In der Teilkarte M4.6 des kantonalen Richtplans ist das Hauptnetz
des leistungsfahigen offentlichen Feinverteilers abgebildet. Entspre-
chend sind die Strassenraume gemass den Vorgaben aus dem
Richtplan zu planen und zu realisieren.

Die Umsetzung auf Ebene Nutzungskonzept ist zu wenig ausge-
fuhrt und sollte vertieft aufgefiihrt werden. Insbesondere bei der
Erdgeschossnutzung im Bereich Baarerstrasse (Kapitel 8.4 Pla-
nungsbericht), wo multifunktionale Nutzung mit entsprechender Er-
schliessung seitens Strassenraum vorgesehen ist, kann dies zu
Konflikten fiihren.

167532  Anlagestiftung der Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Migros-Pensions-  Es soll mdglich sein, die Realisierung des preisglinstigen Wohn- Die Umsetzung der wesentlichen Vorteile eines Bebauungsplanes
kasse raums nicht zeitlich vorzuziehen zu mussen oder gleichzeitig um- fur die Allgemeinheit (Bau von preisgunstigen Wohnungen) darf
Portfoliomanage-  setzen zu mussen, wenn die Realisierung anderweitig sichergestellt  nicht erst im Nachhinein erfolgen.
ment Immobilien werden kann (zum Beispiel durch ein Kaufrecht der Gemeinde). Eine zeitliche Zurlickstellung der Pflicht zur Erstellung von preis-
8952 Schlieren glinstigen Wohnungen ist zusatzlich problematisch, da dies ein Um-

gehungspotenzial schafft. Nur die zeitgleiche oder vorzeitige
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Begriindung

Die Regelung betreffend der zeitlichen Komponente kann fir den
Bebauungsplan Baarerstrasse ein schwieriges Problem darstellen.
Verstandlicherweise muss grundsatzlich sichergestellt sein, dass
der Anteil des preisglinstigen Wohnraums vor oder gleichzeitig mit
dem Ubrigen Wohnraum realisiert wird. In unserem Fall werden die
auf der Grundlage des Bebauungsplans moglichen Neubauten in
weit auseinanderliegenden Etappen realisiert, weil die Bausubstanz
auf vielen Grundstiicken Neubauten schlicht noch nicht erfordern.

Schaffung der preisglinstigen Wohnungen sichert den Initiativzweck
(S. 74 Planungsbericht).

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

167539

Anlagestiftung der
Migros-Pensions-
kasse
Portfoliomanage-
ment Immobilien
8952 Schlieren

Antrag / Bemerkung

Es wird beantragt, dass die Bestimmung von § 30 generell so lange
gelten soll beziehungsweise Anwendung findet, bis in der Stadt Zug
2000 Wohnungen die Voraussetzungen an den preisgunstigen
Wohnraum erfillen, da die Initiative selbst von «2000 Wohnungen
flr den Zuger Mittelstand» spricht.

Begriindung

Es ist angedacht, dass der Bestand des preisgunstigen Wohn-
raums durch eine 6ffentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankung
oder durch Vertrag sichergestellt werden muss. Nicht geregelt ist
die Frage, fir welchen Zeitraum die Sicherstellung erfolgen muss.
Offenbar soll auch das als «Einzelheit» in einer Verordnung des
Stadtrates geregelt werden. Indes ware es, gerade bei Bestandes-
wohnungen sehr wichtig zu wissen, fir welchen Zeitraum der Be-
stand gesichert werden muss.

Erwagungen Stadtrat

Die Initiative sieht keine zeitliche Befristung vor. Sofern (in ferner
Zukunft) Ubermassig viele preisgiinstige Wohnungen vorhanden
sind, ware durch die Politik die Bau- und Zonenordnung entspre-
chend anzupassen (Art. 21 Abs. 2 RPG).

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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167544  Anlagestiftung der Antrag / Bemerkung Erwdagungen Stadtrat
Migros-Pensions-  Die Regelung bezlglich Bevorzugung von Zugerinnen und Zugern Es handelt sich um eine politische Frage, welche im Grossen Ge-
kasse bei der Vergabe der Wohnungen ist zu hinterfragen. Diese Bevor- meinderat diskutiert und entschieden wurde. Die 10 Jahre sind ein
Portfoliomanage-  zugungsklausel griindet im Initiativiext «flr den Zuger Mittelstand».  klares Kriterium. Es ist eine wohnpolitische Absicht des Grossen
ment Immobilien Gemeinderates, dass Personen mit einem Bezug zum Wohnort Zug
8952 Schlieren Begriindung zu bevorzugen sind. Der Stadtrat erachtet diese wohnpolitische Vor-
Grundsatzlich stellt diese Bestimmung kein Problem dar, es ist aber  schrift als notwendig und verhaltnismassig.
staatspolitisch zu hinterfragen, ob es richtig ist, dass man unabhan-
gigen Grundeigentiimern vom Staat her Vorschriften fur die Antrag Stadtrat
Vergabe von Wohnungen macht. Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.
167548  Anlagestiftung der Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat

Migros-Pensions-
kasse
Portfoliomanage-
ment Immobilien
8952 Schlieren

Die Bauordnung weist mehrfach darauf, dass einzelne Fragen in ei-
ner Verordnung geregelt werden sollen. Es ist daran zu erinnern,
dass es bei § 30 insgesamt um eine erhebliche Einschrankung der
Eigentumsfreiheit geht. Die Einschrankung eines verfassungsmas-
sigen Rechts setzt eine gesetzliche Grundlage voraus. Verordnun-
gen sind keine gesetzlichen Grundlagen, weil sie von der Exekutive
und nicht von der Legislative erlassen werden. Die Bestimmung
von § 30 lasst viele Fragen offen, die unserer Meinung nach in der
Bauordnung selber, also auf Gesetzesstufe zu regeln sind. Fir Fra-
gen, welche in der Verordnung geregelt werden, besteht keine
Rechtssicherheit (Anfangsmiete, Kostenmiete, Form und zeitliche
Ausdehnung der Sicherheiten, Eigentumsbeschrankung, Bele-
gungsvorschriften, usw.).

Die Rechtsordnung kennt ausdricklich das Prinzip der gesetzlichen
Delegation, wonach der Gesetzgeber (Legislative) durch formelles
Gesetz die Kompetenz zur ndheren Ausgestaltung bestimmter Ma-
terien an den Verordnungsgeber (Exekutive) Uibertragen darf. Entge-
gen der Ansicht der Einwenderschaft ist die Gesetzesdelegation
ausreichend. Insbesondere ist klar definiert, welche Materie geregelt
werden soll. Zudem sind die Grundzlge klar geregelt. Dies gilt ins-
besondere auch bezliglich der Bemessungsgrundlage, zumal § 30
Abs. 3 nBO alternativ drei solche nennt, welche bereits bekannt
sind. Die in der Verordnung auszuarbeitende vierte Bemessungs-
grundlage bildet lediglich eine weitere Alternative so wie dies auch
der Wortlaut der Initiative «2000 Wohnungen fiir den Zuger Mittel-
stand» beinhaltet.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Begriindung

Fir uns, als betroffene Grundeigentiimerin, sind das keine Details,
sondern betreffen elementare Fragen, die auf Gesetzesstufe gere-
gelt werden sollen.

171179  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Ersatz mit folgendem Text: Blosse Zielnormen sind nicht durchsetzbar und deshalb nicht ausrei-
§ 30 Pflicht zur Schaffung von preisgiinstigem Wohnraum chend. Die im Entwurf der Bauordnung vorgesehenen Massnahmen
1 Der Stadtrat stellt sicher, dass der Bestand an preisgunstigen sind deshalb zu bevorzugen. Eine Verordnung, welche den Anliegen
Wohnungen auf dem Gebiet der Stadt Zug bis zur nachsten Orts- der Einwenderschaft teilweise entsprechen wird, ist in Bearbeitung.

planungsrevision mindestens 20 Prozent aller Wohnungen betragt. = Gemass Initiative «2000 Wohnungen fir den Zuger Mittelstand» ist
der Stadtrat verpflichtet, alle zwei Jahre einen Bericht Uber die er-

2 Zur Erreichung dieses Zieles erarbeitet er einen Massnahmen- reichten Ziele der Initiative und die diesbezuglichen Aktivitdten abzu-
plan, der insbesondere geben.

a. Verdichtungsgebieten und stadtischen Grundstlicken,

b. Férderinstrumente fir gemeinnitzigen Wohnungsbau, Antrag Stadtrat

c. Anreize und Anforderungen an private Bautrager umfasst. Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

3 Die Massnahmen sowie die Messmethode zur Bestimmung des
Bestandsanteils werden durch ein Reglement festgelegt. Dieses hat
insbesondere die Kriterien flir die Anerkennung preisglinstiger
Wohnungen gemass dem kantonalen Wohnraumférderungsgesetz
zu berlcksichtigen.

4 Der Stadtrat erstattet dem Grossen Gemeinderat alle drei Jahre
Bericht Uber den Bestand und die Entwicklung der preisglnstigen
Wohnungen sowie den Fortschritt bei der Erreichung des Zielbe-
stands und passt die Massnahmen nach Absatz 2 regelméssig den
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168913

GEWOBA ZUG
6303 Zug

Erfordernissen der Stadtentwicklung und der Wohnraumversorgung
an.

ersetzt bisherigen Text unter § 30, § 6, § 26
- Separates Reglement machen wie bei Hochhausern

Begriindung

Fokus auf die Ziele - da Massnahmen allenfalls nicht reichen oder
nicht wirken oder gar nicht umgesetzt werden kénnen. Einzelheiten
kénnen im Reglement auch angepasst werden ohne immer wieder
die Bauordnung zu tangieren.

Antrag / Bemerkung

Der Begriff «Zug first» ist durch «einen echten Bezug zu Zug» zu
ersetzen.

Begriindung

Wie soll die Definition «Zug first» konkret bestimmt und kontrolliert
werden? 10 Jahre in Zug wohnhaft? Was ist da gemeint? 10 Jahre
in Zug angemeldet? Dies sagt u. E. noch nichts tber die Zugehdrig-
keit zur Stadt Zug aus. Wir wirden, wie bei GEWOBA bereits seit
Jahren entsprechend umgesetzt, einen echten Bezug inkl. Lebens-
mittelpunkt zu Zug vorschlagen. Dies kann sein: Hier arbeitstatig
(auch eine neue Anstellung!), hier geboren, hier wohnhaft, hier in
einem Verein aktiv. Einzig 10 Jahre in Zug wohnhaft greift u. E. zu
kurz. Wenn z. B. Eltern von schulpflichtigen Kindern hier in Zug
eine Arbeitsstelle, z. B. bei einem 6&rtlichen Handwerksbetrieb fin-
den, dann sollte diese Regel greifen und diese Familie muss hier
eine Wohnung mieten kdnnen auch wenn sie noch nicht 10 Jahre
hier gemeldet ist. Es ware nicht zielfUhrend, wenn Personen welche

Erwagungen Stadtrat

Die 10 Jahre sind ein klares Kriterium. Das Kriterium «ein Bezug zu
Zug» lasst sich als privater Vermieter kaum handhaben. Diese Re-
gelung wiirde deshalb die korrekte Umsetzung gefahrden. Sodann
ware im Sinne der Initiative gerade nicht der Zuzug zu férdern, son-
dern sicherzustellen, dass die bereits ansassige Bevolkerung ver-
bleiben kann. Das Wesentliche zur Um- und Durchsetzbarkeit ist in
der Verordnung zu regeln.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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zwar seit 10 Jahre in Zug gemeldet sind, jedoch weder hier ihr sozi-
ales Umfeld noch ihren Lebensmittelpunkt haben, solchen Perso-
nen gegenuber bevorzugt behandelt wirden

168915

168916

GEWOBA ZUG
6303 Zug

GEWOBA ZUG
6303 Zug

Antrag / Bemerkung
Die gemeinnltzigen Wohnbautrager sind zwingend in die Erarbei-
tung der Verordnung pgW miteinzubeziehen

Begriindung

VO pgW: Es ware zu begriissen, wenn zumindest die gemeinnitzi-
gen Wohnbautrager (bitte Gemeinnitzigkeit prifen!) in die Erarbei-
tung der VO zum pgW involviert wiirden. So kann eine praxisnahe
Verordnung geschaffen werden. Hierbei geht es nicht um ein
«Dreinreden», sondern um einen bei den WBGs bereits vorhande-
nen Wissenstransfer.

Antrag / Bemerkung
Es soll nur die Gesamtsumme des Mietzinsertrages Uber eine
ganze Liegenschaft festgelegt werde.

Begriindung

Es soll nur die Gesamtsumme des Mietzinsertrages Uber eine
ganze Liegenschaft festgelegt werde. So ist es dem Bauherr iber-
lassen, die Mietzinsen pro Wohnung festzulegen. In einem Hoch-
haus wird die +10% L&sung nicht funktionieren. Es hilft, wenn dort
die Whg. in den obersten Geschossen um mehr als 10% erhoéht
werden kann. Dafir sind dann die untersten Wohnungen auch
mehr als 10% tiefer.

Erwdagungen Stadtrat

Die Ausarbeitung und der Erlass der stadtischen Verordnung Uber
den preisgunstigen Wohnungsbau liegen in der Kompetenz des
Stadtrats. Zu fachspezifischen Fragen wird sich der Stadtrat in ge-
eigneter Form informieren.

Antrag Stadtrat
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Erwagungen Stadtrat

Innerhalb der zu erstellenden preisglinstigen Wohnungen ist eine
derart weitgehende Abweichung nicht gewiinscht. Es ist darauf hin-
zuweisen, dass lediglich gemass § 30 Abs. 3 lit. b nBO eine solche
Abweichung von +/- 10% maoglich ist. Bei einer Erstellung der preis-
glinstigen Wohnung gemass § 30 Abs. 3 lit. a nBO gemass den An-
forderungen des kantonalen Wohnraumférderungsgesetzes ist ein
solcher Spielraum Ubrigens nicht gegeben.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht beriicksichtigt.
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169160

169851,
173036

WIAG-Falk Immo-
bilien AG

Jurda Immobilien
AG

Antrag / Bemerkung

Einleitung

Am 18. Juni 2023 haben die Stimmberechtigten der Stadt Zug die
Initiative «2000 Wohnungen fir den Zuger Mittelstand» angenom-
men. Die Initiative will den preisgtinstigen Wohnungsbau férdern
und enthalt hierfir in Ziff. 3 insgesamt vier Massnahmen, welche
das Ziel der Initiative férdern sollen. Eine der Massnahmen ver-
langt, dass in allen Verdichtungsgebieten mindestens 40% der neu
erstellten Wohnflachen preisglinstig sein missen. Es wird das kan-
tonale Planungs- und Baugesetz vorbehalten. Die Stadt Zug unter-
zieht ihre Nutzungsplanung einer Totalrevision. Im Rahmen dieser
laufenden Ortsplanungsrevision soll die Initiative in der Bauordnung
umgesetzt werden, damit fur die Durchsetzung der Massnahmen
zur Férderung des preisglinstigen Wohnungsbaus eine gesetzliche
Grundlage besteht. Aktuell handelt es sich neu um §30 Bauord-
nung.

Wir beantragen, dass die Obergrenze der Mehrausniitzung ge-
mass § 18 Abs. 4 PBG je Baufeld und nicht Gber den gesamten Be-
bauungsplan hinweg zu berechnen ist. Beispiel: Besteht heute auf
GS 561 eine aGF von 1'000 m? und kénnen neu 1'200 m? aGF rea-
lisiert werden, so wéren korrekt nicht 480 m? (40% von 1'200 m?),
sondern — bezogen auf GS 561 - lediglich 200 m2 aGF als preis-
gunstiger Wohnraum auszuweisen, weil die Mehrnutzung auf GS
561 ja nicht 480 m?, sondern lediglich 200 m? betragt. Ohne diese
«Baufeld-Betrachtung» sind unter den Grundeigentiimern innerhalb
eines Bebauungsplans komplexe privatrechtliche Ausgleichsrege-
lungen zu schaffen.

Erwdagungen Stadtrat

Keine «Baufeld-Betrachtung»:

Im Rahmen der generell-abstrakten Bauordnungsbestimmungen be-
darf es diesbezliglich keiner weiteren Bestimmungen oder Klarung.
Es ist bei der Ausarbeitung eines Bebauungsplanes zu definieren, in
welchen Bereichen und in welchem Umfang preisglinstiger Wohn-
raum zu erstellen ist. Im Rahmen einer perimeterinternen Betrach-
tung spielt es fir allfallige Ausgleichsregelungen selbstverstandlich
eine Rolle, ob auf einem bestehenden Grundstiick keine, eine kleine
oder eine grosse Mehrnutzung erfolgt. Hierbei ist das Fiihren von
Verhandlungen betreffend Lastenausgleich innerhalb eines Bebau-
ungsplans ein Ublicher Vorgang. Solche Verhandlungen werden
ebenfalls zu fiihren sein, wenn der Anteil von preisgiinstigen Woh-
nungen gemass § 30 Abs. 5 nBO innerhalb mehrerer Baufelder ver-
schoben wird und sich ein Eigentiimer verpflichtet, diese Pflicht fur
einen anderen Eigentimer zu Ubernehmen.

Bemessungsgrundlage:

Mit dem Wortlaut der Initiative «2'000 Wohnungen fur den Zuger
Mittelstand» ist nur vereinbar, wenn innerhalb der Verdichtungsge-
biete mindestens 40 % der neu erstellten Wohnflachen preisgiinstig
ausgestaltet und als solche gesichert sind. Der Bestand sowie eine
allféllige Unternutzung sind diesbezlglich irrelevant. Dem Bedurfnis
zum Erhalt guter Bausubstanz sowie der Finanzierung von Ergan-
zungsbauten kann nur dahingehend entsprochen werden, dass be-
stehende und als preisglinstig gesicherte Wohnflachen an dieses
Quorum angerechnet werden (§ 30 Abs. 7 nBO).
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Schwerwiegend fallt ins Gewicht, dass sich der Anteil an preisglins-
tigem Wohnbau an der «neu erstellten Wohnflachen» bemisst.
Diese Regelung fiihrt dazu, dass ein Neubau unter Umsténden von
vornherein 6konomisch unattraktiv bleibt, wenn die Mehrnutzung
relativ gering ist und im bestehenden Gebaude keine Einschran-
kungen bestehen. Um beim vorherigen Beispiel zu bleiben: Heute
bestehen auf GS 561 11’000 m? aGF ohne preisglinstige Wohn-
raume. Wenn ein Neubau mit 1'200 m? realisiert wird und 40% hier-
von (neu erstellte Wohnflachen) als preisgiinstiger Wohnraum an-
geboten werden missen, verliert der Grundeigentiimer 280 m? aGF
(1'200 m2 - 480 m2 = 720 m? ohne Einschrankung; 1'000 m2 —

720 m? = 280 m?), welche vorher nicht preisglinstig waren. Wenn
man die maximale Regelung auf dieses Baufeld bezieht, hat der
Grundeigentimer bei einem Neubau gleich viel aGF ohne Be-
schrénkung, die Mehrausnutzung muss aber als preisgunstiger
Wohnraum zur Verfiigung gestellt werden. Ein Neubau wird sich
nicht lohnen.

Wir beantragen, dass die Bemessung des Anteils an preisglnsti-
gem Wohnraum nicht generell auf «neu erstellten Wohnraum» be-
ziehen darf. Die Berechnung soll sich bei bestehenden Gebauden,
welche zurtckgebaut und neu erstellt werden, lediglich auf die
Mehrausnultzung beziehen. Ohne diese Beschrankung fehlt insbe-
sondere im Bebauungsplan Baarerstrasse jede Motivation, Neu-
bauten anstelle von bestehenden Wohnbauten zu erstellen. Die
Ziele der Initiative kdnnten nicht erreicht werden.

Die Regelung betreffend der zeitlichen Komponente kann fir den
Bebauungsplan ein schwieriges Problem darstellen. Verstandlicher-
weise muss grundsatzlich sichergestellt sein, dass der Anteil des
preisglinstigen Wohnraums vor oder gleichzeitig mit dem utbrigen

Keine zeitliche Zurlickstellung der Pflicht zur Erstellung von preis-
glnstigen Wohnungen:

Die Umsetzung der wesentlichen Vorteile eines Bebauungsplanes
fur die Allgemeinheit (insb. der Bau von preisglinstigen Wohnungen)
darf nicht erst im Nachhinein erfolgen. Eine zeitliche Zurtckstellung
der Pflicht zur Erstellung von preisglinstigen Wohnungen ist zusatz-
lich problematisch, da dies ein Umgehungspotenzial schafft. Nur die
zeitgleiche oder vorzeitige Schaffung der preisglinstigen Wohnun-
gen sichert den Initiativzweck (S. 74 Planungsbericht).

Keine zeitliche Beschrankung der Geltungsdauer von § 30 nBO:
Die Initiative sieht keine zeitliche Befristung vor. Sofern (in ferner
Zukunft) ibermassig viele preisgiinstige Wohnungen vorhanden
sind, ware durch die Politik die Bau- und Zonenordnung entspre-
chend anzupassen (Art. 21 Abs. 2 RPG).

Ausreichende Gesetzesdelegation:

Die Rechtsordnung kennt ausdricklich das Prinzip der gesetzlichen
Delegation, wonach der Gesetzgeber (Legislative) durch formelles
Gesetz die Kompetenz zur ndheren Ausgestaltung bestimmter Ma-
terien an den Verordnungsgeber (Exekutive) Ubertragen darf. Entge-
gen der Ansicht der Einwenderschaft ist die Gesetzesdelegation
ausreichend. Insbesondere ist klar definiert, welche Materie geregelt
werden soll. Zudem sind die Grundzige klar geregelt. Dies gilt ins-
besondere auch bzgl. der Bemessungsgrundlage, zumal § 30 Abs. 3
nBO alternativ drei solche nennt, welche bereits bekannt sind. Die in
der Verordnung auszuarbeitende vierte Bemessungsgrundlage bil-
det lediglich eine weitere Alternative so wie dies auch der Wortlaut
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Wohnraum realisiert wird. In gewissen Fallen werden die auf der
Grundlage eines Bebauungsplans méglichen Neubauten in weit
auseinanderliegenden Etappen realisiert, weil die Bausubstanz auf
vielen Grundstiicken Neubauten schlicht noch nicht erfordern.

Wir beantragen deshalb, dass die Realisierung des preisguinstigen
Wohnraums zeitlich nicht vorgezogen oder gleichzeitig erfolgen
muss, wenn die Realisierung anderweitig sichergestellt werden
kann (zum Beispiel durch ein Kaufrecht der Gemeinde).

In Abs. 8 ist geregelt, dass der Bestand des preisglnstigen Wohn-
raums durch eine 6ffentlich rechtliche Eigentumsbeschrankung
oder durch Vertrag sichergestellt werden muss. Nicht geregelt ist
die Frage, fir welchen Zeitraum die Sicherstellung erfolgen muss.
Offenbar soll auch das als «Einzelheit» in einer Verordnung des
Stadtrates geregelt werden. Indes ware es gerade bei Bestandes-
wohnungen (vgl. vorstehende Ausfiihrungen) — sehr wichtig zu
wissen, fir welchen Zeitraum der Bestand gesichert werden muss.
Wir beantragen deshalb, dass die Bestimmung von §30 generell
so lange gelten soll beziehungsweise Anwendung findet, bis in der
Stadt Zug 2000 Wohnungen die Voraussetzungen an den preis-
gunstigen Wohnraum erfiillen, da die Initiative selbst von «2000
Wohnungen fir den Zuger Mittelstand» spricht.

In Abs. 3 wird definiert, was unter preisginstigem Wohnraum zu
verstehen ist. Bei dieser Bestimmung fallt auf, dass der sogenannte
«Anfangsmietzins» in einer Verordnung des Stadtrates erst noch
festgelegt werden wird; eine Blackbox. Da diese essenzielle Frage
auf die Verordnungsstufe delegiert wird, besteht keine dauerhafte
Rechtssicherheit. Die «Einzelheiten» sind mittels einer Verordnung
zu regeln (Abs. 10). Wie erwahnt, verweist die Bauordnung

der Initiative «2000 Wohnungen fiir den Zuger Mittelstand» beinhal-
tet.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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mehrfach darauf, dass einzelne Fragen in einer Verordnung gere-
gelt werden sollen, Es ist daran zu erinnern, dass es bei §30 insge-
samt um eine erhebliche Einschrankung der Eigentumsfreiheit geht.
Die Einschrankung eines verfassungsmaBigen Rechts setzt eine
gesetzliche Grundlage voraus.

Verordnungen sind keine gesetzlichen Grundlagen, weil sie von der
Exekutive und nicht von der Legislative erlassen werden. Die Be-
stimmung von §30 Iasst viele Fragen offen, die nach meinem Dafiir-
halten in der Bauordnung selber, also auf Gesetzesstufe zu regein
sind. FUr Fragen, welche in der Verordnung geregelt werden, be-
steht keine Rechtssicherheit (Anfangsmiete, Kostenmiete, Form
und zeitliche Ausdehnung der Sicherheiten, Eigentumsbeschran-
kung, Belegungsvorschriften, usw.).

Wir beantragen deshalb, dass diese Einzelheiten, die eben fiir
den betroffenen Grundeigentiimer keine Details sind, sondern ele-
mentare Fragen betreffen, nicht auf Verordnungsebene geregelt
werden sollen.

Begriindung
(siehe hiervor)

172906

Gimmenenhof AG
6300 Zug

Antrag / Bemerkung

1. 8§30 Abs. 2 BauO ist wie folgt zu erganzen: Der Mindestanteil be-
zieht sich bei Ersatzneubauten ausschliesslich auf die Mehrnut-
zung.

Erwagungen Stadtrat

Beantragte Erganzung von § 30 Abs. 2 nBO unbegriindet:

Ziff. 3a der angenommenen Initiative «2000 Wohnungen fir den Zu-
ger Mittelstand» fuhrt klar aus, dass «mindestens 40 % der neu er-
stellten Wohnflachen preisgiinstig sein miissen, soweit das kanto-
nale Planungs- und Baugesetz dies zulasst.». § 18 Abs. 4 PBG be-
schrankt diese Pflicht wiederum auf 100 % der Mehrausniitzung.
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2. Der Anfangsmietzins und die Bestimmungen zur Kostenmiete
sind nicht in einer stadtratlichen Verordnung, sondern in einem re-
ferendumsfahigen Reglement zu regeln.

§30 Abs. 3 lit. b und c sind wie folgt zu andern:

Die héchstzuldssigen Mietzinse fiir preisgiinstigen Wohnraum ori-
entieren sich an den Investitionskosten, den laufenden Kosten, den
Riickstellungen fiir Erneuerung, den Abschreibungen und einer an-
gemessenen Rendite. Der Landanteil als Teil der Investitionen leitet
sich aus dem Mittel Kaufpreis (oder Wert vor 25 Jahren) und dem
Marktwert ab. Unter Einhaltung der Gesamtsumme kdnnen die
héchstzuldssigen Mietzinse bis maximal 10% von den errechneten
héchstzulédssigen Mietzinsen abweichen. Die Bestimmungen zum
héchstzulédssigen Mietzins sind in einem Reglement zu regeln.

3. §30 Abs. 4 ist ersatzlos zu streichen.

4. Die Sicherstellung gemass §30 Abs. 8 BauO ist zeitlich so zu be-
schranken, dass diese entfallt, wenn das Ziel der Initiative fir preis-
gunstigen Wohnraum mit 2000 Wohnungen in der Stadt Zug, wel-
che die Anforderungen an den preisguinstigen Wohnraum erfillen,
erreicht ist.

5. Die Vorschriften zur Belegung und Bevorzugung von Personen
bei der Vermietung preisguinstiger Wohnungen ist in einem Regle-
ment zu regeln (§30 Abs.9).

6. Die weiteren Einzelheiten sind in einem Reglement zu regeln
(§30 Abs. 10).

Gemass dem Rechtsgutachten zur Initiative «2000 Wohnungen fiir
den Zuger Mittelstand» von Prof. Dr. Beat Stalder vom

23. November 2023, Rz. 67 bis 69, ist der Vorschlag der Einwender-
schaft nicht mit dem Initiativtext der Initiative «2000 Wohnungen fir
den Zuger Mittelstand» vereinbar. Der Einwendung kann daher nicht
entsprochen werden.

Ausreichende Gesetzesdelegation:

Die Berechnung der erlaubten Mietzinse wird in der noch zu erlas-
senden Verordnung geregelt. Die Rechtsordnung kennt ausdricklich
das Prinzip der gesetzlichen Delegation, wonach der Gesetzgeber
(Legislative) durch formelles Gesetz die Kompetenz zur néheren
Ausgestaltung bestimmter Materien an den Verordnungsgeber (Exe-
kutive) ubertragen darf. Entgegen der Ansicht der Einwenderschaft
ist die Gesetzesdelegation ausreichend. Insbesondere ist klar defi-
niert, welche Materie geregelt werden soll. Zudem sind die Grund-
zuge klar geregelt. Dies gilt insbesondere auch bzgl. der Bemes-
sungsgrundlage, zumal § 30 Abs. 3 nBO alternativ drei solche
nennt, welche bereits bekannt sind. Die in der Verordnung auszuar-
beitende vierte Bemessungsgrundlage bildet lediglich eine weitere
Alternative so wie dies auch der Wortlaut der Initiative «2000 Woh-
nungen fir den Zuger Mittelstand» vorsieht. Sodann sind sowohl der
Anfangsmietzins als auch die Kostenmiete Uibliche und damit ausrei-
chend klar definierte Begriffe.

Begriffsdefinition «Kostenmiete»:

Der Begriff Kostenmiete beinhaltet den Grundsatz, dass der Miet-
zins ausschliesslich die tatsachlich anfallenden Kosten einer Immo-
bilie deckt, ohne einen zusatzlichen Gewinn flir den Vermieter zu
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Begriindung

Il Materielles / Rechtliches

1. Grundsitzliches

Die Bestimmungen Uber den Bau von preisginstigem Wohnraum,
mit welchen die Initiative «2000 Wohnungen fur den Zuger Mittel-
stand» umgesetzt wird, stellt einen massiven Eingriff in das verfas-
sungsmassig garantierte Eigentum von nicht gemeinnultzigen priva-
ten Bautragern dar.

Die Einschrankung eines verfassungsmassigen Rechts setzt mitun-
ter eine gesetzliche Grundlage voraus. Mit §30 BauO wird eine sol-
che gesetzliche Grundlage geschaffen. Wenn aber, wie vorgese-
hen, elementarste Vorgaben der Eigentumsbeschréankung, wie die
Bestimmungen des Anfangsmietzinses, der Kostenmiete, Vorschrif-
ten zur Vergabe der Wohnungen und dergleichen mittels Verord-
nung des Stadtrates geregelt werden sollen, ist die Voraussetzung
der gesetzlichen Grundlage nicht erfllt.

Dass die Stadt dem Eigentimer einer Liegenschaft vorschreibt, un-
ter welchen Bedingungen und an wen er seine Wohnungen vermie-
ten darf, ist staatspolitisch geradezu ungeheuerlich. Das Bereitstel-
len von preisgunstigen Wohnungen stellt keine Kernaufgabe der
Gemeinde dar; demzufolge fehlt auch das gegentber den Grundei-
gentiimerinteressen Uberwiegende 6ffentliche Interesse.

Wenn die Initiative dem «Zuger Mittelstand» dienen soll, ist es zwar
nicht grundsétzlich falsch, wenn Belegungsvorschriften aufgestellt
werden. Solche Vorschriften missen aber auf Gesetzesstufe erlas-
sen werden, sodass die Legislative mitbestimmen kann. Das

erzielen. Die Handhabung der dazu massgebenden Faktoren wie
Kapitalkosten, Abschreibung, Verwaltungskosten, Betriebskosten
usw. werden stufengerecht im Rahmen der Verordnung geregelt.

In Bezug auf die Festlegung des Anfangsmietzinses kann auf die
Systematik der Wohnbauférderungsgesetzgebung verwiesen wer-
den. Die effektiv zulassigen Mietzinse im Rahmen der Wohnbaufér-
derung sind nicht einmal der dazugehérigen Verordnung zu entneh-
men, sondern werden im Einzelfall vom Amt fir Wohnungswesen
bestatigt respektive festgelegt.

Bereits der Initiativtext der Initiative «2000 Wohnungen fur den Zu-
ger Mittelstand» beinhaltet an mehreren Orten den Begriff der Kos-
tenmiete. Grundséatzlich haben sich die Bauordnungsbestimmungen
zur Umsetzung der Initiative neu am Initiativtext zu orientieren. Fol-
gerichtig ist, dass der Begriff der Kostenmiete in der entsprechen-
den Verordnung prazisiert wird.

Kriterien:
Die 10 Jahre sind ein klares Kriterium. Das Wesentliche zur Um-
und Durchsetzbarkeit ist in der Verordnung zu regeln.

Keine formelle Enteignung:

Es liegt weder eine materielle noch eine formelle Enteignung vor.
Die Grenze zur Entschadigungspflicht wird insbesondere deshalb
nicht erreicht, weil die Pflicht zur Erstellung stets nur einen Anteil ei-
nes Planungsmehrwerts umfassen kann.

Keine zeitliche Beschrankung der Geltungsdauer von § 30 nBO:
Die Initiative sieht keine zeitliche Befristung vor. Sofern (in ferner
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Gleiche gilt fir die Anfangsmietzinse und die Kostenmiete. Dies Zukunft) Ubermassig viele preisgilinstige Wohnungen vorhanden
sind elementarste Faktoren der Eigentumsbeschrankung. Es kann sind, ware durch die Politik die Bau- und Zonenordnung entspre-
und darf nicht sein, dass die Grundeigentimer bei den Einschran- chend anzupassen (Art. 21 Abs. 2 RPG).

kungen eines verfassungsmassigen Rechts der jeweils aktuellen

politischen Gesinnung der Exekutive ausgesetzt sind. Antrag Stadtrat

Der Antrag wird nicht bericksichtigt.
Vor diesem Hintergrund ist es dringend angezeigt, die vermeintli-
chen Details und Einzelheiten nicht auf Verordnungsstufe, sondern
in einem referendumsféhigen Reglement zu regeln. Dieses ist
gleichzeitig mit dem Erlass der neuen Bauordnung zu verabschie-
den damit Rechtssicherheit besteht. Werden Anfangsmietzins, Kos-
tenmiete und Belegungsvorschriften in einer Verordnung geregelt,
riskiert die Einwohnergemeinde Zug, dass §30 BauO in der kinfti-
gen Anwendung einer entsprechenden Beschwerde nicht standhal-
ten wird. Stadtrat und GGR tun gut daran, ein erganzendes Regle-
ment zu erlassen und derart wichtige Fragen nicht der stadtratli-
chen Verordnung zu Uberlassen.

2. Zu Antrag 1:

In Absatz 2 von §30 BauO wird bestimmt, dass der Mindestanteil
von 40% an preisgiinstigem Wohnraum sich auf die «neu erstellten
Wohnflachen» bezieht. Dies hat zur Folge, dass ein Grundeigenti-
mer, welcher einen Altbau durch einen Neubau ersetzt, 40% des
Neubaus flr preisgiinstigen Wohnraum zur Verfligung stellen
muss, obwohl er im bestehenden Altbau keinerlei Einschrankungen
hinnehmen muss. Wenn beispielsweise in einem Altbau 1'000 m2
aGF zur Verfugung stehen und aufgrund einer Aufzonung neu
1'500 m? aGF realisiert werden kénnen, miissen 40% von 1'500 m?,
also 600 m? als preisglinstiger Wohnraum angeboten werden. Da
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die Mehrausniitzung gemass kantonalem Recht die Grenze setzt,
misste der Grundeigentiimer von 1'500 m? allerdings nicht 600 m?,
sondern 500 m? preisgiinstigen Wohnraum anbieten. Dies bedeutet
aber, dass in einem Ersatzneubau 100% der Mehrnutzung als
preisginstiger Wohnraumangeboten werden muss. Fur den Grund-
eigentimer besteht unter diesen Umstanden keinerlei Anreiz, einen
Ersatz-neubau zu realisieren. Seine Rendite wird wohl grosser,
wenn er den Altbau mit 1'000 m?2 einer Totalsanierung unterzieht
und diese Wohnungen weiterhin ohne jede Einschrankung vermie-
ten kann. Der 40% Anteil muss sich daher bei einem Ersatzneubau
auf die effektiv realisierte Mehrnutzung beziehen. Im vorstehenden
Beispiel waren somit 40% von500 m? Mehrnutzung, also 200 m?
aGF betroffen.

3. Zu Antrag 2:

Wie vorstehend ausgefiihrt, miissen fir die Bestimmungen des An-
fangsmietzinses mindestens Richtlinien im Gesetz (BauO) veran-
kert sein. Dabei ist klarzustellen, dass bei der Mietzinsfestsetzung
in jedem Fall die Investitionskosten, die laufenden Kosten, die
Ruckstellungen fir Erneuerung, die Abschreibungen und eine an-
gemessene Rendite berlcksichtigt werden. Im Rahmen der Investi-
tionskosten muss auch definiert werden, wie die Landkosten anzu-
rechnen sind. Vernlinftigerweise sind diese als Mittel zwischen dem
urspringlichen Kaufpreis oder dem Wert vor 25 Jahren (analog
Grundstickgewinnsteuer) und dem aktuellen Marktwert zu definie-
ren.

Der vorgeschlagene Textentspricht - mit Ausnahme der Ermittlung
der Landkosten — dem Gesetzestext von §49 lit. b PBG Zirich.
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Basiert der erlaubte Mietzins nicht auf moderaten Kriterien und wird
dabei eine angemessene Rendite, die Verzinsung des Eigenkapi-
tals und ein angemessener Landwert bertcksichtigt, stellt sich der
Anfangsmietzins unter Umstanden als materielle Enteignung dar.
Die Bestimmung von §30 BauO konnte in diesem Fall nicht bezie-
hungsweise nicht ohne staatliche Entschadigung durchgesetzt wer-
den.

4. Zu Antrag 3:

Wird der héchstzuldssige Anfangsmietzins nach den Regeln wie
unter Antrag 2 vorgeschlagen, festgesetzt, erlibrigt sich die Kosten-
miete. Da diese ohnehin nur bei «innovativen Wohnformen» ange-
wendet wird und niemand weiss, was unter solchen Wohnformen
zu verstehen ist, ist darauf ganzlich zu verzichten. Die Anwendung
der Kostenmiete kann den gemeinnuitzigen Wohnbautragern tber-
lassen werden. Diese verzinsen die Genossenschaftsanteile z.Zt.
mit 1.5 bis 2.0 % pro Jahr, womit eine Eigenkapitalverzinsung sel-
ber durch gemeinnutzige Bautrager und trotz der sogenannten Kos-
tenmiete erfolgt.

5. Zu Antrag 4:

Mit §30 BauO soll die Volksinitiative «2000 Wohnungen fir den Zu-
ger Mittelstand» umgesetzt werden. Die Konsequenz ist, dass
dann, wenn das Ziel der Initiative erreicht ist, keine weiteren Ein-
schrankungen mehr gerechtfertigt sind; §30 BauO misste in die-
sem Fall ersatzlos gestrichen beziehungsweise kann nicht mehr an-
gewendet werden. Dies bedeutet aber auch, dass die Sicherstel-
lung der Anfangsmietzinse aufgehoben werden missen, denn bis-
herige Bauherren haben das Recht, dass sie mit Bauherren, welche
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erst nach Erreichen des Initiativziels Neubauten realisieren, gleich-
gestellt werden. Andernfalls bestiinde die Gefahr, dass gar nicht
mehr gebaut wird. Auf jeden Fall ist die Eigentumsbeschrankung
zeitlich zu befristen, wenn sie als Eingriff in ein verfassungsmassi-
ges Recht nicht unverhaltnismassig sein will. Der Stadtrat ist zu
verpflichten, den Grossen Gemeinderat der Stadt Zug jahrlich Gber
den Stand der Erfiillung der Initiative zu orientieren.

6. Zu Antrag 5 und 6:

Es kann auf die Ausfiihrungen unter Ziffer 1 vorstehend verwiesen
werden. Da es sich um einen erheblichen Eingriff in die Eigentums-
freiheit handelt, sind entscheidende Regelungen u.a. auch die Bele-
gungsvorschriften und weitere Regelungen, welche das Ausmass
des Eingriffes in die Eigentumsfreiheit und damit die Verhaltnismas-
sigkeit betreffen, in einem referendumsfahigen Reglement zu re-
geln. Auch die Belegungsvorschriften sind in der Form eines Geset-
zes zu regeln, dabei solchen Vorschriften naturgemass die Gefahr
der Diskriminierung besteht. Auf Verordnungsstufe kénnen solche,
allenfalls diskriminierende Vorschriften gar nicht rechtmassig ver-
fugt werden. Der GGR als Legislative muss bei solchen weiteren
Fragen mitreden kdnnen und es muss die Mdglichkeit eines Refe-
rendums vorgesehen werden.

Wir bitten Sie, die Einwendungen gutzuheissen und dem GGR fiir
die 2. Lesung der Bauordnung zur Beschlussfassung vorzulegen.

172573 Pensionskasse Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat
der V-Zug AG In der Bauordnung ist §30, Abs. 9 dahingehend zu erganzen, dass Es handelt sich um eine politische Frage, welche im Grossen Ge-
6301 Zug der Personenkreis fur eine bevorzugte Vergabe an Wohnungen meinderat diskutiert und entschieden wurde. Die 10 Jahre sind ein
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171054

SP Stadt Zug
6300 Zug

ausgeweitet wird auf Personen, die in Zug arbeiten, studieren oder
in Ausbildung sind.

Begriindung

Die Pensionskasse der V-ZUG AG beabsichtigt mit dem Projekt Pi
preisgiinstigen Wohnraum zu schaffen, der unter anderem auch fiir
Mitarbeitende insb. Werkarbeiter der V-ZUG AG gedacht ist. Neben
dem berechtigten Interesse, Zugerinnen und Zuger zu bevorzugen,
besteht ein gleich-wertiges Interesse daran, Personen mit Arbeits-,
Ausbildungs- oder Studienort Zug zu bevorzugen. Wohnen und Ar-
beiten zu verbinden, reduziert Pendelverkehr und die damit verbun-
denen Emissionen und Belastungen der Verkehrsinfrastruktur.
Kurze Arbeitswege kénnen sich ausserdem positiv auf das gesell-
schaftliche Leben und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf aus-
wirken. Werkarbeiter und Personen in Ausbildung oder Studium
sind besonders auf preisglinstige Wohnungen angewiesen, erflllen
aber moglicherweise die zehnjahrige Wohnsitzpflicht nicht. Aus die-
sen Grinden soll der Kreis der bevorzugten Personen auf Perso-
nen mit Arbeits-, Ausbildungs- oder Studienort Zug erweitert wer-
den.

Antrag / Bemerkung

§ 30 Abs. 3 lit. b soll lauten: «Die Mietpreise entsprechen den durch
den Stadtrat erlassenen Vorschriften. Die Preisguinstigkeit ist dau-
erhaft sicherzustellen.»

Begriindung
Die vom Stadtrat vorgeschlagene Besitmmung wird der Volksinitia-
tive «2000 Wohnungen fir den Zuger Mittelstand» nicht gerecht.

klares Kriterium. Es ist eine wohnpolitische Absicht des Grossen
Gemeinderates, dass Personen mit einem Bezug zum Wohnort Zug
zu bevorzugen sind. Personen, welche in Zug lediglich arbeiten oder
studieren, weisen einen solchen Bezug nicht zwingend auf. Insbe-
sondere wird auch die Umsetzung der Vorgabe problematisch, wenn
eine Person diesen Bezug verliert. Es ware praxisfremd, dann zu
verlangen, dass eine solche Person innert kurzer Zeit aus der Woh-
nung ausziehen muss. Generell ist es nicht im Sinn der Initiative,
den Zuzug zu foérdern, sondern sicherzustellen, dass die bereits an-
sassige Bevolkerung verbleiben kann. Hingegen sollen auch jene
Personen, welche Uber zehn Jahre in Zug gelebt haben, aber aus
Kostengriinden in andere Orte ausweichen mussten, wieder zuriick-
kehren kdnnen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Mit der Bestimmung von § 30 Abs. 3 lit. b nBO wird lediglich der Ini-
tiativtext der Initiative «2000 Wohnungen fiir den Zuger Mittelstand»
umgesetzt. § 30 Abs. 3 lit. b nBO regelt, dass der Stadtrat fur die
Erstvermietung den Anfangsmietzins festlegt. Selbstverstandlich
werden die Vermieter bei einem Mieterwechsel nicht frei sein, den
Mietzins anzuheben. In der stadtischen Verordnung werden die
diesbezlglich notwendigen Sicherungsmechanismen festgelegt. Im
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Denn gemass der bestehenden Formulierung wirden die vom
Stadtrat festgelegten Mietpreisregeln nicht mehr bei der Zweitver-
mietung und spateren Vermietungen gelten. Damit wiirde aber die
gesamte Volksinitiative, die hier umgesetzt werden muss, ad absur-
dum gefihrt. Eine Einschrankung der Geltung der Mietzinsbestim-
mungen einzig auf die Erstvermietung der Wohnung ist unzulassig
und in der Sache falsch. Im Gegenteil gilt es unmissverstandlich
festzuhalten, dass die Preisglnstigkeit der Mietzinse dauerhaft si-
cherstellt ist. Zudem ist die vom Grossen Gemeinderat vorgeschla-
gene Flexibilisierung der Mietzinse nach oben ersatzlos zu strei-
chen. Es sollen nicht Wohnungen, die teurer als preisglinstige
Wohnungen sind, als preisgunstige Wohnungen gezahlt werden
durfen. Insgesamt verwassert die vorgeschlagene Bestimmung die
Volksinitiative in unzulassiger Weise.

Weiteren sieht § 30 Abs. 8 nBO explizit die Zwecksicherung der
massgebenden Bestimmungen durch 6ffentlich-rechtliche Eigen-
tumsbeschrankungen oder vertragliche Regelung vor.

Die Bestimmung stellt keine Verwasserung der Bestimmung der
Volksinitiative dar. Im Gegenteil, § 30 Abs. 3 lit. bi.V.m. § 30 Abs. 8
nBO und der zukinftigen stadtischen Verordnung werden eine Miet-
zinskontrolle vorsehen.

Im Weiteren wird im Rahmen einer kiinftigen Baubewilligung explizit
festgehalten, dass es sich bei der bewilligten Wohnung um eine
«preisgunstige Wohnung» handelt. Zumal es sich bei Baubewilligun-
gen um Sachverfigungen handelt, bleiben auch allféllige Rechts-
nachfolger an diese Regelung gebunden. Die Flexibilisierung des
Mietzinses von +/- 10% wurde vom Grossen Gemeinderat beschlos-
sen und wird als unproblematisch eingestuft. Diese sinnvolle Rege-
lung kann nicht dazu fiihren, dass im Rahmen eines Bebauungs-
plans schliesslich weniger preisglinstige Wohnungen vorhanden
sind. Die bereits bestehenden preisgiinstigen Wohnungen mussten
als solche ebenfalls bewilligt, bezeichnet und gemass § 30 Abs. 8
nBO gesichert werden.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

171055

SP Stadt Zug

Antrag / Bemerkung
§ 30 Abs. 6 (Anrechnung von Gewerberaum) ist ersatzlos zu strei-
chen.

Erwagungen Stadtrat

Mit der Pflicht zur Schaffung von preisgiinstigem Gewerberaum soll
ertragsschwaches, férderungswiurdiges Kleingewerbe, welches im
Interesse der Quartierversorgung liegt, unterstitzt beziehungsweise
ermdglicht werden. Diese Bestimmung soll nur in Ausnahmefallen
greifen, wenn der Bau der preisglnstigen Wohnungen im
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Begriindung

Der Absatz ist geméss Text der Volksinitiative «2000 Wohnungen
fur den Zuger Mittelstand» nicht vorgesehen, verwassert diese er-
heblich und verletzt die politischen Rechte der Stimmbevdlkerung.
Damit die Stadt im Jahr 2040 das Ziel von 20 % preisglnstigen
Wohnung erreicht, darf die fiir den preisgiinstigen Wohnraum vor-
gesehene Flache nicht bedeutend reduziert werden. Preisguinstiger
Gewerberaum ist wichtig, darf aber nicht gegen preisgunstigen
Wohnraum ausgespielt werden, sondern soll in Bezug zum norma-
len Gewerberaum betrachtet werden. Preisglinstiger Gewerberaum
kann auch so und ohne auf Kosten von bezahlbarem Wohnraum
realisiert werden.

geforderten Umfang zu keiner sinnvollen Losung fiihren wirde. Le-
diglich dann darf im Erd- bzw. Sockelgeschoss preisgiinstiger Ge-
werberaum erstellt werden.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bericksichtigt.

171057

SP Stadt Zug
6300 Zug

Antrag / Bemerkung
§ 30 Abs. 7 (Anrechnung bestehender Wohnungen) ist ersatzlos zu
streichen.

Begriindung

Der Absatz ist gemass Text der Volksinitiative «2000 Wohnungen
fir den Zuger Mittelstand» nicht vorgesehen, verwassert diese er-
heblich und verletzt die politischen Rechte der Stimmbevdlkerung.
Damit die Stadt im Jahr 2040 das Ziel von 20 % preisguinstigen
Wohnungen erreicht, dirfen nicht bereits bestehende preisglinstige
Wohnungen an die Pflicht, bei neuen Uberbauungen auch preis-
glnstige Wohnungen zu realisieren, angerechnet werden.
Insgesamt sei an dieser Stelle festgehalten, dass demokratisch ge-
troffene Volksentscheide vollstandig und nicht teilweise zu beach-
ten sind. Dies gilt ganz besonders fur die Volksinitiative «2000
Wohnungen fur den Zuger Mittelstand».

Erwagungen Stadtrat

Mit dieser Bestimmung soll erreicht werden, dass im Rahmen von
Bebauungsplanen die Moglichkeit geprift wird, bestehenden preis-
gunstigen Wohnraum bestehen zu lassen und allenfalls zu sanieren.
Dies, damit einem Anreiz zum unékologischen Riickbau bestehen-
der guter Baustruktur entgegnet wird, welcher andernfalls wirtschaft-
lich bestehen kénnte. Diese vom Stadtrat vorgenommene Ergan-
zung entspricht dem Geist und der Absicht der Initiative, ist sinnvoll
und auch 6kologisch angezeigt. Diese Bestandeswohnungen kénn-
ten nur angerechnet werden, wenn sie im Rahmen eines Bauge-
suchs als preisglinstige Wohnungen bewilligt und geméass § 30

Abs. 8 nBO gesichert wiirden.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Auch das von der Stadt Zug in Auftrag gegebene Rechtsgutachten
erinnert daran, dass die Volksinitiative detaillierte Auftrdge umfasst
und deren Umsetzung umso enger erfolgen muss, je genauer sie
redigiert worden sind.

169900 Immofonds Asset  Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Management AG  Die Bemessung soll sich — analog §30 Abs. 1 — ausschliesslich auf  Ziff. 3a der angenommenen Initiative «2000 Wohnungen fir den Zu-
8001 Zurich die Mehrausnitzung beziehen. Eine Quote von 40 % auf die Mehr-  ger Mittelstand» fiihrt klar aus, dass «mindestens 40 % der neu er-
ausnltzung ware zielfUhrend und wirde die Ziele der Initiative bes-  stellten Wohnflachen preisglinstig sein missen, soweit das kanto-
ser unterstitzen nale Planungs- und Baugesetz dies zulasst.» § 18 Abs. 4 PBG be-
schrankt diese Pflicht wiederum auf 100 % der Mehrausnitzung.
Begriindung Der Einwendung kann mangels Vereinbarkeit mit der Initiative nicht
Die aktuelle Definition fihrt dazu, dass sich die Quote von 40 % auf  entsprochen werden.
samtlichen neu erstellten Wohnflachen bezieht. Dies nimmt jegli-
chen wirtschaftlichen Anreiz fur Ersatzneubauten und verhindert die  Antrag Stadtrat
Schaffung zuséatzlichen Wohnraums. Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
169901 Immofonds Asset  Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat

Management AG
8001 Ziirich

Die Sicherstellung ist zeitlich zu begrenzen und darf nicht Uber den
Zeitpunkt hinaus gelten, an dem das Ziel der Initiative (2'000 Woh-
nungen flr den Zuger Mittelstand) erreicht ist.

Begriindung

Die Bauordnung lasst offen, fur welchen Zeitraum die Sicherstel-
lung des preisgunstigen Wohnraums gelten soll. Eine unbefristete
Eigentumsbeschrankung ist unverhaltnismassig.

Die Sicherstellung des preisglinstigen Wohnraums gilt so lange, bis
diesbeziiglich eine gesetzliche Anderung erfolgt. Eine preisgiinstige
Wohnung wird im Rahmen der Baubewilligung als solche bewilligt
und eine abweichende Nutzung ist erst dann moglich, wenn gestiitzt
auf gednderte gesetzliche Grundlagen die Bestimmungen des preis-
glnstigen Wohnungsbaus aufgehoben oder allenfalls gelockert wer-
den.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht beriicksichtigt.
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169902 Immofonds Asset  Antrag / Bemerkung Erwdagungen Stadtrat
Management AG  Wesentliche Punkte wie Anfangsmietzins, Kostenmiete und Siche- Entgegen der Ansicht der Einwenderschaft ist die Gesetzesdelega-
8001 Zirich rungsdauer sind auf Gesetzesstufe in der Bauordnung selbst zu re-  tion ausreichend. Insbesondere ist klar definiert, welche Materie ge-
geln. regelt werden soll. Zudem sind die Grundziige klar geregelt. Dies gilt
insbesondere auch bzgl. der Bemessungsgrundlage, zumal § 30
Begriindung Abs. 3 nBO alternativ drei solche nennt, welche bereits bekannt
Die Bauordnung verweist mehrfach auf eine stadtratliche Verord- sind. Die in der Verordnung auszuarbeitende vierte Bemessungs-
nung, in der zentrale Begriffe und Regelungen (z. B. Definition inno-  grundlage bildet lediglich eine weitere Alternative, so wie dies auch
vativer Wohnformen, Anfangsmietzins, Kostenmiete, Sicherstellung  der Wortlaut der Initiative «2000 Wohnungen fiir den Zuger Mittel-
der Zweckbindung) erst festgelegt werden. Dies schafft erhebliche stand» beinhaltet.
Rechtsunsicherheit und widerspricht dem Grundsatz, dass Eingriffe
in die Eigentumsfreiheit eine gesetzliche Grundlage erfordern. Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.
167736  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat

Die prozentualen Anteile an preisginstigem Wohnraum muss die
Kriterien der 2000-Wohnungsinitiative bis 2040 erreichen. Dies ist
mit den Vorgaben in Paragraf 30 zu erreichen. Ein entsprechender
Pfad zur Erreichung ist als Bericht durch den Stadtrat zu erstellen.
Zur Sicherheit sind die Prozentanteile in Absatz 1 und 2 zu erhd6-
hen.

Begriindung

Mit den vorgeschlagenen Bestimmungen wird die Anforderung der
2000-Wohnungs-Initiative von 20% preisglinstigem Wohnungsbau
bis 2040 nicht erreicht werden kdnnen. Der Stadtrat muss eine Be-
standesaufnahme machen, damit klar ist, wie hoch der Anteil an
preisgiinstigem Wohnraum zur Zeit ist. Das dient als Grundlage fur
die Berechnung, wie hoch der Anteil an der prognostizierten neu

Gemass Initiative «2000 Wohnungen fiir den Zuger Mittelstand» ist
der Stadtrat verpflichtet, alle zwei Jahre einen Bericht Uber die er-
reichten Ziele der Initiative und die diesbezliglichen Aktivitdten abzu-
geben.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.




73/359

erstellten Geschossflache bis 2040 sein muss, um die geforderten
20% zu erreichen. Mit den 20% an den in Bebauungsplanen zu-
satzlich anrechenbaren Geschossflache und den 40% in Verdich-
tungsgebieten wird das kaum funktionieren. Der Stadtrat soll dies in
einem Bericht aufzeigen mussen. Zur Sicherheit sind die %-Anteile
von Anfang an zu erhéhen.

167737  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Absatz 3, Lit. b): Der Satz «Unter Einhaltung der ... abweichen;» ist Diese politische Frage wurde im Grossen Gemeinderat diskutiert
ersatzlos zu streichen. und entschieden. Die Einwendung bericksichtigt nicht, dass die Ge-

samtsumme der Miete insgesamt gleich bleiben muss. Die 10-%-

Begriindung Regel schafft lediglich einen begrenzten Spielraum fir interne Ver-
Es ist nicht einzusehen, wieso grundlos die Anforderungen an schiebungen zwischen den Mietobjekten, um auf wohnungsspezifi-
preisgunstigen Wohnraum zu lockern sind und ein 10%-iger Zu- sche Unterschiede Ricksicht zu nehmen (z. B. Lage, Grundriss). Es
schlag gewahrt werden soll. Ziel des preisglinstigen Wohnraums ist  handelt sich um eine reine Verteilungsregel, nicht um eine Erho-
eben gerade nicht die Gewinnmaximierung der Investoren, sondern  hungsbefugnis.
der Stadtzuger Bevdlkerung mit durchschnittlichem Lohn, zahlbaren
Wohnraum zur Verfiigung zu stellen. Weil dies ein Anliegen der Antrag Stadtrat
Mehrheit der Zuger Bevolkerung ist, wurde die 2000-Wohnungs-Ini-  Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.
tiative 2023 von der Stimmbevoélkerung angenommen. Diese Vor-
gabe ist umzusetzen, auch wenn es dem Stadtrat offenbar nicht
passt.

167738  «Privatpersonen» Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat

Absatz 6 ist ersatzlos zu streichen.

Begriindung

Gewerberaum ist kein Wohnraum, daher kann er nicht an diesen
angerechnet werden! Der Sinn der 2000-Wohnungs-Initiative war
die Férderung von preisglinstigem Wohn- und nicht Gewerberaum!

Mit der Pflicht zur Schaffung von preisgtinstigem Gewerberaum soll
ertragsschwaches, férderungswiurdiges Kleingewerbe, welches im
Interesse der Quartierversorgung liegt, unterstitzt beziehungsweise
ermoglicht werden. Diese Bestimmung soll nur in Ausnahmefallen
greifen, wenn der Bau der preisglinstigen Wohnungen im geforder-
ten Umfang zu keiner sinnvollen Lésung flihren wiirde. Lediglich
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Der Stadtrat soll die Initiative umsetzen und nicht ins Absurde ver-
andern! Sind die Immissionen (L&rm!) zu hoch, ist das Problem an
der Quelle, also beim Verkehr zu 16sen, indem im entsprechenden
Bereich Tempo 30 eingefiihrt wird und allenfalls zusatzlich larmar-
mer Belag.

dann darf im Erd- bzw. Sockelgeschoss preisgiinstiger Gewerbe-
raum erstellt werden.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

169947

Urban Assets Zug
AG
6302 Zug

Antrag / Bemerkung

In der Bauordnung ist §30, Abs. 9 so zu erganzen, dass der Perso-
nenkreis fir eine bevorzugte Vergabe an Wohnungen ausgeweitet

wird auf Personen die in Zug arbeiten, studieren oder in Ausbildung
sind.

Begriindung

Die Urban Assets Zug beabsichtigt u.a. mit dem Projekt Pi preis-
glinstigen Wohnraum zu schaffen. Neben dem berechtigten Inte-
resse, Zugerinnen und Zuger zu bevorzugen, besteht ein gleichwer-
tiges Interesse Personen mit Arbeits-, Ausbildungs- oder Studienort
Zug zu bevorzugen. Wohnen und Arbeiten zu verbinden, ist ein
wichtiges Anliegen des Tech Clusters Zug und reduziert Pendelver-
kehr und die damit verbundenen Emissionen und Belastungen der
Verkehrsinfrastruktur.

Kurze Arbeitswege kénnen sich ausserdem positiv auf das gesell-
schaftliche Leben und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf aus-
wirken. Werkarbeiter und Personen in Ausbildung oder Studium
sind besonders auf preisgtnstige Wohnungen angewiesen, erfillen
aber moglicherweise die zehnjahrige Wohnsitzpflicht nicht. Aus all
diesen Grunden soll der Kreis der bevorzugten Personen auf

Erwagungen Stadtrat

Es handelt sich um eine politische Frage, welche im Grossen Ge-
meinderat diskutiert und entschieden wurde. Die 10 Jahre sind ein
klares Kriterium. Eine weitergehende Regelung wirde die korrekte
Umsetzung gefahrden. Sodann ware im Sinne der Initiative gerade
nicht der Zuzug zu férdern, sondern sicherzustellen, dass die bereits
ansassige Bevolkerung verbleiben kann.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Personen mit Arbeits-, Ausbildungs- oder Studienort Zug erweitert
werden.

170359

170360

VCS Verkehrs-
Club der Schweiz
Sektion Zug
6300 Zug

VCS Verkehrs-
Club der Schweiz
Sektion Zug
6300 Zug

Antrag / Bemerkung

Die prozentualen Anteile an preisgunstigem Wohnraum muss die
Kriterien der 2000-Wohnungsinitiative bis 2040 erreichen. Dies ist
mit den Vorgaben in Paragraf 30 zu erreichen. Ein entsprechender
Pfad zur Erreichung ist als Bericht durch den Stadtrat zu erstellen.
Zur Sicherheit sind die Prozentanteile in Absatz 1 und 2 zu erh6-
hen.

Begriindung

Mit den vorgeschlagenen Bestimmungen wird die Anforderung der
2000Wohnungs-Initiative von 20% preisgtinstigem Wohnungsbau
bis 2040 nicht erreicht werden kdnnen. Der Stadtrat muss eine Be-
standesaufnahme machen, damit klar ist, wie hoch der Anteil an
preisgiinstigem Wohnraum zur Zeit ist. Das dient als Grundlage fir
die Berechnung, wie hoch der Anteil an der prognostizierten neu er-
stellten Geschossflache bis 2040 sein muss, um die geforderten
20% zu erreichen. Mit den 20% an den in Bebauungsplanen zu-
satzlich anrechenbaren Geschossflache und den 40% in Verdich-
tungsgebieten wird das kaum funktionieren. Der Stadtrat soll dies in
einem Bericht aufzeigen mussen. Zur Sicherheit sind die %-Anteile
von Anfang an zu erhéhen.

Antrag / Bemerkung
Absatz 3, Lit. b): Der Satz «Unter Einhaltung der ... abweichen;» ist
ersatzlos zu streichen.

Erwdagungen Stadtrat

Gemass Initiative «2000 Wohnungen flir den Zuger Mittelstand» ist
der Stadtrat verpflichtet, alle zwei Jahre einen Bericht Uber die er-
reichten Ziele der Initiative und die diesbezuglichen Aktivitdten abzu-
geben.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Diese politische Frage wurde im Grossen Gemeinderat diskutiert
und entschieden. Die Einwendung berticksichtigt nicht, dass die Ge-
samtsumme der Miete insgesamt gleich bleiben muss. Die 10-%-
Regel schafft lediglich einen begrenzten Spielraum fir interne




76/359

170361

168582

VCS Verkehrs-
Club der Schweiz
Sektion Zug
6300 Zug

Zuger Kantonal-
bank VEBI
Immobilienbewirt-
schaftung

6301 Zug

Begriindung

Es ist nicht einzusehen, wieso grundlos die Anforderungen an
preisgiinstigen Wohnraum zu lockern sind und ein 10%-iger Zu-
schlag gewahrt werden soll. Ziel des preisglnstigen Wohnraums ist
eben gerade nicht die Gewinnmaximierung der Investoren, sondern
der Stadtzuger Bevolkerung mit durchschnittlichem Lohn, zahlbaren
Wohnraum zur Verfiigung zu stellen. Weil dies ein Anliegen der
Mehrheit der Zuger Bevolkerung ist, wurde die 2000-Wohnungs-Ini-
tiative 2023 von der Stimmbevélkerung angenommen. Diese Vor-
gabe ist umzusetzen, auch wenn es dem Stadtrat offenbar nicht
passt.

Antrag / Bemerkung
Absatz 6 ist ersatzlos zu streichen.

Begriindung

Gewerberaum ist kein Wohnraum, daher kann er nicht an diesen
angerechnet werden! Der Sinn der 2000-Wohnungs-Initiative war
die Forderung von preisginstigem Wohn- und nicht Gewerberaum!
Der Stadtrat soll die Initiative umsetzen und nicht ins Absurde ver-
andern! Sind die Immissionen (Larm!) zu hoch, ist das Problem an
der Quelle, also beim Verkehr zu 16sen, indem im entsprechenden
Bereich Tempo 30 eingefiihrt wird und allenfalls zusatzlich larmar-
mer Belag.

Antrag / Bemerkung

Obergrenze Mehrausniitzung (§30 Abs. 2)

Die Obergrenze der Mehrausniitzung gemass § 18 Abs. 4 PBG soll
je Baufeld und nicht Gber den gesamten Bebauungsplan hinweg
berechnet werden.

Verschiebungen zwischen den Mietobjekten, um auf wohnungsspe-
zifische Unterschiede Ricksicht nehmen zu kénnen (z. B. Lage,
Grundriss). Es handelt sich um eine reine Verteilungsregel, nicht um
eine Erhéhungsbefugnis.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Mit der Pflicht zur Schaffung von preisgiinstigem Gewerberaum soll
ertragsschwaches, férderungswirdiges Kleingewerbe, welches im
Interesse der Quartierversorgung liegt, unterstitzt beziehungsweise
ermdoglicht werden. Diese Bestimmung soll nur in Ausnahmefallen
greifen, wenn der Bau der preisglinstigen Wohnungen im geforder-
ten Umfang zu keiner sinnvollen Losung fiihren wirde. Lediglich
dann darf im Erd- bzw. Sockelgeschoss preisglinstiger Gewerbe-
raum erstellt werden.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Im Rahmen der generell-abstrakten Bauordnungsbestimmungen be-
darf es diesbezliglich keiner weiteren Bestimmungen oder Klarung.
Es ist im Rahmen der Ausarbeitung eines Bebauungsplanes zu defi-
nieren, in welchen Bereichen und in welchem Umfang
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168585

Zuger Kantonal-
bank VEBI
Immobilienbewirt-
schaftung

6301 Zug

Begriindung

Gemass § 30 Abs. 2 der Bauordnung sind im Verdichtungsgebiet
40% der neu erstellten Wohnraum als preisgiinstiger Wohnungs-
raum zur Verfuigung zu stellen. Der 40%-Anteil findet seine Gren-
zen in § 18 Abs. 4 PBG, wonach der Umfang der preisglinstigen
Wohnflachen nicht grosser sein darf als die effektive durch den Be-
bauungsplan gewahrt Mehrausnitzung. In der Bauordnung bleibt
ungeklart, ob die Obergrenze an preisglinstigem Wohnraum Utber
den gesamten Perimeter oder auf die einzelnen Baufelder berech-
net wird. Ohne eine Betrachtung pro Baufeld sind unter den Grund-
eigentimern innerhalb eines Bebauungsplans komplexe privat-
rechtliche Ausgleichsregelungen zu schaffen.

Antrag / Bemerkung

Definition «neu erstellt» gemass §30 Abs. 2

Die Bemessung des Anteils an preisginstigem Wohnraum in Ver-
dichtungsgebieten liegenden Wohn- und Mischzonendarf soll sich —
analog §30 Abs. 1 — ausschliesslich auf die Mehrausnltzung bezie-
hen und nicht generell auf «neu erstellten Wohnraumy.

Begriindung

Die aktuelle Definition flihrt dazu, dass sich die Quote von 40 % auf
samtliche neu erstellte Wohnflache bezieht. Ein Neubau ware von
vornherein 6konomisch unattraktiv, wenn die Mehrnutzung relativ
gering ist und im bestehenden Gebaude keine Einschrankungen
bestehen. Es wirde den Grundeigentimern jede Motivation fehlen,
Neubauten anstelle von bestehenden Wohnbauten zu erstellen.

preisgunstiger Wohnraum zu erstellen ist. Im Rahmen einer perime-
terinternen Betrachtung spielt es fir allféllige Ausgleichsregelungen
selbstverstandlich eine Rolle, ob auf einem bestehenden Grund-
stiick keine, eine kleine oder eine grosse Mehrnutzung erfolgt. Hier-
bei ist das Flhren von Verhandlungen betreffend Lastenausgleich
innerhalb eines Bebauungsplans ein Ublicher Vorgang. Solche Ver-
handlungen werden ebenfalls zu fiihren sein, wenn der Anteil von
preisgunstigen Wohnungen gemass § 30 Abs. 5 nBO innerhalb
mehrerer Baufelder verschoben wird und sich ein Eigentimer ver-
pflichtet, diese Pflicht fiir einen anderen Eigentiimer zu Giberneh-
men.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Ziff. 3a der angenommenen Initiative «2000 Wohnungen fur den Zu-
ger Mittelstand» fuhrt klar aus, dass «mindestens 40 % der neu er-
stellten Wohnflachen preisgiinstig sein missen, soweit das kanto-
nale Planungs- und Baugesetz dies zulasst.» § 18 Abs. 4 PBG be-
schrankt diese Pflicht wiederum auf 100 % der Mehrausnutzung.
Gemass dem Rechtsgutachten zur Initiative «2000 Wohnungen far
den Zuger Mittelstand» von Prof. Dr. Beat Stalder vom 23. Novem-
ber 2023, Rz. 67 bis 69, ist der Vorschlag der Einwenderschaft nicht
mit dem Initiativtext der Initiative «2000 Wohnungen fiir den Zuger
Mittelstand» vereinbar. Der Einwendung kann daher nicht entspro-
chen werden.




78/359

Eine Quote von 40 % auf die Mehrausniitzung wiirde die Ziele der
Initiative besser unterstutzen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

168589  Zuger Kantonal- Antrag / Bemerkung Erwdagungen Stadtrat
bank VEBI Festlequng des Anfangsmietzinses in der Bauordnung (§30 Entgegen der Kritik der Einwenderschaft ist die Gesetzesdelegation
Immobilienbewirt-  Abs. 3 lit. b) ausreichend. Insbesondere ist klar definiert, welche Materie geregelt
schaftung Die Festlegung des Anfangsmietzinses soll auf Gesetzesstufe in werden soll. Zudem sind die Grundzlge klar geregelt. Dies gilt ins-
6301 Zug der Bauordnung geregelt werden. besondere auch bzgl. der Bemessungsgrundlage, zumal § 30 Abs. 3
nBO alternativ drei solche nennt, welche bereits bekannt sind.
Begriindung Die in der Verordnung auszuarbeitende vierte Bemessungsgrund-
Die Bestimmung lasst viele Fragen ungeklart, die auf Gesetzes- lage bildet nur eine weitere Alternative.
stufe geregelt werden sollten. Verordnungen sind keine gesetzli-
chen Grundlagen, weil sie von der Exekutive und nicht von der Le-  Antrag Stadtrat
gislative erlassen werden. Ansonsten besteht keine dauerhafte Der Antrag wird nicht berticksichtigt.
Rechtssicherheit.
168590  Zuger Kantonal- Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat

bank VEBI
Immobilienbewirt-
schaftung

6301 Zug

Aufhebung der Bevorzugung von regionalen Personengruppen

(§30 Abs. 9)

Die Bevorzugung von spezifischen Personengruppen nach regiona-
len Kriterien bei der Mieterauswahl ist aufzuheben.

Begriindung

Es ist staatspolitisch nicht korrekt, dass unabhangigen Grundeigen-
timern vom Staat solch starke Vorschriften fir die Vergabe von
Wohnungen gemacht wird. Die Bevorzugung gemass § 30 Abs. 9
fuhrt zu erheblichen Mehraufwanden der betroffenen Stellen (Ei-
gentimer/Verwaltungen wie auch Kontrollorganen). Wie die Nach-
weise von den jeweiligen Personen zu erbringen sind und wie dies

Sinn der Initiative «2000 Wohnungen fiir den Zuger Mittelstand» war
gerade nicht, den Zuzug zu férdern, sondern sicherzustellen, dass
die bereits ansassige Bevolkerung verbleiben kann. Bei der Frage,
welche Personengruppe bevorzugt Anspruch auf den preisglnstigen
Wohnraum haben soll, handelt sich um eine politische, welche be-
reits im Initiativtitel abgebildet und im Grossen Gemeinderat disku-
tiert und entschieden wurde. Die 10 Jahre sind ein klares Kriterium.
Die zuséatzliche Angabe, mit welcher belegt wird, dass eine Person
mindestens 10 Jahre in der Stadtgemeinde Zug gelebt hat, wird in
datenschutzrechtlicher Hinsicht als unproblematisch erachtet.
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durch betreffende Kontrollorgane kontrolliert werden soll lasst der
Gesetzestext offen. Massnahmen bei Nichteinhaltung finden keinen
Grundsatz im schweizerischen Mietrecht. Die Beschaffung und Be-
arbeitung von Personendaten von Mietinteressentinnen und -intres-
senten zur Erbringung solcher Nachweise konkurrieren mit den all-
gemeinen Grundsatze des Datenschutzes.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

168591

168592

Zuger Kantonal-
bank VEBI
Immobilienbewirt-
schaftung

6301 Zug

Zuger Kantonal-
bank VEBI
Immobilienbewirt-
schaftung

6301 Zug

Antrag / Bemerkung

Flexibler Realisierungszeitraum (§30 Abs. 5)

Die Realisierung des preisgiinstigen Wohnraum soll zeitlich nicht
vorgezogen oder gleichzeitig erfolgen missen, wenn die Realisie-
rung anderweitig sichergestellt werden kann (zum Beispiel durch
ein Kaufrecht der Gemeinde).

Begriindung

Die Regelung betreffend der zeitlichen Komponente kann fiir den
Erlass eines Bebauungsplans ein schwieriges Problem darstellen.
Die auf der Grundlage eines Bebauungsplans méglichen Neubau-
ten werden zum Teil in weit auseinanderliegenden Etappen reali-
siert. Dies erfordert unter den Grundeigentiimern innerhalb eines
Bebauungsplans komplexe privatrechtliche Ausgleichsregelungen.

Antrag / Bemerkung

Festlegung der Kostenmiete in der Bauordung (§30 Abs. 4)
Die Festlegung der Kostenmiete soll auf Gesetzesstufe in der Bau-
ordung geregelt werden.

Begriindung
Die Bestimmung lasst viele Fragen ungeklart, die auf Gesetzes-
stufe geregelt werden sollten. Verordnungen sind keine

Erwagungen Stadtrat

Die Umsetzung der wesentlichen Vorteile eines Bebauungsplanes
fur die Allgemeinheit (Bau von preisginstigen Wohnungen) darf
nicht erst im Nachhinein erfolgen.

Eine zeitliche Zuriickstellung der Pflicht zur Erstellung von preis-
gunstigen Wohnungen ist zusatzlich problematisch, da dies ein Um-
gehungspotenzial schafft. Nur die zeitgleiche oder vorzeitige Schaf-
fung der preisglinstigen Wohnungen sichert den Initiativzweck.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Die Rechtsordnung kennt ausdriicklich das Prinzip der gesetzlichen
Delegation, wonach der Gesetzgeber (Legislative) durch formelles
Gesetz die Kompetenz zur ndheren Ausgestaltung bestimmter Ma-
terien an den Verordnungsgeber (Exekutive) tUbertragen darf. Entge-
gen der Kritik der Einwenderschaft ist die Gesetzesdelegation aus-
reichend. Insbesondere ist klar definiert, welche Materie geregelt
werden soll. Es ist daran zu erinnern, dass die Vorschriften von § 30
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gesetzlichen Grundlagen, weil sie von der Exekutive und nicht von nBO lediglich fir diejenigen Wohnungen gelten, welche aufgrund ei-

der Legislative erlassen werden. Ansonsten besteht keine dauer- ner Mehrnutzung gemass § 18 Abs. 4 PBG zu erstellen sind. Die

hafte Rechtssicherheit. Verpflichtung zum Bau von preisglinstigen Wohnungen flihrt sinnge-
mass zu einer Einschrankung der Handlungsfreiheit in Bezug auf
diese Wohnungen. Die gesetzlichen Grundlagen fir diese «Ein-
schrankungen» sind aber mit § 18 Abs. 4 PBG i.V. § 30 nBO gege-
ben. Die in der Verordnung zu regelnden Aspekte sind untergeord-
neter Natur und missen nicht weiter in der Bauordnung definiert
werden. So kann beispielsweise in Bezug auf die Festlegung des
Anfangsmietzinses auf die Systematik der Wohnbauférderungsge-
setzgebung verwiesen werden. Die effektiv zulassigen Mietzinse im
Rahmen der Wohnbauférderung sind nicht einmal der zugehdrigen
Verordnung zu entnehmen, sondern werden im Einzelfall vom Amt
fur Wohnungswesen bestatigt respektive festgelegt. Es bestehen
keine Griinde, um in der Bauordnung der Stadt Zug diesbeziglich
weitergehende Definitionen festzusetzen.
Der Begriff Kostenmiete beinhaltet den Grundsatz, dass der Miet-
zins ausschliesslich die tatsachlich anfallenden Kosten einer Immo-
bilie deckt, ohne einen zusatzlichen Gewinn fiir den Vermieter zu er-
zielen. Die Handhabung der dazu massgebenden Faktoren wie Ka-
pitalkosten, Abschreibung, Verwaltungskosten, Betriebskosten usw.
werden stufengerecht im Rahmen der Verordnung geregelt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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168597  Zuger Kantonal- Antrag / Bemerkung Erwdagungen Stadtrat
bank VEBI Zeitliche Beschrankung der Grundbucheintragung (§30 Abs.8) Die Initiative sieht keine zeitliche Befristung vor. Sofern (in ferner
Immobilienbewirt-  Die Sicherstellung ist zeitlich zu begrenzen und darf nicht iber den  Zukunft) ilbermassig viele preisglinstige Wohnungen vorhanden
schaftung Zeitpunkt hinaus gelten, an dem das Ziel der Initiative (2'000 Woh- sind, ware durch die Politik die Bau- und Zonenordnung entspre-
6301 Zug nungen fur den Zuger Mittelstand) erreicht ist. chend anzupassen (Art. 21 Abs. 2 RPG).
Begriindung Antrag Stadtrat
Die Bauordnung lasst offen, fir welchen Zeitraum die Sicherstel- Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
lung des preisgiinstigen Wohnraums gelten soll. Eine unbefristete
Eigentumsbeschrankung ist unverhaltnismassig. Eine Regelung via
Verordnung schafft Rechtsunsicherheit. Insbesondere bei Bestan-
deswohnungen ware die Festsetzung eines Zeitraumes zur Sicher-
stellung von preisginstigem Wohnraum wichtig.
168598  Zuger Kantonal- Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat

bank VEBI
Immobilienbewirt-
schaftung

6301 Zug

Unzureichende Rechtsgrundlage (§30 Abs. 10)
Die Einzelheiten von §30 sind auf Gesetzesstufe in der Bauordnung
selbst zu regeln.

Begriindung

Die Bauordnung verweist mehrfach auf eine Regelung der einzelne
Fragen in einer Verordnung. Bei § 30 handelt es sich insgesamt um
eine erhebliche Einschrankung der Eigentumsfreiheit. Die Ein-
schrankung eines verfassungsmassigen Rechts setzt eine gesetzli-
che Grundlage voraus. Verordnungen sind keine gesetzlichen
Grundlagen, weil sie von der Exekutive und nicht von der Legisla-
tive erlassen werden. Die Bestimmung von § 30 lasst viele Fragen
offen. Fir Fragen, welche in der Verordnung geregelt werden, be-
steht keine Rechtssicherheit (Anfangsmiete, Kostenmiete, Form

Die Rechtsordnung kennt ausdricklich das Prinzip der gesetzlichen
Delegation, wonach der Gesetzgeber (Legislative) durch formelles
Gesetz die Kompetenz zur ndheren Ausgestaltung bestimmter Ma-
terien an den Verordnungsgeber (Exekutive) Uibertragen darf. Entge-
gen der Ansicht der Einwenderschaft ist die Gesetzesdelegation
ausreichend. Insbesondere ist klar definiert, welche Materie geregelt
werden soll. Zudem sind die Grundzlge klar geregelt. Dies gilt ins-
besondere auch bzgl. der Bemessungsgrundlage, zumal § 30 Abs. 3
nBO alternativ drei solche nennt, welche bereits bekannt sind. Die in
der Verordnung auszuarbeitende vierte Bemessungsgrundlage bil-
det lediglich eine weitere Alternative, so wie dies auch der Wortlaut
der Initiative «2000 Wohnungen fiir den Zuger Mittelstand» beinhal-
tet.
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und zeitliche Ausdehnung der Sicherheiten, Eigentumsbeschran-
kung, Belegungsvorschriften, usw.). Diese Einzelheiten sind fir die
betroffenen Grundeigentiimer elementare Fragen. Die Zuger Kanto-
nalbank besitzt mehrere Liegenschaften in der Stadt Zug und ist
von den Regelungen direkt betroffen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

171004

171037

assetimmo Immo-
bilien-Anlagestif-
tung

8005 Zirich

assetimmo Immo-
bilien-Anlagestif-
tung

8005 Zurich

Antrag / Bemerkung

Ziffer 2: Die Obergrenze der Mehrausniitzung gemass § 18 Abs. 4
PBG ist je Baufeld und nicht ber den gesamten Bebauungsplan
hinweg zu berechnen.

Begriindung

Ohne diese «Baufeld-Betrachtung» unter den Grundeigentimern
innerhalb eines Bebauungsplans sind komplexe privatrechtliche
Ausgleichsregelungen zu schaffen.

Antrag / Bemerkung

Absatz 3: Der Anfangsmietzins, der als Kriterium flir den preisglins-
tigen Wohnraum dient, sei im Gesetz zu verankern und nicht in ei-
ner Verordnung.

Erwagungen Stadtrat

Im Rahmen der generell-abstrakten Bauordnungsbestimmungen be-
darf es diesbezuglich keiner weiteren Bestimmungen oder Klarung.
Es ist im Rahmen der Ausarbeitung eines Bebauungsplanes zu defi-
nieren, in welchen Bereichen und in welchem Umfang preisglinsti-
ger Wohnraum zu erstellen ist. Im Rahmen einer perimeterinternen
Betrachtung spielt es fir allfallige Ausgleichsregelungen selbstver-
standlich eine Rolle, ob auf einem bestehenden Grundstiick keine,
eine kleine oder eine grosse Mehrnutzung erfolgt. Hierbei ist das
Fihren von Verhandlungen betreffend Lastenausgleich innerhalb ei-
nes Bebauungsplans ein Ublicher Vorgang. Solche Verhandlungen
werden ebenfalls zu fihren sein, wenn der Anteil von preisgiinstigen
Wohnungen gemass § 30 Abs. 5 nBO innerhalb mehrerer Baufelder
verschoben wird und sich ein Eigentimer verpflichtet, diese Pflicht
fur einen anderen Eigentimer zu ibernehmen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Es ist daran zu erinnern, dass die Vorschriften von § 30 nBO ledig-
lich fur diejenigen Wohnungen gelten, welche aufgrund einer
Mehrnutzung geméss § 18 Abs. 4 PBG zu erstellen sind. Die Ver-
pflichtung zum Bau von preisglinstigen Wohnungen fihrt
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Begriindung

Diese fir Investoren essenzielle Frage der Anfangsmietzinsen wird
auf die Verordnungsstufe delegiert, womit keine dauerhafte Rechts-
sicherheit besteht, da diese je nach politischem Wind nach Belie-
ben angepasst werden kdnnen. Es ist daran zu erinnern, dass es
bei § 30 insgesamt um eine erhebliche Einschrankung der Eigen-
tumsfreiheit geht. Die Einschrankung eines verfassungsmassigen
Rechts setzt eine gesetzliche Grundlage voraus. Verordnungen
sind keine gesetzlichen Grundlagen, weil sie von der Exekutive und
nicht von der Legislative erlassen werden.

sinngemass zu einer Einschrankung der Handlungsfreiheit in Bezug
auf diese Wohnungen. Die gesetzlichen Grundlagen fir diese «Ein-
schrankungen» sind aber mit § 18 Abs. 4 PBG i.V. § 30 nBO gege-
ben. Die in der Verordnung zu regelnden Aspekte sind untergeord-
neter Natur und missen nicht weiter in der Bauordnung definiert
werden. So kann beispielsweise in Bezug auf die Festlegung des
Anfangsmietzinses auf die Systematik der Wohnbauférderungsge-
setzgebung verwiesen werden. Die effektiv zulassigen Mietzinse im
Rahmen der Wohnbauférderung sind nicht einmal der dazugehori-
gen Verordnung zu entnehmen, sondern werden im Einzelfall vom
Amt fir Wohnungswesen bestatigt respektive festgelegt.

Es ist nicht einzusehen, weshalb in der Bauordnung der Stadt Zug
diesbeziglich weitergehende Definitionen festzusetzen sind.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

171059

assetimmo Immo-
bilien-Anlagestif-
tung

8005 Zurich

Antrag / Bemerkung

Absatz 2: Als «neu erstellte Wohnflachen» seien diejenige Wohnfla-
chen zu definieren, welche der durch den Bebauungsplan ermég-
lichten Mehrausnutzung entsprechen.

Begriindung

Die Bemessung des Anteils an preisglinstigen Wohnflachen darf
sich nicht generell auf «neu erstellte Wohnflachen» beziehen. Die
Berechnung soll sich bei bestehenden Gebaduden, welche zuriick-
gebaut und neu erstellt werden, auf die Mehrausniitzung beziehen.
Ohne diese Beschrankung des 40% preisglinstigen Wohnraums
auf die durch den Bebauungsplan ermdglichten Mehrausnutzung

Erwagungen Stadtrat

Ziff. 3a der angenommenen Initiative «2000 Wohnungen fiir den Zu-
ger Mittelstand» fihrt klar aus, dass «mindestens 40 % der neu er-
stellten Wohnflachen preisgiinstig sein missen, soweit das kanto-
nale Planungs- und Baugesetz dies zulasst.» § 18 Abs. 4 PBG be-
schrankt diese Pflicht wiederum auf 100 % der Mehrausnitzung.
Gemass dem Rechtsgutachten zur Initiative «2000 Wohnungen fur
den Zuger Mittelstand» von Prof. Dr. Beat Stalder vom 23. Novem-
ber 2023, Rz. 67 bis 69, ist der Vorschlag der Einwenderschaft nicht
mit dem Initiativtext der Initiative «2000 Wohnungen fiir den Zuger
Mittelstand» vereinbar. Der Einwendung kann daher nicht entspro-
chen werden.
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fehlt bei Investoren jede Motivation, Neubauten anstelle von beste-
henden Wohnbauten zu erstellen. Der Status Quo wird zementiert,
moderner Lebensraum verhindert und die Ziele der Initiative kom-
men nicht zum tragen, weil keine Verdichtung stattfinden wird. —>
Alle verlieren, Initianten, Mieter, Allgemeinheit, Investoren.

Der Bezug zur Mehrausnutzung entspricht der Logik eines Mehr-
wertausgleichs: Der Investor bekommt Mehrausnutzung und gibt ei-
nen Teil des Profits der Allgemeinheit zurtick. Dieser Grundsatz
wird mit der Anwendung der 40% Uber samtliche neu erstellten
Wohnflachen krass verletzt, der Anreiz zur Erneuerung und Ver-
dichtung entfallt komplett, wenn nicht mindestens eine Verdoppe-
lung der Ausnutzung aus dem Bebauungsplan resultiert. Betreffen
die 40% preisgunstiger Wohnraum hingegen die Mehrausnutzung,
kénnen Investoren ein wirtschaftliches Projekt umsetzen und wer-
den fir die eingegangenen Risiken entschadigt. Mehr Wohnraum
entsteht, sowohl preisgunstiger, als auch zu Marktmieten. Letztere
werden den Angebotsmietmarkt entspannen.

—> Alle gewinnen, Initianten, Mieter, Allgemeinheit, Investoren.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

171060

assetimmo Immo-
bilien-Anlagestif-
tung

8005 Zirich

Antrag / Bemerkung
Absatz 4: Die Bestimmungen fiur die Kostenmiete sei im Gesetz
festzuschreiben.

Begriindung

Die fir Investoren essenzielle Frage der Kostenmiete wird auf die
Verordnungsstufe delegiert, womit keine dauerhafte Rechtssicher-
heit besteht, da diese je nach politischem Wind nach Belieben an-
gepasst werden kénnen. Es ist daran zu erinnern, dass es bei § 30
insgesamt um eine erhebliche Einschrankung der Eigentumsfreiheit

Erwagungen Stadtrat

Der Begriff Kostenmiete beinhaltet den Grundsatz, dass der Miet-
zins ausschliesslich die tatsachlich anfallenden Kosten einer Immo-
bilie deckt, ohne einen zusatzlichen Gewinn fiir den Vermieter zu er-
zielen. Die Handhabung der dazu massgebenden Faktoren wie Ka-
pitalkosten, Abschreibung, Verwaltungskosten, Betriebskosten usw.
werden stufengerecht im Rahmen der Verordnung geregelt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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geht. Die Einschrankung eines verfassungsmassigen Rechts setzt
eine gesetzliche Grundlage voraus. Verordnungen sind keine ge-
setzlichen Grundlagen, weil sie von der Exekutive und nicht von der
Legislative erlassen werden.

171065  assetimmo Immo- Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
bilien-Anlagestif-  Generell zu §30: Die Bestimmungen des §30 sollen nur solange Die Initiative sieht keine zeitliche Befristung vor. Sofern (in ferner
tung Glltigkeit haben, bis in der Stadt Zug 2’000 Wohnungen die Vo- Zukunft) Ubermassig viele preisgiinstige Wohnungen vorhanden
8005 Zirich raussetzungen an den preisglinstigen Wohnraum erfiillen. Die Be- sind, ware durch die Politik die Bau- und Zonenordnung entspre-

hdrden erheben jahrlich den Bestand an preisgunstigen Wohnun- chend anzupassen (Art. 21 Abs. 2 RPG).
gen sowie dessen Veranderung und publiziert diesen 6ffentlich.
Antrag Stadtrat
Begriindung Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
Die Initiative, die diesem Gesetzesparagraphen zu Grund liegt,
spricht von «2000 Wohnungen flir den Zuger Mittelstand», nicht
mehr. Die massive Eigentumsbeschrankung, die mit dem §30 ein-
hergeht, soll nicht langer als nétig Glltigkeit haben.

171087  assetimmo Immo- Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
bilien-Anlagestif-  Absatz 9: Der Absatz lege gemass Initiativiext einzig fest, dass der  Sinn der Initiative «2000 Wohnungen fir den Zuger Mittelstand» war
tung Wohnraum familien-, alters- oder jugendgerecht ist. Die Vorschrif- gerade nicht, den Zuzug zu férdern, sondern sicherzustellen, dass
8005 Zrich ten sind im Gesetz festzulegen, nicht in einer Verordnung. die bereits ansassige Bevolkerung verbleiben kann. Bei der Frage,
welche Personengruppe bevorzugt Anspruch auf den preisgiinstigen
Begriindung Wohnraum haben soll, handelt sich um eine politische, welche be-
Die Einschrankung auf einen Personenkreis, welcher als Mietpartei  reits im Initiativtitel abgebildet und im Parlament diskutiert und ent-
zugelassen ist, ist wiederum ein erheblicher Eingriff in die Eigen- schieden wurde. Die 10 Jahre sind ein klares Kriterium.
tums- und Vertragsfreiheit der Grundeigentiimer. In der aktuellen
Form diskriminiert er weite Teile der Bevolkerung, was nicht dem Antrag Stadtrat
Gedankengut der Initianten entspricht. In der Initiative wird von fa- Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

milien-, alters- oder jugendgerechtem Wohnraum gesprochen, im
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Initiativtext ist der Wohnraum nicht auf «10 Jahre in Zug»-wohn-
hafte Personen beschrankt. Die fur Investoren essenzielle Frage
der Mietparteien wird auf die Verordnungsstufe delegiert, womit
keine dauerhafte Rechtssicherheit besteht, da diese je nach politi-
schem Wind nach Belieben angepasst werden kdénnen. Es ist daran
zu erinnern, dass es bei § 30 insgesamt um eine erhebliche Ein-
schrankung der Eigentumsfreiheit geht. Die Einschrankung eines
verfassungsmassigen Rechts setzt eine gesetzliche Grundlage vo-
raus. Verordnungen sind keine gesetzlichen Grundlagen, weil sie
von der Exekutive und nicht von der Legislative erlassen werden.

171091

assetimmo Immo-
bilien-Anlagestif-
tung

8005 Zurich

Antrag / Bemerkung
Absatz 10: Samtliche Einzelheiten und der Vollzug sei im Gesetz
festzuschreiben.

Begriindung

Es ist daran zu erinnern, dass es bei § 30 insgesamt um eine er-
hebliche Einschrankung der Eigentumsfreiheit geht. Die Einschran-
kung eines verfassungsmassigen Rechts setzt eine gesetzliche
Grundlage voraus. Verordnungen sind keine gesetzlichen Grundla-
gen, weil sie von der Exekutive und nicht von der Legislative erlas-
sen werden.

Erwagungen Stadtrat

Entgegen der Ansicht der Einwenderschaft ist die Gesetzesdelega-
tion ausreichend. Insbesondere ist klar definiert, welche Materie ge-
regelt werden soll. Zudem sind die Grundzuge klar geregelt. Dies gilt
insbesondere auch bzgl. der Bemessungsgrundlage, zumal § 30
Abs. 3 nBO alternativ drei solche nennt, welche bereits bekannt
sind. Die in der Verordnung auszuarbeitende vierte Bemessungs-
grundlage bildet lediglich eine weitere Alternative, so wie dies auch
der Wortlaut der Initiative «2000 Wohnungen fiir den Zuger Mittel-
stand» beinhaltet.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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§ 31 Hochhauser

171758

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

In der Hochhauszone, die auch Verdichtungszone ist, muss eine
minimale Ausniitzung bestimmt werde. Sie muss so hoch sein,
dass dort auch Hochhauser in der festgelegten Hohe gebaut wer-
den.

Begriindung

In der Stadt Zug herrscht massive Wohnungsnot. Politik und Ver-
waltung muissen dringend etwas dagegen tun. Es sind nicht nur die
Zuger, welche hier keine bezahlbare Wohnung finden und den Kan-
ton Zug verlassen missen, fir die man dringend eine bezahlbare
Wohnung ermdglichen muss. Es sind auch alle 30'000 Pendler,
welche taglich nach Zug zum Arbeiten kommen, um unseren Le-
bensstandard zu ermdglichen, die auch gerne in der Nahe ihres Ar-
beitsplatzes wohnen wirden. Ich will eine lebendige Stadt fur alle,
fur eine gute Durchmischung der Bevdlkerung.

Die Stadt Zug hat ungefahr 32'000 Einwohner und 45'000 Arbeits-
platze. Das ist ein krasses Missverhaltnis. Um normale Verhaltnisse
in Zug zu erreichen, musste Zug bei der grossen Zahl an Arbeits-
platzen 90'000 Einwohnerbeherbergen. Man kann dberlegen, stu-
dieren und rechnen wie man will; man kommt immer wieder zum
gleichen Resultat. Es braucht also noch viel mehr zu normalen Ver-
haltnissen.

Ein erster Schritt zu mehr Wohnraum ist durch die Festlegung einer
Hochhauszone entlang der Baarerstrasse erfolgt. Damit diese
Hochhauser auch gebaut werden, muss eine minimale Ausnut-
zungsziffer festgelegt werden. Diese soll ermdglichen, dass in

Erwagungen Stadtrat

Das Hochhausreglement (HHR), als formelles Gesetz, halt als Be-
standteil der Grundordnung generell-konkrete Normen fiir die Pla-
nung und den Bau von Hochh&usern fest und im Anhang zum HHR
werden die sog. «Hochhauszoneny festgelegt. Mit dem HHR hat der
Gesetzgeber auf Stufe Grundordnung eine Grundlage erlassen, die
es nunmehr ermdglicht, Hochhauser mittels Erlasses eines Son-
dernutzungsplans gestitzt auf die Grundordnung zu planen und zu
bauen. Das HHR ist ein grundeigentimerverbindliches Planungs-
instrument, welches nicht nur direkt den Planungsgrundsatz der Ver-
dichtung nach Art. 3 Abs. 3 lit. aP* RPG umsetzt, sondern aus ihm
geht u.a. auch hervor, dass in den Hochhauszonen in der festgeleg-
ten H6hen Hochhauser gebaut und andere als aus der Tabelle nach
§ 25 nBO (§ 36 altBO 2009) festgelegte Ausniitzungsziffern zulassig
sind.

Da Hochhausvorhaben zwingend einen Bebauungsplan vorausset-
zen, wird die konkrete Ausnltzungsziffer — gestitzt auf das stadte-
bauliche Konkurrenzverfahren — projektbezogen im Bebauungsplan
festgelegt. Dieses Vorgehen entspricht der gesetzlichen Systematik
und gewahrleistet, dass die kantonalen Richtplanvorgaben zur inne-
ren Verdichtung, im Verdichtungsgebiet | mit einer Ausnitzungszif-
fer bis 2 und im Verdichtungsgebiet Il mit einer Ausnitzungsziffer
bis 3.5 als Richtwert, sachgerecht umgesetzt werden (kantonaler
Richtplan, S 5.2.3).

Die Hochhauszone ist eine Uiberlagernde Zonierung. Daraus lasst
sich keine Pflicht ableiten, in dieser Zone ausschliesslich Hochhau-
ser im Sinne der Verdichtung zu bauen.




88/359

dieser Zone auch wirklich Hochhauserin entsprechender Héhe ge- Das von der Einwenderschaft erwahnte HHR wird im Rahmen der

baut werden. Ortsplanungsrevision inhaltlich nicht gepruft. Dies zumal jenes nur
Dass diese Mindest-Ausnitzungsziffer (AZ) dringend nétig ist, zeigt  ein Nebenerlass bildet. Diese Nebenerlasse werden im Bedarfsfall
leider das Beispiel «Kirschloh» der SBB auf dem Areal des Giiter- nachgelagert angepasst.

bahnhofs. Obwohl die SBB-Immobilien auf allen sozialen Medien

erzahlt: «Im Zentrum der Entwicklung steht fiir #sbbimmobilien der ~ Antrag Stadtrat
Austausch mit Stadt, Gemeinde, Grundeigentiimer und Bevdlke- Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
rung: Gemeinsam entwickeln wir im Dialog standortbezogene, be-

durfnisgerechte Angebote mit Mehrwert fir die Offentlichkeit-Ange-

bote, die passen.» Hier scheint also die Politik und die Verwaltung

etwas verpasst zu haben oder gar nicht einbezogen gewesen sein.

Andernfalls wiirden dort nicht 4-5-stéckige Gebaude sondern Hoch-

hauser gebaut. Ich nehme an, dass das Baudepartement sich fir

mehr Wohnraum einsetzen wirde. Die Bevolkerung braucht drin-

gend Wohnraum.

Bereits auf dem Areal «An der Aa», wo das Potenzial bei 450-800

Wohnungen lag, wie auch beim «Kirschloh» scheint das Baudepar-

tement das Bedirfnis der Stadt Zuger Bevolkerung nicht im Blick

gehabt zu haben und keinen massiven Druck fir mehr Wohnungen

gemacht zu haben. «Kirschloh» liegt namlich in der Hochhauszone.

Wir brauchen Wohnungen und nicht massiv mehr Biroflachen.

168724  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat
Umzonung Reitanlage ‘Letzi’ zu Zone fur Reitsport nur mit Larm- Mit der Umzonung wird der Betrieb der Reitanlage einer sachlich ge-
empfindlichkeitszone ESIl (Wohnzonen, erhéhter Schutz) und ein- eigneten Spezialzone zugeordnet, welche den fiir Reitsportanlage
grenzendes Betriebsreglement typischen baulichen und betrieblichen Anforderungen entspricht.

Auch bei ES Ill gelten alle Vorgaben der vorsorglichen Emissionsbe-
grenzung.
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Begriindung

Als gegenuberliegende Nachbarn im nahe angrenzenden Wohnge-
biet wollen wir sichergestellt haben, dass die Einzonung der Anlage
‘Letzi’ nicht zu noch mehr Larmemissionen fiihren wird. Diese An-
lage ware gemass Normen des Bundes so nahe im Wohngebiet
nicht gestattet. Umso mehr ist nach der Einzonung Rucksicht zu
nehmen auf die Wohnnachbarschaft. Daher ist diese Zone respek-
tive konkret ‘Letzi’ unbedingt der ES |l zuzuordnen. Die Reitstallun-
gen dirfen auf keinen Fall erweitert werden und es Bedarf eines
strikten Betriebsreglements. Es darf nicht zu mehr Parkplatzen, An-
fahrt durch Betrieb, insbesondere durch Anlasse flhren. Es missen
klare Regeln betreffend Larmemissionen vorgegeben werden. So
muss geregelt sein ab wann am Morgen und bis wann Pferde auf
der gegenuberliegenden Strasse (Asphalt) ausgefiuhrt werden dur-
fen (Bsp wochentags 0630 bis 2000, Wochenende 0900-2000). Die
Pferde missen so gehalten werden, dass nachts kein Larm durch
ausschlagende Pferde erfolgt. Ausserdem missen flir weitere Tier-
haltungen, wie Hunde, Vdgel die Regeln analog Wohngebiet gelten.
So sollen in der Nacht keine regelmassig bellende Hunde und pfei-
fende Vogel (Wachtel) im Aussenbereich gehalten werden (diese
gehdren in den Innenbereich).

Eine Einstufung in ES Il wiirde den Charakter der Zone verfehlen.
Die Vorgaben fiir die Ausscheidung von Ubrigen Zonen fir Reit-
sportanlagen sind durch den kantonalen Richtplan geregelt (L
1.3.1). Fir die Reitanlage wurde das Betriebskonzept Reitzentrum
Letzi vom 22. August 2022 erarbeitet, welches die Vorgaben ge-
mass dem kantonalen Richtplan einhalt. Ein Betriebsreglement im
Sinne der Einwendung, insbesondere die geforderte zeitliche Rege-
lung, ist nicht Gegenstand des Nutzungsplanverfahrens. Die Bestim-
mungen fir die Zone fiir Reitsport sind in § 38 nBO geregelt. Fir
das Baugesuch gelten strenge Auflagen. So ist neben dem eigentli-
chen Baugesuch auch ein umfangreicher Umgebungsgestaltungs-
plan und ein detailliertes Betriebskonzept vorzulegen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

§ 49 Terrainveranderungen im Alilgemeinen

168725

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
§ 49-51 Terrainveranderungen, Mauern und Bdschungen: es fehlt
eine konkrete Regelung betreffend Untergrabungen

Erwagungen Stadtrat

Die Bauordnung der Stadt Zug enthalt abschliessende Bestimmun-
gen, welche die Terrainveranderungen — einschliesslich Abgrabun-
gen (Untergrabungen gem. Einwenderschaft) — sowie die Grenzab-
stédnde in diesem Zusammenhang regeln: Gemass §§ 49-51 nBO
gelten die Vorschriften tUber Stiitzmauern und mauerartige
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Begriindung

Es gibt nicht nur Mauern und Béschungen gegeniiber Nachbarn,
sondern auch Untergrabungen, welche Einfluss nehmen auf das
Nachbargrundstiick. Im kantonalen Planungsgesetzt gibt es dazu
klare Vorgaben, wie zum Bsp Mindestabstand von 50cm oder &hn-
lich. Ich gehe davon aus, dass dies auch fiir die Stadt Zug gilt, so-
fern nicht explizit erwahnt. Ansonsten misste dies erganzt werden.
Geren erwarte ich eine Bestatigung.

Bdschungen sowohl fiir Aufschittungen/Hinterfillungen als auch flr
Abgrabungen. Massgebend ist jeweils die Veranderung gegentber
dem massgebenden Terrain. Der Anhang zur Bauordnung enthalt
zusatzlich eine erlauternde Skizze, die ausdriicklich zeigt, dass Ab-
grabungen in der Systematik von §§ 49-51 nBO berticksichtigt sind.
Da § 50 Abs. 2 und Abs. 3 nBO sowohl flir Stitzmauern/mauerartige
Bdschungen als auch fir Abgrabungen gilt, sind auch die Grenzab-
stédnde abschliessend geregelt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

168726

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
§54 Besondere Abstande — Privatstrassen

Begriindung

Diese Erganzung erscheint mir neu. Gemass meinem Verstandnis
missten nun Bauten irgendwelcher Art gegentber Privatstrassen
immer mindestens 4 Meter Abstand halten. Die Frage ist fir welche
Bauten und was die Konsequenzen flr bestehende Bauten sind,
die naher liegen (z.B. bei einem Wohnhaus, dass abgerissen und
neu gebaut wird). Weiter gehe ich davon aus, dass ohne Einwilli-
gung der Grundeigentiimerschaft der Privatstrasse ein Mindestab-
stand von 5 Metern sowieso gilt (es handelt sich ja um eine Par-
zelle im ordentlichen Sinne). Ich hatte darauf gerne eine konkrete
Rickmeldung.

Erwagungen Stadtrat

Zu Privatstrassen ohne o6ffentlichem Charakter (vgl. § 4 Gesetz Uber
Strassen und Wege, GSW; BGS 751.14) war bis anhin fir Gebaude,
wie von der Einwenderschaft vorgebracht, nicht der Strassen-, son-
dern der jeweils zur Anwendung gelangende Grenzabstand einzu-
halten.

Mit § 54 Abs. 2 nBO sollen nun zu allen Privatstrassen, also mit
oder ohne 6ffentlichem Charakter, die Abstandsvorschriften fir of-
fentliche Gemeindestrassen gemass § 17 GSW gelten (4m). Davon
ausgenommen sind arealinterne Zufahrten.

Diese Bestimmung stammt aus der Musterbauordnung des Kantons
Zug, Stand 4. April 2023, § 31 Muster-BO. Mit ihr wird eine einheitli-
chere und praktikablere Handhabung des Strassenabstandes von
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Gemeinde- und Privatstrassen mit vergleichbarer Funktion ange-
strebt.

Neue Gebaude an Privatstrassen haben kiinftig also einen Abstand
vom 4m zum Strassen- bzw. Trottoirrand einzuhalten, wahrend sie
bis anhin den grossen oder kleinen Grenzabstand (5-10m bzw. 4-
6m) zur oftmals durch die Strassenmitte verlaufende Parzellen-
grenze einhalten mussten. Dabei ist zu erwdhnen, dass der Stras-
senabstand durch private Naherbaurechte nicht verringert werden
kann, wahrend dies im Falle von Grenz- und Gebaudeabstanden,
vorbehaltlich Gberwiegender offentlicher Interessen, grundséatzlich
moglich ist.

§ 17 GSW bezieht sich auf Gebaude. Gemass § 15 Abs. 1V PBG
sind Gebaude ortsfeste Bauten, die zum Schutz von Menschen, Tie-
ren oder Sachen eine feste Uberdachung und in der Regel weitere
Abschlisse aufweisen. Unter den Begriff der Gebdude im Sinne von
§ 17 GSW fallen auch Kleinbauten mit Gebaudecharakter (bisherige
Regelung: Grenzabstand 2.50m gemass § 14 altBO 2009). Fur Kan-
delaber, Pergolen, Fahnenstangen, Poller oder Mauern, die Uber
reine Einfriedungen hinausgehen, wird nach wie vor § 11 Abs. 1
Verordnung zum Gesetz tber Strasse und Wege gelten (V GSW;
BGS 751.141). Befinden sich solche im Strassenabstand von Ge-
bauden oder im Baulinienraum, ist ein Mindestgrenzabstand von le-
diglich 50cm einzuhalten.

Dementsprechend wird sich mit § 54 Abs. 2 nBO insbesondere fol-
gendes erschwerend auswirken:

- Im Gegensatz zu Grenz- bzw. Gebaudeabstanden kann der Stras-
senabstand durch Naherbaurechte nicht verringert werden.
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- Auch Kleinbauten mit Gebaudecharakter werden neu einen Stras-
senabstand von 4m einhalten missen. Im Unterschied zur Grenzab-
standsthematik wird es also keine Privilegierung mehr geben.

Da der zur Strasse einzuhaltende Abstand in vielen Fallen aber
gleich bleiben oder kleiner werden wird (4m zum Strassenrand statt
4-10m zur Parzellengrenze, vgl. die Ausfihrungen hiervor unter Ab-
satz 4), und von Naherbaurechten Uber den Strassenraum hinweg
aufgrund Uberwiegender 6ffentlicher Interessen oftmals keinen Ge-
brauch gemacht werden kann, kann die neue Regelung nicht tel
quel als «erschwerend» bezeichnet werden.

Sie vermag die Verkehrssicherheit nach hier vertretener Ansicht
besser zu schutzen als die alte Regelung und ist dartber hinaus als
die deutlich praktikablere Regelung klar zu beflirworten.

Zu beachten ist dabei, dass heute bestehende Bauten im Grundsatz
Bestandesgarantie geniessen.

Antrag Stadtrat
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

167740  «Privatpersonen» Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat
Erganzung des § 55 BO Zug zwecks Sicherstellung angemessener  Die mittels Einwendung beantragten Prazisierungen sind gut nach-
Geb&udeabstéande und Wahrung nachbarlicher Interessen, v.a. in vollziehbar und werden bei der Anwendung von § 55 nBO eine Rolle
Hanglagen und Wohnzohnen 2 (A-C) und 3 spielen. Da die Prazisierungen jedoch unter «gesundheits-, feuerpo-

lizeiliche, andere offentliche oder gewichtige nachbarliche Interes-
sen» subsummiert werden kdénnen, sind sie nicht explizit aufzufih-
ren. Derartige Aufzahlungen bergen das Potential von
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Begriindung

Mit diesem Antrag ersuche ich Sie, den bestehenden § 55 der Bau-
ordnung der Stadt Zug (Naherbau / Zusammenbau) inhaltlich zu
prazisieren und zu erganzen. Die derzeitige Formulierung erlaubt
zwar Reduktionen von Gebaudeabstanden, lasst jedoch eine we-
sentliche raumplanerische Problematik insbesondere in Hanglagen
unberucksichtigt: die Sicherstellung der Durchsicht und der Er-
haltung der Aussicht sowie die Verhinderung unverhiltnis-
madssiger Riegelwirkungen zulasten der hinterliegenden Nach-
barschaft.

1. Begriindung des Anderungsbedarfs

In Hanglagen fihrt die Unterschreitung der regularen Gebaudeab-
stdnde haufig zu erheblichen nachteiligen Auswirkungen fir die tal-
warts liegenden Grundstiicke. Insbesondere entstehen:

e Uberméassige Riegelwirkungen,

e Einschrankungen der Durchsicht und Belichtungsverhaltnisse,
¢ Nachteile hinsichtlich Luftzirkulation und Wohnqualitat,

o Wertbeeintrachtigungen der hinterliegenden Parzellen.

Das Verwaltungsgericht Zug hat im Urteil V 2022 3 ausdrtcklich
festgehalten, dass eine Reduktion von Gebaudeabstanden nur zu-
Iassig ist, wenn gewichtige nachbarliche Interessen nicht ver-
letzt werden und die topografischen Verhiltnisse, insbesondere
in Hanglagen, bericksichtigt werden missen. Zudem betont das
Gericht, dass Ausgleichs- bzw. Kompensationsmassnahmen
grundstiicksbezogen erfolgen missen und nicht auf Kosten der-
selben Parzelle an anderer Stelle.

Unvollstandigkeit. Die Rechtsprechung ist ohnehin anzuwenden. Mit
dem Terminus «gewichtige nachbarliche Interessen», welcher neu
in die Bestimmung aufgenommen wurde, werden die Vorbringen
des Einsprechenden bereits genligend berlcksichtigt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Der geltende § 55 BO Zug enthélt jedoch keine expliziten Bestim-

mungen, die sicherstellen,

dass bei einer Reduktion des Gebaudeabstands:

1. die Durchsicht der hinterliegenden Nachbarschaft gewahr-
leistet bleibt,

2. Riegelwirkungen wirksam verhindert werden,

3. eine Kompensation der Abstandsreduktion zwingend
durch den Nachbarn erfolgt, dessen Gebaude naher an die
Grenze riickt — und nicht durch Verschiebungen auf demselben
Grundstuck auf der gegeniiberliegenden Seite.

Damit entsteht rechtliche Unklarheit und ein erhebliches Konfliktpo-

tenzial in der Praxis.

2. Formulierungsvorschlag fiir die Erganzung von § 55 BO Zug
Ich schlage vor, § 55 BO Zug um einen neuen Absatz (oder Unter-
absatz) zu erganzen.

Vorschlagstext:

5 Bei Reduktionen der Gebdude- oder Grenzabsténde ist si-
cherzustellen, dass die Durchsicht und die Belichtungsverhait-
nisse der hangauf- oder hangabwarts liegenden Nachbarschaft
gewahrt bleiben und keine unverhéltnismassige Riegelwirkung
entsteht.

Eine Unterschreitung des Grenz- oder Gebdudeabstands darf
nur erfolgen, wenn sie nicht zu einer wesentlichen Beeintrach-
tigung der Aussicht bzw. Durchsicht, Besonnung oder Durch-
liiftung der hinterliegenden Grundstiicke fiihrt.

Erfolgt eine Abstandsreduktion auf Antrag eines Grundeigen-
tiimers, so ist eine allfallige Kompensation ausschliesslich auf
dem Grundstiick des zustimmenden Nachbarn vorzunehmen;
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eine Kompensation durch Verschiebung von Abstidnden auf
der gegeniiberliegenden Seite derselben Parzelle ist ausge-
schlossen.

3. Nutzen der Ergédnzung

Die vorgeschlagene Erganzung:

o starkt die Rechtssicherheit fiir Behérden, Bauwillige und
Nachbarn,

e minimiert zivilrechtliche Vereinbarungen bzw. Dienstbarkeiten
bzgl. Naherbau und Unterschreitung von Grenzabstanden

e entspricht der gedachten Rechtsprechung vom Verwaltungs-
gericht (u. a. V 2022 3 des VG Zug),

e erleichtert die Beurteilung von Baugesuchen in Hanglagen,

e schutzt die Interessen der hinterliegenden Grundstiicke,

e verhindert stadtebaulich nachteilige Riegelwirkungen,

e fordert eine gerechte und nachvollziehbare Kompensation
bei Abstandsreduktionen.

4. Schlussantrag

Ich beantrage, § 55 BO Zug gemass obigem Vorschlag zu ergan-
zen oder in vergleichbarer Weise zu prazisieren, um eine ausgewo-
gene und rechtssichere Regelung der Gebaudeabstande sicherzu-
stellen.
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170374

169468

VCS Verkehrs-
Club der Schweiz
Sektion Zug
6300 Zug

Pro Velo Zug
Baudepartamant
6300 Zug

Antrag / Bemerkung
Antrage (Antrage zur Revision der Bauordnung bzw. des Parkplatz-
reglements SRS 7.1-1.5)

Pro Velo Zug und VCS Zug beantragen, das Parkplatzreglement
(SRS 7.1-1.5) umfassend zu revidieren und dabei folgende Ande-
rungen zwingend vorzunehmen:

Antrag 1: Zwingende Referenzierung der VSS-Normen zur Bedarfs-
ermittlung und Projektierung

Das Parkplatzreglement ist um einen Paragraphen zu erganzen,
der die VSS Norm 40 065 (Bedarfsermittiung und Standortwahl)
und die VSS Norm 40 066 (Projektierung) zwingend als

massgebliche Grundlage fur die Anzahl, die funktionale Aufteilung
und die geometrische Gestaltung von Velo-Abstellplatzen in allen
Bauzonen (Zone A und B) festlegt.

Antrag 2: Unabhéngige, nutzungsbasierte Bedarfsermittlung in allen
Bauzonen

Die Regelung in § 8 PPR, welche die Anzahl der Velo-Abstellplatze
an den Grenzbedarf fiir Personenwagen koppelt, ist ersatzlos zu
streichen und durch die nutzungsbasierten und bedarfsgerechten
Berechnungsmodelle der VSS Norm 40 065 zu ersetzen. Die Pflicht
zur Erstellung dieser bedarfsgerechten Anzahl ist zwingend auf die
gesamte Bauzone (Zone A und Zone B) auszudehnen.

Erwagungen Stadtrat

Der Antrag wurde im Rahmen der Ortsplanungsrevision eingereicht,
betrifft jedoch das Parkplatzreglement. Er kann folglich in diesem
Verfahren nicht beriicksichtigt werden.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Antrag 3: Einfiihrung verbindlicher Qualitéts- und Sicherheitsstan-
dards

Die diskretionare Formulierung «nach Maoglichkeit» in § 11 Abs. 5
PPR ist durch zwingende (Muss-Bestimmungen) zu ersetzen. Das
Reglement muss verbindliche Standards festlegen, die:

a) die funktionale Trennung in Kurzzeitparkplatze (KzP) (Uberdacht,
unmittelbar am Eingang) und Langzeitparkplatze (LzP) (abschliess-
bar, witterungsgeschiitzt, diebstahlsicher) zwingend vorschreiben,

b) die Notwendigkeit der Anschlussvorbereitung fir E-Mobilitat (z.B.
Leerrohre) bei der Erstellung von LzP-Anlagen explizit verankern,

c¢) die Berticksichtigung von Sonderfahrzeugen (z.B. Lastenvelos,
breitere/langere Velotypen) bei der Projektierung (VSS 40 066) si-
cherstellen.

Antrag 4: Einfiihrung einer Ersatzabgabe flir Velo-Abstellplétze

Das Prinzip der Ersatzabgabe ist im PPR auch auf die Velo-Abstell-
platze auszuweiten. Kann die nach VSS 40 065 zwingend erforder-
liche Anzahl an Velo-Abstellplatzen auf dem Baugrundstiick nicht
erstellt werden, ist eine angemessene Ersatzabgabe zu entrichten.
Diese Mittel sind zweckgebunden fir die Schaffung und Aufwertung
offentlicher Velo-Infrastruktur im Gemeindegebiet zu verwenden,
analog zu § 13 PPR fiir MIV-Parkplatze.
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Begriindung

1. Juristische und fachtechnische Notwendigkeit der Standardisie-
rung (VSS-Norm)

Die VSS Norm 40 065 («Parkieren; Bedarfsermittlung und Standort-
wahl von Veloparkierungsanlagen», Ausgabe 2019) ist der aner-
kannte fachtechnische Standard in der Schweiz und ist explizit als
Grundlage fir Bauvorschriften vorgesehen. Das Zuger PPR refe-
renziert die VSS-Normen nur unverbindlich und in einem irrelevan-
ten Kontext (§ 6 Abs. 4 PPR). Um Rechtsklarheit und die Einhal-
tung des Stands der Technik zu gewahrleisten, muss die VSS
Norm 40 065 zwingend und explizit im PPR verankert werden.

2. Strukturfehler in der Bedarfsermittlung (Quantitative Mangel)

Die Berechnung des Mindestbedarfs an Veloparkplatzen in Zone A
ist unzulassig an den Grenzbedarf fiir Personenwagen (MIV) ge-
koppelt (§ 8 PPR). Dieses Berechnungsprinzip ignoriert die tatsach-
liche Nutzungsintensitat des Veloverkehrs (z. B. 1 Velo-P pro Zim-
mer in Wohnbauten gemass VSS 40 065). Die VSS-Norm basiert
hingegen auf nutzungsabhangigen Richtwerten (z.B. pro Zimmer,
pro Arbeitsplatz, pro Schiiler) , was in vielen Fallen zu einem deut-
lich hoheren und bedarfsgerechten Ergebnis fiihrt (z. B. Faktor 4:1
bei Wohnbauten im Vergleich zur MIV-Kopplung des PPR). Die Bei-
behaltung des § 8 PPR in seiner jetzigen Form institutionalisiert
eine systematische Unterdimensionierung der Veloparkierung. Des
Weiteren fehlt jegliche spezifische Mindestanforderung fiir Velo-Ab-
stellplatze in der Zone B (Bauzone) des PPR, was zu einem unkla-
ren Rechtszustand und einer nicht durchsetzbaren Anforderung
fuhrt.
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3. Mangelnde Qualitat, Sicherheit und Zukunftsfahigkeit (Qualitative
Mangel)

Das PPR formuliert wesentliche Qualitatskriterien lediglich als un-
verbindliche «Kann-Bestimmung» («nach Méglichkeit zu tiberda-
chen und ebenerdig in Hauseingangsnahe anzulegen» in § 11 Abs.
5 PPR). Diese Formulierung erlaubt es, essenzielle Anforderungen
(Witterungsschutz, einfache Erreichbarkeit) ohne triftigen Grund zu
umgehen. Zudem berticksichtigt das Reglement kritische Aspekte
der modernen Mobilitat nicht:

Sicherheit: Es werden keine Anforderungen an den Diebstahlschutz
(z. B. Verankerungssysteme, abschliessbare Rdume) gestellt.
Funktion: Es fehlt die funktionale Trennung zwischen Kurzzeitpar-
kieren (KzP) fur Besucher (maximal erreichbar, sichtbar) und Lang-
zeitparkieren (LzP) fur Bewohner/Personal (maximal sicher, ge-
schitzt).

E-Mobilitat: Es fehlt die Vorsorge fur Ladeinfrastruktur fir E-Bikes.

167420  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat
Das erwahnte Parkplatzreglement ist ebenfalls an die heutigen Ge-  Das von der Einwenderschaft erwdhnte Parkplatzreglement wird im
gebenheiten anzupassen. Rahmen der Ortsplanungsrevision inhaltlich nicht gepriift.
Begriindung Dies zumal jenes nur ein Nebenerlass bildet. Diese Nebenerlasse
Das aktuell giiltige Parkplatzreglement stiitzt sich auf das Pla- werden im Bedarfsfall nachgelagert angepasst. Redaktionelle Fehler
nungs- und Baugesetz des 26.11.1998 und die Bauordnung der werden zeitnah bereinigt.
Stadt Zug vom 30.8.1994. Damit basiert dieses Reglement auf ver-
alteten Grundlagen und ist somit der aktuellen Rechtslage anzu- Antrag Stadtrat
passen. Die im Reglement erwahnte VSS-Norm 40 291 hat ihrer- Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

seits das Ausgabedatum 2019! Somit ergeben sich innerhalb des
Reglements ziemlich sicher Widerspriiche, die durch eine Uberar-
beitung aufgehoben werden sollen.
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170363  VCS Verkehrs- Antrag / Bemerkung Erwdagungen Stadtrat
Club der Schweiz  Das erwahnte Parkplatzreglement ist ebenfalls an die heutigen Ge-  Das von der Einwenderschaft erwahnte Parkplatzreglement wird im
Sektion Zug gebenheiten anzupassen. Rahmen der Ortsplanungsrevision inhaltlich nicht geprift. Dies zu-
6300 Zug mal jenes nur ein Nebenerlass bildet. Diese Nebenerlasse werden
Begriindung im Bedarfsfall nachgelagert angepasst. Redaktionelle Fehler werden
Das aktuell gliltige Parkplatzreglement stiitzt sich auf das Pla- zeitnah bereinigt.

nungs- und Baugesetz des 26.11.1998 und die Bauordnung der

Stadt Zug vom 30.8.1994. Damit basiert dieses Reglement auf ver-  Antrag Stadtrat

alteten Grundlagen und ist somit der aktuellen Rechtslage anzu- Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
passen. Die im Reglement erwahnte VSS-Norm 40 291 hat ihrer-

seits das Ausgabedatum 2019! Somit ergeben sich innerhalb des

Reglements ziemlich sicher Widerspriiche, die durch eine Uberar-

beitung aufgehoben werden sollen.

167422  «Privatpersonen» Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Autoarmes Wohnen und Arbeiten soll aktiv gefoérdert und v.a. in Durch die explizite Festschreibung der Mdglichkeit zu autoarmem
Verdichtungsgebieten gefordert / teilweise vorgeschrieben werden.  Wohnen und Arbeiten in der Bauordnung wird dieses bereits genu-
gend gefordert.

Begriindung Durch das darliberhinausgehende Vorschreiben eines Mobilitats-
Autoarmes Wohnen und Arbeiten hilft den motorisierten Individual-  konzept bei allen Liegenschaften in der OV-Giiteklasse A und/oder
verkehr (MIV) zu reduzieren und damit auch die Belastung / Uber- die Ausscheidung von Pflichtgebieten in der Nutzungsplanung

lastung der bestehenden Strassen zu reduzieren. Weniger MIV er-  wiirde die Eigentumsfreiheit der Grundstiickeigentiimerschaften
moglicht anderweitige Aufteilung des Strassenraumes hin zu mehr  Uber Gebuhr eingeschrankt.
Flache fur den Langsamverkehr, was in Umfragen in der Stadt Zug
von der Bevolkerung gefordert wurde. Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht beriicksichtigt.
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170365

170598

VCS Verkehrs-
Club der Schweiz
Sektion Zug
6300 Zug

Zugerland Ver-
kehrsbetriebe AG
Angebotsplanung
6300 Zug

Antrag / Bemerkung
Autoarmes Wohnen und Arbeiten soll aktiv geférdert und v.a. in
Verdichtungsgebieten gefordert / teilweise vorgeschrieben werden.

Begriindung

Autoarmes Wohnen und Arbeiten hilft den motorisierten Individual-
verkehr (MIV) zu reduzieren und damit auch die Belastung / Uber-
lastung der bestehenden Strassen zu reduzieren. Weniger MIV er-
moglicht anderweitige Aufteilung des Strassenraumes hin zu mehr
Flache fir den Langsamverkehr, was in Umfragen in der Stadt Zug
von der Bevolkerung gefordert wurde.

Antrag / Bemerkung

1 Gebiete, die sich fir autoarmes Wohnen und Arbeiten eignen,
kdnnen von der Pflicht zur Erstellung von Autoabstellplatzen ganz
oder teilweise befreit werden. Gebiete in der 6V-Glteklasse A mis-
sen ein Mobilitatskonzept vorweisen.

2 Eine Befreiung setzt eine auf einem Mobilitdtskonzept basierende
Vereinbarung zwischen Grundeigentiimerschaft und der Stadt Zug
voraus.

Begriindung

Es ist zu begrissen, dass auch auf Stufe Nutzungsplanung Gebiete
zugunsten autoarmen Wohnens und Arbeitens ausgeschieden wer-
den konnen. Mit einem Mobilitdtskonzept wird zudem die flachenef-
fiziente Mobilitat geférdert.

Die fir die Nutzungsplanung relevanten Grundlagen aus dem
«Konzept Mobilitdt und Freiraum» kdnnen bei autoarmen Gebieten
entsprechend umgesetzt werden.

Erwdagungen Stadtrat

Durch die explizite Festschreibung der Mdglichkeit zu autoarmem
Wohnen und Arbeiten in der Bauordnung wird dieses bereits genu-
gend gefordert. Durch das darliberhinausgehende Vorschreiben ei-
nes Mobilitatskonzept bei allen Liegenschaften in der OV-Glite-
klasse A und/oder die Ausscheidung von Pflichtgebieten in der Nut-
zungsplanung wirde die Eigentumsfreiheit der Grundstiickeigenti-
merschaften tUber Gebihr eingeschrankt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Durch die explizite Festschreibung der Mdglichkeit zu autoarmem
Wohnen und Arbeiten in der Bauordnung wird dieses bereits geni-
gend gefordert. Durch das darGberhinausgehende Vorschreiben ei-
nes Mobilitatskonzept bei allen Liegenschaften in der OV-Giite-
klasse A und/oder die Ausscheidung von Pflichtgebieten in der Nut-
zungsplanung wirde die Eigentumsfreiheit der Grundstiickeigenti-
merschaften (ber Gebihr eingeschrankt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Es stellt sich die Frage, ob autoarmes Wohnen und Arbeiten in Ge-
bieten der OV-Gliteklasse A verbindlich in der Nutzungsplanung
verankert werden soll, sodass flr jede Liegenschaft in dieser Gite-
klasse ein Mobilitatskonzept erstellt und geprift werden muss.
Dies lasst sich insbesondere mit den strategischen Leitsatzen aus
dem Richtplantext «Zug férdert mit der Neuorganisation des Ver-
kehrs im Stadtzentrum eine flachensparende und multimodale Mo-
bilitat.» sowie nach dem Leitsatz und den Ausfihrungen «Flachen-
effiziente Mobilitat» (Quelle: Richtplantext Kanton Zug, S. 9) be-
grinden.

171062

SP Stadt Zug
6300 Zug

Antrag / Bemerkung

Unter die Bestimmung sollen Mehrfamilienhduser mit 6 und mehr
Wohneinheiten fallen und die Ersatzabgabe ist auf 5000 Fr. pro 100
Quadratmeter festzusetzen.

Begriindung

Eine qualitativ hochstehende Verdichtung bedingt ausreichend qua-
litativ gute Spiel- und Freiflachen. Diese Flachen dienen dem ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt, der Bewegungsférderung, der psy-
chischen Gesundheit und und und. Anstatt dieser Thematik auf-
grund der Wichtigkeit mehr Gewicht zu geben, wird sie weiter ge-
schwacht.

Mit der erheblichen Reduktion der Ersatzabgabe wird es fir den
Bauherrn attraktiv, Wege zu finden, diese nicht realisieren zu mis-
sen. Dem darf nicht Vorschub geleistet werden.

Erwagungen Stadtrat

Diese politische Frage wurde im Grossen Gemeinderat diskutiert
und entschieden. Der Betrag der Ersatzabgabe in § 59 Abs. 4 nBO
wurde unter Beriicksichtigung der Leistungsfahigkeit der Stadt Zug
und die wirtschaftliche Situation der abgabepflichtigen Personen
und deren Interessen von CHF 5'000.00 auf CHF 1°000.00 pro

100 m? gesenkt. Die Entrichtung der Ersatzabgabe erfolgt unter der
Voraussetzung, dass die ortlichen Verhaltnisse die Erstellung dieser
Flachen verunmoglichen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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167432  «Privatpersonen» Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Die Bestimmung der Besonnung der Spiel- und Freifldchen ist bei-  Ziel der Revision ist es, die bisherigen Anforderungen an Spiel- und
zubehalten. Freiflachen an die kantonalen Vorgaben der Musterbauordnung an-
zupassen und damit eine einheitliche, rechtssichere Regelung si-
Begriindung cherzustellen. Durch die Streichung des Besonnungsmerkmals wird
Die Besonnung von Spielplatzen ist wichtig fir die Akzeptanz und eine flexiblere und situationsgerechtere Beurteilung ermoglicht. Die
auch fur die Sicherheit und Langlebigkeit der Spielgerate. Sind Revision verfolgt das Ziel, den gesetzlichen Spielraum sachgerecht
diese im schattigsten und damit feuchtesten Teil des Grundstiickes  zu erweitern, ohne die Anforderungen an die kindgerechte Ausge-
angeordnet, werden sie sicher weniger gebraucht und verwittern im  staltung und Nutzbarkeit der Spiel- und Freiflachen zu reduzieren.
Falle von Holz schneller und sind im Falle von Metall rutschiger.
Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht beriicksichtig.
167433  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Absatz 3 ist zu streichen. Es sollen keine Ausnahmen bewilligt wer-  Verdichtungsgebiete kdnnen baulich komplexe Bedingungen aufwei-
den dirfen. sen. Eine starre Pflicht ohne Ausnahmemadglichkeit wiirde in dicht
bebauten Gebieten zu unverhaltnismassigen Einschrankungen fih-
Begriindung ren und kénnte sinnvolle Verdichtungsprojekte verhindern. Die Aus-
Da auch in Verdichtungsgebieten die Gebaude nicht die gesamte nahme erlaubt es dem Stadtrat, vorhandene Spiel- und Freirdume
Grundstucksflache bedecken, bleibt immer ein freier Raum auf dem  angemessen zu berlcksichtigen und so situationsgerecht zu ent-
Grundstick bestehen, der zu mind. 15% fiir Spiel- oder Freiflachen  scheiden.
zu nutzen sind. Darum braucht es die Ausnahmebestimmung nicht.
Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
167434  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat

Die Ersatzabgabe fiir Spiel- und Freiflachen gem. best. Paragraf 7
von Fr. 5’°000.- pro 100 m2 anrechenbare Geschossflache ist beizu-
behalten und nicht auf Fr. 1°000.- zu senken. Der Betrag ist im

Diese politische Frage wurde im Grossen Gemeinderat diskutiert
und entschieden. Der Betrag der Ersatzabgabe in § 59 Abs. 4 nBO
wurde unter Berlcksichtigung der Leistungsfahigkeit der Stadt Zug
und die wirtschaftliche Situation der abgabepflichtigen Personen




104/359

Gegenteil um die in den letzten Jahren stark gestiegene Bauteue-
rung zu erhéhen.

Begriindung

Eine Ersatzabgabe von Fr. 1000.- pro 100 m? anrechenbare Ge-
schossflache ist viel zu tief. Bei diesem Satz ist es ginstiger, die
Ersatzabgabe zu zahlen, als sich tGberhaupt Gedanken Uber eine
vernunftige Freiflache oder eine Spielflache zu machen! Dies stellt
eine unverschamte Einladung an die Bauherrschaft dar, diese An-
forderung an die Allgemeinheit und damit an den ebenfalls knapp
vorhandenen 6ffentlichen Raum zu delegieren. Daher sind die Fr.
5°000.- beizubehalten oder eher gemass der aufgelaufenen allge-
meinen und im speziellen der Bauteuerung nach oben anzupassen.

und deren Interessen von CHF 5'000.00 auf CHF 1°000.00 pro

100 m2 gesenkt. Die Entrichtung der Ersatzabgabe erfolgt unter der
Voraussetzung, dass die ortlichen Verhaltnisse die Erstellung dieser
Flachen verunmaglichen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

167435

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

In der neuen Bauordnung sind die Fr. 1°000.- in Paragraf nicht rot
dargestellt, obwonhl dies eine Anderung gegenlber der aktuell gilti-
gen Bauordnung darstellt!

Begriindung

Die Fr. 1'000.- mussen rot dargestellt sein, um eine richtige Beurtei-
lung vornehmen zu kénnen, da dies doch eine gravierende Ande-
rung darstellt und mit schwarz normalerweise niemand auf die Idee
kommt, dass da etwas geandert wurde. Hoffentlich ist dies ein Feh-
ler und keine bewusste Tauschung der Burger!

Erwagungen Stadtrat

Es handelt sich um einen reinen Redaktionsfehler. Die Senkung der
Ersatzabgabe wurde als politische Frage im Grossen Gemeinderat
diskutiert und entschieden. Die redaktionellen Unstimmigkeiten zwi-
schen der Beilage 1 «Bauordnung» und der Beilage 3 «Planungsbe-
richt» werden nach der 2. Lesung des Grossen Gemeinderates be-
hoben. Im Planungsbericht ist die betreffende Bestimmung bereits
korrekt abgebildet (S. 94).

Antrag Stadtrat
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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167436  «Privatpersonen» Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Absatz 5: «oder Quartierfreirdume» ist wieder zu streichen! Auch Es handelt sich um einen reinen Redaktionsfehler. Die redaktionel-
hier ist diese Passage nicht rot markiert, obwohl es in der aktuell len Unstimmigkeiten werden nach der 2. Lesung des Grossen Ge-
glltigen Bauordnung nicht enthalten ist in Paragraf 7! meinderates behoben.

Nach § 59 Abs. 1 nBO sind Private verpflichtet, Spiel- oder Freifla-

Begriindung chen zu erstellen. Quartierfreirdume nach § 60 nBO stellen zusatzli-
Anderungen sind rot darzustellen, damit eine richtige Beurteilung che, im Zonenplan festgelegte &ffentliche Freirdume dar und sind 6f-
stattfinden kann! Es ist zu hoffen, dass hier nicht Anderungen ver- fentlich zuganglich zu gestalten. Da es sich dabei um 6ffentliche
heimlicht werden sollen. Freiraumanlagen handelt, ist ihre Finanzierung — analog der 6ffentli-

Quartierfreirdume sind zusatzlich zu den Spiel- und Freirdumen zu  chen Spiel- und Freiflachen — aus den Ersatzabgaben jener Privaten

erstellen und sollen daher auch nicht uber diese Abgabe, sondern sicherzustellen, welche ihrer Freiraumpflicht nicht nachkommen kén-

zusatzlich mit Beteiligung der privaten Bauherren finanziert werden.  nen. Diese Auslegung entspricht sowohl der systematischen Stel-
lung der Bestimmungen als auch inrem Zweck, eine ausreichende
Freiraumversorgung in den Quartieren sicherzustellen. Somit ist die
Finanzierung der 6ffentlichen Quartierfreirdume durch den Erlés der
Ersatzabgaben von Privaten sachlich gerechtfertigt und rechtlich zu-
lassig.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

167437  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Absatz 6 im Paragraf 6 der aktuellen Bauordnung betreffend Erhalt  Die Aufrechterhaltung der Zweckbindung ist auch durchsetzbar,
der Spiel- und Freiflachen ist in den neuen Paragrafen 59 aufzu- ohne dass es einer separaten Formulierung in der Bauordnung be-
nehmen! darf. Fir Spiel- und Freiflachen, die im Rahmen eines Baugesuchs

gestutzt auf § 59 nBO bewilligt werden, gilt zwingend, dass ihre Nut-
zung und Gestaltung Bestandteil der Baubewilligung sind. Der feh-
lende Unterhalt, welche die bestimmungsgemésse Nutzung als
Spiel- oder Freiflache verunmaoglicht, kann einer Zweckentfremdung
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Begriindung

Das Fehlen dieser Bestimmung wird dazu flhren, dass die Spiel-
platze nicht unterhalten werden und bei Gelegenheit ohne Ersatz
aufgehoben werden, anstatt diese zu sanieren.

gleichkommen und es kann die Wiederherstellung des rechtmassi-
gen Zustandes verfligt werden.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

167440

170366

«Privatpersoneny»

VCS Verkehrs-
Club der Schweiz
Sektion Zug
6300 Zug

Antrag / Bemerkung

Die Verschlechterung des Paragrafen 59 gegeniiber den bestehen-
den Paragrafen 6 und 7 ist rickgangig zu machen. Die Anzahl
Wohneinheiten ist auf 6 zu belassen.

Begriindung

Der mit der zunehmenden Verdichtung wichtige Freiraum ist unbe-
dingt bereits bei Wohnbauten mit 6 und mehr Einheiten zu fordern.
Es gibt keinen Grund, diese Vorgabe zu lockern aus Sicht der Be-
wohnenden. Der Freiraum wertet zudem ein Gebaude aus Sicht der
Bewohnenden auf.

Antrag / Bemerkung
Die Bestimmung der Besonnung der Spiel- und Freiflachen ist bei-
zubehalten.

Erwagungen Stadtrat

Die Schwelle von acht Wohneinheiten wurde von der Musterbauord-
nung tbernommen und stellt eine sachgerechte, verhaltnismassige
und stadtebaulich sinnvolle Abgrenzung dar. Sie gewabhrleistet, dass
Spiel- und Freiflachen dort entstehen, wo erwartet werden kann,
dass diese auch genutzt werden. Kleinstspielflachen erfillen weder
die Anforderungen an eine angemessene Nutzung durch Kinder
noch tragen sie zu einer qualitativ hochwertigen Siedlungs- und
Freiraumentwicklung bei.

Die Einwendung berticksichtigt nicht, dass mit § 63 nBO «Griinfla-
chen und Strassenraumy i.V.m. § 25 nBO «Grunflachenziffer» der
Freiraum eines Gebaudes aus Sicht der Bewohner ebenfalls aufge-
wertet werden. Diese Bestimmungen sorgen unabhangig von der
Anzahl Wohneinheiten fiir hochwertige, durchgriinte Aussenraume.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Ziel der Revision ist es, die bisherigen Anforderungen an Spiel- und
Freiflachen an die kantonalen Vorgaben der Musterbauordnung an-
zupassen und damit eine einheitliche, rechtssichere Regelung si-
cherzustellen. Durch die Streichung des Besonnungsmerkmals wird
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Begriindung

Die Besonnung von Spielplatzen ist wichtig fir die Akzeptanz und
auch fir die Sicherheit und Langlebigkeit der Spielgerate. Sind
diese im schattigsten und damit feuchtesten Teil des Grundstiickes
angeordnet, werden sie sicher weniger gebraucht und verwittern im
Falle von Holz schneller und sind im Falle von Metall rutschiger.

eine flexiblere und situationsgerechtere Beurteilung erméglicht. Die
Revision verfolgt das Ziel, den gesetzlichen Spielraum sachgerecht
zu erweitern, ohne die Anforderungen an die kindgerechte Ausge-
staltung und Nutzbarkeit der Spiel- und Freiflachen zu reduzieren.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.

170367  VCS Verkehrs- Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Club der Schweiz  Absatz 3 ist zu streichen. Es sollen keine Ausnahmen bewilligt wer-  Verdichtungsgebiete kdnnen baulich komplexe Bedingungen aufwei-
Sektion Zug den dirfen. sen. Eine starre Pflicht ohne Ausnahmemadglichkeit wiirde in dicht
6300 Zug bebauten Gebieten zu unverhaltnismassigen Einschrankungen flh-
Begriindung ren und kénnte sinnvolle Verdichtungsprojekte verhindern. Die Aus-
Da auch in Verdichtungsgebieten die Gebaude nicht die gesamte nahme erlaubt es dem Stadtrat, vorhandene Spiel- und Freirdume
Grundstucksflache bedecken, bleibt immer ein freier Raum auf dem  angemessen zu berilcksichtigen und so situationsgerecht zu ent-
Grundstiick bestehen, der zu mind. 15% fiir Spiel- oder Freiflachen  scheiden.
zu nutzen sind. Darum braucht es die Ausnahmebestimmung nicht.
Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
170368  VCS Verkehrs- Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat
Club der Schweiz  Die Ersatzabgabe flir Spiel- und Freiflachen gem. best. Paragraf 7 Diese politische Frage wurde im Grossen Gemeinderat diskutiert
Sektion Zug von Fr. 5°000.- pro 100 m? anrechenbare Geschossflache ist beizu-  und entschieden (S. 94 Planungsbericht). Der Betrag der Ersatzab-
6300 Zug behalten und nicht auf Fr. 1°000.- zu senken. Der Betrag istim Ge-  gabe in Absatz 4 wurde unter Berlicksichtigung der Leistungsfahig-

genteil um die in den letzten Jahren stark gestiegene Bauteuerung
zu erhdhen.

Begriindung
Eine Ersatzabgabe von Fr. 1000.- pro 100 m? anrechenbare Ge-
schossflache ist viel zu tief. Bei diesem Satz ist es ginstiger, die

keit der Stadt Zug und die wirtschaftliche Situation der abgabepflich-
tigen Personen

und deren Interessen von CHF 5'000.00 auf CHF 1°000.00 pro

100 m2 gesenkt. Die Entrichtung der Ersatzabgabe erfolgt unter der

Voraussetzung, dass die ortlichen Verhéltnisse die Erstellung dieser
Flachen verunmaoglichen.
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Ersatzabgabe zu zahlen, als sich Giberhaupt Gedanken Uber eine
vernunftige Freiflache oder eine Spielflache zu machen! Dies stellt
eine unverschamte Einladung an die Bauherrschaft dar, diese An-
forderung an die Allgemeinheit und damit an den ebenfalls knapp
vorhandenen &ffentlichen Raum zu delegieren. Daher sind die Fr.
5’000.beizubehalten oder eher gemass der aufgelaufenen allgemei-
nen und im speziellen der Bauteuerung nach oben anzupassen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

170369  VCS Verkehrs- Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Club der Schweiz  In der neuen Bauordnung sind die Fr. 1°000.- in Paragraf nicht rot Es handelt sich um einen reinen Redaktionsfehler. Die Senkung der
Sektion Zug dargestellt, obwonhl dies eine Anderung gegenliber der aktuell giilti-  Ersatzabgabe wurde als politische Frage im Grossen Gemeinderat
6300 Zug gen Bauordnung darstellt! diskutiert und entschieden. Die redaktionellen Unstimmigkeiten zwi-
schen der Beilage 1 «Bauordnung» und der Beilage 3 «Planungsbe-
Begriindung richt» werden nach der 2. Lesung des Grossen Gemeinderates be-
Die Fr. 1'000.- mussen rot dargestellt sein, um eine richtige Beurtei- hoben. Im Planungsbericht ist die betreffende Bestimmung bereits
lung vornehmen zu kénnen, da dies doch eine gravierende Ande- korrekt abgebildet (S. 94).
rung darstellt und mit schwarz normalerweise niemand auf die Idee
kommt, dass da etwas geandert wurde. Hoffentlich ist dies ein Feh-  Antrag Stadtrat
ler und keine bewusste Tauschung der Burger! Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
170370  VCS Verkehrs- Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat
Club der Schweiz  Absatz 5: «oder Quartierfreirdume» ist wieder zu streichen! Auch Es handelt sich um einen reinen Redaktionsfehler. Die redaktionel-
Sektion Zug hier ist diese Passage nicht rot markiert, obwohl es in der aktuell len Unstimmigkeiten werden nach der 2. Lesung des Grossen Ge-
6300 Zug glltigen Bauordnung nicht enthalten ist in Paragraf 7. meinderates behoben.

Begriindung

Anderungen sind rot darzustellen, damit eine richtige Beurteilung
stattfinden kann! Es ist zu hoffen, dass hier nicht Anderungen ver-
heimlicht werden sollen.

Nach § 59 Abs. 1 nBO sind Private verpflichtet, Spiel- oder Freifla-
chen zu erstellen. Quartierfreirdume nach § 60 nBO stellen zusatzli-
che, im Zonenplan festgelegte 6ffentliche Freirdume dar und sind 6f-
fentlich zuganglich zu gestalten. Da es sich dabei um 6ffentliche
Freiraumanlagen handelt, ist ihre Finanzierung — analog der
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Quartierfreirdume sind zusatzlich zu den Spiel- und Freirdumen zu
erstellen und sollen daher auch nicht Uber diese Abgabe, sondern

zusatzlich mit Beteiligung der privaten Bauherren finanziert werden.

offentlichen Spiel- und Freiflachen — aus den Ersatzabgaben jener
Privaten sicherzustellen, welche ihrer Freiraumpflicht nicht nach-
kommen kdnnen. Diese Auslegung entspricht sowohl der systemati-
schen Stellung der Bestimmungen als auch ihrem Zweck, eine aus-
reichende Freiraumversorgung in den Quartieren sicherzustellen.
Somit ist die Finanzierung der 6ffentlichen Quartierfreiraume durch
den Erlos der Ersatzabgaben von Privaten sachlich gerechtfertigt
und rechtlich zulassig.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

170371 VCS Verkehrs- Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Club der Schweiz  Absatz 6 im Paragraf 6 der aktuellen Bauordnung betreffend Erhalt  Die Aufrechterhaltung der Zweckbindung ist auch durchsetzbar,
Sektion Zug der Spiel- und Freiflachen ist in den neuen Paragrafen 59 aufzu- ohne dass es einer separaten Formulierung in der Bauordnung be-
6300 Zug nehmen! darf. Fir Spiel- und Freiflachen, die im Rahmen eines Baugesuchs
gestutzt auf § 59 nBO bewilligt werden, gilt zwingend, dass ihre Nut-
Begriindung zung und Gestaltung Bestandteil der Baubewilligung sind. Der feh-
Das Fehlen dieser Bestimmung wird dazu fihren, dass die Spiel- lende Unterhalt, welche die bestimmungsgemasse Nutzung als
platze nicht unterhalten werden und bei Gelegenheit ohne Ersatz Spiel- oder Freiflache verunmaoglicht, kann einer Zweckentfremdung
aufgehoben werden, anstatt diese zu sanieren. gleichkommen und es kann die Wiederherstellung des rechtsmassi-
gen Zustandes verfligt werden.
Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
170372  VCS Verkehrs- Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat
Club der Schweiz  Die Verschlechterung des Paragrafen 59 gegentiber den bestehen-  Die Schwelle von acht Wohneinheiten wurde von der Musterbauord-
Sektion Zug den Paragrafen 6 und 7 ist rickgangig zu machen. Die Anzahl nung Ubernommen und stellt eine sachgerechte, verhaltnismassige
6300 Zug Wohneinheiten ist auf 6 zu belassen. und stadtebaulich sinnvolle Abgrenzung dar. Sie gewahrleistet, dass
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Begriindung Spiel- und Freiflachen dort entstehen, wo erwartet werden kann,
Der mit der zunehmenden Verdichtung wichtige Freiraum ist unbe-  dass diese auch genutzt werden. Kleinstspielflachen erflllen weder
dingt bereits bei Wohnbauten mit 6 und mehr Einheiten zu fordern. die Anforderungen an eine angemessene Nutzung durch Kinder

Es gibt keinen Grund, diese Vorgabe zu lockern aus Sicht der Be- noch tragen sie zu einer qualitativ hochwertigen Siedlungs- und
wohnenden. Der Freiraum wertet zudem ein Gebaude aus Sicht der Freiraumentwicklung bei.
Bewohnenden auf. Die Einwendung bertiicksichtigt nicht, dass mit § 63 nBO «Grinfla-

chen und Strassenraumy i.V.m. § 25 nBO «Griunflachenziffer» der
Freiraum eines Gebaudes aus Sicht der Bewohner ebenfalls aufge-
wertet werden. Diese Bestimmungen sorgen unabhangig von der
Anzahl Wohneinheiten fiir hochwertige, durchgriinte Aussenrdume.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.

167438  VCS Verkehrs- Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Club der Schweiz  Private Bauherren sollen sich an den Kosten zur Erstellung der Bereits heute ist die Erstellung der Quartierfreirdume im Sinne von
Sektion Zug Quartierfreirdume angemessen beteiligen. § 60 nBO Sache der Grundeigentimerinnen und Grundeigentiimer.
6300 Zug Die Stadt Zug Gibernimmt lediglich die Pflege und den Unterhalt die-
Begriindung ser Flachen.
170373  «Privatpersonen»  Private Bauherren profitieren beziglich Attraktivitat ihnrer Bauten
von den Quartierfreirdumen und sollen daher auch an den Erstel- Antrag Stadtrat

lungskosten beteiligt werden. Der Antrag ist bereits berucksichtigt.
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§ 63 Grinflachen und Strassenraum

169590

Gruppe Zuger
General Unter-
nehmer

6340 Baar

Antrag / Bemerkung
Absatz 1: Die erforderliche Mindestiiberdeckung fiir bepflanzbare
Flachen uber Unterbauten soll auf 30 cm reduziert werden.

Begriindung

Ein erheblicher Teil der bestehenden sowie kiinftig zu errichtenden
Gebaude im Gebiet der Stadt Zug befindet sich in Bereichen mit
hochliegendem Grundwasservorkommen. Die Erhéhung der Uber-
deckung unterirdischer Bauwerke — insbesondere von Einstellhallen
- von den bisher tblichen 30 cm auf 60 cm hatte gravierende bauli-
che und wirtschaftliche Konsequenzen. Eine grossere Uberdeckung
erfordert eine zusatzliche Tieferlegung des Untergeschosses. Ge-
mass den gesetzlichen Vorgaben darf die Beeinflussung des mittle-
ren Grundwasserspiegels durch Bauwerke eine Durchflussein-
schrankung von héchstens 10% bewirken. Der Nachweis dieser
Einhaltung ist bereits unter den derzeitigen Bedingungen kaum zu
erbringen. Eine weitergehende Erhéhung der Uberdeckung wiirde
dazu flhren, dass bei zahlreichen Neubauten geschlossene Bau-
grubenabschlisse sowie Grundwasserabsenkungen erforderlich
werden, was mit erheblichen Zusatzkosten verbunden ist.

Dariiber hinaus verursacht eine gesetzlich vorgeschriebene Uber-
deckung von 60 cm erhebliche Mehrkosten sowohl bei der Abfuhr
des zusatzlichen Aushubmaterials als auch bei der statischen Be-
messung der Decken und der erforderlichen Pfahlungen. Jede Ab-
dichtung unterirdischer Bauwerke bedarf im Laufe der Zeit wieder-
kehrender Sanierungsmassnahmen. Das Freilegen der Abdich-
tungsebenen bei ibermassiger Uberschiittung fiihrt zu

Erwagungen Stadtrat

Die erforderliche Mindestliiberdeckung wurde durch den GGR im
Rahmen eines Antrags in der 1. Lesung bereits von 1m auf 60cm re-
duziert. Der GGR hatte der beantragten Reduktion ohne weitere
Wortmeldungen vorbehaltlos zugestimmt. Zwecks besserer Be-
pflanzbarkeit und damit aus Griinden der Umgebungsgestaltung so-
wie des klimatischen Effekts ist ein gewisser Mindest-Bodenaufbau
notwendig. Entsprechend wurde in der Antragsbegriindung aus-
driicklich festgehalten, dass fiir eine normale Wiese 30cm reichen
wurde, fur eine ordentliche Bepflanzung aber 60cm notwendig
seien. Dementsprechend sei die erforderliche Mindestiberdeckung
bei 60cm festzusetzen. Auch die Grundwasserthematik wurde darin
angesprochen. Die in der Einwendung vorgebrachte Thematik
wurde mithin bereits behandelt. Fir eine Beibehaltung der Minde-
stiberdeckung von 60cm sprechen weiter auch die immer langer
andauernden Trockenphasen insbesondere in den warmen Jahres-
zeiten sowie mehr gestalterischer Spielraum durch die héheren Auf-
schittungen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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ausserordentlichen Sanierungskosten. Die damit verbundenen zu-
satzlichen Erdbewegungen sind zudem aus 6kologischer Sicht be-
denklich.

Auf Grundlage der Erfahrungen mit Gber hundert realisierten unter-
irdischen Parkierungsanlagen kann festgestellt werden, dass die
bestehenden Bauwerke hinsichtlich Bepflanzung und Wasserriick-
haltung einwandfrei funktionieren. Die Festlegung einer maximalen
Aufbauhohe von 30 cm fiir bepflanzbare Flachen tiber Unterbauten
gewahrleistet den Schutz des Grundwassers und verhindert unver-
haltnismassige Baukosten.

171464  «Privatpersonen» Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat
Absatz 1 ist dahingehend anzupassen, dass bei unterbauten Fl&- Die erforderliche Mindestiiberdeckung wurde durch den GGR im
chen eine bepflanzbare Uberdeckung von 30 cm ausreichend ist. Rahmen eines Antrags in der 1. Lesung bereits von 1m auf 60cm re-
duziert. Der GGR hatte der beantragten Reduktion ohne weitere

Begriindung Wortmeldungen vorbehaltlos zugestimmt. Zwecks besserer Be-

Viele bestehende und kiinftige Gebaude in Zug stehen in Gebieten  pflanzbarkeit und damit aus Griinden der Umgebungsgestaltung so-

mit hohen Grundwasserstanden. wie des klimatischen Effekts ist ein gewisser Mindest-Bodenaufbau

Eine Erhéhung der Uberdeckung von Gblichen 30 cm auf 60 cm notwendig. Entsprechend wurde in der Antragsbegriindung aus-

hatte gravierende Folgen: driicklich festgehalten, dass fiir eine normale Wiese 30cm reichen

e Untergeschosse mussten deutlich tiefer gelegt werden, wurde, fur eine ordentliche Bepflanzung aber 60cm notwendig

e der gesetzlich geforderte Grundwasserschutz (max. 10 % seien. Dementsprechend sei die erforderliche Mindestiberdeckung
Durchflusseinschrankung) ware kaum mehr nachweisbar, bei 60cm festzusetzen. Auch die Grundwasserthematik wurde darin

e geschlossene Baugrubenabschlisse und Grundwasserabsen- angesprochen. Die in der Einwendung vorgebrachte Thematik
kungen wirden haufiger notwendig - verbunden mit erhebli- wurde mithin bereits behandelt.

chen Mehrkosten.
Auch die spatere Sanierung von Abdichtungen wéare durch die grés- Antrag Stadtrat
sere Uberdeckung deutlich aufwendiger und 6kologisch fragwiirdig.  Der Antrag wird nicht beriicksichtigt.




113/359

Eine Begrenzung auf 30 cm schiitzt das Grundwasser, verhindert
Ubermassige Baukosten und ist technisch erprobt.

172330

168019

172856

172120

«Privatpersonen»

Martin Lenz AG
6340 Baar

SVP Stadt Zug

HEV Zugerland
6300 Zug

Antrag / Bemerkung
Absatz 1 ist anzupassen: Bei unterbauten Flachen soll eine be-
pflanzbare Uberdeckung von 30 cm geniigen.

Begriindung

Viele Liegenschaften in Zug befinden sich in Gebieten mit hohem
Grundwasserstand. Eine Erhéhung der Uberdeckung auf 60 cm
fihrt zu teuren und technisch problematischen Konsequenzen wie
tiefere Untergeschosse, erschwerte Nachweise im Grundwasser-
schutz, aufwendige Baugrubenabschliisse und deutlich h6here
Baukosten. Auch spatere Sanierungen wiirden massiv erschwert.
Eine Begrenzung auf 30 cm ist dkologisch wie wirtschaftlich sinnvoll
und schutzt das Grundwasser.

Antrag / Bemerkung

Absatz 1

Beantragt wird, dass die bepflanzbare Uberdeckung bei Flachen
mit Unterbauten anstelle der 60cm nur 30cm betragen muss.

Begriindung

Ein wesentlicher Teil der bestehenden und kiinftig neu zu erstellen-
den Gebaude im Gebiet der Stadt Zug befindet sich im Bereich von
Gebieten mit hochliegendem Grundwasservorkommen. Eine

Erwdagungen Stadtrat

Die erforderliche Mindestliiberdeckung wurde durch den GGR im
Rahmen eines Antrags in der 1. Lesung bereits von 1m auf 60cm re-
duziert. Der GGR hatte der beantragten Reduktion ohne weitere
Wortmeldungen vorbehaltlos zugestimmt. Zwecks besserer Be-
pflanzbarkeit und damit aus Griinden der Umgebungsgestaltung so-
wie des klimatischen Effekts ist ein gewisser Mindest-Bodenaufbau
notwendig. Entsprechend wurde in der Antragsbegriindung aus-
dricklich festgehalten, dass flir eine normale Wiese 30cm reichen
wdurde, fur eine ordentliche Bepflanzung aber 60cm notwendig
seien. Dementsprechend sei die erforderliche Mindestiberdeckung
bei 60cm festzusetzen. Auch die Grundwasserthematik wurde darin
angesprochen. Die in der Einwendung vorgebrachte Thematik
wurde mithin bereits behandelt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Die erforderliche Mindestiiberdeckung wurde durch den GGR im
Rahmen eines Antrags in der 1. Lesung bereits von 1m auf 60cm re-
duziert. Der GGR hatte der beantragten Reduktion ohne weitere
Wortmeldungen vorbehaltlos zugestimmt. Zwecks besserer Be-
pflanzbarkeit und damit aus Griinden der Umgebungsgestaltung so-
wie des klimatischen Effekts ist ein gewisser Mindest-Bodenaufbau
notwendig. Entsprechend wurde in der Antragsbegriindung aus-
dricklich festgehalten, dass flir eine normale Wiese 30cm reichen
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Erhéhung der Uberdeckung unterirdischer Bauwerke insbesondere
von Einstellhallen von den Ublichen 30cm auf 60cm fihrt zu ein-
schneidenden Konsequenzen. Eine héhere Uberdeckung der unter-
irdischen Einbauten erfordert eine Tieferlegung des Untergeschos-
ses. Die Beeinflussung des mittleren Grundwasserspiegels durch
Bauwerke ist gesetzlich festgeschrieben. Die Durchflusseinschran-
kung darf max. 10% betragen. Diesen geforderten Nachweis zu er-
bringen, ist auch derzeit schon kaum méglich. Eine geforderte ho-
here Uberdeckung unterirdischer Bauten wird auch dazu fiihren,
dass kiinftig bei vielen Neubauten bei der Erstellung des Unterge-
schosses geschlossene Baugrubenabschlisse und Grundwasser-
absenkungen nétig werden, verbunden mit hohen Zusatz-Baukos-
ten.

Eine gesetzlich geforderte Uberdeckung der unterirdischen Bau-
werke von 60cm flihrt zu namhaften Mehrkosten in der Abfuhr von
Aushub sowie bei Deckenstatik und Pfahlung.

Jede Abdichtung von unterirdischen Bauwerken erfordert zu gege-
bener Zeit wiederkehrende Sanierungsmassnahmen. Das Freilegen
der Dichtungsebenen bei liberméassiger Uberschittung fiihrt zu
ausserordentlichen Sanierungskosten. Das Abfiihren und wiederum
Zufuhren fuhrt zu einer 6kologisch bedenklichen Umsetzung.

Mit Gber hundert erstellten unterirdischen Parkierungsanlagen kon-
nen wir festhalten, dass die erstellten Bauwerke bezliglich Bepflan-
zung und Wasserriickhaltung einwandfrei funktionieren. Mit der
nicht-Festlegung der Aufbauhthe oder der Festlegung eines max.
30cm bepflanzbaren Bodenaufbaues kann das Grundwasser ge-
schitzt und kdnnen Ubermassige Baukosten verhindert werden.

wirde, fur eine ordentliche Bepflanzung aber 60cm notwendig
seien. Dementsprechend sei die erforderliche Mindestiberdeckung
bei 60cm festzusetzen. Auch die Grundwasserthematik wurde darin
angesprochen. Die in der Einwendung vorgebrachte Thematik
wurde mithin bereits behandelt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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165036

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
Einwendung (Ergénzung)

4. Bei neu zu erstellenden Bauten oder Arealentwicklungen (auch
BBP) ist auf allen Strassen wo moéglich Tempo 20 oder mindestens
Tempo 30 einzufordern. Angrenzende Strassenteile (Zufahrtsstras-
sen, Quartiere) sind in diesem Zuge ebenfalls zu prifen und es ist
Tempo 20/30 einzufiihren.

5. Bei allen Strassensanierungen, zwingend bei Quartierstrassen,
ist grundsatzlich Tempo 20 und Tempo 30 zu prifen und einzufor-
dern.

6. Bei Strassensanierungen sind bestehende 6ffentliche Parkplatze
zu Uberprifen und nach Maéglichkeiten abzubauen und durch Ange-
bote fiir den Langsamverkehr und Grinflachen zu ersetzen. Falls
neue Parkplatze erstellt werden ist eine detailliert Bedarfsabklarung
aufzuzeigen und grundsatzlich dem Langsamverkehr und Grinfla-
chen den Vorrang zu geben.

Begriindung

Folgende Punkte bitte als Ergédnzung aufnehmen. Fur mich ist die
Verkehrssicherheit in der Stadt Zug ungentigend und der Fokus
liegt auf dem MIV. Hier muss klar der Langsamverkehr mehr in den
Fokus rucken. Die zurzeitige Priorisierung des MIV Uberall ist inak-
zeptabel. Weiter werden so direkt negative Umwelteinflisse wie
Larm etc. direkt beeinflusst.

Erwdagungen Stadtrat

Wahrend sich die Absatze 1-3 von § 63 nBO mit den Grinflachen
und den dem Strassenraum zugewandten Umgebungsbereichen der
Grundstiicksparzellen befasst, befassen sich die durch die Einwen-
derschaft beantragten Absatze 4-6 von § 63 nBO mit dem offentli-
chen Strassenraum. Der Antrag wurde im Rahmen der Ortspla-
nungsrevision eingereicht, betrifft jedoch den Anwendungsbereich
der Strassengesetzgebung. Diese ist nicht Teil der Ortsplanungsre-
vision. Der Antrag kann folglich in diesem Verfahren nicht berick-
sichtigt werden.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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169454,
169475,
169604,
172732,
168051

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Absatz 1

Beantragt wird, dass die bepflanzbare Uberdeckung bei Flachen
mit Unterbauten anstelle der 60cm nur 30cm betragen muss.

Begriindung

Ein wesentlicher Teil der bestehenden und kiinftig neu zu erstellen-
den Gebaude im Gebiet der Stadt Zug befindet sich im Bereich von
Gebieten mit hochliegendem Grundwasservorkommen. Eine Erh6-
hung der Uberdeckung unterirdischer Bauwerke insbesondere von
Einstellhallen von den dblichen 30cm auf 60cm fuhrt zu einschnei-
denden Konsequenzen. Eine hdhere Uberdeckung der unterirdi-
schen Einbauten erfordert eine Tieferlegung des Untergeschosses.
Die Beeinflussung des mittleren Grundwasserspiegels durch Bau-
werke ist gesetzlich festgeschrieben. Die Durchflusseinschrankung
darf max. 10% betragen. Diesen geforderten Nachweis zu erbrin-
gen, ist auch derzeit schon kaum moglich. Eine geforderte héhere
Uberdeckung unterirdischer Bauten wird auch dazu fiihren, dass
kiinftig bei vielen Neubauten bei der Erstellung des Untergeschos-
ses geschlossene Baugrubenabschlisse und Grundwasserabsen-
kungen nétig werden, verbunden mit hohen Zusatz-Baukosten.
Eine gesetzlich geforderte Uberdeckung der unterirdischen Bau-
werke von 60cm fuhrt zu namhaften Mehrkosten in der Abfuhr von
Aushub sowie bei Deckenstatik und Pfahlung.

Jede Abdichtung von unterirdischen Bauwerken erfordert zu gege-
bener Zeit wiederkehrende Sanierungsmassnahmen. Das Freilegen
der Dichtungsebenen bei (iberméssiger Uberschiittung fiihrt zu
ausserordentlichen Sanierungskosten. Das Abfiihren und wiederum
Zufuhren fahrt zu einer 6kologisch bedenklichen Umsetzung.

Erwdagungen Stadtrat

Die erforderliche Mindestiberdeckung wurde durch den GGR im
Rahmen eines Antrags in der 1. Lesung bereits von 1m auf 60cm re-
duziert. Der GGR hatte der beantragten Reduktion ohne weitere
Wortmeldungen vorbehaltlos zugestimmt. Zwecks besserer Be-
pflanzbarkeit und damit aus Griinden der Umgebungsgestaltung so-
wie des klimatischen Effekts ist ein gewisser Mindest-Bodenaufbau
notwendig. Entsprechend wurde in der Antragsbegriindung aus-
driicklich festgehalten, dass fiir eine normale Wiese 30cm reichen
wurde, fur eine ordentliche Bepflanzung aber 60cm notwendig
seien. Dementsprechend sei die erforderliche Mindestliberdeckung
bei 60cm festzusetzen. Auch die Grundwasserthematik wurde darin
angesprochen. Die in der Einwendung vorgebrachte Thematik
wurde mithin bereits behandelt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Mit der nicht-Festlegung der Aufbauhdhe oder der Festlegung eines
max. 30cm bepflanzbaren Bodenaufbaues kann das Grundwasser
geschitzt und kénnen Ubermassige Baukosten verhindert werden.

§ 64 Okologische Ausgestaltung

169591

Gruppe Zuger
General Unter-
nehmer

6340 Baar

Antrag / Bemerkung

Absatz 1: Die Formulierung, wonach «Der Okologie und dem
Stadtklima... auf allen Ebenen angemessen Rechnung zu tragen
ist», ist zu streichen.

Begriindung

Unbestimmtheit und Rechtsfolgen: Die Wendung «auf allen Ebe-
neny ist inhaltlich unbestimmt und geniigt dem Bestimmtheitsgebot
nicht. Sie eroffnet sowohl den Vollzugsbehoérden als auch Dritten ei-
nen Ubermassig weiten Ermessensspielraum, ohne eine klare Ab-
grenzung zu anderen fachlichen Belangen vorzunehmen. Dies fihrt
zu einer erheblichen Rechtsunsicherheit fur Planungsverantwortli-
che und Bauherrschaften und verursacht erhdhte Kosten infolge
von Uberarbeitungen, die auf subjektiven Einschatzungen beruhen
kdnnen.

Eingriffe in konstruktive und gestalterische Entscheidungen: In der
praktischen Anwendung besteht die Gefahr, dass 6kologische Vor-
gaben mit technisch-konstruktiven Anforderungen kollidieren. Dies
kann dazu fuhren, dass technisch notwendige Lésungen sowie wirt-
schaftliche Aspekte unverhaltnismassig eingeschrankt oder beein-
flusst werden. Eine solche Uberlagerung beeintrachtigt die Pla-
nungssicherheit und kann die wirtschaftliche Tragfahigkeit von Bau-
vorhaben erheblich gefahrden.

Erwagungen Stadtrat

Bei der Okologie und dem Stadtklima handelt es sich um zwei wich-
tige Themen, welche dazu bei-tragen, die Stadt Zug zu einer lebens-
werten Stadt Zug zu machen. Durch den Passus, dass diesen bei-
den Themen «angemessen» Rechnung zu tragen ist, hilft den Be-
hoérden, Projekte im Einzelfall beurteilen zu kénnen und sicher ihnen
so Ermessensspielraum zu, um Individualitadten bertcksichtigen zu
konnen. Die Absatze 2-7 von § 64 nBO enthalten schliesslich einen
Katalog an verschiedenen, expliziten Anwendungsfallen. Dieser
kann und soll aber nicht abschliessend sein, weshalb § 64 Abs. 1
nBO als allgemeiner Grundsatz unbedingt beizubehalten ist. So
kann gewahrleistet werden, dass wahrend dem gesamten Planungs-
horizont von 15 Jahren aktuelle Entwicklungen im Bereich Okologie
und Stadtklima Bericksichtigung finden kénnen. DarlUber hinaus
entspricht der § 64 Abs. 1 nBO — bis auf die zwei Worte «Klima-
schutz» und «Klimaanpassung», welche zu «Okologie» und «Stadt-
klima» angepasst wurden, der Musterbauordnung.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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169592

Gruppe Zuger
General Unter-
nehmer

6340 Baar

Antrag / Bemerkung

Absatz 3: Die Formulierung, wonach der Stadtrat bei bestimmten
Gebaudetypen «Auflagen zur Setzung, Bodenbeschaffenheit, Be-
sonnung und Beschattung» erlassen kann, ist zu streichen.

Begriindung

Eingriffstiefe: Die vorgesehenen Vorgaben zu «Besonnung und Be-
schattung» greifen in erheblichem Masse in technische, architekto-
nische und 6konomische Projektentscheidungen ein, insbesondere
hinsichtlich der Gebaudeorientierung und Fassadengestaltung. Sie
Uberschreiten damit den Rahmen der bereits umfassend bestehen-
den gesetzlichen Planungsvorgaben und fihren zu einer unverhalt-
nismassigen Einschrankung der Gestaltungsfreiheit.
Verhaltnismassigkeit / Verfahrensfragen: Es fehlen klare und tGber-
prifbare Kriterien, unter welchen Voraussetzungen und in welchem
Umfang der Stadtrat in die Planung eingreifen darf. Dies fihrt zu ei-
ner erheblichen Rechtsunsicherheit, da die Planungssicherheit zu
keinem Zeitpunkt gewahrleistet ist. Die fehlende Bestimmtheit wi-
derspricht dem Grundsatz der Rechtssicherheit und dem Be-
stimmtheitsgebot.

Planungs- und Wirtschaftlichkeitseinfluss: Strikte Vorgaben hin-
sichtlich Bodenaufbau oder Setzung kénnen die Realisierbarkeit
von Bauvorhaben — insbesondere bei engen Parzellen, unterbauten
Bereichen oder bestehenden Leitungsnetzen — erheblich erschwe-
ren. Sie verursachen zudem unverhaltnismassige Mehrkosten, was
die wirtschaftliche Tragfahigkeit von Projekten gefahrdet und den
Grundsatz der Verhaltnismassigkeit verletzt.

Erwdagungen Stadtrat

Die Besonnung und Beschattung stellen wichtige Punkte im Zusam-
menhang mit dem Stadtklima und der Wohnhygiene dar. Insbeson-
dere bei grosseren Bauprojekten kénnen eine Vielzahl an Personen
in und um die projektierten Liegenschaften betroffen sein. Dies
rechtfertigt es dem Gemeinwesen, in gewissen Fallen insbesondere
in Bezug auf die Besonnung und Beschattung Auflagen zu machen.
Fir die Bestimmung wurde eine «Kann-Formulierung» gewahlt, was
zum Ausdruck bringen soll, dass entsprechende Auflagen nicht an
der Tagesordnung liegen sollten.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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169593

171450

Gruppe Zuger
General Unter-
nehmer

6340 Baar

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
Absatz 4: Redundanz mit § 63 — Ersatz «bei Bepflanzungen» ist
durch «bei Baumpflanzungen» zu ersetzen.

Begriindung

Vorhandene Regelung in § 63: Der Artikel definiert bereits, welche
Flachen als Grinflachen gelten und regelt explizit Flachen auf Un-
terbauten (z.B. mindestens 30 cm pflanzbarer Bodenaufbau). Da-
mit sind Aspekte zur Pflanzbarkeit und zum Bodenaufbau bereits
geregelt. Eine Wiederholung in § 64 fihrt zu Redundanz und maogli-
cher Unsicherheit, welche Bestimmung vorrangig ist.

Praktische Umsetzung: Die Formulierung ,Neue Bdume sollen be-
vorzugt in nicht unterbauten Bereichen gepflanzt werden ist sach-
gerecht. Der nachfolgende Satz sollte jedoch ausschliesslich auf
Baumpflanzungen Bezug nehmen, um eine klare und rechtssichere
Abgrenzung zu gewahrleisten. Unser Vorschlag zur Prazisierung
lautet daher:

«Bei Baumpflanzungen in unterbauten Bereichen sind ausreichend
bemessene Wurzelrdume vorzusehen.»

Antrag / Bemerkung

Absatz 1: Die Formulierung «Der Okologie und dem Stadtklima ...
auf allen Ebenen angemessen Rechnung zu tragen» ist zu strei-
chen.

Begriindung
Die Wendung« auf allen Ebeneny ist unklar und erdffnet grossen
Ermessensspielraum fir Behdrden und Einsprecher.

Erwdagungen Stadtrat

Der Anwendungsbereich von § 64 Abs. 4 nBO ist nicht derselbe wie
derjenige von § 63 Abs. 1 nBO. Letzterer beschaftigt sich damit, in
welchen Fallen Flachen mit Unterbauten als Griinflachen angerech-
net werden kénnen. § 64 Abs. 3 und 4 nBO beschéftigen sich hinge-
gen damit, wie Griinflachen 6kologisch und klimatisch optimal ge-
nutzt werden. Insofern liegt keine Wiederholung vor.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Bei der Okologie und dem Stadtklima handelt es sich um zwei wich-
tige Themen, welche dazu beitragen, die Stadt Zug zu einer lebens-
werten Stadt zu machen. Der Passus, dass diesen beiden Themen
«angemessen» Rechnung zu tragen ist, hilft den Behorden, Projekte
im Einzelfall beurteilen zu kénnen und sichert ihnen so Ermessens-
spielraum zu, um Individualitéten bericksichtigen zu kénnen. Die
Absatze 2-7 von § 64 nBO enthalten schliesslich einen Katalog an
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Das fiihrt zu Rechtsunsicherheit und méglicherweise unnétigen Pla-
nungs- und Uberarbeitungskosten. Zudem kann eine unprézise
Vorgabe technische, konstruktive und wirtschaftliche Entscheidun-
gen unverhaltnismassig beeinflussen.

verschiedenen, expliziten Anwendungsfallen. Dieser kann und soll
aber nicht abschliessend sein, weshalb § 64 Abs. 1 nBO als allge-
meiner Grundsatz unbedingt beizubehalten ist. So kann gewahrleis-
tet werden, dass wahrend dem gesamten Planungshorizont von 15
Jahren aktuelle Entwicklungen im Bereich Okologie und Stadtklima
Berlicksichtigung finden kénnen. Darliber hinaus entspricht der § 64
Abs. 1 nBO - bis auf die zwei Worte «Klimaschutz» und «Klimaan-
passung», welche zu «Okologie» und «Stadtklima» angepasst wur-
den, der Musterbauordnung.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.

171455

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Absatz 3: Die Mdglichkeit des Stadtrats, Auflagen zur «Setzung,
Bodenbeschaffenheit, Besonnung und Beschattung» zu erlassen,
ist zu streichen.

Begriindung

Solche Vorgabengreifen tief in architektonische, technische und
wirtschaftliche Planungsentscheidungen ein. Ohne klare Kriterien
fehlt die Planungssicherheit. Vorgaben zu Bodenaufbau oder Set-
zungen kénnen insbesondere bei dichten Parzellen, unterbauten
Bereichen oder bestehender Infrastruktur erhebliche Mehrkosten
verursachen.

Erwagungen Stadtrat

Die Setzung, Bodenbeschaffenheit, Besonnung und Beschattung
stellen wichtige Punkte im Zusammenhang mit dem Stadtklima, der
Okologie und der Wohnhygiene dar. Insbesondere bei grésseren
Bauprojekten kénnen eine Vielzahl an Personen in und um die pro-
jektierten Liegenschaften betroffen sein. Dies rechtfertigt es dem
Gemeinwesen, in gewissen Fallen insbesondere in Bezug auf die
Setzung, Bodenbeschaffenheit, Besonnung und Beschattung Aufla-
gen zu machen. Fur die Bestimmung wurde eine «Kann-Formulie-
rung» gewahlt, was zum Ausdruck bringen soll, dass entsprechende
Auflagen nicht an der Tagesordnung liegen sollten.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht beriicksichtigt.
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171457

172331

«Privatpersonen»

«Privatpersoneny»

Antrag / Bemerkung
Absatz 4: Der Begriff «bei Bepflanzungen» ist durch «bei Baum-
pflanzungen» zu ersetzen (Redundanz zu § 63).

Begriindung

§ 63 regelt die Anforderungen an Grinflachen und Unterbauflachen
bereits ausreichend. Eine Wiederholung in § 64 schafft unnétige
Doppelspurigkeiten. Die klarere Formulierung («beiBaumpflanzun-
genvy) starkt die Anwendbarkeit und entspricht dem tatsachlichen
Regelungsbedarf: Fir Baume ist ein ausreichender Wurzelraum
wichtig; andere Begriinungen sind in § 63 bereits abgedeckt.

Antrag / Bemerkung
Absatz 1: Die Formulierung «... auf allen Ebenen angemessen
Rechnung zu tragen» ist zu streichen.

Begriindung

Die Aussage ist unbestimmt und 6ffnet behdrdlichem Ermessen zu
grosse Spielraume, was zu Rechtsunsicherheit und unnétigen Zu-
satzkosten fiihren kann.

Erwdagungen Stadtrat

Der Anwendungsbereich von § 64 Abs. 4 nBO ist nicht derselbe wie
derjenige von § 63 Abs. 1 nBO. Letzterer beschaftigt sich damit, in
welchen Fallen Flachen mit Unterbauten als Griinflachen angerech-
net werden kénnen. § 64 Abs. 3 und 4 nBO beschéftigen sich hinge-
gen damit, wie Griinflachen 6kologisch und klimatisch optimal ge-
nutzt werden. Insofern liegt keine Wiederholung vor.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Bei der Okologie und dem Stadtklima handelt es sich um zwei wich-
tige Themen, welche dazu bei-tragen, die Stadt Zug zu einer lebens-
werten Stadt Zug zu machen. Der Passus, dass diesen beiden The-
men «angemessen» Rechnung zu tragen ist, hilft den Behorden,
Projekte im Einzelfall beurteilen zu kdnnen und sichert ihnen so Er-
messensspielraum zu, um Individualitdten berticksichtigen zu kén-
nen. Die Absatze 2-7 von § 64 nBO enthalten schliesslich einen Ka-
talog an verschiedenen, expliziten Anwendungsfallen. Dieser kann
und soll aber nicht abschliessend sein, weshalb § 64 Abs. 1 nBO als
allgemeiner Grundsatz unbedingt beizubehalten ist. So kann ge-
wahrleistet werden, dass wahrend dem gesamten Planungshorizont
von 15 Jahren aktuelle Entwicklungen im Bereich Okologie und
Stadtklima Berucksichtigung finden kénnen. Daruber hinaus ent-
spricht der § 64 Abs. 1 nBO - bis auf die zwei Worte «Klimaschutz»
und «Klimaanpassung», welche zu «Okologie» und «Stadtklima»
angepasst wurden, der Musterbauordnung.
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Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

172332

172333

«Privatpersonen»

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Absatz 3: Die Moglichkeit des Stadtrats, Auflagen zu Setzung, Bo-
denbeschaffenheit, Besonnung und Beschattung zu erlassen, ist zu
streichen.

Begriindung
Solche Eingriffe betreffen zentrale architektonische und wirtschaftli-
che Entscheidungen und sind ohne klare Kriterien unverhaltnismas-

sig.

Antrag / Bemerkung
Absatz 4: Der Begriff «bei Bepflanzungen» ist durch «bei Baum-
pflanzungen» zu ersetzen.

Begriindung
§ 63 regelt den Bodenaufbau bereits abschliessend. Die Prazisie-
rung verhindert Doppelspurigkeiten und erleichtert die Anwendung.

Erwdagungen Stadtrat

Die Setzung, Bodenbeschaffenheit, Besonnung und Beschattung
stellen wichtige Punkte im Zusammenhang mit dem Stadtklima, der
Okologie und der Wohnhygiene dar. Insbesondere bei grésseren
Bauprojekten kdnnen eine Vielzahl an Personen in und um die pro-
jektierten Liegenschaften betroffen sein. Dies rechtfertigt es dem
Gemeinwesen, in gewissen Fallen insbesondere in Bezug auf die
Setzung, Bodenbeschaffenheit, Besonnung und Beschattung Aufla-
gen zu machen. Fur die Bestimmung wurde eine «Kann-Formulie-
rung» gewahlt, was zum Ausdruck bringen soll, dass entsprechende
Auflagen nicht an der Tagesordnung liegen sollten.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Der Anwendungsbereich von § 64 Abs. 4 nBO ist nicht derselbe wie
derjenige von § 63 Abs. 1 nBO. Letzterer beschaftigt sich damit, in
welchen Fallen Flachen mit Unterbauten als Griinflachen angerech-
net werden kénnen. § 64 Abs. 3 und 4 nBO beschaftigen sich hinge-
gen damit, wie Griinflachen 6kologisch und klimatisch optimal ge-
nutzt werden. Insofern liegt keine Wiederholung vor.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht beriicksichtigt.
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168020

172860
172121

168052,
169455,
169476,

169609,
172733

168022

172862

172122

Martin Lenz AG
6340 Baar

SVP Stadt Zug

HEV Zugerland
6300 Zug

«Privatpersoneny»

Martin Lenz AG
6340 Baar

SVP Stadt Zug

HEV Zugerland
6300 Zug

Antrag / Bemerkung

Absatz 1: Die Formulierung, wonach «Der Okologie und dem
Stadtklima ... auf allen Ebenen angemessen Rechnung zu tragen
ist», ist zu streichen.

Begriindung

Unbestimmtheit und Rechtsfolgen: Die Formulierung «auf allen
Ebeneny» ist vage und erdéffnet dem Vollzug sowie Einsprechern ei-
nen zu weiten Ermessensspielraum ohne klare Abgrenzung gegen-
Uber anderen Fachbelangen. Dies fiihrt zu Rechtsunsicherheiten
fir Planende und Bauherrschaften. Somit zu erhéhten monetaren
Aufwanden infolge von Uberarbeitungen von ggf. subjektiven Be-
langen.

Eingriffe in konstruktive und gestalterische Entscheidungen: In der
Praxis droht eine Uberlagerung 6kologischer Vorgaben mit tech-
nisch-konstruktiven Anforderungen wodurch technisch notwendige
Lésungen und/oder wirtschaftliche Aspekte unverhaltnismassig ein-
geschrankt und/oder beeinflusst werden.

Antrag / Bemerkung

Absatz 3: Die Formulierung, wonach der Stadtrat bei bestimmten
Gebaudetypen «Auflagen zur Setzung, Bodenbeschaffenheit, Be-
sonnung und Beschattung» erlassen kann, ist zu streichen.

Erwdagungen Stadtrat

Bei der Okologie und dem Stadtklima handelt es sich um zwei wich-
tige Themen, welche dazu bei-tragen, die Stadt Zug zu einer lebens-
werten Stadt Zug zu machen. Der Passus, dass diesen beiden The-
men «angemessen» Rechnung zu tragen ist, hilft den Behdrden,
Projekte im Einzelfall beurteilen zu kénnen und sichert ihnen so Er-
messensspielraum zu, um Individualitdten bertcksichtigen zu kén-
nen. Die Absatze 2-7 von § 64 nBO enthalten schliesslich einen Ka-
talog an verschiedenen, expliziten Anwendungsfallen. Dieser Kata-
log kann und soll nicht abschliessend sein, weshalb § 64 Abs. 1

nBO als allgemeiner Grundsatz unbedingt beizubehalten ist. So
kann gewahrleistet werden, dass wahrend dem gesamten Planungs-
horizont von 15 Jahren aktuelle Entwicklungen im Bereich Okologie
und Stadtklima Bericksichtigung finden kdnnen. Dariber hinaus
entspricht der § 64 Abs. 1 nBO — bis auf die zwei Worte «Klima-
schutz» und «Klimaanpassung», welche zu «Okologie» und «Stadt-
klima» angepasst wurden, der Musterbauordnung.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Die Setzung, Bodenbeschaffenheit, Besonnung und Beschattung
stellen wichtige Punkte im Zusammenhang mit dem Stadtklima, der
Okologie und der Wohnhygiene dar. Insbesondere bei grésseren
Bauprojekten kénnen eine Vielzahl an Personen in und um die pro-
jektierten Liegenschaften betroffen sein. Dies rechtfertigt es dem
Gemeinwesen, in gewissen Fallen insbesondere in Bezug auf die
Setzung, Bodenbeschaffenheit, Besonnung und Beschattung
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168053,
169456,
169477,
169612,
172734

168024

172870

172123

168054,
169460,
169478,
169613,
172735

«Privatpersonen»

Martin Lenz AG
6340 Baar

SVP Stadt Zug

HEV Zugerland
6300 Zug

«Privatpersonen»

Begriindung

Eingriffstiefe: Vorgaben zu «Besonnung und Beschattung» betref-
fen sehr haufig technische, architektonische und 6konomische Pro-
jektentscheidungen (Orientierung, Fassadengestaltung usw.) und
greifen zu weitfiihrend in die bereits umfassend bestehenden ge-
setzlichen Planungsvorgaben.

Verhaltnismassigkeit / Verfahrensfragen: Es fehlt an klaren Krite-
rien, wann und in welchem Umfang, der Stadtrat Einfluss nehmen
darf. Die Planungssicherheit ist somit zu keinem Zeitpunkt gege-
ben. Planungs- und Wirtschaftlichkeitseinfluss: Strenge Vorgaben
zu Bodenaufbau oder Setzung kénnen die Realisierbarkeit (z. B.
bei engen Parzellen, unterbauten Bereichen oder bestehenden Lei-
tungsnetzen) massiv erschweren und / oder unverhaltnismassige
Mehrkosten verursachen.

Antrag / Bemerkung
Absatz 4: Redundanz mit § 63 - Ersatz «bei Bepflanzungen» ist
durch «bei Baumpflanzungen» zu ersetzen.

Begriindung

(1)

Vorhandene Regelung in § 63:

§ 63 definiert bereits, welche Flachen als Grinflachen gelten und
regelt explizit Flachen auf Unterbauten (z. B. mindestens 30cm
pflanzbarer Bodenaufbau). Damit sind Aspekte zur Pflanzbarkeit
und zum Bodenaufbau bereits geregelt. Eine Wiederholung in § 64
fuhrt zu Redundanz und méglicher Unsicherheit, welche Bestim-
mung vorrangig ist.

Auflagen zu machen. Fir die Bestimmung wurde eine «Kann-For-
mulierung» gewahlt, was zum Ausdruck bringen soll, dass entspre-
chende Auflagen nicht an der Tagesordnung liegen sollten.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bericksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Der Anwendungsbereich von § 64 Abs. 4 nBO ist nicht derselbe wie
derjenige von § 63 Abs. 1 nBO. Letzterer beschaftigt sich damit, in
welchen Fallen Flachen mit Unterbauten als Griinflachen angerech-
net werden kénnen. § 64 Abs. 3 und 4 nBO beschaftigen sich hinge-
gen damit, wie Griinflachen 6kologisch und klimatisch optimal ge-
nutzt werden. Insofern liegt keine Wiederholung vor.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Praktische Umsetzung:

Die Formulierung «Neue Baume sollen bevorzugt in nicht unterbau-
ten Bereichen gepflanzt werden» ist sinnvoll; der nachfolgende
Satz sollte sich jedoch nur auf Baumbepflanzungen beziehen. Un-
ser Vorschlag zur Prazisierung: «Bei Baumpflanzungen in unter-
bauten Bereichen sind ausreichend Wurzelrdume vorzusehen.

171503

Pro Natura Zug
6300 Zug

Antrag / Bemerkung

Absatz 4: «§ 64 Okologische Ausgestaltung, 4. letzter Satz»: Hier
ist die Formulierung der Musterbauordnung - «Wege, Platze und
Umgebungsflachen sind mdglichst mit sickerfahigen Beldgen zu ge-
stalten» - zu verwenden und die Abanderung des Gemeinderats
wieder rickgangig zu machen.

Begriindung

Sickerfahige Wege, Platze und Umgebungsflachen bieten Pflanzen
und Tieren nicht nur Zugang zum Boden, sondern auch Lebens-
raum. Im Gegensatz zu versiegelten Flachen, welche fir viele Le-
bewesen eine Barriere darstellen, bilden unversiegelte Flachen
wichtige Vernetzungselemente zwischen naturnahen Lebensrau-
men. Zudem heizen sich unversiegelte Flachen im Sommer weni-
ger auf, was auch dem Menschen zugute kommt. Wir beantragen
daher in der Bauordnung den letzten Satz im Abschnitt zur Okologi-
schen Ausgestaltung zu ersetzen durch: Wege, Pldtze und Umge-
bungsflachen sind méglichst mit sickerfahigen Beldgen zu ge-
stalten.

Erwagungen Stadtrat

Diese Anderung wurde in der 1. Lesung durch die BPK vorgenom-
men und zwar aus dem Grund, dass die Sickerfahigkeit ein grosses
Problem fiir Grundwasserleitungen darstelle. Die meisten Belage
seien nicht strapazierfahig und es komme haufig zu rissen.

Damit die Belagswahl nicht offen bleibt, schlagt der Stadtrat vor, den
letzten Satz in Absatz 4 des § 64 nBO Okologische Ausgestaltung
wie folgt zu erganzen (kursiv/fett):

4 Wege, Pldtze und Umgebungsfldchen sind méglichst (iber die
Schulter zu entwéssern und die Beldge méglichst sickerfahig zu
gestalten.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird teilweise bericksichtigt.
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§ 65 Dacher und Fassaden

171681

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

1) In den Wohnzonen W1, W2A und W2B sei die Begehbarkeit
von Déachern generell auszuschliessen.

Das heisst: In diesen Wohnzonen soll die Begehbarkeit von Da-
chern nicht nur fiir Dacher von Attikageschossen (§ 60 Abs. 2
nBO), sondern auch fir Dacher von Vollgeschossen ausgeschlos-
sen werden.

2) Antrag-2 sei in § 60 Abs. 2 nBO mit folgendem angepassten Text
umzusetzen
(vgl. Beilage 1, gelb hinterlegt):

2Dacher von Attikageschossen dirfen nicht begehbar sein. Dies gilt
auch far Dacher von Vollgeschossen in den Wohnzonen W1, W2A
und W2B.

3) Eventualiter: Selbstverstandlich I&sst Antrag-2, Ziff. 2) auch an-
dere Formulierungen und/oder Anpassungen an anderer Stelle der
nBO offen, sollte dies durch den Stadtrat oder den Grossen Ge-
meinderat zur Erreichung vorstehend umschriebener Zielsetzung
als zielfuhrender betrachtet werden.

Begriindung

1. Aktuelle Rechtslage betreffend die Begehbarkeit von Dach-
terrassen (geltende BO Stadt Zug)

a) Gemass geltender Bauordnung der Stadt Zug (BO) ist in den
Wohnzonen W1, W2A und W2B die zuladssige Anzahl

Erwagungen Stadtrat

Ein Verbot begehbarer Vollgeschossdachflachen wiirde zu weit ge-
hen und ware nicht haltbar. Das kantonale Recht geht ausdricklich
von der Bewilligungsfahigkeit begehbaren Flachdachern von Vollge-
schossen aus und regelt deren hohenrechtliche Folgen (§ 31 Abs. 5
V PBG). Diese Bestimmung setzt die grundsatzliche Zulassigkeit
solcher Dachnutzungen voraus.

Attikageschosse sind auf Flachdachern aufgesetzte, zusatzliche Ge-
schosse. Da sie bereits baurechtlich eingeschrankt sind und auf-
grund des Rickversatzes weniger einsehbar, kénnen auf kommuna-
ler Ebene zusatzliche Vorgaben in gestalterisch oder topografisch
empfindlichen Zonen — etwa in Hanglagen oder ortsbildrelevanten
Quartieren — erlassen werden. Dazu gehort insbesondere die Még-
lichkeit, die Begehbarkeit von Attikadachern zu untersagen, um die
Hohenwirkung, das Ortsbild oder die Blickbeziehungen zu steuern
bzw. wie vorliegend die Begehbarkeit der Dacher von Attikage-
schossen auf die dichteren Gebiete zu beschranken. Entsprechend
wurde im Grossen Gemeinderat nach ausflhrlicher Debatte die
Nichtbegehbarkeit der Dacher von Attikageschossen kinftig auf die
aufgefiihrten Wohnzonen beschrankt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Vollgeschosse auf ein bzw. zwei Vollgeschosse beschrankt (§ 36
BO). Der Aufbau eines zusatzlichen, dritten Geschosses ist zulas-
sig, sofern dieses in der Regelbauweise als sogenanntes Attikage-
schoss i.S.v. § 25 der Verordnung zum Planungs- und Baugesetz
des Kantons Zug vom 20.11.2018 (VPBG) oder im Rahmen einer
Arealbebauung (heute einfacher Bebauungsplan) als Vollgeschoss
(und heute nur anstelle eines Attikageschosses! — vgl. vorste-
hende Ausfiihrungen) erstellt wird (§ 32 BO).

b) Um die Folgen der mit diesem zusatzlichen, zonenfremden Ge-
schoss bewirkten Gebaudeerhéhung zum Schutz von Quartierbild
und Nachbarinteressen (Beschattung, Aussicht, Immissionen usw.)
zu begrenzen, schreibt die BO vor, dass die Dacher von derart rea-
lisierten Attikageschossen nicht auch noch zusatzlich begehbar ge-
macht werden durfen (§ 13 Abs. 2 BO).

c) Aus der parlamentarischen Diskussion («Materialien») zum Ver-
bot begehbarer Dachterrassen auf zusatzlich erstellten (Attika-) Ge-
schossen ergibt sich explizit, dass mit diesem Verbot unerwiinschte
Gebaude-Mehrhéhen, die sich durch eine Nutzung des Daches
durch Gelander, Moéblierung, Bepflanzung bzw. Erschliessungsauf-
bauten, angebrachte oder aufgestellte Sichtschutzwande, Sonnen-
und Regenschutzanlagen, Pergola-Aufbauten, Freizeitartikel (wie
Kindertrampoline mit hohen Fangnetzumbauten) und dergleichen
ergeben, verhindert werden wollten.

So wurde denn auch ein entsprechender parlamentarischer Antrag
auf eine Nutzung und die Begehbarkeit von Dachern solcher zu-
satzlichen Geschosse (Antrag Nr. 22 von Raffael J. Weidmann) auf
Empfehlung der Bau- und Planungskommission (BPK) des Grossen
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Gemeinderates (GGR) der Stadt Zug (Antrag BPK an GGR Nr.
1955.3 vom 16.2.2009; S. 23) und des Stadtrats (GGR Protokoll Nr.
26 vom 31.3.2009, S. 1380) vom Gesetzgeber (GGR) aus den
oben erwahnten Griinden abgelehnt (mit dem Resultat der heutigen
Fassung von § 13 Abs.2 BO).

d) Aus der ratio legis von § 13 Abs. 2 BO ergibt sich folglich, dass
in den Wohnzonen W1, W2A und W2B das oberste Geschoss ge-
nerell die Nutzungslimite bilden soll, wie dies fiir das Attikage-
schoss bei der Regelbauweise gilt, somit dariber hinausschies-
sende Nutzungen, wie diese durch begehbare Dachterrassen ent-
stehen, zu untersagen sind, unabhangig davon, ob es sich beim
obersten Geschoss einer Baute um ein Attikageschoss oder ein
Vollgeschoss (bei einfachem Bebauungsplan) handelt.

2. Ortsplanungsrevision — neue Bauordnung der Stadt Zug
(nBO)

a) Gemass § 60 Abs. 2 nBO ist es explizit verboten, Dacher von At-
tikageschossen, und somit Dacher des obersten Geschosses in
den Wohnzonen W1, W2A und W2B begehbar zu machen.

b) Wie vorstehend dargestellt, ist der Zweck dieses Nutzungs- und
Begehungsverbot flir Dacher des obersten Geschosses einer Baute
die Eliminierung entsprechende Gebaude Mehrhdhen, wie sie eben
faktisch durch begehbare Dachterrassen entstehen wirden, und
dies unabhangig davon, ob es sich beim obersten Geschoss um ein
Attikageschoss oder ein Vollgeschoss (bei einfachem Bebauungs-
plan) handelt.
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Gemass ratio legis von § 60 Abs. 2 nBO ist es daher in keiner
Weise verstandlich und begriindbar, warum der Gesetzgeber ein
Verbot der Nutzung und Begehbarkeit von Flachdachern auf solche
von (kleineren) Attikageschossen, nicht jedoch auch auf solche von
in der Wohnzonen W1, W2A und W2B realisierten obersten Vollge-
schossen (mit einer noch grosseren oberster Vollgeschossdachfla-
che) hatte beschranken wollen; das gesetzgeberische Ziel der Ver-
meidung von unerwiinschten Gebdude-Mehrhéhen durch die Nut-
zung und Begehbarkeit von Dachern auf obersten (Voll-) Geschos-
sen bleibt zweifelsfrei in beiden Situationen dasselbe.

c) Zusammenfassend kann daher festgehalten werden, dass sich
aufgrund grammatikalischer, gesetzessystematischer, historischer
(parlamentarische Diskussionen) und teleologischer (ratio legis)
Auslegung zu & 60 Abs. 2 nBO ergibt, dass die Dacher des obers-
ten Geschosses einer Baute in den Wohnzonen W1, W2A und
W2B nicht begehbar gemacht werden dirfen. Um hier kinftig po-
tenzielle Unklarheiten zu vermeiden, ist die nBO in dem Sinne an-
zupassen (bzw. zu prazisieren), dass die Begehbarkeit von Da-
chern des obersten Geschosses von Bauten in den Wohnzo-
nen W1, W2A und W2B generell und explizit ausgeschlossen
wird.

d) Antrag-2, Ziff. 2) beinhaltet einen Vorschlag zur textlichen An-
passung von § 60 Abs. 2 nBO um die vorstehend erwahnte Zielset-
zung zu erreichen (vgl. auch Beilage 1, gelb hinterlegt).
Selbstverstandlich lasst Antrag-2 auch Formulierungen und/oder
Anpassungen an anderer Stelle der nBO offen, sollte dies durch
den Stadtrat oder den Grossen Gemeinderat zur Erreichung
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vorstehend umschriebener Zielsetzung als zielfliihrender betrachtet

werden.
171507 Pro Natura Zug Antrag / Bemerkung Erwdagungen Stadtrat

6300 Zug Absatz 1: § 65 Dacher und Fassaden 1» der Bauordnung ist zu er-  Diese Frage wurde im Grossen Gemeinderat diskutiert und ent-
setzen durch: «Flachdacher sind mindestens extensiv zu begriinen, schieden. Durch den Verzicht auf die Begrinungspflicht bei Solarda-
soweit sie nicht als begehbare Terrassenflache genutzt werden. chern soll der notwendige planerische Spielraum fiir technisch und
Dies gilt auch bei Solaranlagen». wirtschaftlich optimale Solardachldsungen gesichert werden. Die

Begrunung von Déchern bleibt weiterhin méglich, wird aber nicht

Begriindung verpflichtend vorgeschrieben. Eine generelle Begriinungspflicht

Die Begriinung von Flachdachern mit Solaranlagen fordert die Kiih-  kdnnte die Realisierung von Solaranlagen unnétig erschweren. Die
lung ,der Module, wodurch der Stromertrag verbessert werden kann  von der Einwenderschaft angeflihrten Vorteile — wie mdgliche Kuh-

(Merkblatt «Solaranlagen im Kanton Zug, Mai 2024 »). Zudem wird lungseffekte oder dkologische Beitrdge — sind anerkannt, jedoch aus
mit einer extensiven Begriinung auch einer 6kologischeren Sied- Sicht des Grossen Gemeinderats nicht in jedem Fall technisch oder
lungsgestaltung Rechnung getragen. planerisch sinnvoll.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

171195  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat
(zusatzlicher Artikel) Kommunaler Grunderwerbsstrategie Die Bauordnung und der Zonenplan regeln unter Vorbehalt des
1 Die Stadt Zug kann Grundstlicke, Baurechte oder andere dingli- Ubergeordneten Rechtes die Nutzung des Bodens und das Bauen in
che Rechte erwerben, reservieren oder austauschen, um diese fir  der Stadt Zug (§ 1 Abs. 1 nBO, sog. Zweckbestimmung). Der von
a. die Forderung preisglinstigen Wohnraums, der Einwenderschaft eingereichte Antrag fallt nicht in diesen Anwen-
b. die Umsetzung klimapolitischer Massnahmen, dungsbereich. Er kann folglich in diesem Verfahren nicht bertick-
c. die Schaffung oder Sicherung 6kologisch wertvoller Flachen sichtigt werden.

einzusetzen.
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2 Zur Finanzierung wird ein kommunaler Entwicklungsfonds ge- Antrag Stadtrat

fuhrt. Dieser wird insbesondere gespiesen durch Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
a. Ersatzabgaben

b. Ertrage aus dem kommunalen Liegenschaftenmanagement,

c. zweckgebundene 6ffentliche Beitrage.

Begriindung
Fir eine lanfristige Sicherung einer moglichen Einflussnahme auf
die zukinftige Entwicklung durch die Stadt

171196  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
(zuséatzlicher Artikel) Monitoring und Berichtspflicht Die Einwenderschaft schlagt einen zusatzlichen Artikel vor, in wel-
1 Der Stadtrat erstattet dem Grossen Gemeinderat alle finf Jahre chem ein Monitoring und eine Berichtspflicht fir diverse Faktoren
Bericht Gber festgeschrieben werden soll. Dies stellt eine behdrdenverbindliche
a. den Bestand und die Entwicklung der preisgtinstigen Wohnun- Vorschrift dar, wahrend die Bauordnung grundsatzlich ein grundei-
gen sowie den Fortschritt bei der Erreichung des Zielbestands ge- gentiimerverbindliches Instrument darstellt. Der Antrag kann folglich
mass § 30, in diesem Verfahren nicht berlcksichtigt werden. Darliber hinaus gilt
b. die CO,-Bilanz der Gebaude und den Stand der Umsetzung der  es in Bezug auf den preisgiinstigen Wohnraum festzuhalten, dass in
Klimaziele der damit zusammenhangenden und in Anderung befindlichen Ver-
c. den Zustand und die Entwicklung der Griin- , Quartier- und Frei-  ordnung entsprechende Informationspflichten vorgesehen werden
raumflachen einschliesslich der 6kologischen Vernetzungsstruktu- sollen.
ren
d. den jahrlichen Flachenverbrauch und die erzielte Innenentwick- Antrag Stadtrat
lung. Der Antrag wird nicht beriicksichtigt.

2 Der Bericht enthalt eine Beurteilung der Wirksamkeit der ergriffe-
nen Massnahmen sowie Vorschlage fur notwendige Anpassungen.
3 Der Stadtrat veroffentlicht den Bericht in geeigneter Form.
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Begriindung
Fir ein zeitgemasses Controlling, dass agilere Strategiewechsel
maoglich macht.

172676

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

1) Ich ersuche Sie, in einer Ubergangsbestimmung in der neuen
Bauordnung eine Regelung aufzunehmen, wonach Gemeinschafts-
rdume, welche nicht an die Ausnutzung angerechnet werden muss-
ten, zu Wohnzwecken umgewandelt werden dirfen, und zwar
selbst wenn dadurch die Ausnutzung Uberschritten wird.

Begriindung

2) In friitheren Bauordnungen der Stadt Zug wurden Gemeinschafts-
raume bei Wohniiberbauungen aktiv gefoérdert. Es gab sogar Best-
immungen, wonach diese bei Arealbebauungen erstellt werden
mussten (vgl. zum Beispiel § 53 lit. k der Bauordnung vom 30. Juni
1994). In der Folge hat der Gesetzgeber erkannt, dass fiir solche
Gemeinschaftsrdume oftmals kein Bedarf bestand. In der Praxis hat
sich gezeigt, dass diese Rdume zwar gebaut werden mussten,
doch wurden sie von den Bewohnern nicht genutzt.

3) Mit einer Umnutzung solcher Rdume kann zwar kaum viel neuer
Wohnraum geschaffen, aber doch etwas zur Linderung der Woh-
nungsknappheit beigetragen werden. Hinzu kommt, dass kein zu-
satzliches Volumen gebaut werden muss, sondern bestehende
Raume inskunftig sinnvoll genutzt werden kdnnen. Dies ist nicht nur
nachhaltig, sondern auch eine effiziente Nutzung des knappen Guts
an Boden und Bauland.

Erwdagungen Stadtrat

Der Vorschlag der Einsprecherin sieht vor, dass Gemeinschafts-
rdaume unabhangig von den Vorschriften Uber die Baumasse zu
Wohnzwecken umgenutzt werden kdnnen. Obwohl die Verdichtung
und Linderung der Wohnungsknappheit gewichtige Themen darstel-
len, wirde eine entsprechende Regelung mit Ausnutzungstber-
schreitungen einhergehen und damit zu einer Ungleichbehandlung
fuhren. Davon ist abzusehen. Einer Umnutzung eines Gemein-
schaftsraumes bei entsprechender Einhaltung der Ausniitzungsziffer
oder einer Ausnutzungsubertragung steht hingegen grundsatzlich
nichts im Wege, obwohl Gemeinschaftsraume im Hinblick auf den
Austausch unter Bewohnenden und das Starken des Gemein-
schaftssinns einen wesentlichen Beitrag leisten kdnnen und ihr Wei-
terbestand folglich begriissenswert ist.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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4) Mit einer Ubergangsbestimmung kann auch eine rechtspolitisch
erwlnschte Gleichstellung zwischen jenen Eigentimern, die im
Rahmen der Bestandesgarantie innerhalb des bestehenden Volu-
mens ihr Haus um- und ausbauen dirfen, selbst wenn die Ausniit-
zung Uberschritten ist, und den Eigentimern, deren Gebaude auch
nach neuer Bauordnung rechtmassig sind, erreicht werden. Letz-
tere sollen ebenfalls die Méglichkeit fur eine Nutzungsanderung er-
halten. Es ware jedenfalls stossend, jenen Eigentimern, deren Ge-
baude nicht unter die Bestandesgarantie fallen, eine solche Umnut-
zung zu verwehren. Nachdem der Gesetzgeber die Regeln gean-
dert hat, sollte nun auch die entsprechende Konsequenz daraus
gezogen werden.

5) Selbstverstandlich ist bei einer Umwandlung zu Wohnzwecken
darauf zu achten, dass die Rechte der Stockwerkeigentiimer der je-
weiligen Uberbauung gewahrt werden. Dies bedeutet, es bedarf ei-
nen nach dem jeweiligen Nutzungs- und Verwaltungsreglement
rechtsglltigen Beschluss der Gemeinschaft der Stockwerkeigenti-
mer.

6) Eine Bestimmung kénnte etwa wie folgt lauten: «Gemeinschafts-
rdume, welche unter dem bisherigen Recht bewilligt worden sind,
kdnnen unabhangig von den Vorschriften tUber die Baumasse zu
Wohnzwecken umgenutzt werden.»
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171194

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

1 Der Stadtrat erstattet dem Grossen Gemeinderat der Stadt Zug
biszum-31+-Dezember 2032

zwei Jahre nach Infraktreten dieser Bauordnung einen Bericht und
Antrag betreffend Massnahmen gemass § 52f PBG in Bezug auf
die fehlende Verfiigbarkeit bereits eingezonten Baulandes von pri-
vaten Eigentimerschaften. Dabei sind samtliche unbebauten Bau-
landflachen von lber 2'000 m? zu priifen. Dies unabhangig von den
Parzellengrenzen.

Begriindung

Diese Daten hatten bereits bei dieser Gesamtrevision der OPR vor-
liegen sollen und sind baldmdglichst aufzuarbeiten da sie fur die
Schaffung von mehr Wohnraum ausserst relevant sind.

Erwagungen Stadtrat

Eine Vorabklarung zu Massnahmen gemass § 52f PBG im Rahmen
der aktuellen Ortsplanungsrevision in Bezug auf die fehlende Ver-
fugbarkeit bereits eingezonten Baulandes von Privaten ware zum
jetzigen Zeitpunkt verfriiht. Fir die Anwendbarkeit der Bestimmung
mussen die gesetzlichen Voraussetzungen von § 52f Abs. 1 lit. a—c
PBG kumulativ erflillt sein. Dazu gehort insbesondere, dass das
Bauland mindestens 15 Jahre seit Inkrafttreten des § 52f PBG fiir
die Uberbauung vorgesehen ist (also friihestens ab 1. Juli 2034 er-
fullt) sowie das Grundstiick seit mindestens 10 Jahren baureif ist
(Abs. 1 lit. a), eine ausgewiesene Nachfrage nach Bauland besteht
(Abs. 1 lit. b), und die Eigentimerschaft eine vom Stadtrat gesetzte
Frist von mindestens drei und héchstens sieben Jahren ungenutzt
verstreichen Iasst (Abs. 1 lit. c).

Diese Bestimmung erzielt insbesondere bei jenen unbebauten
Grundsticken Wirkung, welche schon seit Jahren eingezont sind
und bisher unbebaut blieben. Solche Grundstiicke kdnnen nicht aus-
gezont werden. Auch hatte der Gemeinderat bei deren damaligen
Einzonung noch nicht die Mdéglichkeit, mit der Eigentimerschaft vor
der Einzonung einen verwaltungsrechtlichen Vertrag im Sinn von

§ 52e PBG zu vereinbaren. Es bedarf also deshalb eines gesetzli-
chen Kaufrechts der Offentlichkeit vornehmlich als Druckmittel, da-
mit auch diese Grundstiicke der Uberbauung zugefihrt werden.
Selbstverstandlich ist es nicht Aufgabe der offentlichen Hand, pri-
vate Grundstlicke zu erwerben und sie schliesslich einer Uberbau-
ung zuzuflhren.
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Der gewahlte Zeitpunkt der Berichterstattung des Stadtrates bis
Ende 2032 ist sachgerecht. Er ermdglicht eine rechtzeitige, aber
nicht voreilige Auseinandersetzung mit der Thematik, sodass der
Stadtrat seine strategische Positionierung festlegen kann, bevor
§ 52f PBG ab Juli 2034 effektiv zur Anwendung gelangt. Eine
frihere Frist, wie sie in der Einwendung verlangt wird, wiirde dem
gesetzlich vorgegebenen zeitlichen Rahmen widersprechen und
ware deshalb nicht angezeigt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

169805

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

1. Es sei Anhang 4 Ziff. 22 der Bauordnung der Stadt Zug («Zweck-
bestimmungen der Zonen des 6ffentlichen Interesses fur Bauten
und Anlagen; Loreto») wie folgt anzupassen:

«Die Zone ist fur Betreuung, Schul- und Sportanlagen sewie-Quar-

tiernutzungen bestimmt.»

2. Auf die Ausscheidung eines Quartierfreiraums bezlglich des
Areals der Schulanlage Loreto sei zu verzichten.

3. Alles unter Kosten- und Entschadigungsfolgen zuzliglich gesetz-
lich geschuldeter Mehrwertsteuer zulasten der Stadt Zug.

Begriindung
4. Der Einwender ist Alleineigentimer der Parzelle Nr. 4745, Blu-
menweg 16, Zug. Die Liegenschaft ist in Stockwerkeigentum

Erwagungen Stadtrat

Gemass Einwenderschaft wird im Gebiet Loreto ein Quartierfreiraum
(Uberlagernde Zone) ausgeschieden. Dies ist unzutreffend. Die Um-
randung aus schwarzen Punkten steht fir «Archaologische Fund-
stattex.

Zutreffend ist allerdings, dass Anhang 4 der neuen Bauordnung neu
auch Quartiernutzungen nennt in den Zweckbestimmungen der
OelB «Loreto» (neu: «Betreuung, Schul- und Sportanlagen sowie
Quartiernutzungeny, alt: «Oberstufen-Schulanlage»).

Diese Uberarbeitung betrifft nicht nur die OelB «Loreto». Vielmehr
wurde die Formulierung der Zweckbestimmungen aller 42 OelB-Ge-
biete gesamthaft vereinheitlicht und aktualisiert. Die Erganzung
«Quartiernutzungen» wurde Uberall dort vorgenommen, wo diese
generell in Frage kommt.
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unterteilt. Samtliche Einheiten stehen im Alleineigentum des Ein-
wenders. Uberdies ist der Einwender Miteigentiimer der Parzelle
Nr. 4749, auf der sich die Tiefgarage befindet, die im Miteigentum
von mehreren anstossenden Eigentimern steht. Der Einwender be-
wohnt die Liegenschaft Blumenweg 16 in Zug mit seiner Lebens-
partnerin.

5. Die im Eigentum des Einwenders stehenden Parzellen sind ge-
mass der offentlich aufliegenden Zonenplanung der Wohnzone 3
(W3) zugeteilt. In der Wohnzone 3 (W3) gilt die Larmempfindlich-
keitsstufe Il. Die Parzellen stossen im Norden an die Parzelle Nr.
624 an, die im Eigentum der Einwohnergemeinde Zug steht und auf
der sich die Schulanlage Loreto befindet. Die Schulanlage Loreto
erstreckt sich auch auf die Parzelle Nr. 2713, die ebenfalls im Ei-
gentum der Einwohnergemeinde Zug steht. Die Parzellen Nrn. 624
und 2713 sind der Zone des o6ffentlichen Interesses fur Bauten und
Anlagen (OelB) zugewiesen. Im Gebiet Loreto ist sodann ein Quar-
tierfreiraum (Uberlagernde Zone) ausgeschieden. Der Quartierfrei-
raum betrifft zwar nicht die Parzellen des Einwenders, jedoch die
Schulanlage Loreto, die zum grossen Teil innerhalb des Quartier-
freiraums liegt.

6. Die Schulanlage Loreto wird derzeit ausgebaut und erweitert, ob-
wohl gegen die erteilte Baubewilligung ein Verfahren vor Bundes-
gericht (Verfahren 1C_264/2024) hangig ist. Der Einwender nimmt
im Verfahren vor Bundesgericht die Stellung des Beschwerdefiih-
rers ein. Im Streit liegen vor Bundesgericht Larmimmissionen, die
von der Schulanlage Loreto ausgehen.

Darauf verzichtet wurde z. B. bei Altersheimen oder Kirchen.

Die Einwenderschaft bringt vor, gestiitzt auf Art. 1 Abs. 2 lit. a, Art. 3
Abs. 3 lit. b und Abs. 4 lit. ¢ RPG sei bei raumplanerischen Mass-
nahmen auf die Belange des Umweltschutzes Riicksicht zu neh-
men. Eine Planung, die den bundesrechtlichen Mindeststandard,
den es bei raumplanerischen Massnahmen zu beachten gilt (USG,
Ausfiihrungsbestimmungen), nicht einhalt, sei gemass BGE 121 1|
72, Erw. 1d bundesrechtswidrig. Weiter sei nach der standigen
Rechtsprechung des Bundesgerichts im (Sonder-)Nutzungsplan
nachzuweisen, dass es unter Einhaltung der Vorgaben des (Sonder-
)Nutzungsplanes moglich ist, die geplante Anlage so auszugestal-
ten, dass sie den larmrechtlichen Anforderungen entspricht (Urteil
des Bundesgerichts 1C_471/2021, E. 5.3 vom 10. Oktober 2022).

Bei genauer Lektlre des zitierten Entscheides ergibt sich, dass sich
dieser Nachweis nur auf Sondernutzungsplane bezieht. Auf der ers-
ten Stufe der Nutzungsplanung muss nur feststehen, dass im Rah-
men der spateren Planung eine geeignete Lésung gefunden werden
kann (sog. Machbarkeitsnachweis), da es sich andernfalls um eine
untaugliche Planung handeln wirde.

Diese letzte Aussage bezieht sich wiederum auf BGE 147 Il 484,
Erw. 4.3.1 mit Hinweisen. Daraus ergibt sich, dass Art. 24 USG eine
vorausschauende Bericksichtigung der Larmbelastung bei der Aus-
scheidung und Erschliessung von Bauzonen fir [armempfindliche
Gebaude verlangt. Es geht hier also ganz konkret auf die Festle-
gung und Erschliessung von Bauzonen.

Der vorliegende Fall ist allerdings anders gelagert. Das Gebiet
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7. Gemass § 5 Abs. 1 der o6ffentlich aufliegenden Bauordnung ist
die Zone des offentlichen Interesses fur Bauten und Anlagen (OelB)
fur 6ffentliche Bauten und Anlagen bestimmt. Anhang 4 der Bau-
ordnung umschreibt die Zweckbestimmungen der Zonen des 6ffent-
lichen Interesses fur Bauten und Anlagen. Zu Anhang 4 Ziff. 22
(«Loreto») wird festgehalten, dass die Zone fiir Betreuung, Schul-
und Sportanlagen sowie Quartiernutzungen bestimmt ist. § 60 Abs.
2 der Bauordnung bestimmt fur die Quartierfreirdume, dass diese
attraktiv und aufenthaltsfreundlich zu gestalten sowie angemessen
zu begrinen sind.

Fehlendes Larmgutachten

8. In den offentlich aufliegenden Unterlagen finden sich keine Hin-
weise auf die von der Schulanlage Loreto ausgehenden Larmim-
missionen. Ein Larmgutachten zu den von der Schulanlage Loreto
ausgehenden Larmimmissionen wurde nicht eingeholt. Das ist un-
zureichend. Denn bei raumplanerischen Massnahmen ist auch auf
die Belange des Umweltschutzes Rucksicht zu nehmen (Art. 1 Abs.
2 lit. a, Art. 3 Abs. 3 lit. b und Abs.4 lit. c RPG). Dabei wird der bun-
desrechtliche Mindeststandard, den es bei raumplanerischen Mass-
nahmen zu beachten gilt, durch das USG und die zugehorigen Aus-
fihrungsverordnungen festgelegt. Eine Planung, die diesen Min-
deststandard nicht einhalt, ist bundesrechtswidrig (BGE 121 11 72,
E. 1d). Nach der stéandigen Rechtsprechung des Bundesgerichts ist
im Verfahren der (Sonder-) Nutzungsplanung nachzuweisen, dass
es unter Einhaltung der Vorgaben des (Sonder-) Nutzungsplans
mdglich ist, die geplante Anlage so auszugestalten, dass sie den
larmrechtlichen Anforderungen entspricht (BGer Urteil
1C_471/2021, E. 5.3).

Loreto ist und bleibt in der Zone OelB. Es geht nicht um die Neu-
Ausscheidung einer Bauzone. Vielmehr gibt es hier seit Uber 50
Jahren eine grosse Schulanlage mit Sportplatz. Die Einwender-
schaft vermag nicht aufzuzeigen, weshalb im Rahmen der spateren
Planung keine Lésung innerhalb der leicht modernisierten Zweckbe-
stimmung gefunden werden kann, die den larmrechtlichen Anforde-
rungen entspricht. Nach hier vertretener Auffassung ist dies hinge-
gen mdglich. Die Einzelheiten werden auf der Stufe Baubewilligung
gepruft.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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9. Vorliegend bestehen bereits ohne die 6ffentlich aufliegende Revi-
sion der Ortsplanung belastbare Belege (dazu sogleich), dass die
von der Sportanlage Loreto ausgehenden Larmimmissionen tber
den Immissionsrichtwerten liegen und der Betrieb der Anlage somit
bundesrechtswidrig erfolgen wird (nach Abschluss der Umbau- und
Erweiterungsarbeiten). Angesichts dieser Ausgangslage, die der
Stadt Zug bekannt ist, ist es zwingend, dass bereits im Rahmen der
nun Offentlich aufliegenden Ortsplanungsrevision mit Blick auf die
Zone Loreto (Anhang 4 Ziff. 2) ein Larmgutachten eingeholt und 6f-
fentlich aufgelegt wird, zumal die Larmimmissionen mit der Nut-
zungsplanung infolge einer veranderten Zweckbestimmung der An-
lage (Quartiernutzung) zunehmen werden. Das Fehlen eines
Larmgutachtens stellt einen Verfahrensfehler dar, der Einwender
behalt sich alle Rechte vor.

Die Immissionsrichtwerte sind bereits ohne die geplanten
Quartiernutzungen iiberschritten

10. Wie bereits ausgeflhrt, ist vor dem Bundesgericht ein Verfah-
ren gegen die vom Stadtrat der Stadt Zug dem Baudepartement der
Stadt Zug erteilte Baubewilligung betreffend Erganzung der Schul-
anlage Loreto durch zwei Schultrakte (Trakt 6 und 7) hangig (Ver-
fahren 1C_264/2024). Im Verfahren vor Bundesgericht ist strittig, ob
die Schulanlage Loreto nach dem Umbau und der Erweiterung in
einer mit dem Bundesumweltschutzrecht (USG) konformen Weise
betrieben wer-

den kann. Das Verwaltungsgericht des Kantons Zug hat diese
Frage bejaht, indem es auf das im Baubewilligungsverfahren einge-
holte Larmgutachten der Gartenmann Engineering AG vom 3. Mai
2022 (nachfolgend «Gutachten Gartenmann») abgestellt hat.
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Das Gutachten Gartenmann beriicksichtigt neben dem eigentlichen
Betriebslarm auch den sogenannten Alltagslarm, «welcher durch
spielende Schulkinder auf den Pausenplatzen zu erwarten ist.
Demgegeniber wurden nicht vorgesehene, sportfremde Nutzungen
(z.B. als Aufenthaltsort fur Feiern oder ahnlich) nicht beurteilt und
dies damit begrindet, dass diese nicht zur Anlage gezahlt wirden
und so nicht der bestimmungsgeméassen Nutzung zugeordnet wer-
den kénnten» (Verwaltungsgericht Zug, Urteil V 2023 43, E. 5.3).

11. Das vom Bundesgericht mit der Erstellung eines Amtsberichts
beauftragte Bundesamt fur Umwelt BAFU ist in seiner Stellung-
nahme vom 17. Januar 2025 im Verfahren vor dem Bundesgericht
zum Schluss gekommen, dass das Verwaltungsgericht des Kan-
tons Zug auf ein Larmgutachten abgestellt hat, das in Bezug auf die
Ausbreitungsberechnung fehlerhaft ist. Nach Auffassung des BAFU
werden die Immissionsrichtwerte deutlich Gberschritten (5 dB).

12. Wie ausgefiihrt, geht das (nach Auffassung des BAFU fehler-
hafte) Gutachten Gartenmann davon aus, dass in der Schulanlage
Loreto keine sportfremden Nutzungen stattfinden werden. Das
BAFU hat fiir seine Bewertung dieselbe Nutzung angenommen wie
das Gutachten Gartenmann, es hat das Gutachten Gartenmann im
Wesentlichen einer eigenen fachlichen Uberpriifung unterzogen.
Das BAFU ist somit ebenfalls davon ausgegangen, dass keine
sportfremden Nutzungen auf der Schulanlage Loreto stattfinden
werden. Gleichwohl kommt es zum Schluss, dass die Immissions-
richtwerte sogar bei dieser Annahme (keine sportfremden Nutzun-
gen) deutlich tberschritten sind.
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Mit den neuen Nutzungsvorschriften geht eine deutliche Zu-
nahme des Larms einher

13. Mit der o6ffentlich aufliegenden Ortsplanungsrevision soll die
Sportanlage Loreto aber nunmehr explizit fir «Quartiernutzungen»
gedffnet werden, indem die Quartiernutzung als Zweckbestimmung
der Schulanlage Loreto genannt wird. Damit geht die Nutzung der
Schulanlage tber den bisherigen Nutzungszweck hinaus. Indem
zugleich ein Quartierfreiraum Uber einen grossen Teil des Schulare-
als gelegt wird, ist die Anlage zudem «attraktiv und aufenthalts-
freundlich zu gestalten». Mit anderen Worten sollen sich die Quar-
tierbewohner gerad ein der Schulanlage Loreto zu Freizeitzwecken
aufhalten. Dies entspricht dem ausgewiesenen Zonenzweck.

14. Es ist offenkundig, dass mit dieser geanderten Zweckbestim-
mung der Schul- und Sportanlage Loreto erheblich starkere Larm-
immissionen auf die umliegenden Anwohner und damit auch auf
den Einwender einhergehen werden. Der Einwender ist bereits
ohne die o6ffentlich aufliegende Revision der Ortsplanung infolge
des Ausbaus durch von der Schulanlage Loreto ausgehenden Larm
beeintrachtigt, was vom BAFU im Verfahren vor Bundesgericht
nunmehr bestatigt worden ist. Das Gutachten, welches von der
Stadt Zug beauftragt worden ist und das sich als fehlerhaft erwie-
sen hat (Gutachten Gartenmann), beriicksichtigt keine Quartiernut-
zungen, die in Zukunft dem Zonenweck der Schulanlage Loreto und
dem Quartierfreiraum entsprechen. Umso dringlicher ware es, die
aufgrund der erweiterten Zweckbestimmung der Schulanlage Lo-
reto zu erwartenden deutlich héheren Larmimmissionen bereits im
Rahmen der Nutzungsplanung einer Uberpriifung zu unterziehen.
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Fur den Einwender ist nicht nachvollziehbar, weshalb dies nicht ge-
schehen ist.

15. Falls die geplante Zonierung umgesetzt werden sollte, ist somit
mit deutlich héheren Immissionen zu rechnen, als dies fir die Zeit
nach der Erweiterung der Schulanlage ausgewiesen ist. Die Schul-
anlage Loreto kann nicht umweltrechtskonform betrieben werden.
Aus diesem Grund darf die Ortsplanung im vom Rechtsbegehren
beantragten Umfang nicht umgesetzt werden.

16. Ausgangsgemass gehe die Prozesskosten zulasten der Stadt
Zug.
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Il Antrﬁie Zu Zonenilan-Anderunien

Anderung Nr. 12

172582

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
Die Grundstiicke GS 186 und 187 seien der Zone W2B zuzuwei-
sen.

Begriindung

Il. Materielles

1. Ausgangslage

3) Die beiden Grundstlicke 186 und 187, beide GB Zug, befinden
sich gemass dem aktuell geltenden Zonenplan der Stadt Zug in der
Zone «W1». Gemass dem Zonenplan Stand 1. &ffentliche Auflage
sowie dem Planungsbericht sollen die beiden Grundstiicke neu in
die Zone «W2A» eingezont werden, was seitens der Eigentimer-
schaft grundsatzlich begrusst wird.

4) Die Grundstucke sind vom Strandbad (GS 185 und 190) und von
der Strandbaderweiterung (GS 181), die allesamt in der Zone
«OelBy liegen, und dem Chamer Fussweg (GS 189) umschlossen.
Die beiden Grundsticke 186 und 187 verfugen Uber keinen direk-
ten Seezugang und sind somit in «zweiter Reihe» verortet. Die
ndrdlich der beiden Grundstlicke gelegenen Gleise der SBB tren-
nen den Chamer Fussweg von der Chamerstrasse und damit auch
den Sichtbezug zwischen den Grundstiicken der Gesuchsteller und
der Oesch-Wiese.

5) Das Grundstick GS 186, Chamer Fussweg 11, 6300 Zug, misst
666 m2 und das darauf erstellte, zweistéckige Gebaude, Assek. Nr.
2997a, wurde gemass ZugMap vor dem Jahr 1919 erstellt und ist
somit Uber 100 Jahre alt.

Erwdagungen Stadtrat

Der Antrag auf Aufzonung kann nicht berticksichtigt werden. Die
Festlegung der Nutzungszonen ist eine planerische Aufgabe der
Stadt und hat gemass kantonalem Recht stets unter Abwagung der
offentlichen und privaten Interessen sowie gestiitzt auf stadtebauli-
che Kriterien zu erfolgen. Der Umstand, dass die rund 100 jahrigen
Gebaude in der neuen Zone Ubernutzt bleiben, begriindet rechtlich
keinen Anspruch auf eine Erhdhung der Zonenausnitzung. Eine
Aufzonung ist nur zuléssig, wenn sie stadtebaulich vertretbar ist;
dies wurde sorgfaltig Uberprift im Zusammenhang mit der Uberpri-
fung aller W1 Zonen und ist vorliegend nicht gegeben: Die beiden
Grundstuicke 186 und 187 liegen gemass ISOS in der Umgebungs-
zone (U-Zo) XIX «Ufergelande im Anschluss an die Quaianlagen,
mehrheitlich unverbaut und Fortsetzung der stadtischen Seeuferge-
staltung, in Ausfiihrung seit 1992». Fur diesen Ortsbildteil ist das Er-
haltungsziel a festgelegt. Das bedeutet, dass die Beschaffenheit als
Kulturland oder Freifldche erhalten werden soll.

Das ISOS entfaltet im Rahmen der Nutzungsplanung in der Regel
eine mittelbare Wirkung. Es kann somit eine Interessenabwagung
gemass Raumplanungsverordnung vorgenommen werden, unter
Ausubung eines gewissen Ermessens. Die Stadt Zug ist bei ihrer
Rolle im Zusammenhang mit der Erstellung von kommunalen Pla-
nungsinstrumenten wie dies die Nutzungsplanung darstellt nachge-
kommen. Die Auseinandersetzung mit dem ISOS-Ortsbildteil und
die Gegenuberstellung mit den 6ffentlichen Interessen einer Ver-
dichtung nach Innen ist im Bericht zur Uberpriifung der Wohnzone
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6) Das Grundstiick GS 187, Chamer Fussweg 9, 6300 Zug, misst
694 m2. Das Gebaude, Assek. Nr. 9203, ist dreistockig und wurde
ebenfalls vor dem Jahr 1919 erstellt.

7) Wie nachfolgend ausgefihrt und begriindet wird, sind die beiden
bestehenden Gebaude jedoch nicht zonenkonform («W1» sowie
neu « W2A»).

8) Einerseits weist die Liegenschaft Chamer Fussweg 9 ein Vollge-
schoss zu viel aus und andererseits wird die zur Verfliigung ste-
hende Ausnitzungsziffer (AZ) bei beiden Gebauden massiv iber-
schritten (vgl. nachfolgende Ausfiihrungen). Auch die heute gelten-
den Grenzabstande sowie der Gebaudeabstand werden nicht ein-
gehalten und sind dinglich auch nicht gesichert. Bei einem Brand
oder einem anderen Worst Case Szenario wie bspw. einem Hoch-
wasser, das einen direkten negativen Einfluss auf die Gebaude ha-
ben kdnnte, kdnnte der heutige Bestand nicht mehrrealisiert wer-
den.

9) Ein neues Gebaude wiirde aufgrund der neuen Zone « W2A»
kleiner ausfallen, was nebst enormen finanziellen Folgen auch ei-
nen massiven Wohnraumverlust fir die Gesuchsteller mit sich brin-
gen wurde. Es ist sinnvoll und muss weiter moglich sein, solche be-
stehenden Bauten, die anfangs des 20. Jahrhunderts erstellt wur-
den, in Zukunft im Bestand zu sanieren oder durch attraktive Neu-
bauten zu ersetzen, ohne dass die Eigentiimerschaft an der Ge-
schossigkeit und/oder der Ausniitzung Abstriche machen missen.
Den Gesuchstellern ist es demnach ein Anliegen, die heutigen Be-
stande im Rahmen der laufenden Ortsplanungsrevision zu sichern.

W1 (Beilage3.9) nachvollziehbar dokumentiert. Die von der Stadt
Zug durchgeflihrte stadtebauliche Untersuchung hat ergeben, dass
die angestrebte Erhaltung der heute noch vorhandenen raumlichen
Qualitaten des Orts mit einer Erhéhung der heutigen W1 in eine
W2A keine ortsbauliche Beeintrachtigung darstellt. Eine zusatzliche
Verdichtung (z.B. Aufzonung in eine W2B) hingegen wurde als stad-
tebaulich nicht vertraglich beurteilt.

Der Bestand ist durch die Bestandesgarantie nach § 72 PBG ge-
schutzt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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2. Zonenkonformitat und Geschossigkeit

10) Gemass der geltenden Bauordnung ist in der Zone «W1» maxi-
mal ein Vollgeschoss zulassig (vgl. § 36 BO Stadt Zug). Die neu
angedachte Zone «W2A» wirde zwei Vollgeschosse zulassen (vgl.
§ 25 neu BO Stadt Zug).

11) Die beiden Grundstlicke der Gesuchsteller resp. die darauf lie-
genden Gebaude (Assek. Nrn. 2997a und 920a) sind zwei- resp.
dreigeschossig. Die Liegenschaft Chamer Fussweg 9 weist dem-
nach auch unter der neuen Zone «W2A» ein Geschoss zu viel aus.

3. Ausniitzungsziffer

12) Das Grundstick GS 186 weist heute eine anrechenbare Ge-
schossflache von 303.73 m? aus, wobei eine anzurechnende Land-
flache von 666 m? zur Verfligung steht. Daraus ergibt sich eine
Ausnutzungsziffer von 0.456. Die Zone «W2A» lasst bei einer
Grosse von 666 m? und einer Ausniitzung von 0.4 auf der Parzelle
186 lediglich eine anrechenbare Geschossflache von 266.4 m2 zu.
Somit wird die zukiinftig in der Zone «W2A» zur Verfligung ste-
hende AZ von 0.4 klar tUberschritten. Es besteht eine Differenz von
rund 37.33 m2. Der heutige Bestand kann erst mit der Zone «W2B»
und einer AZ von 0.5 gesichert werden.

BO: Berechnung Ausniitzung GS 186 Beilage 2
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[
Projekt: Chamer Fussweg 11

Thema: Berechnung Ausniitzungsziffer
Anzurechnende Geschossflache
Gesetzliche Grundlage
https://www.zg.ch/behoerden/baudirektion/direktionssekretariat/planungs-und-baugesetz-fragen-und-
antworten-zur-anwenduna/kommentar-v-pba/3-baurechtliche-begriffe-und-vorschriften/35-anzurechnende-

geschossflaesche
' Bei der Berechnung der Ausniitzungsziffer sind als Geschossflache anzurechnen:

a) samtliche Flachen des Erdgeschosses und der dariiber liegenden Geschosse, einschliesslich der
Treppenhauser und Laubengénge, soweit sie der Erschliessung dienen, nicht aber soweit es sich um Not-
oder Fluchttreppen handelt;

b) die Querschnittsfléchen von innen liegenden Mauern und Wanden sowie die Luftraume bei
Treppenhdusern und Lifts;

c) die Flachen unterhalb des Erdgeschosses, soweit sie Wohn- oder Gewerbezwecken dienen konnen,
jedoch ohne die Erschliessungsflachen.

2 Nicht anzurechnen sind:

a) die Querschnittsflachen von Aussenwénden, auch bei bodenebenen Fenstern, bei zusammengebauten
Gebauden auch jene der innen liegenden Trennwénde;

b) Flachen von Raumen mit einer lichten Hhe von weniger als 1,50 m tiber dem obersten Geschoss, wenn
sie unter einem Dach mit Neigung liegen;

c) der Luftraum von Uberhéhten Wohnraumen;

d) beheizte Flachen von im Untergeschoss gelegenen oder bei steilem Gelénde von bergseitig gelegenen
Abstell- und Fitnessraumen, sofern sie weniger als 15 % der Summe aller anrechenbaren Geschossfléchen
ausmachen und die Belichtung des einzelnen Raums kleiner als 5 % seiner Grundfléche ist;

e) Flachen von bergseitig gelegenen Keller-, Heizungs-, Wasch- und Trockenraumen bei steilem Gelande,
soweit diese Raume nicht zugleich Wohn- oder Gewerbezwecken dienen konnen;

f) Flachen von Gemeinschaftsraumen in Wohnh&usern mit mehr als drei Wohnungen;

g) Flachen von nicht gewerblichen Einstellraumen fir Fahrzeuge, von Klein- und Anbauten;

h) Flachen von offenen Erdgeschosshallen und offenen tberdeckten Dachterrassen;

i) Flachen von ein- und vorspringenden Balkonen, von verglasten Veranden, Vorbauten, Balkonen und
Terrassen, sofern sie weniger als 15 % der Summe aller anrechenbaren Geschossflachen ausmachen und
heiztechnische Installationen fehlen;

j) gewerbliche Lagerraume in Untergeschossen ohne standige Arbeitsplatze und ohne Publikumsverkehr.
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EG

= e
12.84*1.07m+26.7m*8.06m=228.941m*
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Anzurechnende Landfldche

Gesetzliche Grundlage
https://www.zg.ch/behoerden/baudirektion/direktionssekretariat/planungs-und-baugesetz-fragen-und-
antworten-zur-anwendung/kommentar-v-pba/3-baurechtliche-begriffe-und-vorschriften/36-anzurechnende-
landflaeche-fuer-ausnuetzungsziffer

' Die anzurechnende Landflache ist die vom Baugesuch erfasste, in einer Bauzone gelegene Fléache.

2 Nicht anzurechnen sind die Fahrbahnen und unmittelbar anstossenden Gehwege von offentlichen Strassen
und die Fahrbahnen von Radstrecken, auch als projektierte Anlagen, fir deren Festlegung die
Sondernutzungsplanung eingeleitet oder durchgefiihrt ist.

3 Benotigt das Gemeinwesen fur den Bau oder Ausbau von 6ffentlichen Strassen, Radstrecken oder Wegen
Land von der dem Baugesuch zugrunde liegenden Flache, so kann der fur diese offentlichen Anlagen
beanspruchte Teil des Baugrundstiicks im Ausmass von maximal 25 % der dem Baugesuch zugrunde
liegenden Flache zur anzurechnenden Landfléche gezahlt werden. Dies gilt auch fur zukunftige Baugesuche
sowie bei der Ubernahme von Strassen und Wegen durch das Gemeinwesen, sofern eine entsprechende
Vereinbarung zwischen der Bauherrschaft und der Gemeinde vorliegt.

Massstab 1:500

Grundstiicksflache
KTN 186 Zug:

Druckdatum 21.08.2023
I ZugMap.ch Liegenschaftsreport Kartenzentrum: 2680663 / 1225425

Strandbad Zug
Liegenschaft Zug 186
Grundstick-Nr. 186
Eidg. Grundstickidentfikator (E-GRID) CH107465790650
Grundbuchfiache 666 m?
Flumame Quartier Herti
Bodenbedeckung
Gebaude 245m?
Gbrige befestgle Flache 399 m?

Gartenanlage 21m?
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Ausniitzungsziffer
Gesetzliche Grundlage

https://www.zg.ch/behoerden/baudirektion/direktionssekretariat/planungs-und-baugesetz-fragen-und-

antworten-zur-anwenduna/kommentar-v-pba/3-baurechtliche-begriffe-und-vorschriften/34-ausnuetzungsziffer
' Die Ausniitzungsziffer ist die Verhaltniszahl zwischen der anzurechnenden Geschossflache der Gebaude
und der anzurechnenden Landflache.

Berechnung
Anrechnebare Geschossflache/anzurechnenden Landflache

(74.791m?+228.941m?)/666m?*=0.456

13) Die anrechenbare Geschossflache des GS 187 betragt ca.

285 m2. Die anzurechnende Landflache betragt 694 m2. Daraus
ergibt sich eine Ausnitzungsziffer von 0.41. Die Zone «W2A» lasst
eine anrechenbare Geschossflache von 277.6 m? zu. Auch beim
GS 187 reicht die AZ von 0.4, die mit der Zone «W2A» einhergeht,
nicht aus, um den heutigen Bestand zu sichern (Differenz von rund
7.4 m?). Vielmehr bedarf es auch hier der beantragten Zone
«W2B».

4. Fazit

14) Die beiden Grundsticke 186 und 187 resp. die darauf beste-
henden und bestandesrechtlich geschiitzten Gebaude entsprechen
der geltenden Zone «W1» sowie auch der Stand 1. 6ffentliche Auf-
lage geplanten Zone «W2A» nicht. Die laufende Ortsplanungsrevi-
sion ermdglicht es jedoch, die beiden Gebaude, die sowohl auf-
grund der Geschossigkeit sowie auch aufgrund der Ausniitzung
selbst in der Zone «W2A» nicht zonenkonform sind, in die Zone
«W2B» zu Uberflihren und zumindest den heutigen Bestand der
Ausnutzung fur die Zukunft zu sichern.

15) An der stadtebaulichen Situation andert sich durch die Aufzo-
nung nichts. Diese wird nicht beeintrachtigt. Da die beiden Liegen-
schaften in zweiter Reihe und demnach nicht direkt am See liegen,
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ergeben sich auch keine weiteren besonderen Anforderungen (vgl.
bspw. neu § 20 BO - Chamer Fussweg; «Villenquartier am See-
ufery»). Zu beachten ist weiter, dass die beiden Gebaude (Assek.
Nrn. 2997a und 920a) baubewilligt sind. Demnach ware es nicht
mehr als konsequent, die Gebaude resp. die Grundstticke der rich-
tigen Zone «W2B» zuzuweisen und zumindest den Punkt mit der
Ausnutzung zu bereinigen.

16) Abschliessend anzufiigen bleibt, dass die Eigentimerschaft GS
186 im Zuge der Aufzonung dazu bereit ist, die heutige Gewerbe-
nutzung im Gebaude Assek. Nr. 2997a mittelfristig in Wohnnutzung
zu Uberfuhren und somit weiteren Wohnraum an dieser Lage zu
schaffen.

172946

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

1. Es sei im Rahmen der Stadtplanung von der Aufzonung der Ufer-
nase des Fridbachdeltas von W1 in W2A abzusehen; und

2. Es seien im Rahmen der Interessenabwégung zwischen Innen-
verdichtung und ISOS- Ortsbildschutz der Richtplan, die ISOS-
Schutzvorgaben, das Resultat der Vorpriifung der Baudirektion und
die éffentlichen Interessen am Erhalt des Fridbachdeltas zu bertick-
sichtigen.

Begriindung
Il Gegenstand der Einwendung und massgebliche Dokumenta-
tion

Erwagungen Stadtrat

Die Einwender riigen, die im Rahmen der Ortsplanungsrevision vor-
gesehenen Anderungen betreffend die Grundstiicke 1476, 1477,
1491 und 142 widersprachen den ISOS-Schutzzielen sowie den
Bestimmungen des kommunalen Richtplanes, weshalb von der
neuen Grundzonierung W2A abzusehen sei.

1. Zum behaupteten Widerspruch zu den ISOS-Schutzzielen

a) Analyse der Ortsbildqualitaten
Das Analysegebiet liegt auf dem Fridbachdelta unterhalb der
Artherstrasse. Die drei schitzenswerten Objekte («Villa Mijnsseny,
«Villa Seeburg» und das dazugehorige Bootshaus) und die dazwi-
schen aufgespannte parkartige Umgebung auf den Parzellen Nr.
1491/ 1492 bestimmen den Grossteil der Flache dieses
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5) Diese Einwendung bezieht sich auf die geplanten raumplaneri-
schen Massnahmen auf der Ufernase des Fridbachdeltas der
Stadt Zug.

6) Die Ufernase des Fridbachdeltas liegt in der ISOS Umgebungs-
zone VIl mit Erhaltungsziel a («U-Zo VII», ISOS-Ortsbilder, Ge-
meinde Zug, Kanton Zug, S. 257) und wird in dieser als eigenes
Schutzobjekt mit der Nummer 0.0.25 mit (1) der Freihalte- und
Griinflache und (2) den darauf bestehenden Objekten erfasst
(Wortlaut der Planlegende: «Ufernase, Wohnh&user 19. und 20 Jh.,
umgeben von stark begriinten Gérteny).

7) Es handelt sich um die Anderung Nr. 54 geméss Planungsbe-
richt vom 9. Januar 2025, «Planungsbericht-2025», S. 97 f. und
gemass der Uberpriifung der Wohnzone W1 vom 9. Januar 2025,
«Uberpriifung W1», S. 36 ff.

Il Erwéagungen

8) Das Objekt Nr. U-ZO VIl / 0.0.25 befindet sich im Gewasser-
raum (Zugersee und Fridbach). Es ist im Westen durch die Flache
des Zugersees, im Norden durch die Ubernutzten Grundsticke (GS
Nrn 1476 und 1477), im Siden durch die locker bebauten Grund-
sticke mit schutzenswerten Denkmalern (GS Nrn 1491 und 1492),
im Osten durch die Artherstrasse und in der Mitte durch den Frid-
bach begrenzt.

9) Die lockere Bebauung auf den GS Nrn 1491 und 1492 ent-
spricht den Ubrigen Schutzbereichen der U-Zo VII, die dstlich der
Artherstrasse liegen und die ebenfalls schon locker bebaut sind
oder in der Zukunft locker bebaut werden (Salesianum).

10) Die Aufzonung des Fridbachdeltas wird durch die Raumplanung
einerseits mit den Baumassen der Bauten auf den bernutzten

Analysegebiets. Das daraus entstehende Erscheinungsbild unter-
schiedlicher Bautypologien, umgeben von dem alten, pragenden
Baumbestand, ist identitatsstiftend flir den Ort. Der heutige Gebau-
debestand auf dem Analysegebiet scheint zu Teilen nicht zonenkon-
form, trégt jedoch wesentlich zur qualitativen Gesamtwirkung des
Fridbachdeltas bei. Die beiden Hauser auf den Parzellen Nr.
1476/1477 weisen beide zwei Vollgeschosse auf, das Haus auf Par-
zelle 1491 gar drei Vollgeschosse, was der Geschossigkeit der W1-
Zone widerspricht. Ihre Proportionen und Hohenstaffelung rhythmi-
sieren wesentlich den Strassenverlauf und schaffen mit der Pappel
im Norden eine Art Torsituation fir das Fridbachdelta. Vgl. dazu die
Ausflihrungen im Bericht «Uberprifung der Wohnzone W» 1 vom 9.
Januar 2025, S. 37 (im Folgenden W1-Bericht).

b) Beschrieb der ISOS-Schutzziele
Die Grundstiicke 1476, 1477, 1491 und 1492 liegen gemass ISOS
in der Umgebungszone VIl (U-Zo VII) "stark begriinter Uferstreifen
entlang der Artherstrasse, locker bebaut mit Wohnbauten des 19.
und 20. Jahrhunderts". Fir diesen Ortsbildteil ist das Erhaltungsziel
a definiert. Das bedeutet, dass die Beschaffenheit als Kulturland
oder Freiflache erhalten werden soll.

Die U-Zo VIl beinhaltet nicht nur die zuvor erwahnten Grundstlicke,
sondern beschreibt eine grossere Flache mit Salesanium, Unterer
Roost, der flachig angelegten Wohnsiedlung von 1980/90 sowie im
nordlichen ISOS-Perimeter der U-Zo VIl gelegenen Landhausern
aus den 1920er/30er Jahren. Die Ufernase selbst, als Bestandteil
der U-Zo VII, ist im ISOS mit dem Hinweis 0.025 " Ufernase, Wohn-
hauser 19./20. Jahrhundert umgeben von stark begriinten Garten"
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GS Nrn 1476 und 1477 begriindet. Damit wird die bestehende
Ubernutzung auf den GS Nrn 1476 und 1477 auf die GS Nrn 1491
und 1492 (ibertragen. Die lockere Bebauung auf den GS Nrn 1491
und 1492 bestand aber schon vor der ISOS-Inventarisierung und ist
Gegenstand des ISOS-Schutzes. Mit der Umsetzung der Planungs-
vorgaben gemass Uberpriifung W1 (siehe Uberpriifung W1, S. S.
36 ff.) wiirde fiir beide Varianten (W1 und W2A,) eine Verdichtung
auf den GS Nrn. 1491 und 1492 stattfinden, die keine lockere Be-
bauung mehr darstellt. Die unterschiedlichen Abstandsvorschriften
dréngen die Liegenschaften in enge Bauabschnitte zwischen See
und Artherstrasse, was zur Ubernutzung beider Liegenschaften
fuhrt.

11) Auf der anderen Seite wird der Zonenwechsel mit dem auf den
GS Nrn 1491 und 1492 vorhandenen Verdichtungspotenzial be-
grindet. Die Interessengemeinschaft ist der Auffassung, dass ein
vorhandenes Verdichtungspotenzial alleine nicht ausreicht, um im
Rahmen der Interessenabwagung von den ISOS-Schutzzielen ab-
zuweichen.

12) Das Schutzobjekt 0.0.25 wurdeseit der ISOS-Inventarisierung
weder baulich noch rechtlich verandert. Nach der Auffassung der
Interessengemeinschaft handelt es sich deshalb um einen schwer-
wiegenden Eingriff in das ISOS-Schutzziel im Perimeter von
0.0.25.

13) Im Rahmen des Planungsverfahrens hat die Baudirektion fur
Aufzonungen im Gewasserraum generell und fiir die Anderung Nr.
54 im Speziellen (1) die grundsatzliche Bebaubarkeit und (2) der
Zonenwechselkritisch gewirdigt und im Kern abgelehnt (Vorpru-
fung, Ziff. 2.2, S. 4). Wir teilen diese Auffassung und sind der Uber-
zeugung, dass ISOS-Schutzinteressen im vorliegenden Fall

erwahnt. Gemass den Erlauterungen zum ISOS handelt es sich bei
Hinweisen um wertneutrale Bezeichnungen fir Sachverhalte oder
Elemente, die einer Lokalisierung im Ort bedirfen. Somit ist fir die
Ufernase selbst kein zusatzliches 1ISOS-Erhaltungsziel definiert. Zu-
letzt ist im 1ISOS die Villa "Seeburg" als Einzelelement mit dem Er-
haltungsziel A (integrales Erhalten der Substanz) bezeichnet. Die
Villa ist denn auch im kantonalen Inventar der schitzenswerten
Denkmaler gelistet.

c) Eingriffsintensitat der vorgesehenen Anderungen in die
ISOS-Erhaltungsziele
Das Ortsbild des Fridbachdeltas definiert sich, wie unter a) und b)
beschrieben, demnach insbesondere durch ihre grosszigigen Frei-
flachen, ihre parkartige Umgebung, die lockere Bebauung und die
unterschiedlichen Gebaudetypologien, ahnlich anmutend wie ein Vil-
lenquartier.

Mit der Einfiihrung der BsV Fridbach (§22 nBO, Grundzonierung
W2A) soll die Beibehaltung der beschriebenen Merkmale rechtlich
gesichert und damit die Ziele des ISOS in der Nutzungsplanung ei-
gentimerverbindlich verankert werden. Dies geschieht konkret mit
folgenden Massnahmen:

- Mit § 22 Abs. 2 und 3 nBO wird eine Grinflachenziffer von
mindestens 70% eingefluhrt, bei Gartenanlagen hoher land-
schaftlicher Qualitat, die die charakteristische Durchgriinung
starkt, mit einer solchen von 50%. Demgegeniiber wirden
die Zonen W1 und W2 eine GFZ von lediglich 30% fordern.
Mit der ausgesprochen hohen GFZ wird die Beibehaltung



152/359

Vorrang gegenuber Verdichtungsinteressen geniessen und ein
(kantonales und Uberregionales) 6ffentliches Interesse am Erhalt
des unverbauten Gewasserraums des Zuger Seeufers und insbe-
sondere des Fridbachdeltas mit der bestehenden lockeren Bebau-
ung besteht.

14) Eine Verdichtung auf dem Fridbachdelta lehnen wir auch des-
halb ab, weil der kommunale Richtplan fiir dieses Gebiet Ziele der
Stabilitdt und des Strukturerhalts formuliert, was mit dem Ergebnis
der Vorprifung der Baudirektion Gibereinstimmt. Der in 2025 erlas-
sene kommunale Richtplan scheidet das Gebiet des Fridbachdeltas
als stabiles Siedlungsgebiet mit Strukturerhalt aus. In den stabilen
Gebieten bleiben Dichte und Kérnung der bebauten Strukturen und
Freirdume in etwa erhalten. Die Griinstrukturen sind raumlich pra-
gend und bedeutsam flr das Stadtklima. Die bauliche Identitat in
diesen Gebieten bleibt trotz Weiterentwicklung erhalten oder wird
gestarkt (kommunaler Richtplan, 25). Die stadtbaulich, bauge-
schichtlich oder landschaftsarchitektonisch wertvollen Strukturen
und stadtebauhistorisch bedeutenden Ensembles im Zentrumsge-
biet sowie in den stabilen Gebieten bleiben kulturell bedeutend und
identitatsstiftend. Die flr das Ortsbild pragende bauliche und aus-
senraumliche Struktur ist zu erhalten, respektive behutsam zu er-
neuern oder weiterzuentwickeln (kommunaler Richtplan, 26).

15) Das Bundesgericht hat sich in BGE 135 Il 209 («Riti») zum
Verfahren der Interessenabwagung ausdricklich gedussert. Dieser
Entscheid ist fur diesen Fall massgebend.

16) Das BAK hat in Bezug auf die kritischen Fragen der Abwagung
von Verdichtungs- und Schutzinteressen einen Leitfaden entwi-
ckelt. Die oben erwdhnte Praxis des Bundesgerichts (Entscheid
Rti) ist in diesen Leitfaden eingeflossen. Die im Leitfaden

der grosszlgigen Freirdaume sowie der parkartigen Durch-
grinung eigentimerverbindlich sichergestellt.

- Im Interesse dieser Freiflachen sollen Gebaude die kleinst-
madgliche, horizontale Ausbreitung bzw. den kleinsten Fuss-
abdruck aufweisen. Die neue Grundzonierung W2 kommt
diesem Anliegen nach: Gebaude, welche die Geschossig-
keit der Zone W2 ausschopfen, weisen eine geringere
Grundflache auf als jene mit nur einem Vollgeschoss (W2A:
AZ 0.4 auf 2 VG und 1 AG verteilt, W1: AZ 0.3 auf 1 VG und
1 AG verteilt). Eine ortsbildvertragliche Bebauung wird im
Weiteren durch die Pflicht zum Einbezug der Stadtbildkom-
mission (§ 22 Abs. 5 nBO) sowie durch die erhdhten Anfor-
derungen an die Einordnung mit konkreter Benennung der
vorhandenen ortsbaulichen Qualitaten (§ 22 Abs. 4 nBO)
gewabhrleistet.

Nach hier vertretener Auffassung ergeben sich fiir das Fridbachdelta
mit der Ortsplanungsrevision demnach keinerlei Konflikte mit dem
ISOS. Eine schwerwiegende Beeintrachtigung liegt hier klar nicht
vor. Allein der Umstand, dass kiinftig zwei Vollgeschosse bewilligt
werden kdnnen, vermag unter Berlcksichtigung des Gesagten (aus-
serordentlich hohe GFZ, kleinerer Fussabdruck mit W2, hohe Anfor-
derungen an die Einordnung inkl. Einbezug SBK, schon heute zahl-
reiche Bauten mit 2 VG oder mehr) jedenfalls keinen Widerspruch
zu den ISOS-Zielen zu begriinden, sondern setzt diese vielmehr in
geeigneter Weise um bzw. stellt eine behutsame Weiterentwicklung
des Quartiers sicher.
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enthaltenen Vorgaben zur Interessenabwagungsind nichtin die Pla-
nung eingeflossen (vgl. weiter unten).

17) BGE 1C_53/2019 («Salesianumy): Das Bundesgericht befasst
sich in der Erwagung 5 mit der ISOS-Schutzthematik. Das Bundes-
gericht hat die raumplanerische Massnahme (Wohnuberbauung
W2B mit Bauzonemit speziellen Vorschriften) genehmigt, da in die-
sem Fall eine ausreichende Interessenabwagung mit den ISOS-
Schutzzielen bestand und im Endeffekt eine lockere Bebauung ge-
mass ISOS-Schutzzielen angestrebt wird. Im Unterschied zum vor-
liegenden Fall bestand fir die Bauzone W2B im Salesianum kein
eigenes Schutzobjekt (mit dem Schutz der Grinflache) wie dies bei
der Ufernase des Fridbachdeltas (0.0.25) der Fall ist, und es wurde
wie erwahnt eine lockere Bebauung geplant. Die Erkenntnisse des
Bundesgerichts in diesem Entscheid kdnnen damit nicht direkt auf
diesen Fall Ubertragen werden.

18) Die nachtragliche «Interessenabwagung» der Planungsbehdrde
in der Uberpriifung W1ist nicht einfach einzuordnen und auszule-
gen. Ins Augesticht, dass im Rahmen der Uberpriifung W1 das
raumplanerische Grundmotiv der Innenverdichtung fir die Aufzo-
nung des Fridbachdeltas (WPS 2030) eine dominierende Rolle
spielte, was sich aus dem Hergang des Planungsverfahrenserkla-
renlasst (ISOS-Schlussbericht ohne Massnahmen, WPS 30, pau-
schale Aufzonen von W1, Kritik durch die Baudirektion gefolgt von
der nachgereichten Uberprifung W1).

19) Eine vertiefte Abwagung mit den Schutzinteressen des ISOS
(siehe dazu ausdriicklich S. 21 ff. des ISOS-Leitfadens), der Ergeb-
nisse der Vorprifung der Baudirektion und des Richtplans fehlt in
der Uberprifung W1.

Die im Rahmen des Berichts zur Uberpriifung der Wohnzone W1
vom 9. Januar 2025, S. 36 ff., vorgenommene stadtebauliche Unter-
suchung unterstreicht die Richtigkeit der gemachten Aussagen. Im
Weiteren wird auf die Ausfiihrungen im Planungsbericht vom 30.
September 2925, S. 106, verwiesen. Die mit Antrag 2 geforderte In-
teressensabwagung ist im Rahmen der beiden genannten Doku-
menten erfolgt.

2. Zum behaupteten Widerspruch zum kommunalen Richtplan

Die Einwender rigen im Weiteren, die angedachten planungsrechtli-
chen Neuerungen fiir das Fridbachdelta verstdssen gegen die im
kommunalen Richtplan verankerten Prinzipien «Stabilitat» und
«Strukturerhalt».

Diese Aussage ist nach hier vertretener Ansicht unzutreffend. Bei
der Entwicklung der BsV Fridbach stellten die genannten Prinzipien
das vielmehr das oberste Credo dar.

Neubauten waren auch schon mit der Zone W1 moglich. Im Rah-
men der stadtebaulichen Untersuchung im W1-Bericht (S. 38) wurde
aufgezeigt, dass mit dem Erhalt der Zone W1 weder die ortsbaulich
wichtige Seesicht noch der dazugehdrige Baumbestand gesichert
werden kann. Die neuen, niedrigen und sich in der Horizontalen
ausdehnenden Baukdrper, die mit der W1 mdglich waren, wirden
den Charakter der bestehenden Baugruppe sogar verwischen und
die Qualitat des begriinten Ufers schwachen. Mit der Variante BsV
Fridbach mit Grundzone W2A hingegen wirden die Neubauten dank
ihrer geringeren Grundflache deutlich vom Seeufer zurtickweichen
und kénnten sich so hinter bzw. zwischen den bestehenden



154/359

20) So befasst sich die Uberpriifung W1 nicht mit der Eingriffsinten-
sitat. Diese Beurteilung muss sich auf den Einzelfall beziehen (Ana-
logieschliisse zu Salesianum waren ungeniigend). Im vorliegenden
Fall ist der Zustand des Ortsbildes zu 100 % intakt (keine rechtliche
und faktische Veranderung auf der Ufernase des Fridbachdeltas).
Im vorliegenden Fall ist die Eingriffsintensitat als schwerwiegend
zu qualifizieren. Es fehlt die Beriicksichtigung des allgemeinen
Schutzinteresses (6ffentliches Interesse am Erhalt der Ufernase
des Fridbachdeltas). Auch wurden die Interessen und die Inhalte
des ISOS-Schutzes im konkreten Fall nicht ermittelt. Im vorliegen-
den Fall stellt sich z. B. die entscheidende Frage, ob die abstrakte
Situation auf dem Wohnungsmarkt im Kanton Zug (WPS 2030) und
das Potenzial fur die Innenverdichtung der Ufernase des Fridbach-
deltas auf den GS Nrn 1491 und 1492 allein ausreichen, um Aus-
nahmen vom ISOS-Schutzziel (Erhaltungsziel a) und vom Richtplan
zu begrinden.

21) Die Uberpriifung W1 befasst sich auch nicht mit einem konkre-
ten raumplanerischen Interesse (ausserhalb von WPS 30), das mit
den GS Nrn 1491 und 1492 so verbunden ist, dass ein Abweichen
von ISOS gerechtfertigt ist (z. B. ISOS-Gebiet in Bahnhofnahe, wo
Verdichtung aufgrund der Verkehrsdichte sachlich gerechtfertigt
werden kann). Ausgangspunkt bildet nur das abstrakte raumplane-
rische Potenzial fur die Innenverdichtung. Dies ist nach Auffassung
der Interessengemeinschaft nicht ausreichend fiir eine Abweichung
vom ISOS-Schutz und vom Richtplan.

IV Fazit
22) Im vorliegenden Fall fehlt es nach unserer Auffassung an einer
ausreichenden Interessenabwagung im Sinn von Art. 3 RPV, in

Baumen entwickeln. Die Ansicht des Uferbereichs sowie auch die
Freirdume kdnnte so weitestgehend erhalten bleiben. Dem Prinzip
«Stabilitat» wird mit dem neuen Regelungs-Regime demnach deut-
lich besser Rechnung getragen werden als mit dem Beibehalt der
Grundzonierung W1.

Auch Dichte und Kérnung der bebauten Strukturen (viele heute
Ubergeschossig bzw. denkmalgeschiitzt) bleiben erhalten. Damit ist
auch der Strukturerhalt gewahrleistet.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die neue Zonierung des
Fridbachdeltas auch keine Widerspriiche zum kommunalen Richt-
plan enthalt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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deren Rahmen die durch das ISOS verkdrperten offentlichen Inte-
ressen (rechtsgenuglich) berticksichtigt worden sind (BG
1C_459/2020, E. 4.3.4).

23) Es wird im vorliegenden Fall die Pflicht zur Sondernutzungspla-
nung vorgesehen (vgl. § 22 der neuen Bauordnung). Es ist aber
vorliegend nétig, dass (1) der Erhalt der Freiflache und (2) die Erho-
hung der baulichen Nutzung von W1 auf W2A (Zonenwechsel) im
Rahmen der 6ffentlichen Interessen von ISOS, der Resultate der
Vorpriifung der Baudirektion und der Bestimmungen des Richtplans
Uberpriift werden. Bei Rechtskraft des Zonenplans ware dies nicht
mehr moglich.

24) Danach liegt der Fall so, dass eine ISOS und Richtplan rele-
vante Uberpriifung der Bebaubarkeit und des Zonenwechsels nur
durch eine Einsprache gegen den Zonenplan mdglich ist. Nut-
zungsplane missen im Anschluss an deren Erlass angefochten
werden — eine spatere akzessorische Priifung derselben ist nur in
Ausnahmefallen méglich (BGE 135 11 209, E. 5.1).

25) Aus diesem Grund ist es sehr wichtig, dass diese Frage im
Rahmen der Raumplanung behandelt wird.

26) Aus diesen Griinden ersuche ich Sie, den eingangs gestellten
Rechtsbegehren stattzugeben und die in dieser Einwendung ent-
haltenen Ausfiihrungen in der Planung zu beriicksichtigen.
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Anderung Nr. 59

171544

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
Ich beantrage, dass (1.) GS 1496 (Oberwil) der Zone W2A zuge-
wiesen wird und (2.) ein Augenschein durchgefiihrt wird.

Begriindung

Gemass erster Lesung im Grossen Gemeinderat soll das Grund-
stick (GS) 1496, Oberwil, in der Zone W1 verbleiben. Der Grosse
Gemeinderat folgte dabei wohl der Begriindung des Exposés
«Uberpriifung der Wohnzone W1» vom 09. Januar 2025, erarbeitet
vom stadtischen Baudepartement (nachfolgend: Exposé).

1. Ausniitzungsreserve GS 1496, Oberwil

Eingangs mdchte ich darauf hinweisen, dass die Feststellung auf S.
18 des Exposés nicht zutrifft, wonach das GS 1496 Ubernutzt ist.
Die Verfasser scheinen GS 1496 und GS 3785 als ein und dieselbe
Parzelle zu betrachten. Dies entspricht jedoch nicht den Tatsachen:
beide Parzellen sind eigene Grundsticke mit je eigener Nummer
und einem eigenen Grundbuchblatt. Zufalligerweise haben beide
GS zurzeit denselben Eigentimer. Dies kann sich in Zukunft jedoch
wieder andern und es kann schon auf Grund dieser Mdglichkeit
kein Grund sein, beide Grundstlicke als eine einheitliche Parzelle
zu betrachten.

Ein Blick zurlick zeigt, weshalb das nicht nur juristisch, sondern
auch historisch nicht so sein kann: Die Stadtgemeinde Zug hat im
Jahre 1977 GS 1495 (heute Badeplatz Tellenortli) aus privater
Hand zu Eigentum erworben, zusammen mit der auf dem Grund-
stuck sich befindlichen Haushalfte Artherstrasse 104. In der Folge

Erwagungen Stadtrat
Die Einwenderschaft beantragt, GS 1496 sei der Zone W2A zuzu-
weisen und es sei ein Augenschein durchzufiihren.

Der gewtinschte Augenschein wurde am 11. Marz 2026 unter Teil-
nahme der Einwenderschaft und dessen Sohn sowie zwei Vertrete-
rinnen des Baudepartements durchgefihrt. Im Rahmen dieses Tref-
fens wurde die Situation vor Ort aus verschiedenen Perspektiven in
Augenschein genommen. Die Einwenderschaft und der Sohn erhiel-
ten zudem die Gelegenheit, ihre Anliegen noch einmal mindlich zu
erlautern und zu veranschaulichen.

Materielles:

Zunachst ist zu erwahnen, dass die im Bericht «Uberpriifung der
Wohnzone W1» vom 9. Januar 2025 gefallene Aussage, GS 1496
und 3785 seien um ca. 50% Ubernutzt, tatsachlich auf einer gemein-
samen Betrachtung der beiden Liegenschaften basiert. Auf eine iso-
lierte Betrachtung von GS 1496 trifft diese Aussage, wie von der
Einwenderschaft vorgebracht, nicht zu.

Zur beantragten Aufzonung: Gemass dem erwahnten Bericht wird
der Erhalt der W1-Zone dann empfohlen, wenn ein geringer Beitrag
zur Innentwicklung besteht und durch die bauliche Entwicklung eine
wesentliche Beeintrachtigung des Ortsbildes erwartet wird (S. 11).
Grundstucke am flachen Seeufer, die bisher der Zone W1 angehor-
ten, sind auch nach erfolgter Ortsplanungsrevision dem Grundsatz
nach in dieser Zone zu belassen, vgl. S. 5 des Berichts.
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hat der Stadtrat den Hausteil Artherstrasse 104 ausparzellieren und
als neues, eigenstandiges Grundstiick (GS 3785) ins Grundbuch-
eintragen lassen. 1980 hat der Stadtrat den Hausteil GS 3785 in ei-
ner Offentlichen Versteigerung dem Meistbietenden veraussert.
Wenn GS 3785 flachenmassig theoretisch GUberhaupt einer anderen
Parzelle zuzuordnen ware, musste dies logischerweise das ehema-
lige, unbebaute Stammgrundstiick GS 1495 sein und nicht die
Nachbarparzelle GS 1496.

Diese Tatsachen sind Grundlage fur die Feststellung, dass GS
1496 eigenstandig zu betrachten ist. GS 1496 ist nicht Gibernutzt:
die Parzelle verfiigt liber eine Ausniitzungsreserve. Ich lege
grossen Wert auf diese Feststellung.

2. Voraussetzungen fiir einen Verbleib in der Zone W1

Das Exposeé (S. 11) «empfiehlt» den Erhalt der W1-Zone, unter der
Voraussetzung, dass, «wenn ein geringer Beitrag zur Innenentwick-
lung besteht und durch die bauliche Entwicklung eine wesentliche
Beeintrachtigung des Ortsbildes erwartet wird».

Diese beiden Kriterien sind kumulativ und werden von GS 1496 aus
folgenden Grinden nicht erflllt:

a) zu: Wesentliche Beeintrachtigung des Ortsbildes:

GS 1496 liegt gelandemassig tiefer als die dstlich vorbeifihrende
Artherstrasse und wesentlich tiefer als die Uberbauung Tellen-
matt/Stolzengraben. Zudem liegt der noch nicht Uberbaute Teil des
GS 1496 ganz in der nordlichen Ecke der Landzunge, weshalb er
von der Strasse aus nur schwer oder Uberhaupt nicht einsehbar ist.
Zudem ist er abgedeckt durch die auf dem stadtischen Grundstlick

Auf S. 19 des Berichts wird die Lage von GS 1496, 1499 und 3785
wie folgt umschrieben: «Die Liegenschaften liegen auf dem Schatt-
kegel des Brunnenbachs, der sich besonders durch die 6ffentlich zu-
ganglichen Freiflachen und einer Uppig begriinten Uferzone aus-
zeichnet. Das Delta des Brunnenbachs bildet den raumlichen Auf-
takt der Ortsbildschutzzone Oberwil und ist Teil der identitatsstiften-
den Uferzone. (...) Aus radumlicher Sicht und aufgrund der Sied-
lungsgeschichte sind die drei Parzellen nicht als Teil des histori-
schen, dichter bebauten Dorfkerns und somit der Kernzone Oberwil
zu lesen.»

Trotz unmittelbarer raumlicher Nahe weist GS 1496 damit eine ganz
andere Charakteristik auf als z. B. die von der Einwenderschaft ge-

nannte Uberbauung Tellenmatt/Stolzengraben. Es ist der Uferzone,

und nicht dem dichter bebauten Dorfkern zuzuschlagen. Dies besta-
tigte sich auch im Rahmen des durchgeflhrten Augenscheines.

Das Seeufer erflllt zentrale landschaftliche, 6kologische und 6&ffentli-
che Funktionen. Es pragt das Erscheinungsbild des gesamten Sied-
lungs- und Landschaftsraums und ist damit besonders schitzens-
wert (vgl. auch der kantonale und kommunale Richtplan). Mit einer
reduzierten Ausnutzung soll einerseits verhindert werden, dass es
landschaftspragend verbaut wird, andererseits sollen auch Sicht-
und Freirdume langfristig gewahrt werden.

Mit der beantragten Zuweisung von GS 1496 zur Zone W2 wirde
auch eine Erhdhung der Ausnitzungsziffer von heute 0.25 (bzw.
nach erfolgter Ortsplanungsrevision 0.3) auf 0.4 einhergehen. Mit
der gewlinschten Aufzonung ware allerdings im Vergleich zum
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GS 1497 sich befindliche Pumpstation der Klaranlage und die hohe,
grune Bepflanzung.

Vom See aus gesehen liegt dieser Teil des GS 1496 geradezu ver-
steckt und wird zudem durch die massive Uberbauung Tellen-
matt/Stolzengraben optisch buchstéblich «verschluckt». Von der
Gefahr einer Beeintrachtigung des Ortsbildes von Oberwil durch
eine Aufzonung kann keine Rede sein, von einer wesentlichen Be-
eintrachtigung schon gerade gar nicht.

Um diese eindeutige Situation vor Ort zu begutachten, wird ein Au-
genschein beantragt.

b) zu: Innenentwicklung:

Dadurch, dass das Ortsbild von Oberwil nicht oder héchstens nur
unwesentlich beeintrachtigt wird, sind die kumulativ zu erfiillenden
Kriterien fur einen Verbleib in der bisherigen Zone nicht erfillt und
es verliert das Kriterium des geringen Beitrages an die Innentwick-
lung seine Bedeutung. Denn: sofern das Ortsbild nicht (wesentlich)
beeintrachtigt wird, ist es unerheblich, ob der Beitrag zur Innent-
wicklung gering oder nicht gering ist.

Die Voraussetzungen, die gegen eine Aufzonung sprechen wirden,
sind somit eindeutig nicht erflllt.

3. Gebaudefussabdruck

Das Verhaltnis des Fussabdruckes zur Parzellenflache (Exposé
S.7) ist in der W1-Zone und in der W2A-Zone identisch. Somit
spricht auch dieses Kriterium nicht gegen eine Aufzonung des GS
1496 in die W2A-Zone.

Bestand mehr als die 1.5-fache aGF und dementsprechend auch
deutlich mehr umbauter Raum zuldssig. Dies ist an dieser land-
schaftlich hochsensiblen, locker bebauten und durchaus gut einseh-
baren Lage nach hier vertretener Ansicht nicht mehr vertraglich bzw.
zweifelsfrei als wesentliche Beeintrachtigung des Ortbildes anzuse-
hen.

Anders als z. B. im weitlaufigen Fridbachdelta kann dieser Proble-
matik auch nicht mit besonderen Bauvorschriften im Sinne von § 22
nBO BsV begegnet werden (z. B. einer sehr hohen Griinflachenzif-
fer). Solche sind gemass § 22 PBG vorgesehen fur Gebiete, deren
Nutzung einer besonderen Regelung bedarf. Bei GS 1496 handelt
es sich aber um eine Einzelparzelle, und nicht um ein Gebiet. Auch
ist der Bedarf fir besondere Regelungen nicht ausgewiesen, dies im
Gegensatz zum Fridbachdelta.

Der Beitrag zur Innenentwicklung ware auf dieser Einzelparzelle zu-
dem gering. Die hier vorhandenen 6kologischen und landschaftli-
chen Interessen Uberwiegen das Interesse an der inneren Verdich-
tung im vorliegenden Fall klar.

Inwiefern das Grundstiick im Bestand tiber Baulandreserven verfligt
bzw. die heutige oder kiinftige Bebauung aufgrund von Vegetation,
Nachbarbauten oder topografischen Verhaltnissen sichtbar ist, spielt
nach hier vertretener Ansicht eine nebensachliche Rolle. Die redu-
zierte Ausnutzung am flachen Seeufer beruht auf einem vorsorgli-
chen Planungsansatz, unabhangig von momentanen oder zufélligen
Sichtverhaltnissen.
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4. Vergleichbare Liegenschaften in der W1-Zone/ Gleichbe-
handlung

Samtlich bisher in die Zone W1 eingeteilten Liegenschaften in der
Stadt Zug werden im Rahmen der laufenden Ortsplanungsrevision
kritisch Uberpruft und einer der drei Kategorien «Erhalten», «Entwi-
ckeln und Sichern» und «Weiterentwickeln» zugeteilt (Exposé S. 3).
Die Liegenschaften der beiden Kategorien «Entwickeln und Si-
chern» und «Weiterentwickeln» profitieren nun von einer Aufzo-
nung. Es handelt sich um den Uberwiegenden Teil der Grundstiicke
in der Stadt Zug, die bislang der Zone W1 zugeteilt waren.

Die unter «Erhalten» aufgefuhrten Grundstiicke, d.h. die hier inte-
ressierenden Anderungsnummern 62 und 76 sowie GS 2087 (Ex-
posé S. 56), zeichnen sich dadurch aus, dass sie entweder gar
nicht (mehr) Gberbaubar sind, weil sie ganz oder grésstenteils im
Gewasserraum liegen und/oder bereits ibernutzt sind (ausgenom-
men davon sind die Spezialfalle GS 1510 und 1512 mit ihrer stark
exponierten, das Ortsbild von Oberwil wesentlich prdgenden Lage).

Festzustellen ist im Falle einer Beibehaltung der Zone W1 fir GS
1496 eine Ungleichbehandlung gegeniiber den benachbarten Par-
zellen GS 1493 (Restaurant Kreuz), GS 1499 sowie GS 4597ff
(Uberbauung Tellenmatt).

Somit verbleibt GS 1496 praktisch als einziges Grundstlick in der
Stadt Zug mit Ausnutzungsreserve, geniigendem Gewasserab-
stand und Nichtbeeintrachtigung des Ortsbildes in der Zone W1.
Dies verstosst m.E. gegen die Rechtsgleichheit (Gleichbehand-
lungsgebot) sowie gegen das Prinzip der Verhaltnismassigkeit.

Im Weiteren wird eine Ungleichbehandlung zu GS 1493 (Restaurant
Kreuz), 1499 und 4597 ff. (Uberbauung Tellenmatt) geltend ge-
macht.

GS 1493 (Restaurant Kreuz) steht im Eigentum der Einwohnerge-
meinde Zug. Es ist und bleibt in der Zone OelB. Die behauptete Un-
gleichbehandlung ist nicht ersichtlich.

GS 1499: Verbleibt ebenfalls in der Zone W1. Die behauptete Un-
gleichbehandlung ist nicht ersichtlich.

GS 4597ff. (Uberbauung Tellenmatt): Diese Grundstiicke befinden
sich 6stlich der Artherstrasse bzw. zahlen nicht zum flachen See-
ufer. Die Andersartigkeit rechtfertigt eine andere Zonierung. Die be-
hauptete Ungleichbehandlung ist nicht ersichtlich.

Der Erhalt der Zone W1 erweist sich aus den genannten Grinden
als richtig.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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5. Baubewilligungsverfahren

In einem kinftigen Baubewilligungsverfahren hat die Bewilligungs-
behdrde geniigend Handhabe auf die Gestaltung eines Bauprojek-
tes und damit auf die Einordnung am gegebenen Ort Einfluss zu
nehmen. Der Hinweis auf den bekannten «Einordnungsparagraph»
mag hier genligen. Dieses «Sicherheitsventil» wirkt beruhigend flr
diejenigen, die einer Aufzonung des GS 1496 in W2A moglicher-
weise etwas Skepsis entgegenbringen kdnnten. Ein grosses Bau-
volumen kann ohnehin nicht realisiert werden.

Hinzuweisen ist Uberdies, dass neben dem bestehenden Wohn-
haus auf GS1496 bereits eine Kleinbaute mit einer Grundflache von
40 m? relativ nahe am Wasser steht. Bis heute wurde noch nie fest-
gestellt, dass diese Baute das Ortsbild beeintrachtigt. Diese Baute
wurde einem Nachfolgeprojekt wohl weichen.

6. Zusammenfassung

e GS 1496 ist nicht Gbernutzt und verfiigt Uber eine Ausnutzungs-
reserve.

¢ Durch eine Aufzonung wird das Ortsbild von Oberwil nicht be-
eintrachtigt, schon gar nicht wesentlich. Diesbezlglich wird ein
Augenschein beantragt.

e Entsprechend wird das kumulativ zu erfiillende, gegen eine
Aufzonung sprechnede Kriterium des geringen Beitrages zur In-
nenentwicklung gegenstandslos.

e Der Gebaudefussabdruck in den Zonen W1 und W2A ist iden-
tisch.

e Im Vergleich zu allen anderen Liegenschaften mit Seeanstoss
auf dem ganzen Stadtgebiet von Zug bedeutet eine Beibehal-
tung der Zone W1 fir GS 1496 eine Ungleichbehandlung und
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ist zudem unverhaltnismassig. GS 1496 ist faktisch die einzige
Liegenschaft mit Seeanstoss, die Uber eine Ausnutzungsre-
serve verflgt, nicht im Gewasserraum liegt, das Ortsbild nicht
beeintrachtigt und in der Zone W1 verbleiben soll.

e Eine bereits auf GS 1496 bestehende Kleinbaute von 40 m?
Grundflache wirde bei Realisierung eines Nachfolgebaues
wohl weichen.

e Der Einfluss der Baubewilligungsbehdrde auf ein kiinftiges Bau-
projekt bleibt aufgrund verschiedener Vorschriften der Bauord-
nung, hauptsachlich auch aber aufgrund des «Einordnungspa-
ragraphen», jederzeit gewahrt.

165037

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Zonenplananderung °49

Auf die Anderung der Nutzungszonen ist zu verzichten.

Kann auf die Umzonung nicht verzichtet werden, ist in diesem Rah-
men zu prifen und umzusetzen, ob im Brischrain und auf dem But-
zenweg Tempo 20 oder Tempo 30 eingefiihrt werden kann.

Begriindung

Verzicht:

Dies fuihrt meines Erachtens nicht zu mehr Wohnraum sondern le-
diglich dazu, dass die bestehenden Bauten, welche in diesem Be-
reich fur Einzelfamilien konzipiert sind und dies auch bleiben wer-
den, noch grésser werden. Dies schafft wiederum Druck auf den
nahestehenden Wald und Grinflache und schafft wie angedeutet
keinen neuen Wohnraum fir mehr Familien oder dergleichen.

Erwagungen Stadtrat

Zur Zonenplananderung:

Die Wohnzone W1 mit einer Ausnitzungsziffer von 0.3 und einer
eingeschossigen Bauweise entspricht nicht mehr der Gbergeordne-
ten eidgendssischen Raumplanung, die einen haushalterischen Um-
gang mit dem Boden und eine Innenverdichtung fordert.

Im genannten Gebiet sind heute einige Gebaude bereits zweige-
schossig und ein Grossteil der Parzellen deutlich unternutzt, oder
gar nicht bebaut. Es ist davon auszugehen, dass die Parzellen in
der Zukunft, beispielsweise bei einem Handwechsel, iberbaut wer-
den und nicht zwingend nur bestehender Wohnraum vergréssert
wird. Vor dem Hintergrund, dass die W1 nicht mehr den zeitgemas-
sen Siedlungsstrukturen entspricht und die ortsbaulichen Qualitaten
- wie in den umliegenden Zonen - gesichert werden koénnen ist hier
eine Aufzonung in die W2A gerechtfertigt. Zudem weist die W2A im
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Temporeduktion: Vergleich zur W1 denselben Fussabdruck aus, wodurch der Frei-

Dort sind mittlerweile wieder viele Kinder unterwegs und es wird fir ~ raumanteil gesichert ist.

die Strassenverhaltnisse (steil und kurvig) zu schnell gefahren.

Auch ist bei einer Aufzonung und den zurzeit laufenden diversen Zu Temporeduktion:

Bautatigkeiten mit Mehrverkehr zu rechnen. Dieser Antrag betrifft nicht die Ortsplanungsrevision. Der Antrag
kann folglich in diesem Verfahren nicht beriicksichtigt werden. Beim
Butzenweg und Brischrain handelt es sich teilweise um eine Pri-
vatstrasse. Die Offentliche Hand kann Verkehrsanordnungen treffen,
wenn Offentliche Fahrwegrechte bestehen und die Eigentimer der
Strassen mit der Verkehrsanordnung einverstanden sind. Wird von
der Eigentiimerschaft der Privatstrasse eine Temporeduktion ange-
strebt, kann bei der Abteilung Sicherheit und Verkehr der Stadt Zug
eine entsprechende Anfrage gestellt werden. Diese ist nicht Teil der
Ortsplanungsrevision.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

171176  SP Stadt Zug Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
6300 Zug Betrifft Grundstiick GS-Nr. 632: Streichung der Zonenplananderung Das Gebaude wird als Wohnhaus genutzt und ist in privatem Besitz.

Nr. 31 (keine Umzonung OelB in W3) Zudem ist das Gebaude im Inventar der Denkmalpflege als schiit-
zenswert eingestuft. Daher ist der Spielraum fiir die Bebauung und

Begriindung die Nutzung grundsatzlich eingeschrankt. Die Schulanlage Loreto

Das Grundstuck ist Teil der OelB-Zone der Schulanlage Loreto und  wird derzeit erweitert. Es besteht kein Bedarf, das Gebdude an der

ist daneben fur Quartiernutzungen vorgesehen. Die Schulanlage Loberenstrasse 34 fiir schulische Nutzungen einzubinden. Daher

wird zur Zeit weiter ausgebaut und verdichtet. Dieses Grundstiick wird an der Umzonung des Grundstlicks in die Wohnzone W3 fest-

bildet somit eine Reserve, um die 6ffentlichen Nutzungen erfillen gehalten.

zu kdnnen. Dabei ist nicht nur die bauliche Nutzung von Relevanz,
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Anderung Nr. 25

168905

Katholische Kir-
che Stadt Zug
Ressort Bauten
und Infrastruktur
6300 Zug

sondern auch die zusatzliche Aussenflache, was im verdichteten
Kontext besonders wichtig ist. Eine 6ffentliche Nutzung ist mit dem
Bestandsbau mdglich.

Antrag / Bemerkung

Einwendung zum Vorschlag der Umzonung im Rahmen der
Ortsplanungsrevision betreffend der Parzellen 2090 und 2215
der katholischen Kirchgemeinde Zug / Guthirt

Antrag: Es seien die beiden Grundstiicke Nrn. 2090 mit

3'262 m? und 2215 mit 1’446 m? beide GB Zug im Rahmen der
Ortsplanungsrevision der Stadt Zug umzuzonen und mindes-
tens 2’990 m? der Wohnzone WAS5 zuzuweisen.

Begriindung

Der Bedarf an 6ffentlichen Nutzungen ist nur noch sehr beschrankit.
Die kath. Kirche méchte im Guthirt folgende Nutzungen realisieren:
Wohnen, Gemeinschaftliche Raume und Saale, Schulraum, Biiro-
raumlichkeiten fir die Kanzlei, die Diakonie, den Pastoralraum, die
Pfarrei und weitere kirchennahe Institutionen.

Das mogliche Hochhaus mit 6ffentlichen Platzen, Gastronomie und
gemischten Nutzungen erscheint daher sinnvoll. Der Standort mit-
ten in einem gewachsenen Quartier mit sozialen, schulischen und
kirchlichen Nutzungen ist fUr eine derartige Verdichtung sehr geeig-
net, zumal das Areal optimal erschlossen ist und eine zentrale
Funktion im Quartier Guthirt Gbernehmen kann.

Damit obige Nutzungen von ca. 10°‘000 m? aGF umsetzbar werden,
ist eine Parzellenbezugsflache von insgesamt ca. 2°990 m? nétig,

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Der Kirchenrat der Katholischen Kirche hat 2024 im Rahmen des
Prozesses «Mensch + Kirche Zug 2035» eine Machbarkeitsstudie
fur den Standort Gut Hirt in Auftrag gegeben, da die Kirche auf dem
Areal keinen Bedarf mehr fir rein kirchliche Nutzungen hat und eine
Offnung fiir ein lebendiges Quartierzentrum mit Aufenthaltscharakter
auf Innen- und Aussenflachen fur die Bevolkerung entstehen soll.
Das Areal liegt im kantonalen Verdichtungsgebiet 1l mit einer maxi-
mal mdglichen Ausnitzung von 3.5 sowie in der Hochhauszone I.
Mit der Nutzungsplanungsrevision wurde das Grundsttick Nr. 2215
bereits von der Zone des o6ffentlichen Interesses fur Bauten und An-
lagen (OelB) in die Wohn- und Arbeitszone WAS5 aufgezont. Damit
die Machbarkeitsstudie umsetzbar ist, ist zusatzlich eine Umzonung
eines Teils des Grundstiicks Nr. 2090 von der Zone OelB in die
Zone WADS notwendig.

Die kantonale Denkmalpflege war bei der Erarbeitung der Machbar-
keitsstudie involviert, da die Gebaude als schitzenswert eingestuft
sind. Gemass Fachbericht der Denkmalpflege vom 11. August 2021
sind die Kirche und das Pfarrhaus schiitzenswert. Das entspre-
chende Unterschutzstellungsverfahren lauft.

Der Stadtrat begriisst eine Offnung und Verdichtung des Areals und
erachtet eine Aufzonung zugunsten von weiteren Nutzungen neben
den kirchlichen Nutzungen als gerechtfertigt.
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damit die maximale AZ von 3.5 nicht Uberschritten wird, wie die ne-
benstehende aGF-Berechnung zeigt.

Anderung Zonenplan:

Antrag Stadtrat

Der Antrag wird bericksichtigt.

Grundstiick Zone Flache Zone Flache

ZP 2009 bisher 1. off.

Auflage

2215 OelB 1'446 m? WAS5 1'446 m?
2090 OelB 1'459 m?2 OelB 1'459 m?2

' -
Grundstick Zone neu Flache

ZHI2 S neu

GGR
2215 WAS5 1'446 m?
2090 WAS5 1'459 m?2
2'905 m?
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Einwendung zum Vorschlag der Umzonung im Rahmen der Ortsplanungsrevision
betreffend der Parzellen 2090 und 2215 der katholischen Kirchgemeinde Zug /
Guthirt

Sehr geehrter Herr Stadtprdsident
Sehr geehrte Damen und Herren Stadtrate

Hiermit erheben wir, die katholische Kirchgemeinde Zug, Einspruch bezlglich der vorge-
schlagenen und durch den GGR in erster Lesung gutgeheissene Umzonung im Rahmen der
Ortsplanungsrevision.

Ausgangslage und Ziele Guthirt
Auf dem Pfarreigebiet von Gut Hirt soll ein neues lebendiges Quartierzentrum mit
Aufenthaltscharakter auf Innen- und Aussenflachen fur die Bevolkerung entstehen. Weiter
soll das neue Zentrum fir administrative und {ibergeordnete pastorale Aufgaben der Kath.
Kirchgemeinde dort angesiedelt werden. Zudem soll glinstiger Wohnraum und Arbeits-
flachen flr kirchennahe Institutionen entstehen.
Die heutige Nutzung umfasst Pfarrkirche, Pfarreigemeinschaft, Englischsprachige und
weitere anderssprachige Missionen, Pfarreigruppierungen wie Lektorinnen und Lektoren,
Kirchenchor, Minis, Pfadi, Schachgruppe, Quartierverein Gut Hirt, Stadtisches Angebot der
schulergénzenden Betreuung, Vereine oder Einzelpersonen, welche das Pfarreizentrum fir
deren Anldsse mieten.
Das neue Zentrum soll unter anderem enthalten:
- Kirche als ein Ort des Glaubens, der Stille und fir Veranstaltungen wie Lesungen,
Andachtsraum etc.
- Pfarreizentrum, Pfarramt, Kanzlei, Diakonie (Leuchtturm / Sozialberatung),
Pastoralraum
Zug-Walchwil, Katechese (Religionsunterricht)
- Restauration (Restaurant, Café, Backerei)
- Mehrzweckrdume, Sitzungszimmer, Schulraum intern und externe
- Raume fur kirchennahe Institutionen
- Wohnungen u.A. fur Bedrftige, dltere Personen und Personal etc.
- weitere Nutzungen sind denkbar wie Quartiernutzungen, Kinderhort, Pro Senectute, etc.
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Mit unserem Schreiben vom Mai 2021 (Beilage 1) beantragte
die katholische Kirchgemeinde Zug von den im Guthirt
liegenden Parzellen 2090 und 2215, welche von aktuell in
der OiB liegen, insgesamt 2’990 m? in die Wohn- und
Arbeitszone WAS5 umzuzonen. Zunachst moéchten wir uns fir
den teilweise berticksichtigten Antrag bedanken.

Gemass aktueller Ortsplanungsrevision ist nun lediglich eine
Umzonung von 1’446 m2 auf der Parzelle 2215 vorgesehen.

Unser erneuter Antrag ist, die Umzonung auf die urspriinglich beantragte Flache
von 2'990 m? zu erhohen.

Begriindung

1. Machbarkeitsstudien vom Oktober 2024
Es sind insgesamt 4 grundsatzlich verschiedene
Dispositionen von mehreren Architekten geprift
worden. Das beste Resultat von Rickenbacher
Zimmerli zeigt ein etwas von der Baarerstrasse
zuriickversetztes Hochhaus mit grosszigigen
offentlichen Platzen / Bereichen. Im Vorbereich
soll entlang der Baarerstrasse ein Kirchplatz ent-
stehen, welcher kinftig als wichtiger stadtischer
Anknipfungspunkt an die neue Gleisanbindung
funktionieren wird, resp. den zentralen Nordzu-
gang der Bahnhofperronanlagen darstellt. Hinter
dem umzunutzenden Pfarrhaus (z.B. als Bistro)
folgt dann ein geschitzter und frei zuganglicher
Hof vor einem mdoglichen Hochhaus.

2. Baurechtliche Sicherheit /Klarheit

Bei samtlichen vier Studien zeigt sich die Unterteilung in zwei unterschiedlichen Zonen fir
eine kinftige Bebauung als sehr unglnstig, da ein kinftiges Neubauvolumen sicherlich tber
die Parzellengrenze erfolgen wiirde. Mit einer Mischung aus WAS und OiB hatten wir
baurechtlich einen schwierigen, anfechtbaren Sachverhalt als neue Ausgangslage.
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3. Bedarf und Nutzungen

Der Bedarf an offentlichen Nutzungen ist nur noch sehr Seermgmogremn
beschrankt. Die kath. Kirche moéchte im Guthirt folgende
Nutzungen realisieren: Wohnen, Gemeinschaftliche Raume und
Saale, Schulraum, Buroraumlichkeiten fir die Kanzlei, die
Diakonie, den Pastoralraum, die Pfarrei und weitere kirchennahe
Institutionen.

Das skizzierte Hochhaus mit offentlichen Platzen, Gastronomie i E L
und gemischten Nutzungen erscheint daher sinnvoll. Der [ P
Standort mitten in einem gewachsenen Quartier mit sozialen,
schulischen und kirchlichen Nutzungen ist flr eine derartige
Verdichtung sehr geeignet, zumal das Areal optimal erschlossen ‘
ist und eine zentrale Funktion im Quartier Guthirt Gbernehmen T g V65t
kann.

4. Unterschutzstellung und Entlassung aus dem Inventar

Gemass Fachbericht der Denkmalpflege soll die Kirche inkl. Pfarrhaus denkmalgeschitzt
werden und das Pfarreizentrum aus dem Inventar schitzenswerter Bauten entlassen
werden. Dieser Antrag ist beantragt und in Bearbeitung bei der Denkmalpflege. Hiermit wird
eine baurechtlich verbindliche Lage geschaffen, welche gleichzeitig zur Folge hat, dass eine
Verdichtung vorallem im sudéstlichen Teil der beiden Parzellen zu erfolgen hat.

5. weiteres Vorgehen

Nach Kldrung der Zonengrosse wird ein offentlicher stadte-
baulicher Wettbewerb durchgeflihrt werden, damit spater
ein ordentlicher Bebauungsplan erarbeitet werden kann.

Fazit und Antrag

Damit obige Nutzungen von ca. 10'000 m? aGF umsetzbar
werden, ist eine Parzellenbezugsflache von insgesamt ca.
2'990 m? nétig, damit die maximale AZ von 3.5 nicht
uberschritten wird, wie die nebenstehende aGF-Berech-
nung zeigt. Es seien 2'990 m? wie im urspriinglichen
Umzonungsbegehren der beiden Grundstiicke Nrn. o e pr
2090 mit 3262 m? und 2215 mit 1'446 m? beide GB
Zug im Rahmen der Ortsplanungsrevision der Stadt
Zug umzuzonen und der Wohnzone WAS zuzuweisen.

10068 m*
337
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169847  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat
Grundstuick 2976: Das Grundstick ist von der Initiative «2000 Wohnungen firr den Zu-
Teilumzonung in OelB fiir Schulbauten ger Mittelstand» betroffen. Das bedeutet, dass preisgunstiger Wohn-
raum erstellt werden muss. Eine Umzonung in die Zone OelB ist da-
Begriindung her nicht moéglich. Fir eine allfallige Schulnutzung ist das Grund-

Nach einer Umzonung ware das Areal Steinlager sofort Verfugbar stick zu peripher gelegen.

fur den Schulstandort Guthirt Il (im Gegensatz zum «Ahornpark»).

Damit musste beim bestehenden Guthirt-Schulhaus nicht der Pau-  Antrag Stadtrat

senplatz Uberbaut werden, vermutlich hatten dort die notwendigen Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
Erganzungsbauten an der Mattenstrasse Platz.

172711 Korporation Zug Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
6300 Zug Diese Umzonung ist abzulehnen. Der von der Umzonung betroffen Teil des Grundstlicks GS Nr. 44
wird hauptsachlich landwirtschaftlich genutzt. Der Reitsportplatz
Begriindung stellt eine untergeordnete Nutzung dar. Das Baudepartement hat die
Die Korporation Zug méchte die aktuelle Nutzung des GS 44 als Korporation an der Besprechung vom 27. Marz 2026 darauf hinge-

Reitsportplatz und landwirtschaftliche Nutzung beibehalten. Ferner ~ wiesen, dass der Reitsportplatz inkl. vorhandenem kleinen Gebaude

ist der Grunstreifen entlang der alten Lorzen unbedingt zu erhalten.  in der OelF nicht zonenkonform ist, jedoch Bestandesgarantie gilt.
Die Korporation ist sich dessen bewusst und beflrwortet nach wie
vor die Belassung des GS Nr. 44 in der OelF.
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Anderung Zonenplan:

Grundstiick Zone Fliche | Zone neu Flache
ZP 2009 bisher 1. off.
Auflage
2886 OelF 2'001 m? OelB 2'001 m?
43 OelF 310 m?2 OelB 310 m2
44 OelF 3'751 m2 OelB 3'751 m2
6'062 m?2 6'062 m?2

7

//‘ "

Grundstiick Zone neu Flache
z.H.2. L. neu

GGR

2886 OelB 2'001 m2
43 OelB 310 m?
44 OelB 76 m?2
2'387 m?

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird berucksichtigt.
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169857,
172317

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
Neue Ortsplanungsrevision nicht in dieser Form annehmen

Ich beantrage, dass das Ortsplanungsrevision in der geplanten
Form nicht bewilligt wird, oder so angepasst wird, dass die unten-
stehenden Probleme geldst sind.

Begriindung
Mehr Verkehr, keine Parkplatze fiir Anwohner, gréossere Gefahr fir
Kinder, noch mehr Larm, schlechtere Luftqualitat.

Mehr Verkehr

Durch die Schaffung von zusétzlichen Sportflachen ist nochmals

mit deutlich mehr Fahrzeugen zu rechnen. Schon heute ist die Ver-

kehrssituation an der Feldstrasse sowie dem Hertiquartier belastet.

Mehr Verkehr wirde:

e die Sicherheit fiir Fussganger - vor allem Kinder - und Velofah-
rer verschlechtern

o die Situation fiir die Kinder auf dem Schulweg noch gefahrlicher
machen

¢ die heutige ungeniigende Parkplatzsituation verscharfen

o die Lebensqualitat im Quartier beeintrachtigen

e die Luftqualitat mindern

e den Larmbelastung erhéhen

Erwagungen Stadtrat

Die Umzonung dient der Erweiterung der Sportflachen und beruht
auf einem fachlich fundierten, umfassenden Bedarfsnachweis
(BEI3.07a, 3.06a und 3.14). Dieser wurde basierend auf BASPO
Empfehlungen, Bevodlkerungsprognosen, Schulraumplanung sowie
einer Analyse des bestehenden Angebots erarbeitet, unter Bertck-
sichtigung von Alternativstandorten auf dem gesamten Stadtgebiet.
Der Standorte Allmend Nord ist neben bzw. zusatzlich zum Standort
Gobli Ost die einzige realistische Grossflache, welche den ausge-
wiesenen Flachenbedarf fur flachenintensive Sportarten decken
kann. Damit sind die zentralen Anforderungen nach dem Bundesge-
setz Uiber die Raumplanung vollumfanglich erfillt.

Die gegen die Umzonung vorgebrachten verkehrs- und larmbezoge-
nen Bedenken betreffen ausschliesslich Fragen der konkreten Aus-
gestaltung, der Erschliessung und der Betriebsorganisation der zu-
kinftigen Sportanlagen. Solche detaillierten Nachweise sind nicht
Gegenstand des Nutzungsplanverfahrens. Sie sind erst im Rahmen
des Baugesuchs zu erbringen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Mehr Larm

Mehr Verkehr und noch mehr Larm durch schreiende Sportler und
vor allem Trainer bis in die spaten Abendstunden wurden zu einer
weiteren Larmbelastung fiihren. Diese ware flr die Anwohnerinnen
und Anwohner nicht mehr zumutbar. Bereits heute sind Larmst6-
rungen wahrend der gesetzlich geschitzten Ruhezeiten (Mittags-
ruhe/Abendruhe) eine absolute Regelmassigkeit.

Auswirkungen auf das Wohnumfeld

Die geplanten Projekte nehmen weiteren Naherholungsraum weg.
Die Projekte nehmen absolut keine Riicksicht auf die Anwohner,
die Wohnqualitat und die bereits heute knappe Infrastruktur.
Gerade die Benutzung der Feldhof-Parkplatze von Sportplatzbesu-
chern und Eishockeyspiel-Besuchern ist inzwischen ein richtiges
Argernis. Unsere Besucher des Feldhofes kénnten meist jetzt
schon keinen Platz auf UNSEREN Parkplatzen mehrfinden.
Bereits heute kénnen die Balkone und Sitzplatze wahrend der Som-
merzeit nicht mehr zu Erholungszwecken genutzt werden. Durch
die unerwartete Erweiterung der Betriebszeiten durch den Stadtrat,
ist die Larmbelastung durch schreiende Trainer und Fussballer
wahrend der Freizeit schlicht untragbar.

165260

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
Berlcksichtigung der direkten Nachbarschaft bei Zonenanderung
(Nr.8) und kein weiterer Ausbau der Larmimmissionen

Begriindung
Als direkte Nachbarschaft im Feldhof-Quartier wissen wir um die
Bedeutung und Wichtigkeit von Sportanlagen.

Erwagungen Stadtrat

Die Einwenderschaft spricht in ihrer Einwendung falschlicherweise
von der Zonenplananderung Nr. 8, die Begriindung und die Markie-
rung auf der Karte selbst hingegen betreffen die Zonenplanénde-
rung Nr. 17.

Die Umzonung dient der Erweiterung der Sportflachen und beruht
auf einem fachlich fundierten, umfassenden Bedarfsnachweis
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Auch deshalb wurden seinerzeit bei der Baueingabe der Kunstra-
sen-Platze keine Einsprachen eingereicht.

Durch die neu tagliche Benutzung und stillschweigende Anpassung
der Benltzungsordnung bei den Kunstrasen-Platzen durch den
Stadtrat von 08.00 — 22.00 Uhr (vorher 21.30 Uhr) ist jedoch ein
Larm-Niveau erreicht, welches nicht mehr toleriert werden kann und
die Lebensqualitat der direkten Nachbarschaft massiv verschlech-
tert hat. Als Eigentimer-Vertreter erhalte ich sehr Riickmeldungen
von Familien mit Kindern, die aufgrund der neuen Beniitzungsord-
nung nicht mehr schlafen kénnen.

Die geplante Zonenanpassung (Nr. 8) in eine Zone des 6ffentlichen
Interesses fur Bauten und Anlagen (OelB) fiihrt zu einer massiven
Erhéhung der Larm-Immissionen. Auch befiirchten wir eine weitere
Zunahme des Verkehrs. Bereits heute finden unsere Besucher fast
keine Parkplatze mehr weil diese von Benutzern der Kunstrasen
(oder Mami-Taxis) besetzt sind.

Das Larmgutachten «Fussball- und Streethockeyanlagen Herti-
Nord» kommt auf Basis der berechneten Larmimmissionen zum
Schluss, dass die Richtwerte eingehalten und héchstens «geringfi-
gige Stérungeny verursacht werden. Die betroffene Anwohner-
schaft weist jedoch darauf hin, dass diese sogenannten geringfiigi-
gen Storungen taglich und insbesondere wahrend der gesetzlich
geschutzten Ruhezeiten (Mittagsruhe/Abendruhe) auftreten. In ihrer
Summe fiihren sie deshalb zu einer erheblichen Belastung des
Wohnumfelds. Wir ersuchen die Stadt Zug, diese kumulative Wir-
kung bei der Beurteilung der Larmsituation zukiinftig angemessen
zu berucksichtigen.

Vor allem die letzte halbe Stunde ab 21.30 Uhr bis 22.00 Uhr mit
Larmemissionen und Fluchtlichtanlage, zu einer Zeit wo viele

(BEI3.07a, 3.06a und 3.14). Dieser wurde basierend auf BASPO
Empfehlungen, Bevolkerungsprognosen, Schulraumplanung sowie
einer Analyse des bestehenden Angebots erarbeitet, unter Berick-
sichtigung von Alternativstandorten auf dem gesamten Stadtgebiet.
Der Standorte Allmend Nord ist neben bzw. zusatzlich zum Standort
Gobli Ost die einzige realistische Grossflache, welche den ausge-
wiesenen Flachenbedarf fur flachenintensive Sportarten decken
kann. Damit sind die zentralen Anforderungen nach dem Bundesge-
setz Uiber die Raumplanung vollumfanglich erfillt.

Die gegen die Umzonung vorgebrachten larmbezogenen Bedenken
betreffen ausschliesslich Fragen der konkreten Ausgestaltung und
Betriebsorganisation der zukiinftigen Sportanlagen. Solche detail-
lierten Nachweise sind nicht Gegenstand des Nutzungsplanverfah-
rens. Sie sind erst im Rahmen des Baugesuchs zu erbringen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Kinder schlafen sollten. Bei der Durchsicht der Plane fallt auf, dass
auswartige (resp. sogar ausserkantonale) Vereine die Platze taglich
beanspruchen.

Die Anwohnerschaft ist sich der besonderen Lage im Umfeld von
Sportanlagen bewusst und akzeptiert ein gewisses Mass an daraus
entstehenden Emissionen. Es ist jedoch zu betonen, dass das Ge-
biet Herti nicht ausschliesslich eine Sportmeile, sondern zugleich
eines der am dichtesten besiedelten Wohnquartiere der Stadt Zug
ist. Daraus ergibt sich die klare Erwartung, dass die Stadt Zug als
Betreiberin der Sportanlagen die Interessen der Quartierbevolke-
rung ebenso Ernst nimmt wie jene des Sports — insbesondere im
Hinblick auf Ruhezeiten, Lebensqualitat und nachbarschaftliches
Miteinander.

169669

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Ich beantrage, dass die Ortsplanungsrevision in der geplanten
Form nicht bewilligt wird, oder so angepasst wird, dass die unten-
stehenden Probleme geldst sind.

Begriindung
Einwendung gegen die Ortsplanungsrevision - Zusatzliche
Sportflichen PB Kap. 21

Mehr Verkehr

Durch die Schaffung von zusatzlichen Sportflachen ist nochmals
mit deutlich mehr Fahrzeugen zu rechnen. Schon heute ist die Ver-
kehrssituation an der Feldstrasse sehr stark belastet. Mehr Verkehr
wirde:

Erwagungen Stadtrat

Die Umzonung dient der Erweiterung der Sportflachen und beruht
auf einem fachlich fundierten, umfassenden Bedarfsnachweis
(BEI3.07a, 3.06a und 3.14). Dieser wurde basierend auf BASPO
Empfehlungen, Bevodlkerungsprognosen, Schulraumplanung sowie
einer Analyse des bestehenden Angebots erarbeitet, unter Bertck-
sichtigung von Alternativstandorten auf dem gesamten Stadtgebiet.
Der Standorte Allmend Nord ist neben bzw. zusatzlich zum Standort
Gobli Ost die einzige realistische Grossflache, welche den ausge-
wiesenen Flachenbedarf fir flachenintensive Sportarten decken
kann. Damit sind die zentralen Anforderungen nach dem Bundesge-
setz Uber die Raumplanung vollumfanglich erfullt.

Die gegen die Umzonung vorgebrachten verkehrs- und larmbezoge-
nen Bedenken betreffen ausschliesslich Fragen der konkreten Aus-
gestaltung, der Erschliessung und der Betriebsorganisation der
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169651

«Privatpersonen»

e die Sicherheit flir Fussganger — vor allem Kinder — und Ve-
lofahrer verschlechtern

o die heutige ungenigende Parkplatzsituation noch weiter
verschlimmert

o die Lebensqualitat im Quartier noch mehr beeintrachtigen

Mehr Larm

Mehr Verkehr und noch mehr Larm durch schreiende Sportler und
Trainer bis in die spaten Abendstunden wirden zu einer hdheren
Larmbelastung filhren. Diese ware fiir die Anwohnerinnen und An-
wohner — wie schon aktuell — nicht zumutbar. Hierzu sind Lésungen
gefordert.

Auswirkungen auf das Wohnumfeld

Die geplanten Projekte nehmen weiteren Naherholungsraum weg.
Die Projekte nehmen absolut keine Riicksicht auf die Anwohner,
mehrheitlich Zuger, die Wohnqualitat und die bereits heute
knappe Infrastruktur. Gerade die Benutzung der Feldhof-Parkplatze
von Sportplatzbesuchern und Eishockeyspiel-Besuchern ist inzwi-
schen ein Argernis.

Antrag / Bemerkung

Ich beantrage, dass das Ortsplanungsrevision in der geplanten
Form nicht bewilligt wird, oder so angepasst wird, dass die unten-
stehenden Probleme geldst sind.

Begriindung
Einwendung gege die Ortsplanungsrevision - Zusitzliche
Sportflachen PB Kap. 21.

zukiinftigen Sportanlagen. Solche detaillierten Nachweise sind nicht
Gegenstand des Nutzungsplanverfahrens. Sie sind erst im Rahmen
des Baugesuchs zu erbringen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bericksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Die Umzonung dient der Erweiterung der Sportflachen und beruht
auf einem fachlich fundierten, umfassenden Bedarfsnachweis
(BEI3.07a, 3.06a und 3.14). Dieser wurde basierend auf BASPO
Empfehlungen, Bevoélkerungsprognosen, Schulraumplanung sowie
einer Analyse des bestehenden Angebots erarbeitet, unter Berlick-
sichtigung von Alternativstandorten auf dem gesamten Stadtgebiet.
Der Standorte Allmend Nord ist neben bzw. zuséatzlich zum Standort




175/359

Mehr Verkehr

Durch die Schaffung von zusétzlichen Sportflachen ist nochmals

mit deutlich mehr Fahrzeugen zu rechnen. Schon heute ist die Ver-

kehrssituation an der Feldstrasse belastet. Mehr Verkehr wirde:

e die Sicherheit fur Fussganger — vor allem Kinder — und Velofah-
rer verschlechtern

e die Situation fiir die Kinder auf dem Schulweg nochmals gefahr-
licher machen

¢ die heutige ungeniigende Parkplatzsituation verscharfen

e die Lebensqualitét im Quartier beeintrachtigen

e den Busbetrieb noch mehr stéren

Mehr Larm

Mehr Verkehr und noch mehr Larm durch schreiende Sportler und
Trainer bis in die spaten Abendstunden wirden zu einer hdheren
Larmbelastung filhren. Diese ware fiir die Anwohnerinnen und An-
wohner nicht zumutbar. Bereits heute sind Larmstérungen wahrend
der gesetzlich geschitzten Ruhezeiten (Mittagsruhe/Abend-
ruhe/Wochenende) eine absolute Regelmassigkeit.

Auswirkungen auf das Wohnumfeld

Die geplanten Projekte nehmen weiteren Naherholungsraum weg.
Die Projekte nehmen absolut keine Riicksicht auf die Anwohner,
die Wohnqualitat und die bereits heute knappe Infrastruktur.
Gerade die Benutzung der Feldhof-Parkplatze von Sportplatzbesu-
chern und Eishockeyspiel-Besuchern ist in zwischen ein richtiges
Argernis.

Bereits heute kdnnen die Balkone und Sitzplatze wahrend der Som-
merzeit nicht mehr zu Erholungszwecken genutzt werden.

Gobli Ost die einzige realistische Grossflache, welche den ausge-
wiesenen Flachenbedarf fur flichenintensive Sportarten decken
kann. Damit sind die zentralen Anforderungen nach dem Bundesge-
setz Uiber die Raumplanung vollumfanglich erfillt.

Die gegen die Umzonung vorgebrachten verkehrs- und larmbezoge-
nen Bedenken betreffen ausschliesslich Fragen der konkreten Aus-
gestaltung, der Erschliessung und der Betriebsorganisation der zu-
kinftigen Sportanlagen. Solche detaillierten Nachweise sind nicht
Gegenstand des Nutzungsplanverfahrens. Sie sind erst im Rahmen
des Baugesuchs zu erbringen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Durch die unerwartete Erweiterung der Betriebszeiten durch den
Stadtrat, ist die Larmbelastung durch schreiende Trainer und Fuss-
baller wahrend der Freizeit schlicht untragbar.

172297

IG Herti Nord
6300 Zug

Antrag / Bemerkung

Wir beantragen:

1. Dass das die Ortsplanungsrevision der vorliegenden Form nicht
bewilligt und unter Bericksichtigung der nachfolgend aufgefihrten
Punkte angepasst und Uberarbeitet wird.

2. Dass die zustandige Behorde unsere Einwendung vollumféanglich
pruft und uns Gber den weiteren Verfahrensverlauf informiert.

Begriindung

Unzureichende Beriicksichtigung der Verkehrssituation

Die geplanten zusatzlichen Sportflachen und eine Nutzungserho-

hung fiihren zu einer weiteren deutlichen Mehrbelastung des beste-

henden Verkehrsnetzes. Bereits heute ist die Verkehrssituation

rund um den Feldhof und Feldpark an der Nord- und Feldstrasse

angespannt. Zusatzliche Fahrzeuge wirden:

e die Verkehrssicherheit verschlechtern, insbesondere flir Fuss-
ganger, Velofahrer und vor allem Kinder respektive Schulkinder

o die Kapazitatsgrenzen der bestehenden Infrastruktur Gber-
schreiten

e zu verstarktem Verkehr in Wohnquartieren flhren

e die untragbare Situation, dass bereits heute in grossem Um-
fang die Besucherparkplatze der Uberbauung Feldhof von
Sportplatzbenutzern und Eishockeyspiel-Besuchern miss-
braucht wird, weiter verstarken.

Erwdagungen Stadtrat

Die Umzonung dient der Erweiterung der Sportflachen und beruht
auf einem fachlich fundierten, umfassenden Bedarfsnachweis
(BEI3.07a, 3.06a und 3.14). Dieser wurde basierend auf BASPO
Empfehlungen, Bevolkerungsprognosen, Schulraumplanung sowie
einer Analyse des bestehenden Angebots erarbeitet, unter Bertck-
sichtigung von Alternativstandorten auf dem gesamten Stadtgebiet.
Der Standorte Allmend Nord ist neben bzw. zusatzlich zum Standort
Gobli Ost die einzige realistische Grossflache, welche den ausge-
wiesenen Flachenbedarf fur flachenintensive Sportarten decken
kann. Damit sind die zentralen Anforderungen nach dem Bundesge-
setz Uiber die Raumplanung vollumfanglich erfillt.

Die gegen die Umzonung vorgebrachten verkehrs- und larmbezoge-
nen Bedenken betreffen ausschliesslich Fragen der konkreten Aus-
gestaltung, der Erschliessung und der Betriebsorganisation der zu-
kiinftigen Sportanlagen. Solche detaillierten Nachweise sind nicht
Gegenstand des Nutzungsplanverfahrens. Sie sind erst im Rahmen
des Baugesuchs zu erbringen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Eine umfassende Verkehrsanalyse fehlt vollstandig. Ohne belast-
bare Verkehrszahlen kann keine
verantwortungsvolle Bewilligung erfolgen.

Unzumutbare Larmentwicklung

Die nun geplanten Bauprojekte flihren zu einer erheblichen Steige-

rung der L&rmbelastung, unter anderem durch:

e erhdhten motorisierten Verkehr

e starke Larmbelastung durch schreiende Sportler und Trainer
wahrend 7 Tagen die Woche von 08:00 bis 22:00 Uhr (nach-
tragliche und einseitige Verlangerung der Benutzungs-Ordnung
durch den Stadtrat).

e Bau- und spateren Betriebsbetrieb (Parkierung, Zuschauerver-
kehr und Lieferverkehr)

Die bestehenden Larmgrenzwerte (gemass Larmschutzverordnung,
soweit anwendbar) missen eingehalten werden. Der vorliegende
Projektstand zeigt keine ausreichenden Massnahmen zur Larmmin-
derung. Es fehlen insbesondere:

e detaillierte Larmprognosen

e klare Schallschutzlésungen

e ein plausibles Betriebskonzept zur Minimierung von Emissionen

Wir weisen darauf hin, dass die stetigen Larmstérungen taglich
und insbesondere wahrend der gesetzlich geschitzten Ruhezeiten
(Mittagsruhe/Abendruhe) auftreten. In ihrer Summe filhren sie zu
einer erheblichen und kumulativen Belastung des Wohnumfelds.
Vor allem die letzten zwei Stunden ab 20.00 Uhr bis 22.00
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Uhrbetreffen die direkte Nachbarschaft am starksten und stort die
Nachtruhe der Kinder.

Fehlende oder unzureichende Riicksicht auf die Nachbarschaft
/ Umgebung

Die vorgestellte Ortsplanungsrevision beriicksichtigt die Belastung
der angrenzenden Wohnquartiere in der Herti, dem Feldhof und
dem Feldpark in keiner Weise. Es widerspricht dem Gebot der
Ricksichtnahme und den Grundsatzen einer nachhaltigen Sied-
lungsentwicklung. Zudem ist fraglich, ob die geplante Nutzung mit
dem Standort und der Zonenzugehoérigkeit vereinbar ist.

Weitere Punkte

e Der Verkehrslarm ist bereits sehr hoch durch die Eishockey-
spiele des EVZ, welcher mit der Erhéhung der Besucherkapazi-
tat weiter zunehmen wird. Diese Situation hat sich durch den
Bau des ZVB-Busdepot Provisoriums zudem weiter zugespitzt.

¢ Das geplante Hallenbad wird ebenfalls zu weiterem Verkehr
fihren

e Es fehlt eine Umweltvertraglichkeitsprifung

e Die Planung der Parkierung generell ist vollig unzureichend

e Es besteht eine mangelnde Einbindung in bestehende Infra-
struktur

Schlussbemerkung

Wir ersuchen die Behorde, diese Einwendung detailliert zu priifen
und uns Uber alle weiteren Verfahrensschritte zu informieren.

Im Sinne einer sachgerechten Planung erwarten wir einerseits eine
umfassende Neubewertung des Projekts und eine Uberarbeitung,
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die Verkehr, Larm und Quartiervertraglichkeit angemessen beriick-
sichtigt. Andererseits ersuchen wir den Stadtrat, die bestehende,
massiv erhéhte Larmbelastung durch die markante Mehrnutzug der
neuen Kunstrasen deutlich und auf ein ertragbares Mass zu redu-
zieren. Wir bedauern, dass unsere Bemihungen in den letzten Mo-
naten keine Verbesserung gebracht hat.

170410,
172260

«Privatpersoneny»

Antrag / Bemerkung
Ablehnung der Revision

Ich beantrage, dass das Ortsplanungsrevision in der geplanten
Form nicht bewilligt wird, oder so angepasst wird, dass die unten-
stehenden Probleme geldst sind.

Begriindung

Mehr Verkehr

Durch die Schaffung von zusatzlichen Sportflachen ist nochmals

mit deutlich mehr Fahrzeugen zu rechnen. Schon heute ist die Ver-

kehrssituation an der Feldstrasse belastet. Mehr Verkehr wirde:

e die Sicherheit fiir Fussganger - vor allem Kinder - und Velofah-
rer verschlechtern

¢ die Situation fiir die Kinder auf dem Schulweg nochmals gefahr-
licher machen

e die heutige ungentigende Parkplatzsituation verscharfen

e die Lebensqualitét im Quartier beeintrachtigen

e die Larmimmissionen noch einmal deutlich verstarken

Erwagungen Stadtrat

Die Umzonung dient der Erweiterung der Sportflachen und beruht
auf einem fachlich fundierten, umfassenden Bedarfsnachweis
(BEI3.07a, 3.06a und 3.14). Dieser wurde basierend auf BASPO
Empfehlungen, Bevolkerungsprognosen, Schulraumplanung sowie
einer Analyse des bestehenden Angebots erarbeitet, unter Bertck-
sichtigung von Alternativstandorten auf dem gesamten Stadtgebiet.
Der Standorte Allmend Nord ist neben bzw. zusatzlich zum Standort
Gobli Ost die einzige realistische Grossflache, welche den ausge-
wiesenen Flachenbedarf fir flachenintensive Sportarten decken
kann. Damit sind die zentralen Anforderungen nach dem Bundesge-
setz Uiber die Raumplanung vollumfanglich erfillt.

Die gegen die Umzonung vorgebrachten verkehrs- und larmbezoge-
nen Bedenken betreffen ausschliesslich Fragen der konkreten Aus-
gestaltung, der Erschliessung und der Betriebsorganisation der zu-
kiinftigen Sportanlagen. Solche detaillierten Nachweise sind nicht
Gegenstand des Nutzungsplanverfahrens. Sie sind erst im Rahmen
des Baugesuchs zu erbringen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Mehr Larm

Das Herti-Wohnquartier wirde sich in eine Sportmeile verwandeln.
Das verstandnisvolle Miteinander, welches bis vor 2 Jahren ge-
herrscht hat, kippt in ein deutliches Ubergewicht der lauten Sport-
treibenden. Das Gleichgewicht ist schon heute nicht mehrgegeben.
Mehr Verkehr und noch mehr Larm durch schreiende Sportler und
Trainer bis in die spaten Abendstunden wirden zu einer noch hé-
heren Larmbelastung flihren. Diese ware fiir die Anwohnerinnen
und Anwohner nicht zumutbar. Bereits heute sind Larmstérungen
wahrend der gesetzlich geschitzten Ruhezeiten (Mittags-
ruhe/Abendruhe) eine absolute Regelmassigkeit. Kleinkinder, wel-
che ab 20 Uhr ins Bett gehen, missen auch im Sommerbeige-
schlossenem Fensterschlafen. Balkone kénnen bis 22 Uhr nicht be-
nutzt werden

Auswirkungen auf das Wohnumfeld

Die geplanten Projekte nehmen weiteren Naherholungsraum weg.
Die Projekte nehmen absolut keine Riicksicht auf die Anwohner,
die Wohnqualitat und die bereits heute knappe Infrastruktur.
Gerade die Benutzung der Feldhof-Parkplatze von Sportplatzbesu-
chern und Eishockeyspiel-Besuchern ist inzwischen ein richtiges
Argernis.

Bereits heute kénnen die Balkone und Sitzplatze wahrend der Som-
merzeit nicht mehr zu Erholungszwecken genutzt werden. Durch
die unerwartete Erweiterung der Betriebszeiten durch den Stadtrat,
ist die Larmbelastung durch schreiende Trainer und Fussballer
wahrend der Freizeit schlicht untragbar.
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171772

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Ich beantrage, dass das Ortsplanungsrevision in der geplanten
Form nicht bewilligt wird, oder so angepasst wird, dass die unten-
stehenden Probleme geldst sind.

Begriindung

Mehr Verkehr

Durch die Schaffung von zusétzlichen Sportflachen ist nochmals

mit deutlich mehr Fahrzeugen zu rechnen. Schon heute ist die Ver-

kehrssituation an der Feldstrasse sehr belastet. Mehr Verkehr

wurde:

e die Sicherheit fir Fussganger - vor allem Kinder - und Velofah-
rer verschlechtern

e die Situation fur die Kinder auf dem Schulweg nochmals gefahr-
licher machen

e die heutige ungentigende Parkplatzsituation deutlich verschar-
fen

e die Lebensqualitét im Quartier beeintrachtigen

Mehr Larm

Mehr Verkehr und noch mehr Larm durch schreiende Sportler und
Trainer bis in die spaten Abendstunden wirden zu einer hdheren
Larmbelastung flhren. Diese ware fir die Anwohnerinnen und An-
wohner nicht zumutbar. Bereits heute sind Larmstérungen vor allem
am Abend leider eine absolute Regelmassigkeit.

Erwdagungen Stadtrat

Die Umzonung dient der Erweiterung der Sportflachen und beruht
auf einem fachlich fundierten, umfassenden Bedarfsnachweis
(BEI3.07a, 3.06a und 3.14). Dieser wurde basierend auf BASPO
Empfehlungen, Bevolkerungsprognosen, Schulraumplanung sowie
einer Analyse des bestehenden Angebots erarbeitet, unter Berlck-
sichtigung von Alternativstandorten auf dem gesamten Stadtgebiet.
Der Standorte Allmend Nord ist neben bzw. zusatzlich zum Standort
Gobli Ost die einzige realistische Grossflache, welche den ausge-
wiesenen Flachenbedarf fur flachenintensive Sportarten decken
kann. Damit sind die zentralen Anforderungen nach dem Bundesge-
setz Uiber die Raumplanung vollumfanglich erfillt.

Die gegen die Umzonung vorgebrachten verkehrs- und larmbezoge-
nen Bedenken betreffen ausschliesslich Fragen der konkreten Aus-
gestaltung, der Erschliessung und der Betriebsorganisation der zu-
kiinftigen Sportanlagen. Solche detaillierten Nachweise sind nicht
Gegenstand des Nutzungsplanverfahrens. Sie sind erst im Rahmen
des Baugesuchs zu erbringen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.




182/359

172312

«Privatpersonen»

Auswirkungen auf das Wohnumfeld und Parkplatzsituation
Die geplanten Projekte nehmen weiteren Naherholungsraum weg.
Die Projekte nehmen absolut keine Riicksicht auf die Anwohner,
die Wohnqualitat und die bereits heute knappe Infrastruktur.
Gerade die Benutzung der Feldhof-Parkpliatze von Sportplatz-
besuchern und Eishockeyspiel-Besuchern ist inzwischen ein
grosses Argernis. Wo sollen dann unsere Besucher noch par-
kieren?

Zusatzlich kbénnen heute an etlichen Tagen und Abenden die Bal-
kone wahrend den Sommermonaten nicht mehr zu Erholungszwe-
cken genutzt werden. Durch die unerwartete Erweiterung der Be-
triebszeiten durch den Stadtrat von Zug, ist die Larmbelastung
durch schreiende Trainer und Fussballer untragbar.

Antrag / Bemerkung
Ich beantrage, dass das Ortsplanungsrevision in der geplanten
Form nicht zur Abstimmung gebracht wird.

Begriindung

Unnétiger Gigantismus mit fatalen Folgen

Die geplanten Bauprojekte sind in dieser absurden Grdsse einfach
unnotig. Es gibt weder aus Sicht Steuersubtrat, Kultur oder Lebens-
qualitat einen Grund diese Vergrdsserung von Zug anzustreben.
Die Behauptung, es wiirden sehr viele bezahlbaren Wohnungen fiir
Zuger gebaut ist scheinheilig. Jeder der den Immobilienmarkt etwas
versteht weiss, dass die Nutzung so nicht stattfinden wird. Es wird
absolut keine Rucksicht auf die Erhaltung der Kultur genommen.
Schon heute sind die positiven Multikulti-Effekte schon lange

Erwagungen Stadtrat

Die Umzonung dient der Erweiterung der Sportflachen und beruht
auf einem fachlich fundierten, umfassenden Bedarfsnachweis
(BEI3.07a, 3.06a und 3.14). Dieser wurde basierend auf BASPO
Empfehlungen, Bevodlkerungsprognosen, Schulraumplanung sowie
einer Analyse des bestehenden Angebots erarbeitet, unter Bertick-
sichtigung von Alternativstandorten auf dem gesamten Stadtgebiet.
Der Standorte Allmend Nord ist neben bzw. zusatzlich zum Standort
Gobli Ost die einzige realistische Grossflache, welche den ausge-
wiesenen Flachenbedarf fir flachenintensive Sportarten decken
kann. Damit sind die zentralen Anforderungen nach dem Bundesge-
setz Uber die Raumplanung vollumfanglich erfillt.

Die gegen die Umzonung vorgebrachten verkehrs- und larmbezoge-
nen Bedenken betreffen ausschliesslich Fragen der konkreten
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verpufft und die Entwicklung geht in Richtung komplette Gentrifizie-
rung der Stadt.

Die Ortsplanungsrevision dient offensichtlich einzig spezifischen
wirtschaftlichen Griinden. Die Zerstérung von Naherholungsraum,
der Mehrverkehr mit den entsprechenden Risiken und dem Einfluss
auf Larm sowie Luft, spielt keine Rolle. Die Lebensqualitat wiirde
fur den grossen Teil der heutigen Zuger Bevolkerung mit Sicherheit
schlechter werden.

Mehrverkehr

Der Verkehr durch die Hauptverkehrsachsen Chamerstrasse und

Nordstrasse ist zu den Hauptzeiten bereits massiv. Unter der Wo-

che, vor allem am Abend, stehen die Autos auf dem Pannenstreifen

der Autobahn in Richtung Baar an. Die Kapazitaten sind bereits

heute erschopft. Die geplanten Wohnbauten werden dieses Prob-

lem weiter verscharfen.

Durch die Schaffung von zusatzlichen Sportflachen PB Kap.21 ist

nochmals mit deutlich mehr Fahrzeugen zu rechnen. Schon heute

ist die Verkehrssituation an der Feldstrasse belastet. Mehr Verkehr

wirde:

e die Sicherheit fir Fussganger - vorallem Kinder - und Velofah-
rer verschlechtern

o die Situation fur die Kinder auf dem Schulweg nochmals gefahr-
licher machen

¢ die heutige ungeniigende Parkplatzsituation verscharfen (Es
werden bereits heute die klar bezeichneten «Besucherplatze»
des Feldhof’s konstant von Matchbesuchern benutzt)

e die Lebensqualitat im Quartier beeintrachtigen

Ausgestaltung, der Erschliessung und der Betriebsorganisation der
zukunftigen Sportanlagen. Solche detaillierten Nachweise sind nicht
Gegenstand des Nutzungsplanverfahrens. Sie sind erst im Rahmen
des Baugesuchs zu erbringen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Mehr Larm im Quartier Feldhof

Durch den Bau der Kunstrasenplatze hat sich der Larm im Jahr
2025 bereits vervielfacht.

Noch mehr Verkehr und noch mehr Larm durch schreiende Sportler
und Trainer bis in die spaten Abendstunden wirden zu einer hdhe-
ren Larmbelastung flihren. Diese ware fiir die Anwohnerinnen und
Anwohner auf keinen Fall zumutbar. Bereits heute sind Larmstorun-
gen wahrend der gesetzlich geschiitzten Ruhezeiten (Mittags-
ruhe/Abendruhe) eine absolute Regelmassigkeit.

Auswirkungen auf das Wohnumfeld

Die geplanten zusatzlichen Sportflachen PB Kap.21 nehmen weite-
ren Naherholungsraum weg. Die Projekte nehmen absolut keine
Riicksicht auf die Anwohner, die Wohnqualitat und die bereits
heute knappe Infrastruktur.

Wie schon erwahnt, ist die Benutzung der Feldhof-Parkplatze durch
Sportplatzbesucher und Eishockeyspiel-Besucher ist inzwischen
ein richtiges Argernis, fiir allem fiir echte Besucher und Gaste. Be-
reits heute kdnnen die Balkone und Sitzplatze wahrend der Som-
merzeit nicht mehr zu Erholungszwecken genutzt werden. Durch
die unerwartete Erweiterung der Betriebszeiten durch den Stadtrat,
ist die Larmbelastung durch schreiende Trainer und Fussballer
wahrend der Freizeit schlicht untragbar.

Schlussbemerkungen

Die geplante Ortsplanungsrevision erschliesst sich mir in keiner
Weise. Es wird unter dem Deckmantel von «sozialen und bezahlba-
ren Wohnungsprojekten» eine Vernichtung von Kultur und Lebens-
qualitat betrieben.
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169842  «Privatpersonen» Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Grundstick 33: Die Schulanlage Herti weist nach Fertigstellung der momentan lau-
Teileinzonung OelB oder OelE fenden Erweiterung und Sanierung folgende Pausen- und Spielfla-
chen auf der Flache der bestehenden Schulanlage auf:
Begriindung Je Doppelkindergarten ist ein Kindergartenspielbereich vorgesehen.

Zu wenig Pausen- und Spielflachen beim Grossschulhaus Herti. Es  Insgesamt sind dies drei Spielbereiche fir sechs Kindergarten (zwei
ist sicherzustellen, dass pro Klassenzug zumindest eine Wiese und  davon sind zu einem grossen Spielbereich zusammengefasst).
ein Hartplatz zur Verfugung stehen. Bewegungsférderung wird im- Zwischen dem sich im Bau befindenden Schulhaus und dem beste-
mer wichtiger, die Kinder sollen sich in den Pausen austoben kén- henden Hallenbad ist ein grosser Hartplatz von rund 1'000 m? vorge-
nen und dabei keinem Dichtestress ausgesetzt sein. sehen. Dieser ist von der Markierung her so ausgelegt, dass drei
Klassen zeitgleich auf einem Kleinfeld spielen kénnen.
Nordlich des Schulgebaudes der 2. Etappe wird eine grosse Spiel-
wiese von 2'100 m? und ein weiterer grosser Hartplatz von 1'000 m?
erstellt. Auch diese Flachen kdénnen zeitgleich von mehreren Klas-
sen benutzt werden.
Die Betreuung verfiigt Giber einen separaten Spielbereich.
In der Mitte der Schulanlage gibt es einen grossen, zusammenhan-
genden Pausenbereich mit Spielelementen, Sitzgelegenheiten und
Ruckzugsnischen.
In den neuen Schulgebduden sind auch Pausenflachen auf den Ge-
schossen und Pausenterrassen vorhanden.
Es ist somit sichergestellt, dass auf der bestehenden Flache der
Schulanlage Herti ausreichend Pausen- und Spielflachen zur Verfu-
gung gestellt werden. Es werden keine zusatzlichen Flachen bend-
tigt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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167629

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Einwendung gegen die Ortsplanungsrevision — Zusatzliche Sport-
flachen PB Kap. 21

Ich beantrage, dass das Ortsplanungsrevision in der geplanten
Form nicht bewilligt wird, oder so angepasst wird, dass die unten-
stehenden Probleme geldst sind.

Begriindung

1.Mehr Verkehr / Kein Verkehrskonzept flr zusatzliche Sportplatze

!

Durch die Schaffung von zusétzlichen Sportflachen ist nochmals

mit deutlich mehr Fahrzeugen zu rechnen. Schon heute ist die Ver-

kehrssituation an der Feldstrasse belastet. Mehr Verkehr wirde:

e die Sicherheit flir Fussganger — vor allem Kinder - und Velofah-
rer verschlechtern

e die Situation fiir die Kinder auf dem Schulweg nochmals gefahr-
licher machen

¢ die heutige ungeniigende Parkplatzsituation verscharfen

¢ (Mannschaftsbusse entladen/Laden die Spieler auf der Feld-
strasse.) (Verkehrssicherheit?)

e die Lebensqualitat im Quartier beeintrachtigen (Missbrauch der
Besucherparkplatze als Umschlagplatz)

2. Mehr Larm

Mehr Verkehr und noch mehr Larm durch schreiende Sportler und
Trainer bis in die spaten Abendstunden wiirden zu einer hoheren
Larmbelastung fihren. Diese ware fir die Anwohnerinnen und An-
wohner nicht zumutbar. Bereits heute sind Larmstérungen wahrend

Erwdagungen Stadtrat

Die Umzonung dient der Erweiterung der Sportflachen und beruht
auf einem fachlich fundierten, umfassenden Bedarfsnachweis
(BEI3.07a, 3.06a und 3.14). Dieser wurde basierend auf BASPO
Empfehlungen, Bevolkerungsprognosen, Schulraumplanung sowie
einer Analyse des bestehenden Angebots erarbeitet, unter Berlck-
sichtigung von Alternativstandorten auf dem gesamten Stadtgebiet.
Der Standorte Allmend Nord ist neben bzw. zusatzlich zum Standort
Gobli Ost die einzige realistische Grossflache, welche den ausge-
wiesenen Flachenbedarf fur flachenintensive Sportarten decken
kann. Damit sind die zentralen Anforderungen nach dem Bundesge-
setz Uiber die Raumplanung vollumfanglich erfillt.

Die gegen die Umzonung vorgebrachten verkehrs- und larmbezoge-
nen Bedenken betreffen ausschliesslich Fragen der konkreten Aus-
gestaltung, der Erschliessung und der Betriebsorganisation der zu-
kiinftigen Sportanlagen. Solche detaillierten Nachweise sind nicht
Gegenstand des Nutzungsplanverfahrens. Sie sind erst im Rahmen
des Baugesuchs zu erbringen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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der gesetzlich geschitzten Ruhezeiten (Mittagsruhe/Abendruhe)
eine absolute Regelmassigkeit.

3. Auswirkungen auf das Wohnumfeld

Die geplanten Projekte nehmen weiteren Naherholungsraum weg.
Die Projekte nehmen absolut keine Riicksicht auf die Anwohner,
die Wohnqualitat und die bereits heute knappe Infrastruktur.
Gerade die Benutzung der Feldhof-Parkplatze von Sportplatzbesu-
chern und Eishockeyspiel-Besuchern ist inzwischen ein richtiges
Argernis. Die Bereits heute kénnen die Balkone und Sitzplatze wah-
rend der Sommerzeit nicht mehr zu Erholungszwecken genutzt
werden. Durch die unerwartete Erweiterung der Betriebszeiten
durch den Stadtrat, ist die Larmbelastung durch schreiende Trainer
und Fussballer wahrend der Freizeit schlicht untragbar.

4. Schlussbemerkungen
Ich bitte um sorgfaltige Prufung meiner Einwendung und um eine
Mitteilung Uber die weiteren Schritte im Verfahren.

172712

Korporation Zug
6300 Zug

Antrag / Bemerkung
Diese Umzonung ist abzulehnen.

Begriindung

Die Korporation Zug méchte die bestehende landwirtschaftliche
Nutzung beibehalten. Ferner wartet der Verwaltungsrat weiterhin
auf das seit langer Zeit versprochene Sportkonzept. Die Korpora-
tion Zug verfolgt eine zurtickhaltende, nachhaltige und langfristige
Landpolitik.

Erwagungen Stadtrat

Im Rahmen der laufenden Gesamtrevision der Ortsplanung wurden
die durch das Raumplanungsrecht fiir Umzonungen fir &ffentliche
Interessen verlangten fachlich fundierten Grundlagen erarbeitet.
Dazu gehdren insbesondere die Bedarfsanalyse Sportflachen, die
Bewertung und Priorisierung der OelB Flachen sowie verschiedene
thematische Grundlagenberichte.

Insgesamt zeigt die Gesamtabwagung klar, dass die Umzonung er-
forderlich, verhaltnismassig und fachlich wie rechtlich abgestitzt ist.
Der ausgewiesene Bedarf an flachenintensiven Sportarten, das
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Die wenigen Landreserven sollen nicht bereits heute zu grossen Fehlen geeigneter Alternativstandorte, die funktionale Standorttaug-

Teilen der flachenintensiven Sportnutzung zugeschlagen werden. lichkeit, die belegte Machbarkeit sowie die konsistente fachliche
Herleitung im Rahmen der Ortsplanung bilden zusammen eine trag-
fahige Grundlage fir die Umzonung in eine Zone fir 6ffentliche Inte-
ressen zur Erstellung dringend bendétigter Sportanlagen.
Anlasslich der Sitzung vom 27. Marz 2026 informierte die Korpora-
tion Zug das Baudepartement dariber, dass sie den ausgewiesenen
Bedarf an flachenintensiven Sportnutzungen und die damit einher-
gehende Umzonung grundsatzlich nicht in Frage stellt. Sie ausserte
jedoch den Wunsch, im Vorfeld der Ortsplanungsrevision das Ge-
sprach zu suchen, um die betroffenen Flachen gemeinsam zu opti-
mieren.
Auf Grundlage des Gesprachs hat das Baudepartement eine opti-
mierte Umzonung ausgearbeitet, welche die Anliegen beider Seiten
bertcksichtigt und von der Korporation Zustimmung erhalten hat.
Der Stadtrat erachtet diese Anpassungen als sachlich nachvollzieh-
bar und fachlich gut begriindet. Er beantragt dem Grossen Gemein-
derat daher, die vorliegenden Varianten zu beschliessen. Aus die-
sem Grund wird beantragt, die Einwendungen mit den ID 172712
(Anderung Nr. 17 Allmend Nord) und 172715 (Anderung Nr. 19
Gobli Ost) abzuweisen.
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Anderung Zonenplan

Grundstiick Zone Flache Zone neu Flache
ZP 2009 bisher 1. off.
Auflage
33 Landwirtschaft 31'781 m?2 OelB 31'781 m2

Grundstiick Zone neu Flache neu
zH.2. L.
GGR
33 OelB 16'008 m?

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht beriicksichtigt.
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172715

Korporation Zug
6300 Zug

Antrag / Bemerkung
Diese Umzonung ist abzulehnen.

Begriindung

Die Korporation Zug ist der Ansicht, dass die vorgesehene Umzo-
nung alles andere als ressourcenschonend und platzsparend sei.
Die Korporation Zug verfolgt eine zurtickhaltende, nachhaltige und
langfristige Landpolitik. Die wenigen Landreserven sollen nicht be-
reits heute zu grossen Teilen der flachenintensiven Sportnutzung
zugeschlagen werden. In diesem Zusammenhang sei ein weiteres
Mal auf das fehlende Sportkonzept hinzuweisen. Ferner ist diese
Flache aktuell als Fruchtfolgeflache definiert und kann nur in Aus-
nahmefallen umgezont werden.

Erwagungen Stadtrat

Im Rahmen der laufenden Gesamtrevision der Ortsplanung wurden
die durch das Raumplanungsrecht fir Umzonungen fir 6ffentliche
Interessen verlangten fachlich fundierten Grundlagen erarbeitet.
Dazu gehdren insbesondere die Bedarfsanalyse Sportflachen, die
Bewertung und Priorisierung der OelB Flachen sowie verschiedene
thematische Grundlagenberichte.

Insgesamt zeigt die Gesamtabwagung klar, dass die Umzonung er-
forderlich, verhaltnismassig und fachlich wie rechtlich abgestitzt ist.
Der ausgewiesene Bedarf an flachenintensiven Sportarten, das Feh-
len geeigneter Alternativstandorte, die funktionale Standorttauglich-
keit, die belegte Machbarkeit sowie die konsistente fachliche Herlei-
tung im Rahmen der Ortsplanung bilden zusammen eine tragfahige
Grundlage fir die Umzonung in eine Zone fiir 6ffentliche Interessen
zur Erstellung dringend bendtigter Sportanlagen.

Aufgrund des Bedarfs an flachenintensiven Sportarten gemass
Empfehlungen des Bundesamts fir Sport (BASPO) und, dass auf-
grund der Siedlungsbegrenzungslinie und der Topografie keine Al-
ternativstandorte verfligbar sind, Uberwiegt das 6ffentliche Interesse
an einer Einzonung der Flache, der als Fruchtfolgeflache ausge-
schieden ist, zugunsten der Zone OelB (Art. 30 Abs. 1°s RPV ist er-
fullt). Die Detailabstimmung bezuglich Alternativen und/oder Ersatz-
massnahmen erfolgt zu einem spateren Zeitpunkt in Zusammenar-
beit mit dem Kanton.

Anlasslich der Sitzung vom 27. Marz 2026 informierte die Korpora-
tion Zug das Baudepartement daruber, dass sie den ausgewiesenen
Bedarf an flachenintensiven Sportnutzungen und die damit
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einhergehende Umzonung grundsatzlich nicht in Frage stellt. Sie
ausserte jedoch den Wunsch, im Vorfeld der Ortsplanungsrevision
das Gesprach zu suchen, um die betroffenen Flachen gemeinsam
zu optimieren.

Auf Grundlage des Gesprachs hat das Baudepartement eine opti-
mierte Umzonung ausgearbeitet, welche die Anliegen beider Seiten
bertcksichtigt und von der Korporation Zustimmung erhalten hat.
Der Stadtrat erachtet diese Anpassungen als sachlich nachvollzieh-
bar und fachlich gut begriindet. Er beantragt dem Grossen Gemein-
derat daher, die vorliegenden Varianten zu beschliessen. Aus die-
sem Grund wird beantragt, die Einwendungen mit den ID 172712
(Anderung Nr. 17 Allmend Nord) und 172715 (Anderung Nr. 19
Gobli Ost) abzuweisen.
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Anderung Zonenplan

Grundstiick Zone Flache Zone neu Fldche
ZP 2009 bisher 1. off.
Auflage
diverse OelF 20'439 m? OelB 20'439 m?2
UeFa 12'452 m?2 UeFa 12'452 m?2
WA4 380 m? WA4 380 m?
UeFa 380 m? UeFa 380 m?2

Grundstiick Zone neu Flache neu
zH.2.L.
GGR
diverse OelB 33270 m?
WA4 380 m?2

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Anderung Nr. 18

169854

172717

«Privatpersonen»

Korporation Zug
6300 Zug

Antrag / Bemerkung
Grundstuick 4814:
Teilumzonung in OelB fiir Schulbauten

Begriindung

Stadtreparatur flir das identitatslose, mit 6ffentlicher Infrastruktur
komplett unterversorgte Quartier Schleife:

Quartierschulhaus sorgt auch fir gesellschaftlichen Zusammenhalt
und Identitat, entlastet Grossschulhauser Herti und Guthirt (1).

Antrag / Bemerkung

Die Ausscheidung einer Verkehrsflache auf diesem Grundstiick ist
abzulehnen und das ganze Grundstulck sein als Bauzone mit spezi-
ellen Vorschriften fir preisgtinstigen Wohnungsbau festzulegen.

Begriindung

Die Ausscheidung einer Verkehrsflache und damit der Verlust der
Ausnutzung auf einem Grundstuck, das zu 100 % fur preisgunsti-
gen Wohnungsbau verwendet wird, ist unseres Erachtens sinnfrei,
es wirden dadurch rund 12 preisglinstige Wohnungen realisiert.
Ferner mochten wir darauf hinweisen, dass auch die Bauordnung
anzupassen ware. Unseres Erachtens ware es sinnvoll, hier eine
neue Zone WAG vorzusehen, wodurch deutlich mehr preisglinstige
Wohnungen realisiert werden kdnnten.

Erwagungen Stadtrat

Das Grundstiick ist im Eigentum der Korporation Zug und ist eine

der bereits bestehenden Zonen fir preisglinstigen Wohnungsbau.
Preisglnstiger Wohnraum wird in der Stadt Zug dringend benétigt.
Daher ist eine Umzonung nicht zielfiihrend.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Verkehrsflache:

Die mit der Ortsplanungsrevision vorgesehene Umzonung der kan-
tonalen Radstrecke in die Verkehrsflache bildete lediglich den beste-
henden Zustand ab. Gemass den einschlagigen Bestimmungen des
kantonalen Planungs- und Baugesetzes sind entsprechende ver-
kehrsbezogene Flachen nicht an die Ausnutzungsziffer anzurech-
nen.

Anlasslich der Sitzung vom 27. Marz 2026 informierte die Korpora-
tion Zug das Baudepartement dariiber, dass derzeit ein Projekt zur
Uberbauung des Grundstiicks 4814 in Vorbereitung ist und in die-
sem Zusammenhang verschiedene Abklarungen mit dem Kanton
zur zukunftigen Anordnung der betroffenen Radstrecke laufen.

Vor diesem Hintergrund erachtet der Stadtrat die vorgesehene Um-
zonung in eine Verkehrsflache als verfriiht. Allfallige Anpassungen,
die eine Umzonung in eine Verkehrsflache vorsehen, sind unter Be-
rucksichtigung der Koordinationspflicht in einem spateren, von der
laufenden Ortsplanungsrevision getrennten Verfahren zu prifen.
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Im Planungsbericht wird entsprechend festzuhalten sein, dass die
vertiefte Prifung einer moglichen Umzonung zu einem spéateren
Zeitpunkt und im Rahmen eines eigenstandigen Verfahrens erfolgen

wird.

Anderung Zonenplan

Grundstiick Zone Flache Zone neu Flache
ZP 2009 bisher 1. off.
Auflage

4814 WAS 18'593 m?2 BsV paW 18'133 m?2
Verkehrsflache 460 m?2

Grundstiick Zone neu Flache neu

zH. 2. L.
GGR
4814 BsV pgW 18'593 m?
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Bauordnung / Zone WAG6

Die Bauordnung sieht keine Zone WAG vor. Zur Erhéhung der Ge-
schosszahl und des Nutzungsmasses steht das Instrument des ein-
fachen Bebauungsplans zur Verfligung.

Antrag Stadtrat

Der Antrag wird zur Kenntnis genommen; die Zonenplananderung
wird in einem separaten, der Ortsplanungsrevision nachgelagerten
Verfahren behandelt.

169853  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung
Die Bebauung des Grundstiicks 1617 innert nitzlicher Frist ist ver-
traglich abzusichern, ansonsten ist auf die Einzonung zu verzich-
ten.

Begriindung

An der Bauwilligkeit des Eigentiimers bestehen anscheindend er-
hebliche Zweifel. Zonen fir preisglinstigen Wohnungsbau niitzen
aber nichts, wenn sie nicht genutzt werden.

Erwdgungen Stadtrat

Gemass § 70 nBO hat der Stadtrat dem Grossen Gemeinderat bis
zum 31. Dezember 2032 Bericht und Antrag betreffend Massnah-
men in Bezug auf die fehlende Verfugbarkeit bereits eingezonten
Baulandes von privaten Eigentimerschaften zu erstatten. Somit ist
der Antrag bereits berlcksichtigt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag ist bereits beriicksichtigt.

171371 «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung
Das Grundstiick Nr. 37 wird nicht in Bauland und Zone des 6ffentli-
chen Interesses fiir Freihaltung umgezont.

Erwagungen Stadtrat

Nachgelagert zur vorliegenden Einwendung vom 9. Dezember 2025
(ID171371) hat die Einwenderschaft eine weitere Einwendung am
11. Dezember 2025 (ID 193475) eingereicht.

Die Zonierung, Stand 1. 6ffentliche Auflage, wurde nicht vom
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Interesses fur Freihaltung umgezont.

Stadtrat mit Beschluss zur 1. Lesung im Grossen Gemeinderat
(GGR) beantragt, sondern von der Bau- und Planungskommission
(BPK). Die Prifung von Varianten (Abklarungsauftrag der BPK an
das Baudepartement) ist in den 6ffentlich einsehbaren Unterlagen
des GGR ersichtlich: Ortsplanung Zug Nutzungsplanung — Folien
BPK 26. Februar 2025.

Mit den Grundeigentimerschaft von GS 37 sowie auch von GS
4193 haben Anfang Februar 2026 separate Besprechungen mit Ver-
tretenden des Baudepartements stattgefunden, um den Sachverhalt
zu erldutern.

In der Zwischenzeit haben sich die Grundeigentiimerschaft des GS

Begriindung 37 und des GS 4193 zusammengesetzt und nach einer Lésung ge-
Am 8. November 2024 hatte die Grundeigentiimerschaft mit der sucht, die fur beide Parteien stimmig ist. Sie haben dem Baudepar-
Stadtarchitektin eine Vorinformation beziiglich Nutzungsplanrevi- tement an der Sitzung vom 18. Méarz 2026 folgende Einzonungsvari-
sion Ammannsmatt. Es wurde (Anhang1) die Variante mit der Ein- ante vorgeschlagen: Die BsV preisgiinstiger Wohnraum (mit Grund-
zonung (violett) als Wohnzone mit Anteil preisgtinstigem Wohn- mass WA2, AZ 0.65) wird Uber GS 4193 und den dstlichen Teil des
raum oder (Angang2) (gelb) Wohnzone besprochen. GS 37 inkl. Erschliessung gelegt.

GS 4193 (4'410 m?) + Ostlicher Teil GS 37 inkl. bestehende Er-
schliessung (3'348 m2) -- Total 7’558 m?

Fir den Stadtrat ist die fiir beide Parteien stimmige Variante nach-
vollziehbar (ID 193475). Er beantragt dem Grossen Gemeinderat,
diese Variante zu beschliessen. Deshalb wird der Antrag der Ein-
wenderschaft vom 9. Dezember 2025 zu ID 171371 abgelehnt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Nutzungsplanungsrevision - Ammannsmatt
Prifungsauftrag aus der Bau- und Planungskommission

X o i
anee a1
2390 . Wsans’

Nutzungsplanungsrevision - Ammannsmatt
OPR Stand kantonale Vorprifung

» -c‘ P ‘

Zonenplan 2009 Zonenplan neu

Grundstick Zone bisher Flache bisher Zone neu Fliche neu

37,3279,3778 Landwirtschaft 2'602 m2 W2A 2'602 m2
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Die Information hatte zum Ziel, die Moglichkeiten einer Nutzungs-
anderung auf dem Grundstick Nr. 37 zu prifen. Die Grundeigenti-
merschaft informieren, dass auf dem Grundsttick Nr. 37 keine Nut-
zungsanderung gewlnscht wird.

Bei der Information durch die Stadtarchitektin wurde diese Zo-
nenanderung in der Form wie sie oben gekennzeichnet ist, nie be-
sprochen.

Die Zone Grundstiick 37 Bild oben (violett) gekennzeichnet mit ro-
tem Pfeil, wird nicht bebaut, da die Grésse zu klein ist und der Zu-
gang zur landwirtschaftlichen Flache abgeschnitten wiirde. Dieser
Abschnitt wird von der Stadt vorgeschlagen als Briicke fir das
Grundstiick Nr. 4193 was grundsatzlich abgelehnt wird.

Das hat nichts mit nachhaltiger Siedlungsentwicklung zu tun, son-
dern befriedigt alleine die Interessen des Besitzers des Grund-
stucks Nr. 4193. Mit dieser Zersiedelung kann keine gezielte Innen-
verdichtung erreicht werden. Der Boden wird unnétig in kleine Par-
zellen aufgeteilt und so das Ziel den Bodenverbrauch zu minimie-
ren vollkommen verunmaoglicht. Eine ausgewogene Siedlungsodkolo-
gie kann so nicht erreicht werden. Es muss im Interesse der Stadt
Zug sein, dass die Ammannsmatt als eines der wenigen noch sinn-
vollen Grinflachen fir die Umnutzung optimal verplant wird. Dabei
geht das nur tber einen Uberbauungsplan fiir die ganze Flache. Es
gilt den Charakter der Ammannsmatt zu wahren und die Méglich-
keit von preisglinstigem Wohnen als Teil der Gesamtiiberbauung
zu fordern. Dabei bitte die Siedlungsdkonomie nicht vergessen, nur
wenn das investierte Geld auch Gewinn abwirft, wird gebaut. Das
haben leider viele Politiker vergessen. Die Zone des 6ffentlichen In-
teresses fur Freihaltung wurde nie besprochen und wird grundsatz-
lich abgelehnt. Diese Zone wurde mit der Stadtarchitektin als
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193475

«Privatpersoneny»

mdgliches Bauland besprochen und sollte grundsatzlich fir die Fa-
milie bezahlbaren Wohnraum schaffen. Als Eigentimerin ist das
unsere weitsichtige Planung, an der wir festhalten und auch vertei-
digen werden.

Bis zur nachsten Nutzungsplanrevision in 15 Jahren bleibt die Par-
zelle Nr. 37 Landwirtschaftszone.

Sollten Sie dem Antrag nicht zustimmen, werden wir alle rechtli-
chen Mdglichkeiten ausschopfen.

Antrag / Bemerkung

Sollte die Parzelle Nr. 37 nicht ganz ausgezont werden, so soll die
ganze Parzelle als Bauland eingezont werden. Die Festlegung, wo
die Zone desdffentlichen Interesses fur Freihaltung dann hinkommt,
soll dem Grundeigentimer Uberlassen werden.

Begriindung

Nachdem wir verschiedene Gesprache gefiihrt haben und die
Wahrscheinlichkeit, dass die Parzelle Nr. 37 gar nicht eingezont
wird, relativ klein ist, gibt es fir uns nur noch die Mdglichkeit, die
ganze Parzelle Nr. 37 einzuzonen.

Eine zersplitterte Parzelle Nr. 37 kann nicht mehr ordentlich fir die
Landwirtschaft genutzt werden. Die Emissionen fiir die Nachbarn
waren in keinem verniinftigen Verhaltnis. Deshalb macht es Uber-
haupt keinen Sinn, den Rest der Parzelle als Landwirtschaftsland
stehen zu lassen.

Wenn unsere erste Einwendung abgelehnt wird, bitten wir Sie
diese Einwendung zu priifen.

Erwagungen Stadtrat

Mit Schreiben vom 9. Dezember 2025 (ID 171371) sowie 11. De-
zember 2025 reichte die Einwenderschaft im Rahmen der 1. 6ffentli-
chen Auflage Ortsplanungsrevision Einwendung betreffend Einzo-
nung von GS 4193 und Teilen von GS 37 in eine Bauzone mit spezi-
ellen Vorschriften fur preisgiinstigen Wohnungsbau im Gebiet Am-
mannsmatt (§ 6 nBO), sowie eine Umzonung des 6stlichsten Parzel-
lenteils von GS 37 in eine OelF (Nichtbauzone) ein.

Das erste Schreiben lehnt eine Einzonung von Teilen des GS 37 ab.
Das zweite Schreiben beantragt die Einzonung des gesamten GS
37, sofern das GS 37 nicht ganz ausgezont werden kann.

Die Zonierung, Stand 1. &ffentliche Auflage, wurde nicht vom Stadt-
rat mit Beschluss zur 1. Lesung im Grossen Gemeinderat (GGR) be-
antragt, sondern von der Bau- und Planungskommission (BPK). Die
Prifung von Varianten (Abklarungsauftrag der BPK an das Baude-
partement) ist ersichtlich in den 6ffentlich einsehbaren Unterlagen
des GGR: Ortsplanung Zug Nutzungsplanung — Folien BPK 26. Feb-
ruar 2025.
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Mit den Grundeigentimerschaft von GS 37 sowie auch von GS
4193 haben Anfang Februar 2026 separate Besprechungen mit Ver-
tretenden des Baudepartements stattgefunden, um den Sachverhalt
zu erlautern.

In der Zwischenzeit haben sich die Grundeigentiimerschaft des GS
37 und des GS 4193 zusammengesetzt und nach einer Losung ge-
sucht, die fur beide Parteien stimmig ist. Sie haben dem Baudepar-
tement an der Sitzung vom 18. Marz 2026 folgende Einzonungsvari-
ante vorgeschlagen: Die BsV preisginstiger Wohnraum (mit Grund-
mass WA2, AZ 0.65) wird Uber GS 4193 und den 6stlichen Teil des
GS 37 inkl. Erschliessung gelegt.

GS 4193 (4'410 m?) + Ostlicher Teil GS 37 inkl. bestehende Er-
schliessung (3'349 m?) -- Total 7'759 m?

Im Rahmen der 6&ffentlichen Mitwirkung ist die Stadt verpflichtet,
sachlich begriindete Varianten zu prifen (Art. 2 und 4 RPG). Die
von der Einwenderschaft eingebrachte Variante erweist sich fur den
Stadtrat nachvollziehbar und als fachlich vertretbar und entspricht
den Grundsatzen der haushélterischen Bodennutzung (Art. 1 und 3
RPG). Der Stadtrat beantragt dem Grossen Gemeinderat, diese Va-
riante zu beschliessen.

Da die neue Variante vom Antrag der Einwendung abweicht, wird
der Antrag nur teilweise berucksichtigt.
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Anderung Zonenplan:

Grundstiick Zone Flache | Zone neu Fldche

ZP 2009 bisher 1. off.
Auflage

4193 Landwirtschaft 4'410 m2 | BsV pgW. 4'410 m2
(WA2)

37 Landwirtschaft 1664 m2 | BsV pgW. 1'664 m?2
(WA2)

2'937 m? OelF 2'937 m?2

3279 Landwirtschaft 292 OelF 292 m?2

Grundstick | Zone neu Fléche neu
zH. 2. L.
GGR
4193 BsV pgW 4410 m?
(WA2)
37 3057 e 7'759 m?
BsV pgWV.
(WA2)
3279 292 m?

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird teilweise bertcksichtigt.
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169840

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
Grundstick 37:
Verzicht auf Einzonung.

Begriindung

Einerseits ist es stossend, dass hiermit eine jahrzehntelange zo-
nenfremde Nutzung legalisiert respektive sogar belohnt wird, and-
rerseits ist das Grundstlick peripher gelegen und sehr schlecht an
den OV angeschlossen, was fiir ein dicht zu bebauendes Areal mit
gunstigen Wohnungen suboptimal ist. Ich fordere zumindest die
vorgangige Uberpriifung respektive Sicherung einer direkten OV-
Anbindung ans Stadtzentrum. (Wegrecht Nachbarparzellen, Bus-
haltestelle in < 200 m Distanz).

Erwdagungen Stadtrat

Die Einzonung von GS 4193 und Teilen von GS 37 wurde von der
Bau- und Planungskommission (BPK) beantragt und vom Grossen
Gemeinderat (GGR) in der 1. Lesung beschlossen.

Das von der Zonenplan-Anderung Nr. 86 betroffene Gebiet liegt in-
nerhalb der kantonal festgelegten Siedlungsbegrenzungslinie. Die
Einstufung in die 6V-Guteklasse C weist auf eine mittelmassige und
damit fur Wohnzwecke angemessene Erschliessung hin, deren De-
taillierung, inklusive Sicherung, im Zuge der weiteren Planung mog-
lich und ublich ist. Die Einzonung erlaubt somit eine sinnvolle Arron-
dierung der bestehenden Siedlungsstruktur sowie die Bereitstellung
von preisgunstigem Wohnraum und erméglicht damit eine nachhal-
tige stadtebauliche Entwicklung.

Aufgrund der 1. 6ffentlichen Auflage haben sich die Grundeigenti-
merschaft des GS 37 und des GS 4193 zusammengesetzt und nach
einer Losung gesucht, die fir beide Parteien stimmig ist. Sie haben
dem Baudepartement an der Sitzung vom 18. Marz 2026 folgende
Einzonungsvariante vorgeschlagen: Die BsV preisgunstiger Wohn-
raum (mit Grundmass WA2, AZ 0.65) wird Uber GS 4193 und den
dstlichen Teil des GS 37 inkl. Erschliessung gelegt und umfasst neu
eine Flache von 7°558 m2. Siehe Einwendung ID 193475.

Im Rahmen der 6ffentlichen Mitwirkung ist die Stadt verpflichtet,
sachlich begriindete Varianten zu prifen (Art. 2 und 4 RPG). Die
von der Einwenderschaft eingebrachte Variante erweist sich fur den
Stadtrat nachvollziehbar und als fachlich vertretbar und entspricht
den Grundsatzen der haushalterischen Bodennutzung (Art. 1 und 3
RPG). Der Stadtrat beantragt dem Grossen Gemeinderat, diese Va-
riante zu beschliessen (vgl. ID 193475).
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Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Anderung Nr. 28

173194

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

1. Die Anderung Nr. 28 betreffend Bauzone mit speziellen Vor-
schriften Lissi sei aufzuheben und der Perimeter des Bebauungs-
plans der Bauzone mit speziellen Vorschriften Lissi sei so in die
neue Ortsplanung zu integrieren, so wie er gemass Vertiefungsstu-
die Graber Pulver Architekten AG vom 7. Juli 2014 vorbereitet, vom
Denkmalschutz, der Kantonalen Raumplanung und von der Stadt-
bildkommission fur gut befunden und mit dem Stadtrat von Zug am
6./14. Juni 2022 vereinbart wurde.

2. Eventualiter seien zu Gunsten der neuen Erschliessung, Ent-
wicklung und Gebaudeerweiterung innerhalb des Bebauungsplans
Ldssi zu Gunsten von neu eingezonten Fldchen Auszonungen von
anderen Flachen zu machen, immer in Absprache mit der Eigentu-
merschaft im Hinblick auf eine sachgerechte Lésung.

Begriindung

Aufgrund Ihrer Akten wissen Sie, dass ich als Rechtsvertreter der
Erbengemeinschaft amtiere, also der Eigentimerschaft unter ande-
rem von GS 1756 im LUssi in Zug. Im Zusammenhang mit dem Pla-
nungsbericht zur Ortsplanungsrevision, welcher zurzeit 6ffentlich
aufliegt, mache ich die nachfolgenden Ausfiihrungen im Sinne von
Einwendungen. Dies betrifft insbesondere die beschlossene Ande-
rung Nr. 28 auf Seite 141 des Planungsberichts.

Vorab zusammengefasst darf ich feststellen, dass gemass aktueller
Auflage nicht diejenige Anderung in der Bauzone mit speziellen

Erwagungen Stadtrat

Wie die Einwenderschaft richtig feststellt, ist in der Vereinbarung
(Letter of Intent) zwischen der Stadt Zug und der Grundeigentimer-
schaft, welche der Stadtrat am 14. Juni 2022 unterzeichnet hat, fest-
gehalten, dass im Rahmen der Ortsplanungsrevision die Erweite-
rung der Zone mit speziellen Vorschriften Lissihof (Arrondierung)
auf Grundlage der bestehenden Studie Lussihof definiert werden
soll.

Der Stadtrat ist dieser Abmachung gefolgt und hat dem Grossen
Gemeinderat in 1. Lesung eine Einzonung zur Erstellung der Neu-
bauten gemass der Studie Lussihof — weitere Entwicklung vom

14. November 2018, sowie die Einzonung der beiden Erschliessun-
gen beantragt. Siehe Planungsbericht Stand 1. Lesung (dat. 9. Ja-
nuar 2025). Darin war der Situationsplan Umgebung aus der Studie
Lussihof abgebildet. Somit war das Vorhaben ersichtlich. Die ge-
samte Studie und die Vereinbarung wurden der BPK und dem GGR
nicht vorgelegt.

Mit E-Mail vom 7. Juni 2023 wurde der Rechtsvertreter durch das
Baudepartement informiert, dass der Stadtrat die Zonierung der Er-
weiterung des Lussihofs besprochen hat. Eine Einzonung sei ledig-
lich Uber das Gebiet der Erweiterung maoglich. Die tGbrige Flache
musste Landwirtschaftszone bleiben oder kdnnte auch der Zone

OelF zugefiihrt werden.
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Vorschriften Lissi nach der ersten Lesung des Grossen Gemeinde-
rates (GGR) umgesetzt worden soll, welche zwischen der Eigentii-
merschaft und dem Stadtrat von Zug unter Einbezug von weiteren
Amtern wie Denkmalschutz, Raumplanung und Stadtbildkommis-
sion wahrend vielen Jahren geplant, intensiv erarbeitet und sogar
ganz konkret vereinbart worden ist.

Es ist fur die Eigentiimerschaft nicht nachvollziehbar, weshalb nun
in der ersten Lesung des GGR eine Lésung verabschiedet worden
ist, welche in keiner Art und Weise auf friiheren Abklarungen, Emp-
fehlungen und Absprachen basiert und sachlich in keiner Art und
Weise die gegebene Problematik und die tatsachlichen Verhalt-
nisse berlcksichtigt.

Dazu die folgenden Vorbemerkungen:

Im Rahmen der Auflage nahm die Eigentiimerschaft die Sprech-
stunde bei der Stadt Zug am 1. Dezember 2025 wahr. Seitens der
Stadt Zug waren die Stadtarchitektin und die Projektleiterin Stadt-
planung anwesend. Die Eigentimerschaft wollte insbesondere wis-
sen, weshalb die urspriingliche Planung, Erarbeitung und Vereinba-
rung in Bezug auf das LUssi in der ersten Lesung des GGR gekippt
und durch eine nicht taugliche Variante ersetzt worden war. Die we-
sentliche Auskunft war, dass dies in der Bau- und Planungskom-
mission (BPK) so entschieden worden sei. Meine weitere Frage,
was denn die Grundlagen der BPK flr diese neue Lésung gewesen
sei, konnte mir nicht beantwortet werden. Insbesondere konnte
nicht beantwortet werden, was der BPK Uberhaupt vom Stadtrat als
Grundlage dieses Entscheides vorab unterbreitet und erklart wor-
den war.

Dieser Entscheid werde der Erbengemeinschaft Giberlassen. Der
Rechtsvertreter hat so dann am 7. Juni 2023 geantwortet, dass dies
bestens sei und die Ubrigen Flachen in der Landwirtschaftszone be-
lassen werden soll, dies auch nach Riicksprache mit der Grundei-
gentumerschaft. Somit war die Einwenderschaft Gber die Ausdeh-
nung der Einzonung Uber das Gebiet der Erweiterung im Bild.

Die BPK hat die Einzonung fir Neubauten abgelehnt, da diese
kaum im Sinne und zum Wohle der Stadt sei. Dies, nachdem sie
dem Baudepartement zwei Abklarungsauftrage gegeben hatte. Das
Baudepartement hatte zum einen abzuklaren, wieviel Land einge-
zont werden misse, damit (nur) die Scheune energetisch saniert
werden kénne und zum anderen, ob gemass Planungsstudie tat-
sachlich so viel Bauland eingezont werden musse, oder ob bloss
entlang der geplanten Gebaude eingezont werden kdnne. Erstere
Frage wurde insofern beantwortet, dass fir die energetische Sanie-
rung die Zonengrenze mindestens dem Dachrand folgend festgelegt
misse und entsprechend auch der Bebauungsplan anzupassen sei.
Die zweite Frage wurde insofern beantwortet, als mindestens

5'086 m2 eingezont werden missten - 4'943 m? fiir die Erweiterung
und Erschliessung der Goblistrasse und 143 m? fiir die Erschlies-
sung ab dem Gdbliweg. Die BPK beschloss anschliessend, dass die
Einzonung so vorgenommen werden solle, dass lediglich die ener-
getische Sanierung der Scheune maoglich sei. Der Grosse Gemein-
derat ist dem Antrag der BPK auf Ablehnung der durch den Stadtrat
beantragten Einzonung gefolgt.

Der Stadtrat kann mittels Vereinbarung mit Grundeigentimern den
politischen Prozess der Ortsplanungsrevision nicht umgehen.
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Die Eigentiimerschaft geht heute davon aus, dass die BPK gar
nicht die notwendigen Informationen besass, um Uberhaupt einen
sachgerechten Entscheid zu fassen.

Anmerkung: Ich ersuchte vorab darum, mit E-Mail vom 19. Novem-
ber 2025, dass mir die relevanten Protokolle der BPK zugestellt
wurden, welche sich mit dem Bereich Lissihof, GS 1756, befasst
hatten. Ich stiitzte mich dabei auf das Kantonale Gesetz Uber das
Offentlichkeitsprinzip der Verwaltung. Leider wurde mir mit E-Mail
vom 21. November 2025 eine negative Riuckmeldung gegeben,
dass ich also keine Einsicht in diese Protokolle nehmen diirfe.

Es ist notwendig zu zeigen, dass es sich bei der Anderung Nr. 28

zum Lussi um eine falsche, nicht sachgerechte und vertragswidrige

Anderung handelt. Deshalb die folgenden Hintergriinde und Infor-

mationen:

e Ich nahm anfangs 2012 mit dem damaligen Stadtplaner Kontakt
auf und informierte ihn Uber die folgenden Probleme auf dem
Grundstick GS 1756:

Der Lussihof befindet sich in der Bauzone mit speziellen Vor-
schriften gemass § 49 der Bauordnung (BO). Jedoch ist die ak-
tuelle Bauzone mit speziellen Vorschriften hdchst ungiinstig
statuiert. Diese Bauzone endet aktuell nérdlich namlich inner-
halb der bestehenden Mauern der grossen Scheune (nachfol-
gend «Scheuney), was eine Renovation und einen sinnvollen
Ausbau verunmaglicht. Heute schon liegen die weitreichenden
Vordacher zum Teil ausschliesslich in der Landwirtschaftszone.
Diese sollen aber in Zukunft erhalten bleiben, auch nach einem
Umbau. Erganzungsbauten sind zwar grundsatzlich zulassig,

Der Vorschlag der Einwenderschaft, Auszonungen von Flachen in-
nerhalb der bestehenden BsV Lussi und somit innerhalb des rechts-
kraftigen Bebauungsplans vorzunehmen, ist abzulehnen, da die Ge-
baude sowie die Freirdume eine Einheit bilden und diese nicht zer-
schnitten werden sollen. Zudem durfen innerhalb eines Bebauungs-
planperimeters keine Nichtbauzonen liegen, was durch Auszonun-
gen der Fall sein wirde.

Der Stadtrat steht nach wie vor hinter der Einzonung zugunsten der
Erweiterung des Lussihofs mit Neubauten und beantragt dem Gros-
sen Gemeinderat erneut, die gréssere Einzonung im Umfang von
6'129 m2 gemass Anderung Nr. 28, Planungsbericht, dat. 9. Januar
2025, Stand 1. Lesung anzunehmen. Zusammen mit der Sanierung
und Umnutzung der Scheune kann zusatzlicher Wohnraum geschaf-
fen werden. Die entsprechende Studie ist von der Stadtbildkommis-
sion (SBK) als positiv beurteilt worden.
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es stellt sich jedoch die Frage, ob diese zwischen der Scheune
und den bestehenden Bauten auf dem Lissihof richtig platziert
waren. In jedem Fall besteht gar keine ordentliche Erschlies-
sung, die beiden Erschliessungsstrassen zum Lissihof flihren
namlich beide Uber die Landwirtschaftszone.

In der Folge wurde vereinbart, dass die Eigentiimerschaft mog-
liche Ideen im Sinne einer Vorprojektstudie unterbreiten wirde,
um eine sinnvolle Entwicklung des Lissihofs aufzeigen zu kon-
nen. Diese Vorstudie wurde von Graber Pulver Architekten AG
in Zirich entwickelt.

Gestutzt auf eine erste Vorstudie mit Datum Mai 2012 fand eine
Start-Sitzung am 14. September 2012 statt. Involviert war auch
die Denkmalpflege des Kantons Zug, der ehemalige Stadtarchi-
tekt von Zug sowie die ehemalige Leiterin Baubewilligungen.

Das Vorgesprach verlief sehr gut und Graber Pulver Architek-
ten AG wurde in der Folge beauftragt, naturlich auf Kosten der
Eigentimerschaft, Varianten auf der Basis Vorstudie fur eine
mogliche Entwicklung auszuarbeiten. Als Grundlage flr weitere
Diskussionen. Die wichtigen Themen wurden definiert, namlich
Anpassung der Ortsbildschutzzone, Korrektur der Abgrenzun-
gen des Baugebietes, Um, Aus- und Einzonungen sowie Spiel-
raum der Anpassungen der Zonierung im Zusammenhang mit
der Ausarbeitung eines Bebauungsplans. Involviert war auch
der Amtsleiter vom Kantonalen Amt fir Raumplanung.

Anderung Zonenplan:

Antrag Stadtrat

Der Antrag wird teilweise bertcksichtigt.

Grundstiick Zone Flache Zone neu Flache

ZP 2009 bisher 1. off.

Auflage
1756 Landwirtschaft 818 m? BsV Lussi 818 m?
v

Grundstiick Zone neu Flache

zH.2. L. neu

GGR

1756 BsV Lissi 6’129 m?2
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e Die weitere Sitzung fand am 24. Januar 2013 statt, wiederum
unter Einbezug der kantonalen Denkmalpflege, des kantonalen
Amtes fiir Raumplanung und des ehemaligen Stadtarchitekten.
Ziel der Sitzung war, die Stossrichtung der Planung Lissihof
ein erstes Mal mit Vertretern des Amtes fir Raumplanung zu
besprechen.

Wiederum erfolgte in dieser Sitzung ein sehr gutes Feedback
und es wurde beschlossen, die bisherigen Fakten zusammen-
zutragen und dem Amt fiir Raumplanung sowie der Kantonalen
Denkmalpflege zusammen mit einem Begleitschreiben der
Stadt Zug einzureichen.

BO: Besprechungsnotiz Studie Lussihof Keiser der Stadtplanung
Zug vom 24.1.2013 - Beilage 1

e Seitens des Amtes fir Raumplanung erfolgte eine positive
Riickmeldung mit Brief vom 28. Marz 2013. Insbesondere
wurde ausgefihrt, dass eine Anpassung der Bauzone moglich
ist. Seitens der Stadt Zug wurde das weitere Vorgehen kurz
skizziert, insbesondere sollte die Denkmalpflege ganz konkret
in Bezug auf den Planungsperimeter und die Rahmenbedingun-
gen fur den neuen Bebauungsplan involviert werden. Es sollte
ein Studienverfahren gemass § 34 BO durchgefiihrt werden.

BO: Schreiben Amt fiir Raumplanung vom 28.3.2013 - Beilage 2
Schreiben Stadtplanung Zug vom 22.4.2013 - Beilage 3
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e Seitens der Stadt Zug, seitens von ehemaliger Projektleiterin
Stadtplanung, wurde zu einer weiteren Sitzung am 9. Dezem-
ber 2013 eingeladen. Dabei sollte insbesondere der ehemalige
Leiter der Denkmalpflege seine Stellungnahme aus Sicht der
Kantonalen Denkmalpflege abgeben. Im Anschluss daran sollte
das weitere Vorgehen besprochen werden.

Die Sitzung vom 9. Dezember 2013 verlief ebenfalls gut und es
wurde abgesprochen, dass seitens von Graber Pulver Architek-
ten AG eine Vertiefungsstudie erarbeitet werden soll, wiederum
auf Kosten der Eigentiimerschaft.

e Im Rahmen der diversen Abklarungen bezog sich die ehema-
lige Projektleiterin Stadtplanung in ihrem E-Mail vom 7. Mai
2014 unter anderem auf die Sitzung vom 9. Dezember 2013
und hielt fest, dass ein Bebauungsplan als Entwurf erarbeitet
werden soll. Dies im Hinblick auf die zuklnftige Planungsab-
sicht. Sie vermeldete auch, dass ab Mitte 2017 der Kantonale
Richtplan genehmigt sein sollte. Auf dieser Grundlage waren
dann allenfalls wieder Einzonungen moglich.

¢ Die Vertiefungsstudie Lissihof Keiser Zug von Graber Pulver
Architekten AG datiert vom 7. Juli 2014. Sie wurde unter Pri-
fung von verschiedenen Varianten vorgenommen.

Vorab in den Gesprachen wurde die Option ausgeschlossen,

dass die Erweiterungsbauten innerhalb des heutigen Perime-

ters, also zwischen der Scheune einerseits und dem LUssihof-
weg andererseits zu liegen kommen. Was das Einfachste
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gewesen ware. Stattdessen empfanden es alle beteiligten Per-
sonen und Experten schon gestutzt auf die Vorstudie aus-
nahmslos als richtig, dass faktisch eine ‘dritte Zelle’ mit der
Scheune und Anschlussbauten nérdlich der Scheune realisiert
werden soll. Dadurch sollte insbesondere der heutigen ‘zweiten
Zelle’, namlich den Bauten am Lissihofweg, ein besonderer
Schutz zukommen.

¢ Die Vertiefungsstudie vom 7. Juli 2014 wurde am 2. Oktober
2014 der Stadtbildkommission (SBK) prasentiert, es kann auf
das entsprechende, beiliegende Protokoll verwiesen werden.

Die SBK zeigte sich erfreut Uber die Qualitat der Studie und die
grundliche Auseinandersetzung der Projektverfasser mit dem
Bestand. Das Ziel, die bestehende Scheune fiir Wohnzwecke
umzubauen und mit zusatzlichen Wohngebduden ein eigen-
standiges Hof-Ensemble zu schaffen, erachtete die SBK eben-
falls als gut. Ausserdem war es gemass SBK sinnvoll, den Be-
bauungsplan-Perimeter zu erweitern, um fiir die Gesamtanlage
mit den historisch, bauerlich gepragten Gebauden den nétigen
Freiraum zu sichern. Im Weiteren erachtete die SBK die Erwei-
terung des Bebauungsplans unter den aufgezeigten Bedingun-
gen als sinnvoll und nétig.

BO: Vertiefungsstudie Lissihof Keiser Zug vom 7.7.2014 - Beilage
4
Kommissionsbericht SBK vom 2.10.2014 - Beilage 5
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e Gestiitzt auf die Riickmeldung von der ehemaligen Projektleite-
rin Stadtplanung in ihrem E-Mail vom 7. Mai 2014, wonach ab
Mitte 2017 allenfalls wieder Einzonungen mdglich sein kénnten,
meldete ich mich mit E-Mail vom 18. Dezember 2017 bei ehe-
maligen Stadtplaner und ersuchte um eine Sitzung, welche am
15. Januar 2018 stattfand. Neben dem Lussihof wurde auch die
Thematik Preisglnstiger Wohnungsbau im Rahmen des Be-
bauungsplans Lissi Gobli besprochen. In Bezug auf den
Lissihof wurde mitgeteilt, dass weitere Einzonungen im Mo-
ment nicht mdglich seien, dies sei erst wieder bei der ndchsten
ordentlichen Ortsplanungsrevision méglich, also in «flnf bis
sechs Jahren». Das musste so hingenommen werden.

e Mit E-Mail vom ehemaligen Stadtplaner vom 22. April 2021
wurde seitens der Stadt Zug gebeten, mit der Eigentiimerschaft
ein Gesprach zu fiihren in Bezug auf ‘Wohniiberbauung ge-
mass Bebauungsplan, die Entwicklung des Hofs gemass PIa-
nen von 'Graber Steiger’ sowie Planungsabsichten der Stadt
Zug (Schulraumplanung)’. Die entsprechende Besprechung
fand dann am 12. Mai 2021 statt.

Anlasslich dieser Besprechung wurde schnell klar, dass die
Stadt Zug dringend Landbedarf im Bereich Gébli hatte, um wei-
teren Schulraum zu realisieren. Es war dabei immer die Rede
von ‘Guthirt II'. Meine Mandantschaft verhielt sich in diesem Zu-
sammenhang von Anfang an sehr kooperativ, verstand die An-
liegen der Stadt Zug und war bereit, die Stadt partnerschaftlich
zu unterstitzen. Von Anfang an war jedoch auch klar, dass die
Interessen in Bezug auf den Lissihof von der Stadt Zug
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geschitzt werden missen. Im Rahmen der konkreten Gespra-
che erklarte sich meine Mandantschaft ganz konkret dazu be-
reit, dass neuer Schulraum auf ihrem Grundstiick GS 1757, an-
grenzend an den Arbach, realisiert werden kdnnte. Die Stadt
war hoch erfreut! Ich kann auch auf die E-Mails vom ehemali-
gen Stadtplaner vom 6. August 2021 und vom 11. August 2021
verweisen. Nicht nur der ehemaligen Stadtplaner war hier invol-
viert, sondern auch der damalige Finanzchef, der Leiter der
stadtischen Abteilung Immobilien, sowie die Bauchefin.

In der Folge fanden weitere Gesprache statt, auch unter Einbe-
zug der Korporation der Stadt Zug. Es kann auf das beiliegende
E-Mail vom 17. Dezember 2021 verwiesen werden. Der
«Lussihof» war dabei immer wesentlich Gegenstand der Be-
sprechungen.

BO: E-Mailverkehr 6./11.8.2021 - Beilage 6

E-Mailverkehr 17.12.2021 / 7.1.2022 - Beilage 7
Grundlagendokument ehemaliger Stadtplaner vom 11.1.2022 - Bei-
lage 8

¢ Die Aktennotiz des ehemaligen Stadtplaners zur Sitzung vom
17. Januar 2022 zeigt einerseits die Kooperation meiner Man-
dantschaft im Zusammenhang mit der Schulanlage Guthirt Il
und andererseits, dass fir die Stadt die Studie vom Juli 2014
(Beilage 4) nach wie vor Glltigkeit hatte. Diese wurde immer
noch als gut und als richtig befunden. Gestutzt darauf sollten
die entsprechenden Einzonungen vorgenommen werden.
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BO: Sitzungsprotokoll vom 17.1.2022 - Beilage 9

e Inder Folge beschlossen die Parteien, einerseits die Stadt Zug
und andererseits meine Mandantschaft, einen Letter of Intent
(LOI) abzuschliessen, dies auf Wunsch der Stadt Zug, um das
Zurverfugungstellen von Land fir Guthirt || einerseits und ande-
rerseits die Einzonung des Lissihofs gemass Vertiefungsstudie
vom 7. Juli 2014 fir beide Parteien verbindlich zu machen.
Hatte das LOI keinen Verbindlichkeitscharakter gehabt, so
hatte es gar nicht abgeschlossen werden mussen.

e Am 21. Méarz 2022 fand eine weitere Besprechung zu Guthirt Il
und Lissihof statt. Es ist aus der Notiz ersichtlich, dass meine
Mandantschaft stets nach besten Kraften mitwirkte, sehr koope-
rativ war und auch zu Gunsten der Stadt fiir Guthirt 1l viel Zeit,
Energie und nicht zuletzt erhebliche finanzielle Mittel einsetzte.

BO: Gesprachsnotiz 21.3.2022 - Beilage 10

e Dasselbe ergibt sich aus dem E-Mail der ehemaligen Departe-
mentssekretarin Baudepartement, vom 9. Marz 2022. Wie be-
reits ausgefihrt, wiinschte die Stadt Zug ein verbindliches LOI
und schickte einen ersten Entwurf zu.

Am 21. Marz 2022 antwortete ich ebenfalls mit E-Mail und
schickte die angepasste Vereinbarung in Form eines LOI zu-
ruck. Ich hielt dabei fest, dass auch die Entwicklung und die Er-
weiterung des Lussihofs Teil der gesamten Vereinbarung sein
mussen, dies im Sinne einer ‘verbindlichen’ Regelung.
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BO: E-Mailverkehr 9./21.3.2022 mit Gberarbeitetem LOI - Beilage
11

e Mit E-Mail vom 28. April 2022 meldete sich der ehemalige
Stadtplaner und vermerkte, dass das LOI Gberarbeitet worden
sei. Dies insbesondere vor dem Hintergrund, dass auch die
Korporation Zug sich bereit erklart hatte, ihr GS 3388 anzupas-
sen.

BO: E-Mail ehemaliger Stadtplaner vom 28.4.2022 mit angepass-
tem LOI - Beilage 12

e Mit E-Mail vom 14. Juni 2022 schrieb die ehemalige Departe-
mentssekretdrin Baudepartement, dass der Stadtrat von Zug
‘heute’ die Absichtserklarung Guthirt Il mit einer untergeordne-
ten Anpassung verabschiedet habe. Es wurde gebeten, zwei
Exemplare zu unterzeichnen, was gemacht wurde.

In der entsprechenden, unterzeichneten Vereinbarung war un-
ter anderem festgehalten, dass die Zone mit speziellen Vor-
schriften Lissihof auf Grundlage der bestehenden Studie
Lissihof (vom Juli 2014) im Rahmen der Ortsplanungsrevision
erweitert werden soll. Diese Vereinbarung bedeutete eine fur
beide Seiten verbindliche Vereinbarung.

BO: E-Mail der ehemaligen Departementssekretarin Baudeparte-
ment vom 14.6.2022 mit der Vereinbarung - Beilage 13
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e Die Genehmigung dieser Vereinbarung erfolgte unmittelbar da-
rauf, ndmlich mit Stadtratsbeschluss vom 14. Juni 2022. Damit
war die Vereinbarung definitiv verbindlich.

Der Beschluss des Stadtrates lautete konkret wie folgt: ‘Der
Vertrag zwischen der Stadt Zug und der Erbengemeinschaft,
Eigentimerin GS 1757, vom 6. Juni 2022 betreffend Baurecht
GS 1757 fur die neue Schulanlage Guthirt || sowie die Entwick-
lung und Erweiterung des Lissihofs werden genehmigt und un-
terzeichnet'.

Im Ubrigen unterlag die Vereinbarung keinerlei Bedingungen:
Insbesondere war die Entwicklung und Erweiterung des
Lussihofs nicht abhangig von der tatsachlichen Umsetzung von
Guthirt 1.

BO: Stadtratsbeschluss vom 14.6.2022 zusammen mit unterzeich-
neter Vereinbarung vom 6./14.6.2022 - Beilage 14

e In der Folge wurde meine Mandantschaft immer wieder im Zu-
sammenhang mit Guthirt Il mit einbezogen, fir Sitzungen, Ab-
sprachen etc. Gemass E-Mail des ehemaligen Stadtplaners
vom 2. Mai 2023 stand meine Mandantschaft kurz vor dem Ab-
schluss eines Baurechtsvertrages auf GS 1757 zu Gunsten der
Stadt.

Auch wurde meine Mandantschaft in die Medienmitteilung der
Stadt Zug mit einbezogen. In der Folge geriet sie unter sehr
starken Druck der Nachbarschaft im Arbach. Diese torpedierte
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in der Folge sogar das Baugesuch meiner Mandantschaft auf
dem Areal LUssi Gobli (GS 1756) und legte Einsprachen ein.

Ausser den Anwohnern aus dem Arbach Gemeinde Baar war
meine Mandantschaft sonst im Zusammenhang mit dem Bau-
gesuch auf GS 1756 mit keinen Einsprachen konfrontiert. Die
Einsprecher kommunizierten dabei klar und deutlich, dass ihre
Einsprachen nicht mit dem Bauprojekt auf GS 1756 in Zusam-
menhang stiinden, sondern ausschliesslich mit Guthirt Il. Hatte
meine Mandantschaft damals die Unterstitzung fir Guthirt I
aufgegeben, so wie von den Einsprechern verlangt, so waren
die Einsprachen sofort zuriickgezogen worden. Insbesondere
aufgrund der (verbindlichen) Vereinbarung mit der Stadt Zug
kam das fir meine Mandantschaft aber nicht in Frage.

Auch das Bearbeiten der Einsprachen mit entsprechenden
Rechtsschriften, Sitzungen und persénlichen Auseinanderset-
zungen kostete viel Zeit, Energie und Geld.

BO: E-Mail ehemaliger Stadtplaner vom 2.5.2023 mit Medienmittei-
lung - Beilage 15

e Dass der Abschluss eines Baurechts auf GS 1757 fir Guthirt Il
unmittelbar bevorstand, ergibt sich aus einem E-Mail des ehe-
maligen Stadtplaners, welcher zu diesem Thema verschiedene
Terminvorschlage fir Ende Mai 2023 machte.

BO: E-Mail ehemaliger Stadtplaner vom 15.5.2023 - Beilage 16
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e Die Projektleiterin Stadtplanung meldete sich mit E-Mail vom
30. Mai 2023 und schlug vor, dass die Erweiterung des
Lussihofs teilweise als Umzonung von der Landwirtschaftszone
in die Nichtbauzone des 6&ffentlichen Interesses fiir Freihaltung
(OelF) erfolgen soll. Weil damit dem Interesse meiner Mandant-
schaft nach einer Sicherung der Freihaltung der Umgebung
ebenso gut nachgekommen wurde, war meine Mandantschaft
damit einverstanden.

BO: E-Mail Projektleiterin Stadtplanung vom 30.5.2023 - Beilage 17

o Kurze Zeit spater wurde ich dariber informiert, dass sich der
Stadtrat von Zug firr eine andere Lésung als den Bau von Gut-
hirt Il auf GS 1757 entschieden hatte. Damit war auch das Bau-
recht hinfallig. Selbstverstandlich akzeptierte meine Mandant-
schaft auch diesen Entscheid der Stadt Zug, wusste aber
gleichzeitig, dass dieser Entscheid nichts mit der Vereinbarung
im Hinblick auf den Lissihof zu tun hatte.

e Im Rahmen der Ortsplanungsrevision erkundigte ich mich vorab
telefonisch danach, ob die Verédnderung im Lissihof nochmals
konkret beantragt werden musste oder ob die Vereinbarung mit
der Vertiefungsstudie vom Juli 2014 sowieso gemass Vereinba-
rung eingebracht wirde. Mir wurde beschieden, dass in jedem
Fall die besprochene Fassung auf der Basis Studie 2014 einge-
bracht wiirde. Ich hatte in der Folge keine Veranlassung mehr,
an dieser Aussage zu zweifeln, schliesslich bestand eine Ver-
einbarung mit Genehmigung durch den Stadtrat von Zug. Umso
mehr erstaunt war meine Mandantschaft, als sie im Rahmen
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der aktuellen Auflage von ganz anderen Grundlagen Kenntnis
nehmen musste.

Folgerungen gestiitzt auf die vorstehenden Ausfiihrungen:
Die in der ersten Lesung des GGR vorgenommene Anderung Nr.
28 zum Lussi entspricht weder den jahrelangen sorgféltigen Abkla-
rungen, Erarbeitungen und Empfehlungen noch entspricht sie der
Vereinbarung zwischen Eigentimerschaft und dem Stadtrat von
Zug.

Ausserdem entspricht die Anderung nicht den tatséchlichen Ver-
haltnissen vor Ort und ist sachlich falsch.

Dies aus folgenden Griinden:

1. Sachlich richtig ist die Einzonung der auf beiliegendem
Plan (Basis Anderung Nr. 28) griin eingezeichneten Fla-
chen. Die Einzonung dieser Flachen ist ganz grundsatzlich
notwendig, weil nur so eine korrekte Erschliessung der
Bauzone Lissi ermdglicht wird. Wenn es jedoch darum
geht, dass eine mdglichst kleine Flache eingezont werden
soll, so besteht auch bei diesen griin eingezeichneten Fla-
chen immer noch Optimierungspotenzial.

Richtig ist auch, dass westlich und nérdlich der Scheune
weiteres Land eingezont wird, um Gberhaupt den Umbau
und die Renovation des Gebaudes zu ermdglichen.

Sachlich falsch ist die Anderung Nr. 28 deshalb, weil auf
dieser Basis Erganzungsbauten nur zwischen den beste-
henden Gebaulichkeiten am Lissihofweg und der Scheune
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mdglich sind. Dies widerspricht allen Abklarungen, Empfeh-
lungen von Experten und Expertinnen sowie Expertengrup-
pen inkl. Denkmalschutz und SBK und beriicksichtigt insbe-
sondere folgendes nicht:

Auch wenn die Scheune umgebaut und insbesondere fiir
Wohnnutzen fertiggestellt wiirde, so stellt sich einerseits
die Frage, was mit der Parkierung geschehen soll. Und es
stellt sich andererseits die Frage, wie die Fahrzeuge, auch
fir den Umbau, zur Scheune gelangen sollen. Innerhalb
des nun bestehenden Perimeters westlich entlang
Lissihofweg 10 bzw. zwischen Lissihofweg 2 und 4 ist das
auf jeden Fall nicht moglich. Eine kurze Auseinanderset-
zung mit den tatsachlichen Verhaltnissen vor Ort auf dem
Hof hatte dies sofort deutlich gezeigt.

Was im Ubrigen die Parkierung betrifft, so fand auch die
SBK den oberirdischen Garagenbau in Form einer
Scheune als ‘gut vorstellbar’. Dieses Gebaudevolumen be-
kraftige das Gesamtensemble. Auf eine Tiefgarage sei 'ent-
sprechend zu verzichten’, da sie ‘mit dem vorherrschenden
Bild nicht in Ubereinstimmung zu bringen’ sei (vgl. Beilage
5).

Insbesondere verunméglicht die Anderung Nr. 28 aber die
Entwicklung des Lussihofs in sachgerechter Art und Weise
mit den Erganzungsbauten am richtigen Ort. Nicht zuletzt
befand auch die SBK, die ‘bestehende inventarisierte
Scheune fir Wohnzwecke umzubauen und mit
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zusatzlichen Wohngebauden ein eigenstandiges Hof-En-
semble, zu schaffen’, als ‘gut’. Die ‘dazu nétige Erweiterung
des Bebauungsplanperimeters ist darliber hinaus sinnvall,
um fir die Gesamtanlage mit den historisch, bauerlich ge-
pragten Gebauden den ndtigen Freiraum zu sichern’ (vgl.
Beilage 5).

Mit dem Vorschlag fir den neuen Perimeter Bebauungs-
plan Lissi Zug gemass Vertiefungsstudie vom Juli 2014
hatte es somit geniigend Freiraum um das bestehende
Hof-Ensemble, aber auch fir die Ergédnzungsbauten gege-
ben. Aufgrund der Bebauungsplanpflicht, und immer unter
dem Aspekt der Ortsbildschutzzone, waren noch weitere
zusatzliche Bauten in Zukunft namlich so faktisch verun-
mdglicht worden.

Ausserdem kann und muss die neue Hofgruppe, also die
umgebaute, renovierte Scheune mit Erganzungsbauten, di-
rekt an die Goblistrasse erschlossen werden. Nur das ist
sinnvoll und wird den bestehenden Verhaltnissen auf dem
Hof gerecht.

Die Goblistrasse in diesem Bereich gehort Uibrigens ebenso
zu GS 1756 und ist somit die Privatstrasse meiner Man-
dantschaft. Umso mehr ist eine solche Erschliessung rich-

tig.

Anmerkung: Meine Mandantschaft ware im Rahmen dieser
Erganzung damit einverstanden gewesen, im Bereich der
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bestehenden Goblistrasse, im nordlichen Bereich gegen
Baar, auf dem eigenen Land meiner Mandantschaft ein
Trottoir erstellen zu lassen, um die Sicherheit von Fussgan-
gern zu erhohen. Auch das ist wohl nicht in die Grundlagen
fur die BPK eingeflossen und ware somit heute nur noch
Makulatur.

Die grosszugige Einzonung des neuen Perimeters Lussi
auch in Richtung Westen und insbesondere Richtung Nor-
den in Richtung Gemeinde Baar war Ubrigens nicht die
Idee meiner Mandantschaft als Eigentimerin des Landes,
sondern die Idee der Stadt Zug. Dies eben zum besseren,
nachhaltigen Schutz des gesamten Ensembles. Dies unter-
streicht auch das E-Mail der Projektleiterin Stadtplanung
vom 30. Mai 2023, als sie im Namen der Stadt vorschlug,
dass die Erweiterung des Lissihofs teilweise als Umzo-
nung von der Landwirtschaftszone in die Nichtbauzone des
offentlichen Interesses fir Freihaltung (OelF) erfolgen soll.

Es ist mir aufgrund der bestehenden Akten ebenso wenig
klar, inwieweit dies bis zur BPK durchgedrungen ist.

BO: Plan mit Anderung Nr. 28 mit sinnvoller neuer Erschliessung
(griin eingezeichnet) - Beilage 18

Plan ‘Vorschlag fiir neuen Perimeter Bebauungsplan Lissi Zug’' aus
der Vertiefungsstudie 7.7.2014. - Beilage 19

2. Wie bereits ausgeflihrt, war es die Idee der Stadt Zug, die ge-
samte Landflache rund um den Lissihof mdglichst grossziigig
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einzuzonen, zur gleichzeitigen Verbesserung dessen Schutzes.
Meine Mandantschaft war damit selbstverstandlich einverstanden,
ist fir sie der Schutz doch mindestens genauso wichtig. Nichtsdes-
totrotz haben wir verschiedentlich in den Gesprachen darauf hinge-
wiesen, dass eine solche grosszulgige Einzonung allenfalls Prob-
leme dahingehend mit sich flihren kdnnte, dass eine solche gross-
zugige Einzonung aus anderen Griinden zuriickgewiesen werden
kdnnte. Zum Beispiel weil nicht genligend 'Einzonungsland’ ge-
samthaft bestehen wirde.

Meine Mandantschaft brachte aus diesen Griinden schon friihzeitig
den Vorschlag, dass der Perimeter Bebauungsplan Lissi zum Bei-

spiel von der Scheune Richtung Norden zwar mit neuem eingezon-
tem Land erganzt, jedoch an anderer Stelle um bestehendes einge-
zontes Land reduziert werden wiirde. Schliesslich wird schon heute
das gesamte Land um den Lissihof landwirtschaftlich genutzt, ein-

fach als landwirtschaftliche Nutzung innerhalb einer Bauzone. Dies

betrifft insbesondere den Bereich zwischen den bestehenden Bau-

ten entlang des Lissihofwegs und der Scheune.

Meine Mandantschaft ist davon tberzeugt, dass mit solchen Anpas-
sungen kein bzw. fast kein zusatzliches Land fiir die neue Entwick-
lung bendtigt wird.

Die im Plan der Stadt Zug zur Anderung Nr. 28 eingezeichneten
landwirtschaftlichen Wege zwischen bestehenden Bauten entlang
des Lussihofwegs und der Scheune bestehen im Ubrigen zum Teil
nicht mehr bzw. es handelt sich hier um rein landwirtschaftliche
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Zufahrtwege. Sie sind fir die kiinftige Nutzung ohne jegliche Be-
deutung.

3. Aufgrund des beiliegenden Planes, Basis ‘Vorschlag flr neuer
Perimeter Bebauungsplan Lussi Zug’, wird dargestellt, welche FIa-
chen Giberhaupt eingezont bleiben missen bzw. auf Kosten von
ausgezonten Flachen neu einzuzonen sind.

Es handelt sich hier einerseits um die bestehenden Bauten entlang
des Lussihofwegs mit Erschliessungsstrasse. Andererseits um die
Scheune mit den Erganzungsbauten in Richtung Norden. Diese
zwei Flachen von eingezonten Gebauden miissen miteinander ver-
bunden sein, ausserdem muss eine Erschliessung von der
Scheune Richtung Goblistrasse erfolgen.Gerade die Verbindung
zwischen Scheune und Gebaudegruppe Lissihofweg kénnte zur
Not auch sehr schmal sein, mehr aus ‘formellen Verbindungsgriin-
den’. Ausserdem kénnte auch rund um die Hausergruppe Lussihof-
weg einiges an Land ausgezont werden.

Die zeichnerischen Darstellungen in den beiliegenden Planen ver-
suchen, diese Uberlegungen konkret aufzuzeigen. Diese Darstel-
lungen sollen insbesondere die kiinftig zwingenden notwendigen
Einzonungen zeigen, und auch diejenigen Bereiche, welche allen-
falls Teil einer gleichzeitigen Auszonung werden kdnnten.

Im ersten Plan sind diejenigen Bereiche in blauer Farbe eingezeich-
net, die unbedingt eingezont bleiben missen bzw. neu eingezont
werden sollen. Die Vermerke in blauer Farbe stellen dabei eine
Richtlinie dar, konkrete Anpassungen mussten noch diskutiert
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werden. In jedem Fall soll um die bestehenden Gebaude bzw. um
die Erganzungsbauten ein gentigender Freiraum bleiben, damit ins-
besondere bei den Erganzungsbauten fir die kiinftige Nutzung eine
geniigende Freiflache und genltigende Abstande bestehen bleiben.

Die beiliegenden Plane zeigen gleichzeitig, rot eingezeichnet, die
Méoglichkeiten fir Auszonungen.

Meine Mandantschaft ist davon lberzeugt, dass auf dem gesamten
Lissihof, im Bereich der heute eingezonten Flache, gentigend frei
verfigbares Land zur Verfligung steht, welches allenfalls ausgezont
werden kénnte, um gleichzeitig neue, andere Einzonungen zu er-
moglichen. Dies fiir den Fall, dass mdglichst wenig zusatzliches
Land im Ganzen eingezont werden soll. In jedem Fall muss es
moglich sein, dass das Projekt gemass Vertiefungsstudie vom 7.
Juli 2014, welches von allen relevanten Stellen fiir gut befunden
und ausserdem mit dem Stadtrat von Zug in einer Vereinbarung
konkret festgelegt wurde, mit der aktuellen Ortsplanungsrevision
umgesetzt werden. Alles andere ware nicht nur vertragswidrig, son-
dern auch sachlich falsch.

Auch ohne die im neuen Perimeter Bebauungsplan LUssi vermerkte
zuséatzliche Freiflache wirde meine Mandantin alles daran setzen,
die gesamte Erweiterung des Lissihofs sehr sorgfaltig anzugehen
und umzusetzen. Das steht sowieso in ihrem eigenen Interesse.

BO: Plan mit schematischer Darstellung (blau) der neu eingezonten
Flache als alternative Moglichkeit - Beilage 20




224/359

Plan mit rot markierten Flachen als Méglichkeiten fir Auszonungen
- Beilage 21

Schlussbemerkungen:

Ich bitte Sie, von den vorstehenden Ausfuihrungen Kenntnis zu neh-
men und diese Ausflihrungen entsprechend zu beriicksichtigen. In
jedem Fall ist es bei jeder anderen Umsetzung als gemass Vertie-
fungsstudie vom 7. Juli 2014 nicht nur sinnvoll, sondern notwendig,
dass mit meiner Mandantschaft als Eigentiimerin von GS 1756 die
konkreten Absprachen im Hinblick auf eine sachgerechte Losung
getroffen werden.

Weil nicht beurteilt werden kann, ob die BPK die notwendigen
Grundlagen fur die Beurteilung des neuen Perimeters Lissihof be-
sass, woran erhebliche Zweifel bestehen, werden die vorliegenden
Einwendungen nicht nur an den Stadtrat von Zug geschickt (mit
Beilagen), sondern auch an den Prasidenten und an den Vizeprasi-
denten der BPK (per E-Mail, vorab ohne Beilagen).

169872  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat
Ich beantrage: Mit der vorliegenden Revision war vorgesehen, das Areal Kirschloh
1. Die geplante Zonenanderung sei aufzuheben, da sie eine unverandert in der WA4 resp. WAS5 zu belassen und den Bereich
materielle Auszonung darstellt. des Areals, welcher von den SBB fir die betriebliche Nutzung bean-

2. Die Stadt Zug sei zu verpflichten, die hierfur erforderlichen  sprucht wird, von den Zonen WA4 bzw. WAS in Bahnareal umzuzo-
planerischen und umweltrechtlichen Priifungen durch- nen.
zufiihren und offenzulegen.
3. Es sei ein aktueller Bedarfsnachweis der SBB inkl. Alter- Die Einwendung betreffend die beantragte Nichtumzonung der
nativenpriifung &ffentlich aufzulegen. Wohnzone in Bahnareal wird dahingehend berlcksichtigt, dass die
vorgesehene Umzonung nicht im Rahmen der laufenden
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Begriindung

Materielle Auszonung

Die Anderung wird als «Bezeichnungsénderung» dargestellt, ent-
zieht aber effektiv mehrere Tausend Quadratmeter Wohnbauland
(WAA4). Eine solche Auszonung setzt eine Interessenabwéagung,
eine Notwendigkeitsprifung und eine Analyse der Bauzonenre-
serven voraus — diese fehlen.

Widerspruch zum kantonalen Richtplan

Das Gebiet ist im kantonalen Richtplan klar dem Siedlungsgebiet

zugeordnet.

Eine Auszonung widerspricht dieser verbindlichen Festlegung.

Fehlende Abklarungen

Wesentliche Auswirkungen wurden nicht geprtift, insbesondere:

e Larmsituation und Empfindlichkeitsstufe

¢ Auswirkungen auf Siedlungsentwicklung und Wohnraumpoten-
zial

¢ Umweltrechtliche Anforderungen gemass Art. 11 USG

Veralteter Bedarf der SBB

Der Bedarfsnachweis von 2014 basiert auf einem Verladestandort,
der gemass kantonalem Entscheid 2024 aufgehoben wird.

Damit ist die damalige Bedarfslage nicht mehr giiltig.

Keine Alternativenpriifung

Trotz vorhandener Gleiskapazitaten (gemass PGV) wurde kein Al-
ternativstandort gepruft.

Dies verstdsst gegen das Standortgebot und den haushalteri-
schen Umgang mit Boden (Art. 3 RPG).

Ortsplanungsrevision weiterverfolgt wird. Ausschlaggebend dafiir ist,
dass fur das betroffene Gebiet derzeit ein Plangenehmigungsverfah-
ren auf Bundesebene hangig ist (Ende der Auflagefrist: 1. Dezem-
ber 2025). Weiter ist zu beriicksichtigen, dass die Streichung des
Vorhabens M 4.7.2, Nr. 1 «Guterumladestation Bahnhof Zug» aus
dem kantonalen Richtplan vom Bundesrat lediglich unter dem Vor-
behalt genehmigt wurde, dass das UVEK die dafir erforderliche An-
passung des Verzeichnisses 1 des Konzepts fir den Gutertransport
auf der Schiene vom 20. Dezember 2017 in gleicher Weise be-
schliesst (Beschluss UVEK vom 16. Mai 2025). Der entsprechende
Entscheid des UVEK steht derzeit noch aus.

Die Prifung einer allfalligen Umzonung wird unter Beriicksichtigung
der Koordinationspflicht daher in einem der Ortsplanungsrevision
nachgelagerten, separaten Verfahren zu erfolgen haben. Erst nach
Abschluss der hiervor genannten, hangigen Bundesverfahren kann
die Stadt Zug die raumplanerischen Konsequenzen abschliessend
beurteilen und eine allfallige Anpassung der Nutzungsplanung
rechtskonform prifen.

Im Planungsbericht wird entsprechend festzuhalten sein, dass die
Abklarung einer allfélligen Umzonung zu einem spateren Zeitpunkt
und in einem eigenstandigen Verfahren erfolgen wird.

Antrag Stadtrat

Der Antrag wird zur Kenntnis genommen; die Zonenplananderung
wird in einem separaten, der Ortsplanungsrevision nachgelagerten
Verfahren behandelt.
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Anderung Nr. 22

172494

SBB AG
Immobilien
Grundstiicksma-
nagement

8048 Zirich

Antrag / Bemerkung
1. Das Gebiet «Okihof» / «SBB Areal Ost» auf dem Grund-
stlick Nr. 434, Grundbuch Zug, 6stliche der Geleisanlagen
sei in der bisherigen Zone WA4/WAS5 zu belassen und nicht
der Zone «Verkehrsflache/Bahnareal» zuzuweisen.
2. Die Schweizerischen Bundesbahnen SBB seien zu einer
Besprechung mit dem Stadtrat einzuladen.

Begriindung

1. Im Rahmen der Ortsplanungsrevision 2009 der Stadt Zug wollte
die Stadt Zug, dass die Flache «Okihof» / «SBB Areal Ost» auf
dem Grundstiick Nr. 434, Grundbuch Zug, 6stlich der Geleiseanla-
gen in die Zone «Bahnareal», welche damals in der Zone
WA4/WABS lag, umgezont werden soll. Die Schweizerischen Bun-
desbahnen SBB haben sich dagegen gewehrt.

Mit Beschluss vom 22. Juni 2010 entschied der Regierungsrat im
entsprechenden Beschwerdeverfahren, dass das fragliche Areal
der SBB in der bisherigen Zone WA4/WA5 verbleibe und nicht aus-
gezont werde (Zone Bahnareal). Die Flache verbleibe in der bishe-
rigen Zone, bis die Stadt Zug eine neue Zonenzuweisung beschlos-
sen habe. Der Stadt wurde sodann vom Regierungsrat beauftragt,
innerhalb von 5 Jahren seit Rechtskraft des Beschlusses des Re-
gierungsrates, erstinstanzlich Gber die neue Zonenzuweisung des
fraglichen Gebietes zu entscheiden.

Erwagungen Stadtrat

Mit der vorliegenden Revision war vorgesehen, das Areal Kirschloh
unverandert in der WA4 resp. WA5 zu belassen und den Bereich
des Areals, welcher von den SBB fur die betriebliche Nutzung bean-
sprucht wird, von den Zonen WA4 bzw. WAS in Bahnareal umzuzo-
nen.

Die Einwendung betreffend die beantragte Nichtumzonung der
Wohnzone in Bahnareal wird dahingehend berlcksichtigt, dass die
vorgesehene Umzonung nicht im Rahmen der laufenden Ortspla-
nungsrevision weiterverfolgt wird. Ausschlaggebend dafir ist, dass
fur das betroffene Gebiet derzeit ein Plangenehmigungsverfahren
auf Bundesebene hangig ist (Ende der Auflagefrist: 1. Dezem-

ber 2025). Weiter ist zu berticksichtigen, dass die Streichung des
Vorhabens M 4.7.2, Nr. 1 «Guterumladestation Bahnhof Zug» aus
dem kantonalen Richtplan vom Bundesrat lediglich unter dem Vor-
behalt genehmigt wurde, dass das UVEK die dafiir erforderliche An-
passung des Verzeichnisses 1 des Konzepts flr den Gutertransport
auf der Schiene vom 20. Dezember 2017 in gleicher Weise be-
schliesst (Beschluss UVEK vom 16. Mai 2025). Der entsprechende
Entscheid des UVEK steht derzeit noch aus.

Die Prufung einer allfalligen Umzonung wird unter Berlcksichtigung
der Koordinationspflicht daher in einem der Ortsplanungsrevision
nachgelagerten, separaten Verfahren zu erfolgen haben. Erst nach
Abschluss der hiervor genannten, hangigen Bundesverfahren kann
die Stadt Zug die raumplanerischen Konsequenzen abschliessend
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Die vom Regierungsrat angesetzte Frist von 5 Jahren ist langstens
abgelaufen, ohne dass die Stadt Zug tUiber eine neue Zonenzuwei-
sung des Gebiets entschieden hat.

2. Die Zuweisung des SBB Areals Ost von einer Bauzone in eine
Spezialzone «Bahnareal» kommt einer Auszonung gleich. Die SBB
wird durch diese Zonenplananderung in ihren Eigentumsrechten
eingeschrankt, da sie das Land nicht mehr so nutzen und Uber-
bauen kann, wie das bei der geltenden Zonierung moglich ware (so
auch der Regierungsrat im Beschluss vom 22. Juni 2010).

Damit eine Eigentumsbeschrankung zulassig ist, muss die neue
Zonenzuweisung unter anderem im &ffentlichen Interesseliegen
und verhaltnismassig sein. Trotz Aufforderung des Regierungsrates
hat die Stadt Zug bis heute nicht dargelegt, inwiefern diese neue
Zonierung im offentlichen Interesse liegt. Dies wird denn auch be-
stritten. Vielmehr wiirde es im 6ffentlichen Interesse liegen, die Ent-
wicklungsmaoglichkeiten dieses sehr zentralen Gebiets vor dem Hin-
tergrund des knappen Bodens im Kanton Zug nicht zu nehmen.
Wagt man die Interessen der Parteien gegeneinander ab, so iber-
wiegenklar die privaten Interessen der SBB an der Entwicklung
desfraglichen Gebiets.

Die SBB (sowie auch die Stadt Zug) hat ein grosses Interesse an
der Entwicklung des fraglichen Gebiets. Eine derzeitige Auszonung
wirde die Entwicklungsmaoglichkeiten von vornherein unnétig mas-
siv einschranken. Es handelt sich beim SBB Areal Ost um eine sehr
zentrale und gut erschlossene Lage. Es ist nicht ausgeschlossen,
dass sich die Zonen WA4/WAS5 nach Abschluss der laufenden

beurteilen und eine allfallige Anpassung der Nutzungsplanung
rechtskonform prufen.

Im Planungsbericht wird entsprechend festzuhalten sein, dass die
Abklarung einer allfalligen Umzonung zu einem spateren Zeitpunkt
und in einem eigenstandigen Verfahren erfolgen wird.

Antrag Stadtrat

Der Antrag wird zur Kenntnis genommen; die Zonenplananderung
wird in einem separaten, der Ortsplanungsrevision nachgelagerten
Verfahren behandelt.
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171353

«Privatpersoneny»

Verfahren betreffend den Freiverlad und die Unterhaltsgeleise als
die richtige Zonierung fur dieses Areal herausstellt, zumal der Frei-
verlad und die Unterhaltsgeleise auch in den Zonen WA4/WAB zu-
lassig sind. Die SBB beantragt daher, die Entwicklungsmaglichkei-
ten der SBB nicht einzuschranken und das Areal in der bisherigen
Zone zu belassen. Die SBB hat, insbesondere vor dem Hinter-
grund, dass die Stadt Zug innert angesetzter Frist von 5 Jahren
nicht Uber eine neue Zonierung desfraglichen Gebiets entschieden
hat, darauf vertraut, dass das Gebiet nicht ausgezont wiirde. Wiirde
das fragliche Gebiet nun ausgezont werden, ware die SBB in ihrem
berechtigten Vertrauen verletzt.

Antrag / Bemerkung

1. Die geplante Anderung Nr. 22, Umzonung des Bereichs des Frei-
verlads und derer weiterten Gleisanlagen auf GS Nr. 434, Zug, von
den Zonen WA4 und WADS5 in Bahnareal sei nicht vorzunehmen,
sondern es sei der genannte Bereich in den hoch zonierten WA-Zo-
nen (WA4 und/oder WAS5) zu belassen.

2. Maximal und lediglich ein schmaler, ca. fiinf Meterbreiter Streifen
auf der gesamten Nord-Siid-Ausdehnung (zwischen Unterfihrun-
gen Feldstrasse im Norden und Gubelstrasse im Studen) am westli-
chen Rand des Areals SBB Ost (ehem. Giiterbahnhof) sei dem
Bahnareal zuzuweisen.

3: Kosten- und Entschadigungsfolgen (inkl. MWST) fiir den weite-
ren Verfahrensgang vorbehalten.

Erwagungen Stadtrat

Mit der vorliegenden Revision war vorgesehen, das Areal Kirschloh
unverandert in der WA4 resp. WAS5 zu belassen und den Bereich
des Areals, welcher von den SBB fiir die betriebliche Nutzung bean-
sprucht wird, von den Zonen WA4 bzw. WAS in Bahnareal umzuzo-
nen.

Die Einwendung betreffend die beantragte Nichtumzonung der
Wohnzone in Bahnareal wird dahingehend beriicksichtigt, dass die
vorgesehene Umzonung nicht im Rahmen der laufenden Ortspla-
nungsrevision weiterverfolgt wird. Ausschlaggebend dafir ist, dass
fur das betroffene Gebiet derzeit ein Plangenehmigungsverfahren
auf Bundesebene hangig ist (Ende der Auflagefrist: 1. Dezem-

ber 2025). Weiter ist zu berticksichtigen, dass die Streichung des
Vorhabens M 4.7.2, Nr. 1 «Guterumladestation Bahnhof Zug» aus
dem kantonalen Richtplan vom Bundesrat lediglich unter dem Vor-
behalt genehmigt wurde, dass das UVEK die dafiir erforderliche
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Begriindung

1. Ausgangslage und Historie

5. Im Zuge der Ortsplanungsrevision 2025 der Stadt Zug wird im 6f-
fentlich aufliegenden Planungsbericht zur Nutzungsplanung vom
30.9.2025 in Abschnitt 29 mit dem Titel Aufthebung der Bezeich-
nung «Bauzone gemass Bauordnung 1994» (Seite145) vorgeschla-
gen, nicht nur die Bezeichnung «Bauzone gemass Bauordnung
1994 » fur das Areal SBB Ost (ehem. Glterbahnhof) zu andern,
sondern gleichzeitig auch einen schmalen, ca. 5 m breiten Streifen
entlang des Gleisfeldes im sudlichen Teil (heute WA5) und mittle-
ren Teil (heute WA4) des Areals sowie den gesamten noérdlichen
Teil (heute WA4) des Areals neu der Zone Bahnareal zuzuweisen
(s. Anderung Nr. 22).

Anderung Nr. 22
Der Bereich des Freiverlads und der erweiterten Gleisanlagen wird von den Zonen WA4 und WAS

dem Bahnareal zugewiesen. Die Bezeichnung «Bauzone geméass Bauordnung 1994» wird aus dem
Zonenplan gestrichen.

Zonenplan 2009

Zonenplan neu

Grundstiick

Zone bisher

Fléche bisher

Zone neu

Fléche neu

434

WA4

8296 m?

Bahnareal

8'296 m?

434

WAS

1'338 m?

Bahnareal

1'338 m?

Anpassung des Verzeichnisses 1 des Konzepts fiir den Gltertrans-
port auf der Schiene vom 20. Dezember 2017 in gleicher Weise be-
schliesst (Beschluss UVEK vom 16. Mai 2025). Der entsprechende
Entscheid des UVEK steht derzeit noch aus.

Die Prifung einer allfalligen Umzonung wird unter Berlicksichtigung
der Koordinationspflicht daher in einem der Ortsplanungsrevision
nachgelagerten, separaten Verfahren zu erfolgen haben. Erst nach
Abschluss der hiervor genannten, hangigen Bundesverfahren kann
die Stadt Zug die raumplanerischen Konsequenzen abschliessend
beurteilen und eine allféllige Anpassung der Nutzungsplanung
rechtskonform prifen.

Im Planungsbericht wird entsprechend festzuhalten sein, dass die
Abklarung einer allfélligen Umzonung zu einem spateren Zeitpunkt
und in einem eigenstandigen Verfahren erfolgen wird.

Antrag Stadtrat

Der Antrag wird zur Kenntnis genommen; die Zonenplananderung
wird in einem separaten, der Ortsplanungsrevision nachgelagerten
Verfahren behandelt.
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6. Damit werden mehrere Tausend Quadratmeter der Nutzung
Wohn- und Arbeitszone entzogen, die mitten im Siedlungsgebiet
(mit Verdichtung Il) der Stadt Zug liegen. Deklariert im Planungsbe-
richt als reine Bezeichnungsanderung bleibt unklar, ob die Flachen-
zuweisungen der geplanten Anderung Nr. 22 bei der Flachenbilan-
zierung des Planungsberichts als Umzonung von WA-Zonenkorrekt
ausgewiesen und bei der Flachenbilanzierung mitbericksichtigt
wurden (vgl. Bauzonenbilanzierung, Beilage zum Planungsbericht
der Ortsplanungsrevision).

7. Zur Begriindung fiir diese Anderung wird im Planungsbericht der
Auftrag des Regierungsrates aus dem Jahr 2009 angegeben. Zitat
(s. Seite 145 des Planungsberichts vom 30.09.2025):

Die Bezeichnung «Bauzone geméss Bauordnung 1994» im Zonen-
plan 2009 der Stadt Zug fiir das Areal SBB Ost (Freiverlad und
Kirschloh) ist Relikt eines Beschwerdeverfahrens. Der Regierungs-
rat hat im Rahmen der Genehmigung und gleichzeitigen Beschwer-
debehandlung des Zonenplans 2009 das Areal analog dem Zonen-
plan von 1994 unveréndert in den Zonen WA4 und WASb belassen
mit dem Auftrag, die zukiinftige exakte Abgrenzung des Bahnareals
gegenliber der Bauzone zu definieren.

8. Im Zuge der Ortsplanungsrevision der Stadt Zug im Jahr 2009
wurde das gesamte Areal SBB Ost (ehem. Giterbahnhof), welches
1994 in die Zonen WAS5 (sudlicher Teil zwischen Gubelstrasse und
innerer Glterstrasse, nach damaliger BO Zone WG5 [heute WA5])
und in die Zone WA4 (mittlerer und nordlicher Teil des Areals) der
Zone Bahnareal zugewiesen. Motiviert war diese damalige Umzo-
nung vor allem durch die Argumentation burgerlicher
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Parteimitglieder des Grossen Gemeinderats der Stadt Zug (GGR),
den SBB keine Immobiliengewinne auf zweckentfremdetem, ur-
sprunglich zwangsenteignetem Land zu ermdglichen.

9. Gegen diese Um- und letztlich Auszonung hatten die SBB erfolg-
reich Beschwerde beim Regierungsrat gefihrt. Die heutige Woh-
nungsknappheit war damals nicht Thema der Diskussion zur Nut-
zung des Areals. Gemass Protokoll der Sitzung des Regierungsrats
am 22.6.2010 lautete die Haltung des Regierungsrats zur Gesamt-
revision des Zonenplans der Stadt Zug vom 27.9.2009 folgender-
massen (s. Abschnitt 2.b.2. des Protokolls mit Beschluss des Re-
gierungsratssitzung vom 22.6.2010, Beilage 2):

Das Grundstiick GS Nr. 434 (SBB Ost / Okihof) wird in den bisheri-
gen Zonen Wohn- und Arbeitszone WA4 sowie Wohn- und Arbeits-
zone WAS belassen. Innerhalb von fiinf Jahren seit Rechtskraft der
Beschwerdeentscheide sind raumplanerische Abklarungen zu tref-
fen und die Zonenzugehdrigkeit ist erstinstanzlich vom Grossen
Gemeinderat zu beschliessen.

10. Gemass aktuell gliltigem kantonalen Richtplan ist das fragliche
Gebiet dem Siedlungsgebiet, ja dem Verdichtungsgebiet Il zugewie-
sen. Es ist nicht erkennbar, weshalb die Stadt Zug diese richtplane-
rischen Vorgaben nicht nachlebt, sondern das Gebiet integral dem
Bahnareal zuteilen will.

11. Der GGR der Stadt Zug hat am 12.6.2025 in 1. Lesung die An-
derung Nr. 22 stillschweigend gutgeheissen (GGR-Vorlage Nr.
2914), welche damit unverandert Teil der vorgeschlagenen Ande-
rungen der jetzt aufliegenden Nutzungsplananderung wurde
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(s. Anderung Nr. 22 in Abschnitt 29, S. 154 im Planungsbericht,
Stand 30.9.2025).

2. Widerspruch zum kantonalen Richtplan

12. Im erst kurzlich revidierten bzw. in Bezug auf die Verdichtungs-
gebiete bestatigten kantonalen Richtplan (Beschlussdatum Kan-
tonsrat: 3.7.2025) wird das gesamte Areal SBB Ost (ehem. Giiter-
bahnhof) als Siedlungsgebiet (mit Verdichtung Il) ausgewiesen. Die
geplante Umzonung von etwa einem Drittel der Gesamtflache des
Areals steht im Widerspruch zum kantonalen Richtplan (Richtplan-
text und Richtplankarte, mit Beschlissen zum Stand vom 3.7.2025,
insb. S 1.1.1, vgl. auch https://zg.ch/de/planen-bauen/raumpla-
nung/richtplanung).

13. Die Schaffung von Bahnareal aus zentral in der Stadt Zug gele-
genem Bauland in der Verdichtungszone |l widerspricht auch klar
den Zielen der kantonalen Siedlungsentwicklung, die eine Verdich-
tung nach innen fordern, um den bereits heute hohen und kiinftig
weiter stark wachsenden Bedarf an Wohnraum decken zu kénnen
(vgl. G 5.1 kant. Richtplan).

14. Erwdhnenswert ist in diesem Zusammenhang auch die Haltung
der kantonalen Baudirektion in einer vergleichbaren Situation. So
befand die Baudirektion in der Vorpriifung einer vom Stadtrat ge-
planten Umzonung des Areals (in eine Zone OelB), ausgeldst durch
eine flr erheblich erklarte Motion des ehem. GGR und BPK Mit-
glieds Willi Vollenweider (SVP) «Rettet den Oekihof! - keine Immo-
bilien-Spekulation auf dem Guterbahnhof-Areal der Stadt Zug» vom
12.3.2014, Geschaft Nr. 2339) im Schreiben vom 17.5.2016
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(Beilage 4): «Der Kantonsrat hat die Verdichtungsgebiete im Kanto-
nalen Richtplan festgelegt und die Gemeinden sind wiederum an
den Richtplan gebunden. Unter S 5.2.3 Richtplantext wird festge-
halten, dass in den Verdichtungsgebieten eine erhéhte Ausnutzung
zulassig sei. Die beabsichtigte Umzonung liegt in einem Gebiet fur
Verdichtung 2 und steht entsprechend im Widerspruch zu diesen
behdrdenverbindlichen Beschlissen des Kantonsrates im Zuger
Richtplan.»

15. Diese Argumentation der Baudirektion unterstreicht auch den
Widerspruch zu den Richtplanvorgaben durch die jetzt geplante
Umzonung des Areals von einer dicht bebaubaren WA-Zone in
Bahnareal.

3. Raumplanerische Interessenabwagung im Allgemeinen

16. Art. 1 RPG sieht u.a. vor, dass die Siedlungsentwicklung nach

innen zu lenken ist, dies unter Berlcksichtigung einer angemesse-

nen Wohnqualitat (Art. 1 Abs. 2 Bst. a®s RPG). Gemass Art. 3 RPG
haben die mit Planungsaufgaben betrauten Behérden u.a. auf fol-
gende Grundsatze zu achten:

e Massnahmenzutreffen zur besseren Nutzung der brachliegen-
den oder ungeniugend genutzten Flachen in Bauzonen und der
Maoglichkeiten zur Verdichtung der Siedlungsflache (Art. 3 Abs.
3 Bst. c RPG);

e  Wohngebiete vor schadlichen oderlastigen Einwirkungen wie
Luftverschmutzung, Larm und Erschitterungen moglichst zu
verschonen (Art. 3 Abs. 3 Bst. b RPG);

o fur die offentlichen oder im offentlichen Interesse liegenden
Bauten und Anlagen sachgerechte Standorte zu bestimmen;
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insbesondere sollen dabei nachteilige Auswirkungen auf die
Bevolkerung vermieden oder gesamthaft geringgehalten wer-
den (Art. 3 Abs. 4 Bst. c RPG).

17. Die geplante Zonierung widerspricht diesen Planungszielen und
-grundsatzen in verschiedener Hinsicht, und die gesetzlich gefor-
derte raumplanerische Interessenabwagung (Art. 3 RPV) ist nicht
rechtsgentigend vorgenommen und dokumentiert worden.

4. Hervorragende, zentrale, mit OV erschlossene Lage des Ge-
biets

18. Das umzuzonende Gebiet ist im Zentrum der Stadt Zug gele-
gen, nahe, ja unmittelbar beim Bahnhofareal Zug. Es ist damit mit
dem offentlichen Verkehr bestens erschlossen und offensichtlich
besonders gut zu Wohn- und Arbeitszwecken geeignet.

19. So hat sich das Gebiet um den ehemaligen Giterbahnhof seit
der letzten Ortsplanungsrevision im Jahr 2009 entsprechend stark
verandert. Auf beiden Seiten der Gleisanlagen um den nérdlichen
Teil des ehemaligen Guterbahnhofareals sind zahlreiche neue
Wohnungen geschaffen worden: Theilerstrasse 5-17, Feldpark 8-
20, Baarerstrasse 111 und 113, Tirolerweg 2. Am Gartliweg wurde
die Hauser Nrn. 1, 3, 11 und 23 umfassend erneuert. Das Gebiet
hat sich vom ehemals noch eher peripher gelegenen und vorab ge-
werblich und industriell genutzten Stadtteil zu einem zentral gelege-
nen Wohn- und Arbeitsgebiet entwickelt.
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20. Diese Entwicklung ist raumplanerisch und stadtebaulich sach-
gerecht, entspricht dem Prinzip der Siedlungsentwicklung nach in-
nen und ist entsprechend auch zonenplanerisch weiter zu verfolgen
und unterstitzen.

21. Uberdies ist ein Bedarf an Bahnnutzungen auf dem Areal nicht
ausgewiesen:

5. Kein Bedarf der SBB fiir (weiteres) Bahnareal im fraglichen
Gebiet

22. Eine koharente, nachvollziehbare Planung der SBB bezlglich
des Bedarfs an Flachen fir den Freiverlad sowie flir so genannte
VU-Nutzungen (Verfiigbarkeit und Unterhalt) ist nicht erkennbar.
Fir die geplanten Nutzungen standen, sofern Gberhaupt ein Bedarf
bestehen sollte, bessere Standorte zur Verfligung.

23. Mit einer Verspatung von iiber 10 Jahren soll mit der Anderung
Nr. 22 der Nutzungsplan des Areals SBB Ost (ehem. Giiterbahn-
hof) dem Bedarfsnachweis der SBB aus dem Jahr 2014 (Korridor-
rahmenplan Baar-Zug vom 24.11.2014, Beilage 3) angepasst wer-
den. Darin wird eine heute bestehende Nutzgleislange fir den Gi-
terverlad am Standort Zug von 150 m ausgewiesen sowie ein lan-
gerfristiger Bedarf von 200 m fiir den Zeithorizont «ibermorgen»
(Ende aller vorgesehenen Ausbauschritte, d.h. ca. 2040 bis 2050)
(s. Abschnitt 5.2 in Beilage 3). Fiir den Unterhalt der Gleisanlagen
im Raum Walchwil-Zug-Baar-Steinhausen-Cham), der durch die
SBB-Infrastruktursektion Sud, Bellinzona, im gesamten Kanton Zug
und darlber hinaus bis Sihlbrugg Station erfolgt, werden im Korri-
dorrahmenplan Baar-Zug vom 24.11.2014 am Standort Zug
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vorhandene Gleisnutzlangen von 385 m ausgewiesen und ein Be-
darf fur den Zeithorizont «ibermorgen» 400m. Zum damaligen Zeit-
punkt (24.11.2014) boten die SBB noch einen Guterverlad mit Ein-
zelwagenverlad an. Dieser wurde aufgrund der geringen wirtschaft-
lichen Nachfrage im Jahr 2019 von den SBB geschlossen. Die Ver-
laderampe wurde entgegen Art. 18 Abs. 1 und Abs. 2 EBG von den
SBB ohne erkennbare Bewilligung riickgebaut. Der Kanton Zug hat
in der Revision des kantonalen Richtplans tberdies die Schliessung
des Verladestandorts Zug und dessen Verlegung nach Rotkreuz
beschlossen (s. Abschnitt Gutertransport, Kapitel M4.7.2 in Unterla-
gen zum Geschaft Nr. 3685 auf https://kr-ge-
schaefte.zug.ch/gast/geschaefte/2679, Inkrafttreten 10.7.2024, Teil-
genehmigung des Bundes vom 16.5.2025 vorhanden). Damit be-
steht heute kein Bedarf mehr an Verladegleisen am Standort Zug.

24. Zum Bedarf an Nutzgleislangen zum Unterhalt (sog. VU-Nut-
zungen, VU: Versorgung und Unterhalt, SBB-Infrastruktur) im
Raum Zug ist anzumerken, dass im Bedarfsnachweis der SBB vom
24.11.2014 (Beilage 3) der Betrachtungsperimeter derart gewahlt
wurde, dass Alternativstandorte wie Steinhausen-Steinhausen Ri-
giblick, Sihlbrugg, Rotkreuz und Arth-Goldau nicht mitberiicksichtigt
wurden, obwohl diese flir den Unterhalt von weiten Teilen des Stre-
ckennetzes im Kanton sogar ndhergelegen waren als der Standort
Zug (z.B. Arth-Goldau fir den Unterhalt im Bereich Walchwil, Rot-
kreuz fir Unterhalt in Cham, Sihlbrugg fiir Unterhalt im Bereich
Baar-Baar-Litti). Angesichts der ohnehin sehr geringen Distanzen
im Kanton Zug hatten Alternativstandorte zum Unterhaltsstandort
Zug in korrekter raumplanerischer Interessenermittiung und -abwa-
gung geprift werden missen, nicht zuletzt auch deshalb, weil alle
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obgenannten Alternativstandorte bereits tber die erforderlichen
Nutzgleislangen fur Unterhalt von 400 m flr den angegebenen Zeit-
horizont aufweisen und zudem nicht im dichten Siedlungsgebiet lie-
gen.

25. Aktuell lauft ein Plangenehmigungsverfahren (PGV) auf Gesuch
der SBB, in welchem das Areal zu Zweckendes Freiverlads und fiir
VU-Nutzungen (Verfligbarkeit und Unterhalt) umgestaltet und ver-
wendet werden soll. Es fallt auf, dass fiir den im PGV ausgewiese-
nen geringen Maschinen-Schieneneinsatz bereits die Gleislange
des Gleises, welches unmittelbar westlich des ehem. Okihofgeb&u-
des verlauft und fur Unterhalt genutzt wird (sog. Gleis 38) bei wei-
tem ausreicht, um den heute deklarierten Bedarf an Unterhalt zu
decken. Ein Freihalten des gesamten nérdlichen Teils des Areals
fur Unterhalt ist daher aus Bedarfs-Griinden nicht angezeigt.

26. Vielmehr kénnen Unterhaltsleistungen im Kanton Zug bereits
heute Uber Alternativstandorte, welche nicht an Wohnzonen gren-
zen, abgedeckt werden. Ein allfalliger Bedarf unmittelbar am Stand-
ort Zug ist wie gesagt bereits durch das Gleis 38 (unmittelbar west-
lich des Okihofgebaudes) gewahrleistet. Daher muss héchstens ein
schmaler Streifen von ca. 5 m Breite entlang der westlichen Grenze
des Areals von der Feldstrasse im Norden bis zur Gubelstrasse im
Siden von den Zonen WA5 und WA4 der Zone Bahnareal zuge-
wiesen werden, dies um den SBB auch die kiinftige Nutzung des
Gleises 38 (Gleis unmittelbar westlich des ehem. Okihofgeb&audes)
zu ermdglichen, eine grosstmogliche Flache der heutigen Zone
WA4 im noérdlichen Arealteil des ehemaligen Giterbahnhofs zu
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erhalten und dem Auftrag des Regierungsrates aus dem Jahr 2009
verspatet nachzukommen(vgl. Antrag Nr. 2).

27. Die Ortsplanung dient der zukunftsorientierten Gestaltung der
Entwicklung der Stadt und darf nicht an tGberholten - und schon da-
mals ungeniigenden - Bedarfsnachweisen aus dem Jahr 2014 aus-
gerichtet werden. Es ist daher auch zu empfehlen, vor Ort einen
Augenschein beim Grundstlck Nr. 434, Zug sowie an den mogli-
chen Alternativstandorten fir die Vorbereitung nachtlicher SBB-
Baueinsatze im Kanton Zug (Sihlbrugg, Steinhausen-Steinhau-
sen/Rigiblick, Rotkreuz. Arth-Goldau) vorzunehmen.

6. Umweltrechtliche Aspekte sprechen gegen Nutzung als
Bahnareal

28. Aktuell lauft ein Plangenehmigungsverfahren (PGV) auf Gesuch
der SBB, in welchen das Areal zu Zwecken des Freiverlads und fir
so genannte VU-Nutzungen (Verflugbarkeit und Unterhalt) umge-
staltet und verwendet werden soll.

29. Die Tatigkeiten der Fachstelle VU (VU: Versorgung und Unter-
halt, SBB-Infrastruktur) werden vorwiegend nachts vorgenommen
und sind infolge der Art der Tatigkeiten (Uberwachung, Unterhalt
und Bau der Eisenbahninfrastruktur) mit hohen Larmemissionen
verbunden. Im Umweltgutachten des laufenden PGV werden 120
Betriebsnachte pro Jahr prognostiziert, in denen stark erhéhte
Larmemissionen durch Bauvorbereitungen aus dem Areal zu erwar-
ten sind. Wahrend der Larmphasen werden die Emissionen im Be-
reich der Alarmwerte der Larmschutzverordnung (65 dB fiir angren-
zende Wohnzone ESII) liegen (vgl. Umweltgutachten im
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Plangenehmigungsverfahren Giiterbahnhof Zug; zur Erganzung
und Einholung weiterer Gutachten vgl. Rz. 42 nachstehend).

30. Mit der geplanten Zonierung wird dem Vorsorgeprinzip des Um-
weltrechts (Art. 1 Abs. 2 USG; Vorsorgeprinzip: «Im Sinne der Vor-
sorge sind Einwirkungen, die schadlich oderlastig werden kénnten,
friihzeitig zu begrenzen.») und dem Grundsatz (Art. 11 Abs. 1 USG;
vorrangige Quellenbegrenzung: Luftverunreinigungen, Larm, Er-
schitterungen und Strahlen werden durch Massnahmenbei der
Quelle begrenzt [Emissionsbegrenzungen]) nicht nachgelebt.

31. Eine Zuweisung des nordlichen Arealteils zur Zone Bahnareal
hatte nach Einschatzung der Einwender auch eine Verdnderung
der Zuweisung der Larm-Empfindlichkeitsstufe des Areals zur
Folge, welche im Planungsbericht zur Nutzungsplanung unerwahnt
bleibt, fiir die angrenzenden Wohnungen aber betrachtliche, nega-
tive Auswirkungen hatte. Durch die Zuweisung des noérdlichen ehe-
maligen Giterbahnhofareals in eine Zone Bahnarealist aufgrund
der von den SBB angekiindigten Nutzung damit zu rechnen, dass
alle Anwohnernachts einer erheblichen (zusatzlichen) Larmbelas-
tung ausgesetzt wirden und sich die Wohnqualitat aller angrenzen-
den Zonen mit Wohnnutzung erheblich verschlechtern wirde. Es ist
damit zu rechnen, dass mit der geplanten Bebauung des Theiler-
platzes in naher Zukunft weitere Wohnungen der nachtlichen Larm-
belastung durch die SBB im dichten Siedlungsgebiet ausgesetzt
waren. Wie bei den Uibrigen Zonenanderungen der Ortsplanungsre-
vision 2025 mit zu erwartender Veranderung einer schadlichen
Larmeinwirkung, sei auch fir Antrag Nr. 22, eine Zuweisung zu
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Empfindlichkeitsstufen vorzunehmen und einer kantonalen Vorpri-
fung zu unterziehen.

32. Darliber hinaus sollen gemass Angaben im PGV die Umbauar-
beiten teilweise und die danach stattfindenden betrieblichen Vorbe-
reitungen fir Bauarbeiten zumeist wahrend der Nacht stattfinden,
was eine starke Beleuchtung des Areals mit einem Gesamtlicht-
strom von 432'000 Lumen erfordert, welche das Areal in Betriebs-
nachten (120 pro Jahr) die ganze Nacht hin-durch bis zur Damme-
rung erhellen soll, dies selbst zu Zeiten, an denen keine Tatigkeiten
auf dem Areal stattfinden. Zusatzlich wird das Areal durch die In-
nenbeleuchtung der abgestellten Zige jede Nacht von ca. 21 Uhr
bis 23:30 Uhrwahrend der Reinigung der Zige und ab 4 Uhr mor-
gens ab Inbetriebnahme der abgestellten Zlige erhellt. Schliesslich
verfiigen die meisten Baumaschinen und Bauzugseinheiten der VU
Uber eigene, sehr starke Lichtanlagen, da sie nachts auf auch un-
beleuchteten Strecken zum Einsatz kommen. Das Licht dieser Bau-
maschinen und -zilge strahlt stark in alle Richtungen und erzeugt
wahrend VU-Betriebsnachten eine starke Einwirkung auf die An-
wohnerschaft der Wohnzone.

33. Die Schaffung eines nachtlichen, stark beleuchteten Larm-Hot-
spots im dichten Siedlungsgebiet widerspricht den von der Stadt
Zug propagierten Zielen der Siedlungsentwicklung der Ortsplanung
(Verdichtung und Erhéhung der Wohnqualitat) und schadigt die
Entwicklung des sog. Transformationsgebiets vermutlich auf Jahr-
zehnte hinaus.
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7. Klimaschutz und Siedlungsqualitat

34. Bei der Revision der Ortsplanung wurde mehrfach auf eine n6-
tige Klimaanpassung der Stadt Zug (Okologische Ausgestaltung:
Okologie und Stadtklima) hingewiesen. Geméass den kommunalen
Planungszielen ist vor allem im sog. Transformationsgebiet, zu dem
auch das gesamte Gebiet um den ehemaligen Guterbahnhof zahilt,
eine Temperaturerhbhung zu erwarten.

35. Mit der vorgesehenen neuen Griinflachenziffer von 30% fiir die
meisten W- und WA-Zonen wird versucht, mehr unversiegelte,
grune Flachen zu schaffen, um eine bessere Versickerung und Ab-
fihrung des Wassers bei den zu erwartenden vermehrt auftreten-
den Starkregenereignissen zu ermdglichen sowie eine Abschwa-
chung der zu erwartenden Temperaturerh6hung zu erreichen.
Durch die Umzonung desnérdlichen Arealteils und der von den
SBB geplanten und angekiindigten Nutzung wiirdedieser Arealteil
weiterhin weitestgehend versiegelt bleiben und nicht dazu beitra-
gen, dem Klimaschutz nachzuleben. Dadurch wirde eine Chance
vergeben, die negativen Auswirkungen des Klimawandels auf die
Wohnqualitat des Transformationsgebiets abzumildern, da dort die
Grunflachenziffer aktuell mit am niedrigsten ist, d.h. dort ein hoher
Grad an Versiegelung vorliegt (vgl. Abb. 14, S. 69 im Planungsbe-
richt zur Nutzungsplanung vom 30.09.2025). Bei einer Beibehaltung
der Zonierung des Areals (als WA-Zone) und einer zonenkonfor-
men Nutzung kénnte nicht nur mehr Wohnraum geschaffen wer-
den, sondern auch eine zukunftsorientierte Klimaanpassung fiir die
Umgebung realisiert werden (vgl. Antrag Nr. 1).
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36. Schliesslich kdnnte die Beibehaltung der Zonierung des Areals
als WA-Zone auch dazu beitragen, dass die Verwendung (Um-
schlag, Lagerung etc.) von Gefahrenstoffen wie Druckbehalter ge-
fullt mit entflammbaren Gasen, Behalter mit brennbaren, und was-
ser- und umweltgefahrdenden Stoffen im Umfeld von Wohnzonen
vermindert wird. Diese Nutzung kommt namlich heute auf dem
Bahnareal wiederholt vor und stellt eine Gefahrdung fiir die Anwoh-
nerschaft, fur Passanten und den Bahnbetrieb dar. Der Umstand,
dass Gefahrenstoffe auf dem Areal bei VU-Tatigkeiten (VU: Versor-
gung und Unterhalt, SBB-Infrastruktur) verwendet und gelagert wer-
den, spricht gegen dessen geplante Nutzung als Bahnareal im dich-
ten Siedlungsgebiet der Stadt Zug. Auch aus diesem Grund ist die
heutige Zonierung beizubehalten (vgl. Antrage Nr. 1 und 2).

8. Artenschutz / NHG

37. Die umzuzonenden Flachen, ndmlich deren nicht versiegelten
Flachen sind heute ein Habitat fir die dort lebenden Mollusken,
Reptilien- und Amphibien-Arten, darunter der Feuersalamander
(vulnerable Amphibien-Art der Roten Liste der Schweiz). Dieser Le-
bensraumistgemass Art. 18 NHG angemessen zu schiitzen und
nach Mdglichkeit zu verbessern. Insbesondere vorhanden sind Ei-
dechsen, Feuersalamander und Weinbergschnecken, aber auch
Blindschleichen. Alle diese vorkommenden Tiere sind kantonal, eid-
genossisch (Reptilien, Amphibien, Art. 20 Abs. 2 NHV) und einige
davon sogar nach Berner Konvention (Art. 6 und Art. 7, Berner
Konvention) geschiitzte Arten (vgl. Anhang 3 NHV, Anhang 4 NHV
sowie Art. 20 Abs. 2 NHG i.V.m. dem kantonalen Gesetz Uber die
Unterschutzstellung der Weinberg-schnecke, BGS432.113) und
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missen demnach unabhangig davon, ob es sich beim Gelande
selbst um ein Schutzgebiet handelt, adaquat geschitzt werden.

38. Mit der neu vorgesehenen Zuweisung des ca. 5 m breiten Strei-
fens entlang des Gleisfeldes im sudlichen Teil (heute WA5) und
mittleren Teil (heute WA4) des Areals sowie den gesamten nordli-
chen Teil (heute WA4) des Areals in die Zone Bahnareal (s. Ande-
rung Nr. 22) wird verhindert, dass kinftig mehr unversiegelte, griine
Flachen geschaffen werden kénnen (vgl. hierzu auch Ziff. 7 vorste-
hend). Dies widerspricht dem Artenschutz nach Art. 18 NHG. Auch
aus diesem Grund ist die heutige Zonierung in der WA-Zone beizu-
behalten (vgl. Antrdge Nrn. 1 und 2).

39. In diesem Zusammenhang wird im Hinblick auf eine rechts-
genugliche Interessenabwagung zur geplanten Zonierung darauf
hingewiesen, dass aus Sicht der Einwender ein Gutachteneines un-
abhangigen Experten zur Frage der Nutzung der unversiegelten
Flachen als Habitat fiir geschiitzte Amphibien, Reptilien und Mollus-
ken einzuholen ware.

9. Fazit

40. Wie vorgenannte Ausfiihrungen aufzeigen, sprechen zahlreiche
Grunde dafir, von der geplanten Umzonung des Areals von einer
dicht bebaubaren WA-Zon ein Bahnareal abzusehen (vgl. Antrage
Nrn. 1 und 2)

41. Nicht zuletzt die prekare Situation auf dem Wohnungsmarkt—
der Kanton Zug hat, wenn nicht die tiefste, so eine der tiefsten
Leerwohnungsziffern der Schweiz — sondern auch die sich
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abzeichnende, weitere Verscharfung aufgrund des prognostizierten
Bevdlkerungswachstums (s. kantonaler Richtplantext, Abschnitt G2,
mit Beschlissen vom 03.07.2025) gebieten, vorhandenes Bauland
prioritar fir den Wohnungsbau zu nutzen und nicht auf Grundlage-
veralteter Bedarfsnachweise der SBB fehlzunutzen.

42. Um eine vorschnelle Umzonung von Bauland mit Wohnnutzung
mitten im Siedlungsgebiet der Stadt Zug zu verhindern, welche die
stadtebauliche Entwicklung des Transformationsgebiet und die
Siedlungsqualitat der angrenzenden Zonen mit Wohnnutzungen auf
Jahrzehnte deutlich beeintrachtigen wirde, und im Hinblick auf eine
rechtsgentgliche Interessenabwéagung zur geplanten Zonierung, ist
aus Sicht der Einwender die Anderung Nr. 22 sowie deren Behand-
lung in zweiter Lesung durch den Grossen Gemeinderat der Stadt
Zug zu sistieren und entsprechende Gutachten einzuholen, da ak-
tuell die noétigen Grundlagen zu Fragen der nachtlichen Larm- und
Lichteinwirkung auf die angrenzenden Wohnnutzungen, zu Fragen
des Artenschutzes, zu Fragen des aktuellen Bedarfs der SBB und
einer bundesrechtlich genehmigten Bahnnutzung des Areals (aus-
stehender, rechtskraftiger Entscheid zum laufenden PGV) fehlen.
Durch eine Umzonung wiirde der Handlungsspielraum fir eine opti-
male Arealentwicklung des ehemaligen Giiterbahnhofareals in Zug
unnotig, vorschnell und ohne die nétige Sorgfalt und Zukunftsorien-
tierung beeintrachtigt und allenfalls verunmaglicht.
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Anhang 2: Ausschnitt Zonenplan (von Anderungen betroffene Flachen infolge Gutheis-
sung der Beschwerden)
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172496

SBB AG
Immobilien
Grundstiicksma-
nagement

8048 Zirich

Antrag / Bemerkung
Auf die Umzonungen der Flachen des SBB Grundstiickes Nr. 747
von Bahnareal in die Zonen OelF und OelBsei sei zu verzichten.

Begriindung

Die von der Umzonung betroffenen Grundstiicksteile sind einerseits
Bdschungen, andererseits Flachen oberhalb des Tunnelportals und
damit Teil der Bahnanlage, fiir welche grundsatzlich das Eisen-
bahngesetz gilt. Die von der OelF betroffene Flache ist zwar als
Biodiversitatsflache (Massnahme im Zusammenhang mit dem Akti-
onsplan Biodiversitat Schweiz) ausgeschieden und wird kinftig ent-
sprechend gepflegt. Dennoch kann die SBB nicht zulassen, dass
durch die Umzonung kiinftig Einschrankungen im Zusammenhang
mit der Nutzung dieser Flache entstehen. Gemass Begrindung fur
die OelB Umzonung wird die Minigolfanlage angegeben. Es besteht
keine Nutzungsvereinbarung mit der Minigolfanlage. Aufgrund all-
gemeiner Flachenknappheit kann diese Flache hierfur nicht zur
Verfligung gestellt werden.

Erwagungen Stadtrat

Anderung Nr. 37 (GS 747):

Die Auszonung des Bahnareals in die Zone des offentlichen Interes-
ses fir Freihaltung (OelF) wird belassen. Die betroffene Béschung
entspricht von der Nutzung der OelF. Die 6kologische Aufwertung
als Biodiversitatsflache steht der Zonenanpassung nicht entgegen.
Die Uberfiihrung einer Bauzone in eine Nichtbauzone ermdglicht an-
derweitige Einzonungen zur Schaffung von preisgiinstigem Wohn-
raum.

Anderung Nr. 38 (GS 747):

Der Einwendung wird insofern Rechnung getragen, als der Bereich
oberhalb des Tunnelportals von der Zonenanderung ausgenommen
wird. Im Ubrigen wird die Umzonung in die OelB Zone unverandert
beibehalten. Die zonenrechtliche Anpassung stellt eine notwendige
Voraussetzung dar, um die gesetzlichen Anforderungen an die hin-
dernisfreie Zuganglichkeit der Minigolfanlage kunftig erfiillen zu kon-
nen.
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Anderung Zonenplan:

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird teilweise berticksichtigt.

Grundstiick Zone Flache Zone neu Flache

ZP 2009 bisher 1. off.

Auflage

3753 OelF 811 m? OelE 811 m?
747 Bahnareal 558 m?2 OelB 558 m?2
Grundstiick Zone neu Fliche neu

zH.2. L.

GGR

3753 OelE 811 m?
747 OelB 451 m2
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172720  Korporation Zug Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
6300 Zug Der Verwaltungsrat lehnt diese ausgedehnte Familiengartenzone Es sind nur wenige Quadratmeter an Familiengarten, die in der
ab. Wohnzone W4 auf dem Areal Herti VIl liegen.
Begriindung Anderung Zonenplan:
2 der 3 Familiengartenareale liegen auf Land der Korporation Zug. , g
Bei der Durchsicht der Pachter ist festzustellen, dass viele aus an- T 7 s/ O

grenzenden Gemeinden (vor allem Baar) stammen. Der Verwal-
tungsrat ist daher der Ansicht, dass der Verlust der wenigen m2

durch die Realisation von Herti VII verkraftbar ist und in der Stadt '
Zug kein Bedarf an zusétzlichen Familiengérten nachgewiesen sei. ‘ Usre 'T&'“j! “
Grundstiick Zone Flache Zone Fléche
ZP 2009 bisher 1. off.
Auflage
33 Landwirtschaft 6'216 m? UeFa 6'216 m?

UeFa =
()
4.

Grundstiick Zone Flache
zH.2.L. neu

GGR
33 Landwirtschaft 6'216 m?

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird berucksichtigt.
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Anderung Nr. 61

172350

Birgerrat der
Stadt Zug
6300 Zug

Antrag / Bemerkung

Aus diesen Griinden stellt sich der Biirgerrat auf den Standpunkt,
dass die Zonenplananderung Nr. 61 (Reitsportanlage Risli, Ober-
wil) abgelehnt werden soll.

Begriindung
Der Birgerrat der Stadt Zug stellt sich aus mehreren Griinden auf
den Standpunkt, dass die Zonenplananderung Nr. 61 (Reitsportan-
lage Rusli, Oberwil) abgelehnt werden soll.
1. Das fir die Reitsportanlage Rusli vorgesehene Gebiet be-
findet sich sowohl in der Landschaftsschutzzone, welche
1992 mit der Abstimmung «Grinflachen-Initiative» ausge-
zont worden ist, als auch in der Grundwasserschutzzone.
2. Der Standort fur die Reitsportanlage ist insbesondere aus
Grinden der Erschliessung und Zufahrt fur Pferdetranspor-
ter und andere Grossfahrzeuge nicht geeignet.

Die Zufahrt in Oberwil Uber die Tellenmattstrasse, weiter
durch die SBB-Unterfiihrung und Uber den Bréchliweg kann
offenbar nur mit Privatfahrzeugen, nicht jedoch mit Pfer-
detransportern erfolgen. Fir die Zufahrt mit grésseren
Fahrzeugen und Pferdetransportern bleibt somit allein der
Zugang Uber die bestehende schmale Strasse oberhalb
des Seniorenzentrums Mulimatt und der Alterswohnungen
Mulimatt.

Die Strasse oberhalb des Seniorenzentrums und oberhalb

Erwagungen Stadtrat

Welche Rahmenbedingungen fir eine Reitsportanlage gelten, legt
der kantonale Richtplan behérdenverbindlich fest. Unter anderem
fordert dieser ein Betriebskonzept mit Aussagen zur Erschliessung,
dem Einbezug von bestehenden Bauten sowie zur Eingliederung
der Bauten und Anlagen in den baulichen Kontext und ins Land-
schaftsbild. Diese Vorgaben wurden vollstandig erfullt und vom Amt
fir Raumplanung und Verkehr bestatigt.

Der Einwand, der Standort sei fir Pferdetransporter und grossere
Fahrzeuge ungeeignet, ist nachvollziehbar, halt einer fachlichen
Prifung jedoch nicht stand. Die verkehrstechnische Untersuchung
zeigt klar, dass die Erschliessung der Reitsportanlage gewahrleistet
ist: Die geplante Anlage kann mit Privatfahrzeugen tber Oberwil /
Tellenmattstrasse / Unterfihrung SBB, Gimenenweg oder Uber den
Miilimattweg erreicht werden. Die Uberpriifung durch einen Ver-
kehrsplaner hat gezeigt, dass die Erschliessung der neuen Reit-
sportanlage mit einem Lastwagen Typ B via Mullimattweg méglich
ist. Der Verzweigungspunkt Millimattweg Richtung Reitsportanlage
hoch ist geringfiigig anzupassen. Der Standort Rusli erweist sich zu-
dem als besonders geeignet fur eine Reitsportanlage, da er fur Kin-
der und Jugendliche mit einer Leidenschaft fur Pferde sehr gut er-
schliessbar ist — sowohl zu Fuss und mit dem Velo als auch tber die
nahegelegene S-Bahn-Station.

Das Reitsportangebot ist beschrankt, weshalb nicht mit einem gros-
seren Verkehrsaufkommen zu rechnen ist. Ausserdem lasst das
Umgelande lediglich eine Einrichtung von beschrankter Anzahl
Parkplatzen fur Personenwagen und Pferdetransporter zu.
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der Alterswohnungen wird jedoch rege von Velofahrern,
Senioren des Seniorenzentrums und der Alterswohnungen,
Spaziergangern sowie von Schulkindern benutzt. Nutzer-
konflikte waren also vorprogrammiert.

Zudem beabsichtigt die Blirgergemeinde Zug auf dem
Grundstuck 6stlich des Seniorenzentrums und der Alters-
wohnungen weitere Wohnmdglichkeiten fir betagte und
pflegebedirftige Personen, aber auch preisglinstige Woh-
nungen bspw. fir Mitarbeitende des Seniorenzentrums zu
erstellen. Eine Verbreiterung der Strasse oberhalb des Se-
niorenzentrums und der Alterswohnungen mit regelmassi-
gen Transporten mit grossen Fahrzeugen lauft diesem Pro-
jekt zuwider, sie beeintrachtigt die Lebens- und Wohnquali-
tat und «zerschneidet» die Erweiterung der geplanten Al-
ters- und Wohnsiedlung, welche die bestehenden Alters-
wohnungen und das Seniorenzentrum erganzen soll, dus-
serst nachteilig.

Die Bestimmungen fir die Zone fiir Reitsport sind in § 38 nBO gere-
gelt. Fur das Baugesuch gelten strenge Auflagen. So ist neben dem
eigentlichen Baugesuch auch ein umfangreicher Umgebungsgestal-
tungsplan und ein detailliertes Betriebskonzept vorzulegen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

170393

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
Auf diese neu zu schaffende Zone fir Reitsport (UeRs) ist zu ver-
zichten.

Begriindung

Wir befinden uns hier in einer Landwirtschaftszone, die - zugunsten
der sie nutzenden Landwirtschaft und aus Griinden der Erhaltung
von moglichst viel griinem Freiraum fur die ganz Bevolkerung - in-
tegral zu erhalten ist. Es geht hier um ein privates

Erwagungen Stadtrat

Welche Rahmenbedingungen fir eine Reitsportanlage gelten, legt
der Kantonale Richtplan behérdenverbindlich fest. Unter anderem
fordert dieser ein Betriebskonzept mit Aussagen zur Erschliessung,
dem Einbezug von bestehenden Bauten sowie zur Eingliederung
der Bauten und Anlagen in den baulichen Kontext und ins Land-
schaftsbild. Diese Vorgaben wurden vollstandig erfillt und vom Amt
fur Raumplanung und Verkehr bestatigt.
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Partikularinteresse, das auch andernorts, d.h. an besser geeigne-
ten Orten, befriedigt werden kann. Hier soll eine bestehende Land-
wirtschaft- und Griinzone wegen eines privaten Freizeitinteresses
zerrissen werden. Das Interesse der breiten Offentlichkeit am Erhalt
der gesamten griinen Zone ohne neu schaffende Unterbriche in
Form von stérenden Bauten geht vor. Zudem wirde diese Reithalle
auch die Asthetik des betroffenen Gebiets massiv stdren.

Die Kritik, wonach durch das Vorhaben eine bestehende Landwirt-
schafts- und Griinzone «zerrissen» werde, greift aus fachlicher Sicht
zu kurz. Das eingereichte Betriebskonzept setzt sich mit den Aspek-
ten der Einordnung in die Landschaft stufengerecht auseinander. Im
Weiteren definiert § 38 Abs. 2 nBO die Anspriiche an ein gutes Pro-
jekt. So ist neben dem eigentlichen Baugesuch auch ein umfangrei-
cher Umgebungsgestaltungsplan und ein detailliertes Betriebskon-
zept vorzulegen.

Der Standort Risli erweist sich zudem als gut geeignet fiir eine Reit-
sportanlage, da er fir Kinder und Jugendliche mit einer Leidenschaft
fur Pferde sehr gut erschliessbar ist — sowohl zu Fuss und mit dem
Velo als auch Uber die nahegelegene S Bahn-Station.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.

170390

172476

«Privatpersonen»

(Unterschriftbo-
gen mit 145 Un-
terschriften)

Antrag / Bemerkung

Es soll in Oberwil im Gebiet «RUsli» keine Zone fiir Reitsport/Reit-
sportanlagen geschaffen werden. Das Gebiet soll in der Landwirt-
schaftszone belassen werden. (Grundstiicknummer 1649)

Begriindung

Dieses neue Reitzentrum wird auf den bestehenden schmalen, en-
gen Zufahrtwegen zu starkem Mehrverkehr flihren.

Es ist ausgeschlossen, dass Lastwagen/Transporter den Reithof
Uber die bestehende Unterfuhrung beim Bahnhof Oberwil errei-
chen. Diese ist nur gerade zwei Meter hoch. Somit kann das betref-
fende Grundstlck «Rusli» mit grosseren Fahrzeugen (z. B. Autos
mit Pferdeanhangern) nur Gber den kleinen Zufahrtsweg «Mulimatt»

Erwagungen Stadtrat

Welche Rahmenbedingungen fir eine Reitsportanlage gelten, legt
der Kantonale Richtplan behérdenverbindlich fest. Unter anderem
fordert dieser ein Betriebskonzept mit Aussagen zur Erschliessung,
dem Einbezug von bestehenden Bauten sowie zur Eingliederung
der Bauten und Anlagen in den baulichen Kontext und ins Land-
schaftsbild. Diese Vorgaben wurden vollstandig erfiillt und vom Amt
fur Raumplanung und Verkehr bestatigt.

Die verkehrstechnische Untersuchung zeigt klar, dass die Erschlies-
sung der Reitsportanlage gewahrleistet ist: Die geplante Anlage
kann mit Privatfahrzeugen Uber Oberwil / Tellenmattstrasse / Unter-
fuhrung SBB, Gimenenweg oder Uber den Mulimattweg erreicht wer-
den. Die Uberpriifung durch einen Verkehrsplaner hat gezeigt, dass
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oberhalb des Alterszentrums und der Alterswohnungen erreicht
werden.

Der schmale Weg «Milimatt» ist der Schulweg von zahlreichen
Kindern aus dem Quartier. Auch die Bewohner*innen des Senioren-
zentrums und des Wohnheims Rufin sind auf dem Strasschen un-
terwegs, wenn sie z.B. auf dem beliebten Spazierweg zum Brochli
gehen, um dort die von der Stadt gebauten Ruhebanke zu nutzen
oder im Hofladen kleinere Einkaufe zu tatigen.

Es ertragt diesbeziiglich absolut keinen Mehrverkehr fir Reitsport-
ler*innen, Warenanlieferungen, Pferdetransporter, Lastwagen usw.
Im Interesse der schwachsten Verkehrsteilnehmenden (Kinder und
altere Personen) bitten wir Sie daher, auf die geplante Umzonung
beim «RuUsli» zu verzichten

Diese Eingabe wird zusammen mit 145 Unterschriften von Oberwi-
ler*innen auch noch in Papierform eingegeben.

die Erschliessung der neuen Reitsportanlage mit einem Lastwagen
Typ B via Millimattweg mdglich ist. Der Verzweigungspunkt Mulli-
mattweg Richtung Reitsportanlage hoch ist geringfligig anzupassen.
Der Standort Riisli erweist sich zudem als besonders geeignet fiir
eine Reitsportanlage, da er fir Kinder und Jugendliche mit einer Lei-
denschaft fir Pferde sehr gut erschliessbar ist — sowohl zu Fuss und
mit dem Velo als auch iber die nahegelegene S Bahn-Station.

Das Reitsportangebot ist beschrankt, weshalb nicht mit einem gros-
seren Verkehrsaufkommen zu rechnen ist. Ausserdem lasst das
Umgelande lediglich eine Einrichtung von beschrankter Anzahl
Parkplatzen fiur Personenwagen und Pferdetransporter zu.

Die Bestimmungen fir die Zone fir Reitsport sind in § 38 nBO gere-
gelt. Fir das Baugesuch gelten strenge Auflagen. So ist neben dem
eigentlichen Baugesuch auch ein umfangreicher Umgebungsgestal-
tungsplan und ein detailliertes Betriebskonzept vorzulegen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

168599

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Die Zone fir Reitsport UeRs in Oberwil Rusli ist aus dem Richtplan
zu streichen. Die Landwirtschaftszone soll in diesem Gebiet erhal-
ten bleiben.

Begriindung

Das Gebiet Oberwil Rusli mit dem bewirtschafteten Bauernhof darf
nicht durch ein Reitsportzentrum beeintrachtigt werden. Wir befin-
den uns hier in einem einzigartigen Naherholungsgebiet der Stadt
Zug mit einer hohen Qualitat, die nicht durch eine Halle zerstort

Erwagungen Stadtrat

Das eingereichte Betriebskonzept setzt sich mit den Aspekten der
Einordnung in die Landschaft stufengerecht auseinander. Im Weite-
ren definiert § 38 Abs. 2 nBO die Anspriiche an ein gutes Projekt.
So ist neben dem eigentlichen Baugesuch auch ein umfangreicher
Umgebungsgestaltungsplan und ein detailliertes Betriebskonzept
vorzulegen.

Das Reitsportangebot ist beschrankt, weshalb nicht mit einem gros-
seren Verkehrsaufkommen zu rechnen ist. Ausserdem l&sst das
Umgelande lediglich eine Einrichtung von beschrankter Anzahl
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168659

«Privatpersoneny»

werden darf. Das Rusli ist verkehrstechnisch wenig erschlossen

und ein Mehrverkehr durch Pferdetransporte ist nicht verantwortbar.

2014 hat sich die Stadtzuger Stimmbevolkerung mit 63.8 % gegen

den Bau einer Sporthalle in der Milimatt in Oberwil ausgesprochen.

Eine Volksabstimmung zu einem Reitsportzentrum in Oberwil
kénnte zum selben Resultat fihren. Um den Richtplan, der mit
grossem Aufwand erarbeitet worden ist, nicht zu gefahrden ist auf
die UeRs in Oberwil, Rusli zu verzichten.

Antrag / Bemerkung
Die Zonenanpassung fiir den Bau einen Reitsport-Installation ist zu
streichen

Begriindung

Der Bau ware ein unpassender Eingriff in eine harmonische, von
der Landwirtschaft gepragten Zone. Die Immissionen welche sich
durch den Betrieb ergeben wiirden, waren eine Belastung fir die-
ses Naherholungsgebiet. Da der Bau auch nicht im 6ffentlichen In-
teresse ist, sondern einem Partikularinteressen dient, ist diese Zo-
nenanpassung hicht opportun und deshalb aus der Raumplanung
zu entfernen.

Parkplatzen fir Personenwagen und Pferdetransporter zu.

Zudem erweist sich der Standort als gut geeignet, da er fir Kinder
und Jugendliche mit einer Leidenschaft fir Pferde sehr gut er-
schliessbar ist — sowohl zu Fuss und mit dem Velo als auch Uber die
nahegelegene S-Bahn-Station.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Das eingereichte Betriebskonzept setzt sich mit den Aspekten der
Einordnung in die Landschaft stufengerecht auseinander. Im Weite-
ren definiert § 38 Abs. 2 nBO die Anspriche an ein gutes Projekt.
So ist neben dem eigentlichen Baugesuch auch ein umfangreicher
Umgebungsgestaltungsplan und ein detailliertes Betriebskonzept
vorzulegen.

Der Standort Risli erweist sich zudem als gut geeignet fir eine Reit-
sportanlage, da er fir Kinder und Jugendliche mit einer Leidenschaft
fur Pferde sehr gut erschliessbar ist — sowohl zu Fuss und mit dem
Velo als auch Uber die nahegelegene S-Bahn-Station.

Das Reitsportangebot ist beschrankt, weshalb nicht mit einem grés-
seren Verkehrsaufkommen zu rechnen ist. Ausserdem lasst das
Umgelande lediglich eine Einrichtung von beschrankter Anzahl
Parkplatzen fiur Personenwagen und Pferdetransporter zu.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht beriicksichtigt.
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171066  SP Stadt Zug Antrag / Bemerkung Erwdagungen Stadtrat
6300 Zug Betrifft GS-Nr. 1649: Streichung der Zonenplananderung Nr. 61 Das eingereichte Betriebskonzept setzt sich mit den Aspekten der
Risli (keine Umzonung Landwirtschaftszone zu Zone fiir Reitsport)  Einordnung in die Landschaft stufengerecht auseinander. Im Weite-
ren definiert § 38 Abs. 2 nBO die Anspriiche an ein gutes Projekt.
Begriindung So ist neben dem eigentlichen Baugesuch auch ein umfangreicher
Die bestehende Zonenplanung wird dem Interesse der Bevolke- Umgebungsgestaltungsplan und ein detailliertes Betriebskonzept
rung, insbesondere der Bevdlkerung von Oberwil, auf Erholung und  vorzulegen.
Grunraum gerecht. Die Fusswege in der Umgebung sind deshalb Der Standort Rusli erweist sich zudem als gut geeignet fir eine Reit-
moglichst verkehrsarm zu halten. Dieses Interesse wiirde hingegen  sportanlage, da er fur Kinder und Jugendliche mit einer Leidenschaft
durch den Betrieb einer Reitsporthalle bzw. namentlich deren Er- fur Pferde sehr gut erschliessbar ist — sowohl zu Fuss und mit dem
schliessung und den ausgeweiteten Reitbetrieb mit Ausritten in die  Velo als auch Uber die nahegelegene S-Bahn-Station.
Umgebung erheblich konkurrenziert. Bereits mit dem heutigen Be- Das Reitsportangebot ist beschrankt, weshalb nicht mit einem gros-
trieb sind die Auswirkungen erheblich, mit dem Ausbau wirde dies seren Verkehrsaufkommen zu rechnen ist. Ausserdem lasst das
noch verstarkt werden. Zudem bezweifeln wir, dass die Halle an Umgelande lediglich eine Einrichtung von beschrankter Anzahl
dieser Lage und mit diesen Ausmassen landschaftsvertraglich ist. Parkplatzen fiir Personenwagen und Pferdetransporter zu.
Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
169852  «Privatpersonen» Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat

Verzicht auf Reitsportzone Rusli (1648)

Begriindung

Ich lehne jegliche Bauten im Landschaftsschutzgebiet zwischen
Zug und Oberwil ab, die nicht der Offentlichkeit dienen.

Zumindest musste mit dem Verkehrskonzept die Quartiervertrag-
lichkeit klar aufgezeigt werden, unter Berlicksichtigung der beson-
deren Verletzlichkeit des Bewohnenden des naheliegenden Alters-
zentrums.

Welche Rahmenbedingungen fir eine Reitsportanlage gelten, legt
der kantonale Richtplan behérdenverbindlich fest. Unter anderem
fordert dieser ein Betriebskonzept mit Aussagen zur Erschliessung,
dem Einbezug von bestehenden Bauten sowie zur Eingliederung
der Bauten und Anlagen in den baulichen Kontext und ins Land-
schaftsbild. Diese Vorgaben wurden vollstandig erfullt und vom Amt
fir Raum und Verkehr bestatigt.

Das eingereichte Betriebskonzept setzt sich mit den Aspekten der
Einordnung in die Landschaft stufengerecht auseinander.
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Und aus dem Betriebskonzept misste hervorgehen, dass das Reit-

sportzentrum auch reitsportbegeisterten Amateuren aus Zug Sud
offen steht.

Im Weiteren definiert § 38 Abs. 2 nBO die Anspriiche an ein gutes
Projekt. So ist neben dem eigentlichen Baugesuch auch ein umfang-
reicher Umgebungsgestaltungsplan und ein detailliertes Betriebs-
konzept vorzulegen.

Der Standort Rusli erweist sich zudem als gut geeignet fur eine Reit-
sportanlage, da er fir Kinder und Jugendliche mit einer Leidenschaft
fur Pferde sehr gut erschliessbar ist — sowohl zu Fuss und mit dem
Velo als auch Uber die nahegelegene S-Bahn-Station. Das Reit-
sportangebot ist beschrankt, weshalb nicht mit einem grésseren
Verkehrsaufkommen zu rechnen ist. Ausserdem lasst das Umge-
lande lediglich eine Einrichtung von beschrankter Anzahl Parkplat-
zen fur Personenwagen und Pferdetransporter zu.

Die Begrindung, wonach die Reitsportanlage auch reitsportbegeis-
terten Amateuren aus Zug Sud offenstehen soll, ist nicht Gegen-
stand des Nutzungsplanverfahrens.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

172576 Pensionskasse
der V-Zug AG

6301 Zug

Antrag / Bemerkung

Die Liegenschaften Mattenstr. 18/20 (Parz. Nr. 2583) und Lissiweg
20 (Parz. Nr. 2993) befinden sich im Eigentum der Pensionskasse
der V-ZUG AG. Auf die Uberlagerte Zone «historische Gebaude-
gruppen» ist fir die beiden Gebdude zu verzichten.

Begriindung
Die Liegenschaften Mattenstr. 18/20 (Parz. Nr. 2583) und Lissiweg
20 (Parz. Nr. 2993) befinden sich im Eigentum der Pensionskasse

Erwagungen Stadtrat

Ortsbauliche Erwagungen

Die beiden Grundstiicke 2583 und 2993 liegen gemass ISOS im Ge-
biet 12. Fir diesen Ortsbildteil ist das hdchste Erhaltungsziel A (Er-
halten der Substanz) definiert. Dieser gesamten Wohnsiedlung, die
bis vor kurzem in weiten Teilen noch direkt am unbebauten ostseiti-
gen Stadtrand lag, werden gemass ISOS gewisse raumliche Quali-
taten zugeordnet sowie besondere architekturhistorische Qualitaten.
Zudem ist die gut erhaltene Siedlung ein Beispiel fiir den
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der V-ZUG AG. Neben der neu eingeflhrten Gberlagerten Zone fiir
Strukturerhalt, welche bereits hohe Anforderungen an Um- und
Neubauten stellt, wird noch eine zweite Uberlagerte Zone «histori-
sche Gebaudegruppe» gelegt. Damit werden diese Gebaude fak-
tisch unter einen «Denkmalschutz light» gestellt. Der Einbezug von
Stadtbildkommission und Denkmalschutz verlangert, verkompliziert
und verteuert die Planungs- und Bauprozesse. Das bereits heute
stark ausgelastete Amt fir Denkmalschutz wird mit weiteren Aufga-
ben betraut. Aufgrund der Formulierung in § 40 ist unklar, inwiefern
Veranderungen an den Fassaden wie bspw. energetische Sanie-
rungen Uberhaupt méglich sind. Massvolle Erweiterungen im Be-
stand werden verunmoglicht, Flexibilitdt reduziert und ein Ersatz-
neubau praktisch verunmdglicht. Neben wirtschaftlichen Nachteilen
fur die Grundeigentumerschaft verhindert die Zonierung Erneuerun-
gen und Verdichtungsmoglichkeiten an zentralster Lage und inmit-
ten von Neubau- und Verdichtungsgebieten.

Massenwohnungsbau der frithen 1950er Jahre und von besonderer
Bedeutung fir die Siedlungsgeschichte der Stadt Zug. Diese im
ISOS formulierten Qualitdten wurden im Rahmen der Ortsplanungs-
revision differenziert untersucht und bestatigt. Im entsprechenden
Bericht zur Untersuchung ISOS-Ortsbilder 2000-2020 (Beilage
3.3b), ist die Auseinandersetzung detailliert dokumentiert. Nebst der
Aktualisierung des ISOS erfolgte auch eine Interessenabwagung mit
dem Fazit, dass das offentliche Interesse an der Erhaltung des Orts-
bildteils das offentliche Interesse an der Innenentwicklung zuguns-
ten einer baulichen Verdichtung Uberwiegt. Dieses Fazit ist im Rah-
men der Pflicht zur Berlicksichtigung des ISOS in der Nutzungspla-
nung grundeigentimerverbindlich (Giberlagernde Schutzzonen und
entsprechende Bestimmungen in § 42 nBO) abgebildet. Die Struk-
turerhaltungszone Lauried erfasst sowohl die Siedlung am Sied-
lungsrand wie auch das ehemalige Arbeiterquartier Lauried. Fur die
historisch wertvollsten Siedlungselemente ist eine zusatzliche Uber-
lagerung angezeigt, die zukinftige bauliche Veranderung und das
damit einhergehende Planungsverfahren unter Berlcksichtigung der
ortsbaulichen Schutzziele lenkt und klar regelt. Energetische Sanie-
rungen und Erweiterungen sind massvoll unter Beriicksichtigung der
vorhandenen Qualitaten und einer besonders riicksichtsvollen Einor-
dung in die bestehende Quartierstruktur moglich. Der Stadtrat kann
ferner Abbriiche und Ersatzneubauten unter gewissen Bedingungen
gemass § 42 Abs. 4 lit. b nBO bewilligen. Diese angemessene Um-
setzung der ISOS-Erhaltungsziele ermdglicht nicht nur eine grosst-
mogliche Rechtssicherheit, sondern auch eine Planungssicherheit
fur die betroffenen Akteure in den nachgelagerten Baubewilligungs-
verfahren.
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Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Anderung Nr. 71

172568

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Die Strukturerhaltungszone (SEZ) «Ldberenstrasse» ist auf den Pe-
rimeter ISOS G6 «Loberenstrasse» zu beschranken; entsprechend
sind die W2B-Parzellen 1899 und 2054 (Guggiweg 20) sowie Teile
der Parzelle 768 aus der SEZ zu entfernen.

Begriindung

In den eruierten 40 ISOS Ortsbildern mit Handlungsbedarf werden
in naher Umgebung der Léberenstrasse beispielsweise die bezug-
lich Historie, Bauten und Struktur geeigneten, homogenen Gebiete
G7 und G8 genannt. Diese werden nicht in eine SEZ aufgenom-
men.

Die SEZ «Loberenstrasse» folgt exakt dem ISOS G6 Perimeter -
mit Ausnahme einer auffalligen Abweichung im sudlichen Bereich.
Unter anderem werden Parzellen und Parzellenteile inkludiert, wel-
che nicht an die Léberenstrasse grenzen.

Die flr die SEZ «Ldberenstrasse» formulierten Ziele sowie die fur
die SEZ vorgesehenen Gesetzesbestimmungen belasten wenig
oder unbebaute Parzellen Gberproportional. Die Erfillung bestimm-
ter Ziele wiirde so insbesondere oder sogar ausschliesslich durch
diese Parzellen gewahrleistet. Die daraus resultierenden Eigen-
tumsbeschrankungen stehen in erheblichem Konflikt zur Grund-
zone W2B.

Erwagungen Stadtrat

Die Strukturerhaltungszone Léberen umfasst nicht nur das gemass
ISOS bezeichnete Gebiet G6 «Ldberenstrasse, lang gezogene
Strassenbebauung, vorwiegend Ein- und Zweifamilienhauser, 1. D.
20. Jh.» mit Erhaltungsziel B. Sie beinhaltet auch weitere Flachen,
die im ISOS unterschiedlichen Ortsbildteilen zugeordnet werden:
Baugruppe B0.4 «Landsitz Loberen» mit dem héchsten Erhaltungs-
ziel A, Umgebungszone U-Zo Il mit dem héchsten Erhaltungsziel a
und U-Zo IX mit Erhaltungsziel b. Die im ISOS formulierten Qualita-
ten wurden im Rahmen der Ortsplanungsrevision bei denjenigen
Ortsbildteilen mit Handlungsbedarf vertiefter untersucht (vgl. Beila-
gen 3.3a und3.3b). Es handelt sich dabei konkret um das Gebiet 6,
die Baugruppe 0.4 und die Umgebungszone IX. Im entsprechenden
Bericht zur vertieften Untersuchung ISOS-Ortsbilder 2000-2020
(Beilage 3.3b), ist die Auseinandersetzung detailliert dokumentiert.
Nebst der Aktualisierung des ISOS erfolgte auch eine Interessenab-
wagung mit dem Fazit bei den betroffenen Ortsbildteilen, dass das
offentliche Interesse an der Erhaltung des Ortsbildteils das 6ffentli-
che Interesse an der Innenentwicklung zugunsten einer baulichen
Verdichtung Uberwiegt. Beim Ortsbildteil U-Zo Il wurde kein Hand-
lungsbedarf ausgemacht, weil der grésste Teil einer «Nicht-
bauzone» zugeordnet ist und der gesamte Perimeter mit der Orts-
bildschutzzone Uberlagert ist. Demnach ist die Konformitat mit den
geltenden Rahmenbedingungen und den im ISOS definierten Erhal-
tungszielen gegeben (vgl. Beilage 3.3a).
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Formulierungen mit hohem Interpretations- und Ermessensspiel-
raum beeintrachtigen die Rechts- und Planungssicherheit der
Grundeigentiimer.

Wir bitten Sie, die erfolgte Interessensabwéagung zu Uberprifen und
unserem Antrag stattzugeben.

Das Grundstuick 2054 und Teilflachen des Grundstuicks 768 sind
Bestandteil dieser Umgebungszone U-Zo Il mit hdchstem Erhal-
tungsziel a und heute in der Grundzone W2B mit Gberlagerter Orts-
bildschutzzone. Die Uberfiihrung in die Strukturerhaltungszone ist
aus ortsbaulicher Sicht demnach plausibel, richtig und zudem not-
wendig, um auch im nachgelagerten Baubewilligungsverfahren eine
robuste Planungs- und Rechtssicherheit zu gewahrleisten. Die
Masse der Grundnutzung einer Zone W2B gelten auch mit einer
Uberlagerten Strukturerhaltungszone. Im Rahmen der grundeigenti-
merverbindlichen Umsetzung des ISOS und der Inhalte aus dem
kommunalen Richtplan sind die entsprechenden Perimeter zu kon-
kretisieren. Dies weil weder das ISOS noch der kommunale Richt-
plan parzellenscharfe Festlegungen macht. Dazu hat die Abteilung
Stadtebau und Planung vor Ort eine raumliche Uberpriifung vorge-
nommen. Dabei ist sie zum Schluss gekommen, dass das Grund-
stlick 1899 aufgrund der stadtebaulichen Gliederung und aufgrund
dessen Bebauung (villenartiges Haus mit Baujahr 1934) dem Ge-
viert Loberenstrasse/Guggiweg zuzuordnen ist. Das Haus am Gug-
giweg 20 gehort zu den friheren Bauten im Umfeld der Lébe-
renstrasse. Dessen Architektur, Freiraumgestaltung und Bauweise
entspricht dem urspriinglichen baulichen Quartiercharakter des er-
wahnten Gevierts. Dies beispielsweise im Gegensatz zum Haus am
Guggiweg 18. Die zukulnftige bauliche Entwicklung hat aus ortsbauli-
cher Sicht deshalb in diesem Zusammenhang zu erfolgen. Die Uber-
lagerung mit der Strukturerhaltungszone soll dies gewahrleisten.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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]} Neue Antréie zum Zonenilan

171197  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Umfassende Erweiterung der Quartierfreirdaum in den Wachstums- Mit der letzten Ortsplanungsrevision 2009/2010 wurde die Uberla-
quartieren Guthirt und ZugWest (Die Karte zeigt leider nicht die gernde Zone 'Quartierfreiraum’ Giber verschiedene Gebiete der Stadt
Uberlagerten Bestimmungen an) Zug verteilt im Zonenplan festgelegt. Die Festlegung der 6ffentlich
zuganglichen Quartierfreirdume erfolgte zusatzlich zu den Spiel- und
Begriindung Freiflachen, die gemass der rechtsglltigen wie auch gemass der
Aufwertung der Quartiere vorliegenden Bauordnung der Nutzungsplanungsrevision zu erstel-

len sind. Westlich des Bahnhofs Zug sind noch folgende Quartier-
freiraume zu realisieren: Aussere Lorzenallmend (Sicherung im
Rahmen des laufendem Bebauungsplanverfahrens), Herti Std (die-
ser liegt im Perimeter des momentan sistierten Bebauungsplans)
und Herti VII (noch unbebaute Bauzone, Umsetzung mit dereinsti-
gem Projekt). Im Quartier Guthirt ist im Unterfeld ein Quartierfrei-
raum zu realisieren. Das Unterfeld ist eine unbebaute Bauzone. Die
Umsetzung des Quartierfreiraums erfolgt mit einem dereinstigen
Projekt. Im Quartier Guthirt ist zudem auf den stadtischen Grundstui-
cken im Geviert Ahornpark ein weiterer Freiraum fiir die gesamte
Quartierbevoélkerung geplant, der im Rahmen des laufenden Bebau-
ungsplanverfahrens gesichert wird (keine uberlagernde Zone Quar-
tierfreiraum).

Weitere Freirdaume werden mit Bauprojekten und Sondernutzungs-
planungen realisiert, z.B. im Gebiet des Schleifeparks im Quartier
Guthirt.

Damit sind bei den grossen, noch nicht Gberbauten Arealen Frei-
raume fir die Offentlichkeit gesichert.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht beriicksichtigt.




260/359

171199  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Umfassende Erweiterung der Quartierfreirdume in den Wachstums- Nach Rickfrage des Baudepartements bei der Einwenderschaft am
quartieren Guthirt und ZugWest (Die Karte zeigt leider nicht die 26. Januar 2026 hat diese prazisiert, dass sich diese Einwendung
Uberlagerten Bestimmungen an) auf die BsV Metallstrasse bezieht und dort erweiterte 6ffentliche
Grunrdume zu schaffen seien. Die bestehende Nutzung der BsV
Begriindung Metallstrasse ist gemass § 12 nBO weiterhin zulassig. In unmittelba-
Aufwertung Quartiere rer Nahe befindet sich das Guggiwaldli, ein grosser offentlicher Frei-
raum. Aufgrund dessen wird eine Erweiterung des 6ffentlichen Frei-
raums im Bereich der BsV Metallstrasse als nicht mdglich und not-
wendig erachtet.
Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.
173490  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat

1. Es sei das Grundstiick Nr. 2621 in die Wohn- und Arbeitszone
WA4 umzuzonen.

Begriindung

Il. Materielles

A. Ausgangslage

1. Allgemeines zur Revision der Nutzungsplanung

4) Die derzeit gultige Nutzungsplanung der Stadt Zug ist Gber 15
Jahre alt. In der Zwischenzeit haben sich durch neue gesetzliche
Grundlagen sowohl auf Bundesebene (RPG und RPV) als auch auf
kantonaler Ebene (PBG und V PBG) und dem Uberarbeiteten kan-
tonalen Richtplan die Rahmenbedingungen geandert. Aufgrund
dessen wird die kommunale Richt- und Nutzungsplanung einer Ge-
samtrevision unterzogen. Wahrend der kommunale Richtplan den

Das Grundstlick Nr. 2621 liegt analog zum Grundstiick Nr. 2668 di-
rekt neben dem westlich gelegenen Areal des Technologieclusters.
Die Bebauung auf dem Grundstiick Nr. 2621 weist 3 Vollgeschosse
auf und ist somit in der heutigen W2C resp. mit der Nutzungspla-
nungsrevision neu W2B nicht zonenkonform, ebenfalls analog zum
Grundstlck Nr. 2668.

Das Grundstiick Nr. 2668 wurde mit der Zonenplan-Anderung Nr. 24
von der heutigen W2C in die Wohn- und Arbeitszone WA4 analog
der noérdlichen Nachbarschaft aufgezont, damit die Abstufung der
Dichten vom Technologiecluster Richtung Osten etwas abge-
schwacht wird und die Gebdude Zonenkonformitét erlangen kdnnen.
Analog kann eine Aufzonung des Grundstlicks Nr. 2621 in die Zone
WA4 begriindet werden. Die Ubrigen angrenzenden Grundstticke
sind kleinteiliger und deren heutige Zonierung korrekt.
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politischen Prozess bereits durchlaufen und per 26. Mai 2025 in

Rechtskraft getreten ist, lauft der politische Prozess der Revision
der Nutzungsplanung nach wie vor. Derzeit findet die 1. Offentliche
Auflage betreffend die Nutzungsplanung statt, im Rahmen welcher
vorliegende Einwendungen erfolgen.

2. Kantonaler Richtplan

5) Der kantonale Richtplan vom 3. Juli 2025 sieht vor, dass die zu-
kiinftige Entwicklung innerhalb der bestehenden Bauzonen zu erfol-
gen hat. Er Iasst Einzonungen nur noch fir kleinere Arrondierungen
sowie fur Zonen des o6ffentlichen Interesses zu (vgl. Kapitel S. 1.1.4
des kantonalen Richtplantextes). In Kapitel G.9.2 des kantonalen
Richtplantextes ist sodann festgehalten, dass 85 % des zukiinftigen
Wachstums des Kantons Zug in der Stadtlandschaft, d.h. im Sied-
lungsgebiet von Zug, Baar, Steinhausen, Cham, Hiinenberg und
Rotkreuz stattfinden soll.

3. Kommunaler Richtplan Stadt Zug / raumliche Gesamtstrate-
gie Zug 2040

6) Wie in Rz. 4 dargelegt, wurde der kommunale Richtplan bereits
per 26. Mai 2025 nachgeflhrt. Die Revision der Nutzungsplanung
(Bauordnung und Zonenplan) baut auf dem kommunalen Richtplan
auf (vgl. Ziff. 1.3.1 Planungsbericht vom 30. September 2025; nach-
folgend «Planungsberichty). Die strategische Basis fiir die kommu-
nale Richtplanung bildet die rdumliche Gesamtstrategie Zug 2040
(nachfolgend «Gesamtstrategie»; vgl. S. 5 Kommunaler Richtplan -
Richtplantext).

Anderung Zonenplan

Grundstiick

Zone
ZP 2009

Flache
bisher

Flache

2668

w2acC

2'452 m?

2'452 m?

2621

W2C

1'523 m?

1'523 m?

Grundstiick

2668

2'452 m?

2621

1'5623 m?

Antrag Stadtrat

Der Antrag wird bericksichtigt.
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7) Wie im kantonalen Richtplan vorgesehen (vgl. vorstehende

Rz. 5), wird auch in Kapitel 1 Ziff. 2 lit. a Gesamtstrategie definiert,
dass Zug innerhalb der bestehenden Siedlungsbegrenzungslinien
wachsen und konsequent auf eine Siedlungsentwicklung nach in-
nen mit hohem baukulturellen Wert setzen soll. Dabei wird das
Wachstum einerseits in Richtung Wohnen und andererseits an die
hierfir am besten geeigneten Standorte (insbesondere Verdich-
tungsgebiete) gelenkt. Zu den Verdichtungsgebieten gehort insbe-
sondere das Gebiet «Technologiecluster», welches direkt an das
Grundstiick Nr. 2621 angrenzt.

4. Anderungen im Zonenplan

8) Insbesondere vor dem Hintergrund obiger Ausfiihrungen, wo-
nach eine Verdichtung nach innen stattfinden soll, sind im Rahmen
der Revision der Nutzungsplanung diverse Anderungen im Zonen-
plan vorgesehen. Wie nachfolgend jedoch dargelegt wird, blieben
die Grundstlcke Nrn. 2621 und 3845 zu Unrecht unberiicksichtigt.
Das ist zu korrigieren.

B. Aufzonung des Grundstiicks Nr. 2621 in die Wohn- und Ar-
beitszone WA4

1. Aktuelle Situation

9) Aktuell liegt das Grundstiick Nr. 2621 in der Wohnzone W2C
(nachfolgend «W2C alt»). Im Rahmen der Revision der Nutzungs-
planung soll die Wohnzone W2C alt in die Wohnzone W2B (iber-
fuhrt werden. Die Grundmasse fur die Einzelbauweise der Wohn-
zone W2C alt nach § 36 der Bauordnung 2009 werden unverandert
fur die Wohnzone W2B Gibernommen
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(vgl. Ziff. 18.1 Planungsbericht, Anderung Nr. 23). In der Wohnzone
W2Calt respektive in der Wohnzone W2B durfen 2 Vollgeschosse
gebaut werden und es ist eine Ausniitzungsziffer von 0.5 vorgese-
hen (§ 36 Bauordnung 2009, § 25 revBauordnung).

10) Das Grundstiick Nr. 2621 weist eine Grundflache von 1’523 m?
auf. Damit wirde es gemass § 36 Bauordnung 2009 bzw. § 25 re-
vBauordnung eine anzurechnende Geschossflache von 761.5 m2
(1'523 * 0.5) erlauben. Zudem waren - wie erwahnt -zwei Vollge-
schosse zulassig. Die auf dem Grundstiick Nr. 2621 mit Bauent-
scheid aus den frihen 1960ziger Jahren bewilligten Gebaude wei-
sen jedoch drei Vollgeschosse und eine anzurechnende Geschoss-
flache von insgesamt 933 m? auf. Damit entsprechen die heutigen
Gebaude weder den geltenden Grundmassen fir die Einzelbau-
weise gemass der Wohnzone W2Calt noch der kiinftigen Wohn-
zone W2B, in welche das Grundstiick Nr. 2621 neu Uberfihrt wer-
den soll.

2. Begriindung der Aufzonung des Grundstiicks Nr. 2621

11) Im Rahmen der Revision der Nutzungsplanung ist vorgesehen,
dass das Grundstlick Nr. 2668, bei welchem es sich um das Nach-
bargrundstiick des Grundstiicks Nr. 2621 handelt, von der Wohn-
zone W2Car in die Wohn- und Arbeitszone WA4 umgezont wird.
Begriindet wird dies im Rahmen des Planungsberichts wie folgt
(vgl. Anderung Nr. 24 auf S. 118 Planungsbericht):

«Das Grundstiick Nr. 2668 liegt in der Wohnzone W2calt und befin-
det sich direkt neben dem westlich gelegenen Areal des
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Technologieclusters. Nérdlich schliessen sich gréssere gewerblich
genutzte Liegenschaften mit deutlich grésseren Bauvolumen an.

Das Gebiet zwischen dem Ibelweg und dem Technologiecluster soll
einheitlich zoniert werden, damit die Abstufung der Dichten vom
Technologiecluster Richtung Osten etwas abgeschwécht wird. Da-
her wird das Grundstiick Nr. 2668 in die Wohn- und Arbeitszone
WA4 analog der nérdlichen Nachbarschaft umgezont. »

12) Diese Begriindung macht Sinn und die damit verbundene Auf-
zonung ist geboten. Tatsachlich liegen sowohl die Grundstticke
nordlich und westlich des Grundstiicks Nr. 2668 in Zonen, welche
weit grossere Bauvolumen zulassen. Dasselbe gilt aber auch fiir
das Grundstuick Nr. 2621, wie nachfolgend dargelegt wird.

13) Die Grundstucke nérdlich der Grundstlicke Nr. 2668 und 2621
sind der Wohn- und Arbeitszone WA4 (Zug) und diejenigen westlich
der Bauzone mit speziellen Bauvorschriften (BsV) Technologieclus-
ter (Zug) zugeordnet. Hinzu kommt, dass die nahegelegenen
Grundstiicke im Osten der Grundstlicke Nrn. 2668 und 2621 der
Wohn- und Arbeitszone WAS5 (Baar) und diejenigen siidlich der
Wohnzone W3 zugeordnet sind.

14) Aus der nachfolgenden Tabelle lasst sich entnehmen, dass die
Wohn- und Arbeitszone WA4 (Zug), die Wohnzone W3 (Zug) sowie
die Wohn- und Arbeitszone WA5 (Baar) deutlich héhere Bauvolu-
men als die Wohnzone W2C alt resp. die Wohnzone W2B zulas-
sen:
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W2B (Zug) W3 (Zug) WA4 (Zug) WADS (Baar; rev.)
Vollgeschosse 2 3 4 5
Ausnitzungsziffer 0.50 0.65 1
Baumassenziffer - - - 55
Grunflachenziffer 30 % 30 % 30 %
Max. Gebaudelange | 30 40 Frei 40

15) Das weitaus grdsste Bauvolumen kann sodann in der westlich
der Grundstiicke Nrn. 2668 und 2621 gelegenen Bauzone mit spe-
ziellen Bauvorschriften (BsV) Technologiecluster (Zug) realisiert
werden. In dieser Zone darf die Baumassenziffer tber alle Teilge-
biete (A-C) 1'090'000 m3 betragen, die Gebaudelange frei gewahlt
und die maximale Gesamthohe je nach Teilgebiet 51.5 m, 61.5 m
oder 21.5 m betragen (§ 10 revBaurordnung).

16) Zusammenfassend ist mit Bezug auf die vorangehenden Aus-
fuhrungen festzuhalten, dass sich das Grundstlick Nr. 2621 - ge-
nauso wie das zur Aufzonung vorgesehene Grundstiick Nr. 2668 -
direkt neben dem westlich gelegenen Areal des Technologieclus-
ters befindet und nérdlich an die Zone WA4 anschliesst. Das
Grundstiick Nr. 2621 befindet sich also inmitten von Liegenschaf-
ten, welche Uber weit gréssere Bauvolumen verfugen resp. kinftig
verfligen dirfen. Es ist daher nicht ersichtlich und nicht nachvoll-
ziehbar, weshalb die Aufzonung lediglich fiir das Grundstiick
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Nr. 2668 erfolgen soll. Genauso wie es fir das Grundstlck Nr.
2668 festgehalten wurde, ist auch das Grundstick Nr. 2621 in die
Zone WA4 aufzuzonen, sodass die Abstufung der Dichten vom
Technologiecluster Richtung Osten etwas abgeschwacht wird.

17) Hinzu kommt, dass - wie unter Rz. 10 erlautert - das Grund-
stlick Nr. 2621 die Grundmasse der geltenden Wohnzone W2C alt
sowie der kunftigen Wohnzone W2B bereits heute Gberschreitet
und deshalb nicht zonenkonform ist. Diese Uberschreitung wirkt
sich nicht negativ auf die Bebauungsstruktur aus. Im Gegenteil, sie
wirkt sich positiv aus, indem sie zu einer Abstufung der Dichten
fuhrt. Genauso wie bei den im Rahmen der Revision der Nutzungs-
planung vorgesehenen Anderungen, um derzeit nicht zonenkon-
forme Nutzungen in die Zonenkonformitat zu tberfiihren (z.B. An-
derung Nr. 31, Anderung Nr. 40, Anderung Nr. 42; vgl. S. 116 f. und
S. 123 Planungsbericht), ist fiir das Grundstiick Nr. 2621 eine Uber-
fihrung in eine Zone, in welcher die Bauvorschriften eingehalten
werden, notwendig.

18) Wie unter vorstehender lit. A.2 dargelegt, sieht der kantonale
Richtplan 85 % des zukiinftigen Wachstums des Kantons Zug in
der Stadtlandschaft, d.h. insbesondere im Siedlungsgebiet von Zug.
Sodann soll die Siedlungsentwicklung sowohl gemass kantonalem
Richtplan als auch gemass kommunalem Richtplan und der rdumli-
chen Gesamtstrategie Zug 2040 (vgl. vorstehende lit. A.2 und lit.
A.3) nach innen erfolgen. Mit der Aufzonung des Grundstlicks Nr.
2621 kann schliesslich der gewlnschten Verdichtung Rechnung
getragen werden.
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3. Interessenabwagung gemass Art. 3 RPV

19) Stehen den Behdrden bei der Erfullung und Abstimmung raum-
wirksamer Aufhaben Handlungsspielrdume zu, so hat eine Interes-
senabwagung zu erfolgen (Art. 3 RPV). Diese Interessenabwagung
hat einem Drei-Schritte-Schema zu folgen. In einem ersten Schritt
sind die einschlagigen Interessen zu ermitteln, wobei darunter so-
wohl die Ziele und Grundsatze der Raumplanung als auch andere,
ausserhalb der Raumplanung liegende tangierte 6ffentliche Interes-
sen sowie private Interessen fallen. In einem zweiten Schritt sind
diese Interessen zu gewichten, d.h. zu bestimmen, inwiefern die
Verwirklichung eines Interesses wunschbar ist. In einem dritten
Schritt sind die Interessen sodann gegeneinander abzuwagen (RI-
CKENBACHER LARISSA in: RIR - Schriften zum Recht des landli-
chen Raums Band/Nr. 20, Die Planung und der Bau von Seeufer-
wegen, 2024, Rz. 89 ff.).

20) Wie den vorstehenden Ausfuhrungen unter lit. B/2 enthommen
werden kann, besteht ein Interesse an der Abstufung der Dichte
vom Technologiecluster Richtung Osten, ein Interesse an der Uber-
fihrung des Grundstiicks Nr. 2621 in eine Zone, in welcher die
Bauvorschriften fir die bereits erstellten Bauten eingehalten wer-
den, sowie ein Interesse an der Verdichtung nach innen. Gegenste-
hende o6ffentliche oder private Interessen bestehen keine.

21) Aus dem Gesagten ergibt sich, dass die Aufzonung des Grund-
stlicks Nr. 2621 vor dem Hintergrund von Art. 3 RPV geboten ist.
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C. Aufzonung des Grundstiicks Nr. 3845 in die Wohnzone W3

1. Aktuelle Situation

22) Das Grundstiick Nr. 3845 liegt aktuell in der Zone W2B. Es
grenzt im Osten an die Bahngleise. Die auf der anderen Seite der
Gleise sich befindlichen Grundstiicke Nrn. 1482 und 4818 - welche
sich im Eigentum der Einwohnergemeinde Zug befinden - liegen in
der Wohnzone W3.

2. Begriindung der Aufzonung des Grundstiicks Nr. 3845

23) Wie soeben ausgefiihrt, ist das westlich der Bahngleise gele-
gene Grundstiick Nr. 3845 der Zone W2B zugeordnet, wahrend die
Ostlich der Bahngleise gelegenen Grundstiicke Nrn. 1482 und 4818
in der Wohnzone W3 liegen. Damit sind bei den Grundstiicken Nrn.
1482 und 4818 dreigeschossige, bis zu 40 m lange Gebaude zuge-
lassen, wobei die Ausnitzungsziffer 0.65 betragt (§ 36 Bauordnung
2009; § 25 revBauordnung). Beim Grundstiick Nr. 3845 sind hinge-
gen lediglich zwei Vollgeschosse und eine maximale Gebaude-
lange von 30 m zuldssig. Die Ausniitzungsziffer betragt zudem le-
diglich 0.50.

24) Dass sich die Grundstiicke Nrn. 1482 und 4818 in der Wohn-
zone W3 befinden, ist nicht zu beanstanden, sondern macht auf-
grund der Lage, der Umgebung und unter Beriicksichtigung der ge-
winschten Verdichtung nach innen Sinn. Es ist jedoch nicht ersicht-
lich, weshalb das Grundstiick Nr. 3845 der Wohnzone W2B und
nicht auch der Wohnzone W3 zugeordnet ist.
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25) Genauso wie die - notabene sich im Eigentum der Einwohner-
gemeinde Zug befindlichen - Grundstiicke Nrn. 1482 und 4818
dient das Grundstlick Nr. 3845 als baulicher Riegel zu den Bahn-
gleisen. Diese Wirkung konnte durch die Moglichkeit, ein Geschoss
mehr zu realisieren, verstarkt werden, was zu einer qualitativen
Verbesserung der Umgebung rund um die Bahngleise und damit
der anzustrebenden raumlichen Entwicklung dieses Gebiets flihren
wirde. Gleichzeitig wirde die Mdglichkeit, auf dem Grundsttick Nr.
3845 ein Geschoss mehr zu realisieren, zu keiner Einschrankung
der Sicht der umliegenden Grundstiicke fiihren und sich gut in die
Umgebung einfigen. Auch ware das ISOS von der Aufzonung nicht
betroffen, da fir das Grundstlick kein Erhaltungsziel besteht. Wie
erwahnt, soll der Kanton Zug kiinftig insbesondere im Siedlungsge-
biet der Stadt Zug wachsen, wobei die Siedlungsentwicklung nach
innen erfolgen soll (vgl. vorstehende lit. A.2 und lit. A.3). Mit der
Aufzonung des Grundstiicks Nr. 3845 kann der gewlinschten Ver-
dichtung Rechnung getragen werden.

3. Interessenabwagung gemass Art. 3 RPV
26) Zur Vorgehensweise bei der Interessenabwagung gemass Art.
3 RPV wird auf vorstehende Rz. 19 verwiesen.

27) Wie den vorstehenden Ausfuhrungen unter lit. C/2 entnommen
werden kann, besteht ein Interesse an der qualitativen Verbesse-
rung der Umgebung rund um die Bahngleise sowie ein Interesse an
der Verdichtung nach innen. Gegenstehende 6ffentliche oder pri-
vate Interessen sind nicht ersichtlich, da insbesondere die Sicht fur
die umliegenden Grundstuicke nicht beeintrachtigt wird und sich das
Grundstiick Nr. 3845 bei einer Aufzonung gut in die Umgebung, in
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welcher bereits eine Wohnzone W3 besteht, einfiigt.

28) Folglich ist die Aufzonung des Grundstiicks Nr. 3845 vor dem
Hintergrund von Art. 3 RPV geboten.

lll. Fazit

29) Die Umzonung des Grundstiicks Nr. 2621 in die Wohn- und Ar-
beitszone WA4 sowie die Umzonung des Grundstiicks Nr. 3845 in
die Wohnzone W3 sind vor dem Hintergrund der Interessenabwa-
gung nach Art. 3 RPV geboten.

Entsprechend ersuchen wir Sie, sehr geehrte Damen und Herren,
den eingangs gestellten Antragen stattzugeben.

173485

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
2. Es sei das Grundstlick Nr. 3845 in die Wohnzone W3 umzuzo-
nen.

Begriindung

Il. Materielles

A. Ausgangslage

1. Allgemeines zur Revision der Nutzungsplanung

4) Die derzeit gultige Nutzungsplanung der Stadt Zug ist Gber 15
Jahre alt. In der Zwischenzeit haben sich durch neue gesetzliche
Grundlagen sowohl auf Bundesebene (RPG und RPV) als auch auf
kantonaler Ebene (PBG und V PBG) und dem Uberarbeiteten kan-
tonalen Richtplan die Rahmenbedingungen geandert. Aufgrund
dessen wird die kommunale Richt- und Nutzungsplanung einer Ge-
samtrevision unterzogen. Wahrend der kommunale Richtplan den

Erwagungen Stadtrat

Das Grundstlick Nr. 3845 ist Teil einer Arealiiberbauung Untere
Roostmatt.

Eine Aufzonung des genannten Grundstlicks widerspricht dem im
Planungsbericht festgehaltenen Planungsgrundsatz A (S. 38 Pla-
nungsbericht), wonach keine pauschalen Aufzonungen vorgenom-
men werden, weshalb der Antrag abgelehnt wird. Der Planungs-
grundsatz A stiitzt sich unmittelbar auf die Vorgaben des Raumpla-
nungsgesetzes (RPG) sowie auf die kantonalen Richtplanungsvor-
gaben. Es bestehen grosse Kapazitatsreserven fiir Einwohnende
und Arbeitsplatze in den Verdichtungs- und Transformationsgebie-
ten. Folglich besteht kein Bedarf an zuséatzlicher Entwicklung bezie-
hungsweise Kapazitatserhohung. Vorliegend ist unter Betrachtung
des Kontexts eine Ausnahme nicht angebracht. Die stadtebauliche
Kérnung des Kontexts ist stimmig.
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politischen Prozess bereits durchlaufen und per 26. Mai 2025 in
Rechtskraft getreten ist, lauft der politische Prozess der Revision
der Nutzungsplanung nach wie vor. Derzeit findet die 1. Offentliche
Auflage betreffend die Nutzungsplanung statt, im Rahmen welcher
vorliegende Einwendungen erfolgen.

2. Kantonaler Richtplan

5) Der kantonale Richtplan vom 3. Juli 2025 sieht vor, dass die zu-
kiinftige Entwicklung innerhalb der bestehenden Bauzonen zu erfol-
gen hat. Er Iasst Einzonungen nur noch fir kleinere Arrondierungen
sowie fur Zonen des o6ffentlichen Interesses zu (vgl. Kapitel S. 1.1.4
des kantonalen Richtplantextes). In Kapitel G.9.2 des kantonalen
Richtplantextes ist sodann festgehalten, dass 85 % des zukiinftigen
Wachstums des Kantons Zug in der Stadtlandschaft, d.h. im Sied-
lungsgebiet von Zug, Baar, Steinhausen, Cham, Hiinenberg und
Rotkreuz stattfinden soll.

3. Kommunaler Richtplan Stadt Zug / raumliche Gesamtstrate-
gie Zug 2040

6) Wie in Rz. 4 dargelegt, wurde der kommunale Richtplan bereits
per 26. Mai 2025 nachgeflhrt. Die Revision der Nutzungsplanung
(Bauordnung und Zonenplan) baut auf dem kommunalen Richtplan
auf (vgl. Ziff. 1.3.1 Planungsbericht vom 30. September 2025; nach-
folgend «Planungsberichty). Die strategische Basis fiir die kommu-
nale Richtplanung bildet die rdumliche Gesamtstrategie Zug 2040
(nachfolgend «Gesamtstrategie»; vgl. S. 5 Kommunaler Richtplan -
Richtplantext).

Mit dem Instrument des einfachen Bebauungsplans besteht gemass
§ 32bs PBG bei einer anrechenbaren Grundstlicksflache von

2'000 m? u.a. die Mdglichkeit der Erstellung eines zusatzlichen Voll-
geschosses sowie der Erhdhung des Nutzungsmasses um 20%. Im
Fall einer Arealliberbauung ware die Arealiberbauung als Gesam-
tes zu betrachten.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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7) Wie im kantonalen Richtplan vorgesehen (vgl. vorstehende

Rz. 5), wird auch in Kapitel 1 Ziff. 2 lit. a Gesamtstrategie definiert,
dass Zug innerhalb der bestehenden Siedlungsbegrenzungslinien
wachsen und konsequent auf eine Siedlungsentwicklung nach in-
nen mit hohem baukulturellen Wert setzen soll. Dabei wird das
Wachstum einerseits in Richtung Wohnen und andererseits an die
hierfir am besten geeigneten Standorte (insbesondere Verdich-
tungsgebiete) gelenkt. Zu den Verdichtungsgebieten gehort insbe-
sondere das Gebiet «Technologiecluster», welches direkt an das
Grundstiick Nr. 2621 angrenzt.

4. Anderungen im Zonenplan

8) Insbesondere vor dem Hintergrund obiger Ausfiihrungen, wo-
nach eine Verdichtung nach innen stattfinden soll, sind im Rahmen
der Revision der Nutzungsplanung diverse Anderungen im Zonen-
plan vorgesehen. Wie nachfolgend jedoch dargelegt wird, blieben
die Grundstlcke Nrn. 2621 und 3845 zu Unrecht unberiicksichtigt.
Das ist zu korrigieren.

B. Aufzonung des Grundstiicks Nr. 2621 in die Wohn- und Ar-
beitszone WA4

1. Aktuelle Situation

9) Aktuell liegt das Grundstiick Nr. 2621 in der Wohnzone W2C
(nachfolgend «W2C alt»). Im Rahmen der Revision der Nutzungs-
planung soll die Wohnzone W2C alt in die Wohnzone W2B iber-
fihrt werden. Die Grundmasse fur die Einzelbauweise der Wohn-
zone W2C alt nach § 36 der Bauordnung 2009 werden unverandert
fur die Wohnzone W2B Gibernommen (vgl. Ziff. 18.1 Planungsbe-
richt, Anderung Nr. 23). In der Wohnzone W2Calt respektive in der
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Wohnzone W2B dirfen 2 Vollgeschosse gebaut werden und es ist
eine Ausnutzungsziffer von 0.5 vorgesehen (§ 36 Bauordnung
2009, § 25 revBauordnung).

10) Das Grundstiick Nr. 2621 weist eine Grundflache von 1’523 m?
auf. Damit wiirde es gemass § 36 Bauordnung 2009 bzw. § 25 re-
vBauordnung eine anzurechnende Geschossflache von 761.5 m?
(1'523 * 0.5) erlauben. Zudem waren - wie erwahnt -zwei Vollge-
schosse zulassig. Die auf dem Grundstiick Nr. 2621 mit Bauent-
scheid aus den friihen 1960ziger Jahren bewilligten Gebaude wei-
sen jedoch drei Vollgeschosse und eine anzurechnende Geschoss-
flache von insgesamt 933 m? auf. Damit entsprechen die heutigen
Gebaude weder den geltenden Grundmassen fiir die Einzelbau-
weise gemass der Wohnzone W2Calt noch der kunftigen Wohn-
zone W2B, in welche das Grundstick Nr. 2621 neu Uberfiihrt wer-
den soll.

2. Begriindung der Aufzonung des Grundstiicks Nr. 2621

11) Im Rahmen der Revision der Nutzungsplanung ist vorgesehen,
dass das Grundstiick Nr. 2668, bei welchem es sich um das Nach-
bargrundstiick des Grundstiicks Nr. 2621 handelt, von der Wohn-
zone W2Cartin die Wohn- und Arbeitszone WA4 umgezont wird. Be-
grundet wird dies im Rahmen des Planungsberichts wie folgt (vgl.
Anderung Nr. 24 auf S. 118 Planungsbericht)

«Das Grundstiick Nr. 2668 liegt in der Wohnzone W2calt und befin-
det sich direkt neben dem westlich gelegenen Areal des Technolo-
gieclusters. Nérdlich schliessen sich gréssere gewerblich genutzte
Liegenschaften mit deutlich grésseren Bauvolumen an.
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Das Gebiet zwischen dem Ibelweg und dem Technologiecluster soll
einheitlich zoniert werden, damit die Abstufung der Dichten vom
Technologiecluster Richtung Osten etwas abgeschwécht wird. Da-
her wird das Grundstiick Nr. 2668 in die Wohn- und Arbeitszone
WA4 analog der nérdlichen Nachbarschaft umgezont. »

12) Diese Begriindung macht Sinn und die damit verbundene Auf-
zonung ist geboten. Tatsachlich liegen sowohl die Grundstticke
nordlich und westlich des Grundstiicks Nr. 2668 in Zonen, welche
weit grossere Bauvolumen zulassen. Dasselbe gilt aber auch fiir
das Grundstuick Nr. 2621, wie nachfolgend dargelegt wird.

13) Die Grundstucke noérdlich der Grundstlicke Nr. 2668 und 2621
sind der Wohn- und Arbeitszone WA4 (Zug) und diejenigen westlich
der Bauzone mit speziellen Bauvorschriften (BsV) Technologieclus-
ter (Zug) zugeordnet. Hinzu kommt, dass die nahegelegenen
Grundstiicke im Osten der Grundstlicke Nrn. 2668 und 2621 der
Wohn- und Arbeitszone WAS5 (Baar) und diejenigen siidlich der
Wohnzone W3 zugeordnet sind.

14) Aus der nachfolgenden Tabelle lasst sich entnehmen, dass die
Wohn- und Arbeitszone WA4 (Zug), die Wohnzone W3 (Zug) sowie
die Wohn- und Arbeitszone WA5 (Baar) deutlich héhere Bauvolu-
men als die Wohnzone W2C alt resp. die Wohnzone W2B zulas-
sen:
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W2B (Zug) W3 (Zug) WA4 (Zug) WAS5 (Baar; rev.)
Vollgeschosse 2 3 4 <)
Ausnutzungsziffer 0.50 0.65 1
Baumassenziffer - - - 5.5
Granflachenziffer 30 % 30 % 30 %
Max. Gebaudelange | 30 40 Frei 40

15) Das weitaus grdsste Bauvolumen kann sodann in der westlich
der Grundstiicke Nrn. 2668 und 2621 gelegenen Bauzone mit spe-
ziellen Bauvorschriften (BsV) Technologiecluster (Zug) realisiert
werden. In dieser Zone darf die Baumassenziffer tber alle Teilge-
biete (A-C) 1'090'000 m3 betragen, die Gebaudelange frei gewahit
und die maximale Gesamthohe je nach Teilgebiet 51.5 m, 61.5 m
oder 21.5 m betragen (§ 10 revBaurordnung).

16) Zusammenfassend ist mit Bezug auf die vorangehenden Aus-
fuhrungen festzuhalten, dass sich das Grundstiick Nr. 2621 - ge-
nauso wie das zur Aufzonung vorgesehene Grundstiick Nr. 2668 -
direkt neben dem westlich gelegenen Areal des Technologieclus-
ters befindet und nérdlich an die Zone WA4 anschliesst. Das
Grundstuck Nr. 2621 befindet sich also inmitten von Liegenschaf-
ten, welche Uber weit gréssere Bauvolumen verfuigen resp. kinftig
verfligen dirfen. Es ist daher nicht ersichtlich und nicht nachvoll-
ziehbar, weshalb die Aufzonung lediglich fir das Grundstiick
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Nr. 2668 erfolgen soll. Genauso wie es fir das Grundstlck Nr.
2668 festgehalten wurde, ist auch das Grundstick Nr. 2621 in die
Zone WA4 aufzuzonen, sodass die Abstufung der Dichten vom
Technologiecluster Richtung Osten etwas abgeschwacht wird.

17) Hinzu kommt, dass - wie unter Rz. 10 erlautert - das Grund-
stlick Nr. 2621 die Grundmasse der geltenden Wohnzone W2C alt
sowie der kunftigen Wohnzone W2B bereits heute Gberschreitet
und deshalb nicht zonenkonform ist. Diese Uberschreitung wirkt
sich nicht negativ auf die Bebauungsstruktur aus. Im Gegenteil, sie
wirkt sich positiv aus, indem sie zu einer Abstufung der Dichten
fuhrt. Genauso wie bei den im Rahmen der Revision der Nutzungs-
planung vorgesehenen Anderungen, um derzeit nicht zonenkon-
forme Nutzungen in die Zonenkonformitat zu tberfiihren (z.B. An-
derung Nr. 31, Anderung Nr. 40, Anderung Nr. 42; vgl. S. 116 f. und
S. 123 Planungsbericht), ist fiir das Grundstiick Nr. 2621 eine Uber-
fihrung in eine Zone, in welcher die Bauvorschriften eingehalten
werden, notwendig.

18) Wie unter vorstehender lit. A.2 dargelegt, sieht der kantonale
Richtplan 85 % des zukiinftigen Wachstums des Kantons Zug in
der Stadtlandschaft, d.h. insbesondere im Siedlungsgebiet von Zug.
Sodann soll die Siedlungsentwicklung sowohl gemass kantonalem
Richtplan als auch gemass kommunalem Richtplan und der rdumli-
chen Gesamtstrategie Zug 2040 (vgl. vorstehende lit. A.2 und lit.
A.3) nach innen erfolgen. Mit der Aufzonung des Grundstlicks Nr.
2621 kann schliesslich der gewlnschten Verdichtung Rechnung
getragen werden.
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3. Interessenabwagung gemass Art. 3 RPV

19) Stehen den Behdrden bei der Erfullung und Abstimmung raum-
wirksamer Aufhaben Handlungsspielrdume zu, so hat eine Interes-
senabwagung zu erfolgen (Art. 3 RPV). Diese Interessenabwagung
hat einem Drei-Schritte-Schema zu folgen. In einem ersten Schritt
sind die einschlagigen Interessen zu ermitteln, wobei darunter so-
wohl die Ziele und Grundsatze der Raumplanung als auch andere,
ausserhalb der Raumplanung liegende tangierte 6ffentliche Interes-
sen sowie private Interessen fallen. In einem zweiten Schritt sind
diese Interessen zu gewichten, d.h. zu bestimmen, inwiefern die
Verwirklichung eines Interesses wunschbar ist. In einem dritten
Schritt sind die Interessen sodann gegeneinander abzuwagen (RI-
CKENBACHER LARISSA in: RIR - Schriften zum Recht des landli-
chen Raums Band/Nr. 20, Die Planung und der Bau von Seeufer-
wegen, 2024, Rz. 89 ff.).

20) Wie den vorstehenden Ausfuhrungen unter lit. B/2 enthommen
werden kann, besteht ein Interesse an der Abstufung der Dichte
vom Technologiecluster Richtung Osten, ein Interesse an der Uber-
fihrung des Grundstiicks Nr. 2621 in eine Zone, in welcher die
Bauvorschriften fir die bereits erstellten Bauten eingehalten wer-
den, sowie ein Interesse an der Verdichtung nach innen. Gegenste-
hende o6ffentliche oder private Interessen bestehen keine.

21) Aus dem Gesagten ergibt sich, dass die Aufzonung des Grund-
stlicks Nr. 2621 vor dem Hintergrund von Art. 3 RPV geboten ist.
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C. Aufzonung des Grundstiicks Nr. 3845 in die Wohnzone W3

1. Aktuelle Situation

22) Das Grundstiick Nr. 3845 liegt aktuell in der Zone W2B. Es
grenzt im Osten an die Bahngleise. Die auf der anderen Seite der
Gleise sich befindlichen Grundstiicke Nrn. 1482 und 4818 - welche
sich im Eigentum der Einwohnergemeinde Zug befinden - liegen in
der Wohnzone W3.

2. Begriindung der Aufzonung des Grundstiicks Nr. 3845

23) Wie soeben ausgefiihrt, ist das westlich der Bahngleise gele-
gene Grundstiick Nr. 3845 der Zone W2B zugeordnet, wahrend die
Ostlich der Bahngleise gelegenen Grundstiicke Nrn. 1482 und 4818
in der Wohnzone W3 liegen. Damit sind bei den Grundstiicken Nrn.
1482 und 4818 dreigeschossige, bis zu 40 m lange Gebaude zuge-
lassen, wobei die Ausnitzungsziffer 0.65 betragt (§ 36 Bauordnung
2009; § 25 revBauordnung). Beim Grundstiick Nr. 3845 sind hinge-
gen lediglich zwei Vollgeschosse und eine maximale Gebaude-
lange von 30 m zuldssig. Die Ausniitzungsziffer betragt zudem le-
diglich 0.50.

24) Dass sich die Grundstiicke Nrn. 1482 und 4818 in der Wohn-
zone W3 befinden, ist nicht zu beanstanden, sondern macht auf-
grund der Lage, der Umgebung und unter Beriicksichtigung der ge-
winschten Verdichtung nach innen Sinn. Es ist jedoch nicht ersicht-
lich, weshalb das Grundstiick Nr. 3845 der Wohnzone W2B und
nicht auch der Wohnzone W3 zugeordnet ist.
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25) Genauso wie die - notabene sich im Eigentum der Einwohner-
gemeinde Zug befindlichen - Grundstiicke Nrn. 1482 und 4818
dient das Grundstlick Nr. 3845 als baulicher Riegel zu den Bahn-
gleisen. Diese Wirkung konnte durch die Moglichkeit, ein Geschoss
mehr zu realisieren, verstarkt werden, was zu einer qualitativen
Verbesserung der Umgebung rund um die Bahngleise und damit
der anzustrebenden raumlichen Entwicklung dieses Gebiets flihren
wirde. Gleichzeitig wirde die Mdglichkeit, auf dem Grundsttick Nr.
3845 ein Geschoss mehr zu realisieren, zu keiner Einschrankung
der Sicht der umliegenden Grundstiicke fiihren und sich gut in die
Umgebung einfigen. Auch ware das ISOS von der Aufzonung nicht
betroffen, da fir das Grundstlick kein Erhaltungsziel besteht. Wie
erwahnt, soll der Kanton Zug kiinftig insbesondere im Siedlungsge-
biet der Stadt Zug wachsen, wobei die Siedlungsentwicklung nach
innen erfolgen soll (vgl. vorstehende lit. A.2 und lit. A.3). Mit der
Aufzonung des Grundstiicks Nr. 3845 kann der gewlinschten Ver-
dichtung Rechnung getragen werden.

3. Interessenabwagung gemass Art. 3 RPV
26) Zur Vorgehensweise bei der Interessenabwagung gemass Art.
3 RPV wird auf vorstehende Rz. 19 verwiesen.

27) Wie den vorstehenden Ausfuhrungen unter lit. C/2 entnommen
werden kann, besteht ein Interesse an der qualitativen Verbesse-
rung der Umgebung rund um die Bahngleise sowie ein Interesse an
der Verdichtung nach innen. Gegenstehende 6ffentliche oder pri-
vate Interessen sind nicht ersichtlich, da insbesondere die Sicht fur
die umliegenden Grundstuicke nicht beeintrachtigt wird und sich das
Grundstiick Nr. 3845 bei einer Aufzonung gut in die Umgebung, in
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welcher bereits eine Wohnzone W3 besteht, einfiigt.

28) Folglich ist die Aufzonung des Grundstiicks Nr. 3845 vor dem
Hintergrund von Art. 3 RPV geboten.

lll. Fazit

29) Die Umzonung des Grundstiicks Nr. 2621 in die Wohn- und Ar-
beitszone WA4 sowie die Umzonung des Grundstiicks Nr. 3845 in
die Wohnzone W3 sind vor dem Hintergrund der Interessenabwa-
gung nach Art. 3 RPV geboten.

Entsprechend ersuchen wir Sie, sehr geehrte Damen und Herren,
den eingangs gestellten Antragen stattzugeben.

169253  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat

Die Wohnzone nérdlich vom Quartier Herti 6 soll in die Landwirt- Eine Rickzonung stellt einen schweren Eingriff in die Eigentumsga-

schaftszone zuriickgezont werden. rantie dar und ist nur bei klarer Erforderlichkeit und unter Wahrung
der Verhaltnismassigkeit zulassig. In der Stadt Zug besteht der Be-

Begriindung darf nach mehr und vor allem preisglinstigem Wohnraum. Das

-Erhalt der Nahrungsmittelproduktion. Grundstuck ist im Eigentum der Korporation Zug, welche grundsatz-

-Erhalt der wertvollen Fruchtfolgeflachen. lich preisgunstig baut.

-Offenhaltung der Lorzenebene als wichtiger Naherholungsraum. Die angefiihrten 6ffentlichen Interessen am Schutz von Fruchtfolge-

flachen, an der Nahrungsmittelproduktion und an der Naherholung
vermogen eine Rickzonung nicht zu rechtfertigen, zumal diese Ziele
auch mit weniger einschneidenden Massnahmen erreicht werden
kénnen. Zudem berlcksichtigt die Einwendung nicht die gewichtigen
offentlichen wie die Interessen an Wohnraumsicherung oder die
haushalterische Nutzung bereits erschlossener Flachen.
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Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

168929

172736

GEWOBA ZUG
6303 Zug

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Es sind die planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, da-
mit die bestehenden Gebaude in der Herti 11l aufgestockt werden
koénnen.

Begriindung

Das Gebiet der Herti Ill eignet sich auf Grund der zentralen Lage
ideal fur eine Innenverdichtung. Die Grunflachen zwischen den ein-
zelnen Hausern sind zahlreich und wirden ein Bauen in die Hohe
als Maoglichkeit fir zusatzlichen Wohnraum erlauben. In Anbetracht
der zurzeit laufenden Aufstockung im Herti Zentrum sollte eine Auf-
stockung auch in diesem Gebiet stadtebaulich vertraglich sein. In
der Herti Ill musste es somit mdglich sein die bestehenden Bauten
aufzustocken.

Antrag / Bemerkung

Die Grundstiicke GS 130 und GS 3323 sowie der der Bauzone zu-
gewiesene Landanteil des Grundstiicks GS 129 sind in die Wohn-
und Arbeitszone 3 (WA3) oder alternativ in die Wohnzone 3 (W3)
umzuzonen.

Begriindung

Weil ich an diesem Standort aufgewachsen bin und ihn bestens
kenne, habe ich das Entwicklungspotenzial der Grundstlicke be-
wertet und festgestellt, dass die bestehende Ausnitzung nicht aus-
reichend ist. Gemass den Vorgaben des Raumplanungsgesetzes

Erwdagungen Stadtrat

Das Geviert Herti lll liegt in der Wohnzone W4 und ist mit dem Be-
bauungsplan Nr. 4402 (iberlagert. Eine Aufstockung wiirde eine An-
passung des bestehenden Bebauungsplans bedingen und ist somit
nicht Teil der Nutzungsplanungsrevision.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Eine Aufzonung der genannten Grundstlicke widerspricht dem im
Planungsbericht festgehaltenen Planungsgrundsatz A (S. 38 Pla-
nungsbericht), wonach keine pauschalen Aufzonungen vorgenom-
men werden, weshalb der Antrag abgelehnt wird. Der Planungs-
grundsatz A stitzt sich unmittelbar auf die Vorgaben des Raumpla-
nungsgesetzes (RPG) sowie auf die kantonalen Richtplanungsvor-
gaben. Es bestehen grosse Kapazitatsreserven fir Einwohnende
und Arbeitsplatze in den Verdichtungs- und Transformationsgebie-
ten. Folglich besteht kein Bedarf an zuséatzlicher Entwicklung bezie-
hungsweise Kapazitatserhohung.
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soll die zukinftige Entwicklung grundsatzlich ohne zusatzliche Ein-
zonungen erfolgen. Die genannten Grundstlicke sind hervorragend
erschlossen und liegen in Gehdistanz zu Naherholungsgebieten so-
wie den beiden Schulhdusern Herti und Riedmatt. Eine Umzonung
von WA2 in W3 oder WA3 ermdglicht die Realisierung eines zu-
satzlichen Vollgeschosses und damit einen effizienteren Umgang
mit dem wertvollen Gut Boden. Weniger tberbaute Flache und
mehr Grinraum tragen nicht nur zur Erhéhung der Wohnqualitat
bei, sondern férdern auch die Biodiversitat und verbessern das
Mikroklima. Daruber hinaus unterstitzt die Lage in unmittelbarer
Nahe zu Schulen, dem 6ffentlichen Verkehr und Naherholungsge-
bieten eine nachhaltige Mobilitdt und reduziert den motorisierten In-
dividualverkehr. Dies entspricht den Zielen einer zukunftsorientier-
ten und umweltgerechten Siedlungsentwicklung. Mit dieser Anpas-
sung wird die bestehende Infrastruktur optimal genutzt, ohne neue
Flachen zu beanspruchen. Sie leistet einen Beitrag zur Innenent-
wicklung, schafft zusatzlichen Wohnraum und tragt zur Entlastung
des angespannten Wohnungsmarktes bei.

Mit dem Instrument des einfachen Bebauungsplans besteht gemass
§ 32bs PBG bei einer anrechenbaren Grundstlicksflache von

2'000 m? u.a. die Mdglichkeit der Erstellung eines zusatzlichen Voll-
geschosses sowie der Erhdhung des Nutzungsmasses um 20%.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

172487

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Samtliche Gleisfelder auf dem Zuger Stadtgebiet sind fiir die Uber-
bauung von Wohn- und Gewerberaum sowie fiir den Kulturbetrieb
einzuzonen.

Begriindung

Mit der Einzonung/Erschliessung von Raumreserven Gber den
Gleisfeldern besteht fur die Stadt Zug eine wirkungsvolle Mass-
nahme zur Reduktion des hohen Nachfragetberhangs nach Wohn-
raum, Schaffung von weiteren Gewerbeflachen sowie von Raum fur

Erwagungen Stadtrat

Die Umzonung der Gleisfelder rund um Bahnhof Zug in Wohnzonen
erlaubt nicht per se eine Uberbauung zu Wohnzwecken. Bahn- und
Gleisanlagen gehoren weiterhin zu den bundesrechtlich gebunde-
nen Infrastrukturanlagen.

Eine solche Umzonung wiirde zudem Sachplane des Bundes, ins-
besondere im Bereich Verkehr und Schieneninfrastruktur, direkt tan-
gieren und ware ohne entsprechenden Entscheid des Bundes ohne-
hin nicht durchsetzbar. Eine solche Entwicklung wirde dartber hin-
aus eine Anpassung des kantonalen Richtplans voraussetzen, da
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ein neues kulturelles Okosystem im Herzen unserer Stadt (moder-
nes Kunsthaus mit angeschlossener Akademie fir Kunstschaf-
fende). Zudem wiirde dadurch die heutige Wirtschafts- und Steuer-
politik mit einem innovativen Pionierprojekt eindeutig gestarkt.

Ferner vergrossert die Einzonung der Gleisfelder die Ressource
«Boden» in der Stadt Zug, ohne grossflachig Neueinzonungen aus-
serhalb des Siedlungsgebiets und nicht zulasten von heutigem un-
bebauten Arbeitszonen vorzunehmen. Die eingezonten Gleisfelder
verarbeiten das zusatzlich erwartete Bevdlkerungswachstum &us-
serst effizient, weil bereits an verkehrstechnisch sehr gut erschlos-
sener Lage gebaut werden kann. Das ist von besonderer Relevanz
mit Blick auf den vom Bund geplanten Ausbau des Zimmerberg-
Bahntunnels, wodurch die Stadt Zug noch naher an die Stadt Zi-
rich und den Flughafen Kloten angebunden wird.

Abschliessend sei festzuhalten, dass die Erschliessung von Raum-
reserven Uber den Gleisfeldern an Zentrumslageneine vielverspre-
chende Mdglichkeit bietet, den Herausforderungen des urbanen
Wachstums zu begegnen. In anderen Landern wurde das bereits
erfolgreich realisiert bzw. ist in Planung. Auch bei uns ist diesbe-
zuglich etwas im Gange: So haben im Gemeinderat der Stadt Zu-
rich Emanuel Tschannen, Flurin Capaul und Roger Suter am 20.
August 2025 folgende Motion eingereicht:

«Der Stadtrat wird beauftragt, dem Gemeinderat die planungsrecht-
lichen Grundlagen zur Genehmigung vorzulegen, damit das Gleis-
feld zwischen Ziirich Hauptbahnhof und Ziirich Altstetten einerseits
und Ztrich Wiedikon anderseits liberdeckt und Uberbaut werden

Bahnareale in der Regel als Gibergeordnete Infrastruktureinrichtun-
gen gefihrt werden. Solange auf Stufe Bund und Kanton keine Frei-
gabe einzelner Bahnareale fiir eine durch die Einwenderschaft auf-
gezeigte Uberbauung oder klare planerische Perspektive vorliegen,
fehlt es an der objektiven Machbarkeit und an der Rechtssicherheit
flr entsprechende kommunale Zonenplananderungen.

Da der Ausgang der Abklarungen der Erschliessung von Gleisfel-
dern als Massnahme gegen die Wohnungsnot auf Bundesebene un-
gewiss ist und zum jetzigen Zeitpunkt weder ein Konzept noch kon-
krete Entscheide Uber die Freigabe einzelner Bahnareale fur eine
durch die Einwenderschaft aufgezeigte Uberbauung vorliegen, be-
steht kein kommunaler Handlungsspielraum fiir eine Umzonung in
eine Wohn- bzw. Wohn- und Arbeitszone.

Sollte der politische Wunsch bestehen, das Thema auf kantonaler
oder nationaler Ebene weiter zu scharfen, ware ein politischer Vor-
stoss (z. B. auf kantonaler Ebene mit Hinweis auf das laufende Bun-
despostulat) der sachlich richtige Weg (vgl. auch Postulat der FDP-
Fraktion betreffend Erschliessung von Raumreserven tber Gleisfel-
dern als Massnahme gegen den Wohnungsmangel, Uberweisung
an den Regierungsrat am 29. Januar 2026).

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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kann. Durch die Uberbauung soll primér Wohn- und Begegnungs-
raum fiir die Stadtbevélkerung geschaffen werden...»

Auch auf Bundesebene wird derzeit die Erschliessung von Gleisfel-
dern als Massnahme gegen die Wohnungsnot geprift (Postulat
25.3707 «Erschliessung von Raumreserven Uber Gleisfeldern an
Zentrumslageny). So soll die Zusammenarbeit mit den zustandigen
Organendes Eidgendssischen Departements fir Umwelt, Verkehr,
Energie und Kommunikation (UVEK) eine mdgliche Antwort auf die
Herausforderungen und Koordinationsbediirfnisse der Akteure
(Bund, Kanton, Gemeinden, Bahnunternehmen, private Investoren)
geben.

Vor diesem aktuellen Hintergrund auf Bundesebene und in unse-
rem Nachbarkanton sei der Antrag auf Einzonung der Gleisfelder
gutzuheissen.

169330

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
Antrag auf Umzonung des Gefierts umgrenzt vom Biitzenweg
und Briischrain in die Zone W2B

Begriindung

Meine Parzelle; GS 2055

Der Briuschrain und der Biitzenweg bildet die Grenze zwischen den
Zonen 2A und 2B. Dies ist sachlich weder begriindet noch gerecht-
fertigt.

In dem vom Biitzenweg und Briischrain eingegrenzten Gefiert sind
die Parzellen mit wenigen Ausnahmen ungefahr gleich klein. Erst
Ostlich des Butzwegs ab GS 1699, 2938 und 2282 werden die

Erwagungen Stadtrat

Eine Aufzonung des genannten Gebiets widerspricht dem im Pla-
nungsbericht festgehaltenen Planungsgrundsatz A (S. 38 Planungs-
bericht), wonach keine pauschalen Aufzonungen vorgenommen
werden, weshalb der Antrag abgelehnt wird. Der Planungsgrundsatz
A stiitzt sich unmittelbar auf die Vorgaben des Raumplanungsgeset-
zes (RPG) sowie auf die kantonalen Richtplanungsvorgaben. Es be-
stehen grosse Kapazitatsreserven fir Einwohnende und Arbeits-
platze in den Verdichtungs- und Transformationsgebieten. Folglich
besteht kein Bedarf an zusatzlicher Entwicklung beziehungsweise
Kapazitatserh6hung.

Mit dem Instrument des einfachen Bebauungsplans besteht gemass
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Parzellen gross. Eine Erhéhung der AZ um 0.1 wird das Bild in dem
genannten Gefiert keineswegs massiv verandern, aber den Eigen-
timern der kleinen Parzellen langfristig eine Vergrosserung des
Wohnraums und damit z.B: den Einbau einer Kleinwohnung ermég-
lichen und schliesslich zur gewlinschten Verdichtung beitragen,
ohne dass dies als stérend empfunden wiirde. Dieses Gebiet ist
von der Zugerbergstrasse kaum einsehbar, weil die Liegenschaften
westseits des Bltzenweges an der Zugerbergstrasse durch hohe
Mauern und Bepflanzungen geschitzt sind und so die Sicht auf die
hintere Hauserzeile verdeckt bleibt.

Eine Aufzonung in W 2B drangt sich umso mehr auf, als das grosse
Gebiet im oberen Teil des Brischrain sinnvollerweise in eine W 2A
aufgezont werden soll.

Denn daraus ergibt sich, dass an hochster Lage des Briischrain
aufgrund der dortigen sehr grossen Parzellen massivere Hauser er-
stellt, werden konnen als auf der Hohe unseres Hauses GS 2055
und unterhalb, resp. westlich des Bruschrains und Butzewegs zur
Zugerbergstrasse hin. Es ist deshalb zweckmassig, den unteren
Teil in eine W 2B umzuzonen.

§ 32°s PBG bei einer anrechenbaren Grundstiicksflache von
2'000 m? u.a. die Moglichkeit der Erstellung eines zusétzlichen Voll-
geschosses sowie der Erhdhung des Nutzungsmasses um 20%.

Die Aufzonung des Gebiets Brischrain von der W1 in die W2A bil-
det in der Gesamtbetrachtung des Quartiers nun eine raumplane-
risch sinnvolle Abstufung zum Siedlungsrand (vgl. Bericht «Uberprii-
fung der Wohnzone W1»).

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

169332

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
Aufhebung der Strassenbaulinie vom 14.10.1969 resp.
10.6.1988 am Briischrain und dem Biitzenweg.

Begriindung

Diese Baulinie, einst zur Sicherstellung einer wesentlichen Verbrei-
terung und maoglichen Umfahrung nach Norden vom RR verlangt
und vom GGR ohne Zweckmassigkeitsprifung genehmigt, ist
l&ngst Uberholt und unnitz. Ein solcher Strassenausbau ist in

Erwagungen Stadtrat

Die Rickmeldung betrifft nicht die Nutzungsplanung und ist deshalb
nicht Gegenstand der vorliegenden 1. éffentlichen Auflage.

Bei Baulinien handelt es um ein eigenes Planungsverfahren, wel-
ches nicht Teil der Ortsplanungsrevision ist. Das Gebiet im
Brischrain wird im Rahmen der vorliegenden Nutzungsplanung ein-
heitlich von der Wohnzone W1 in die Wohnzone W2A aufgezont. In
dieser gilt ein grosser Grenzabstand von 8 m (wie auch in der heuti-
gen W1). Entsprechend sind einige Grundstlicke durch die Baulinien
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diesem Quartier unter heutigen Gesichtspunkten nicht mehr denk-
bar. Im neuen Richtplan kommt dem Briischrain und dem Butzen-
weg auch keine besondere Bedeutung mehr zu.

Die Beibehaltung einer tber 50 jahrigen Baulinie, die einen 16m
breiten Strassenraum flr eine 4.5 m breite Strasse freihalt, macht
keinen Sinn. Nach kantonalem Gesetz sind fur Gemeindestrassen
nur 4 m Strassenabstand gefordert. Mit der Aufhebung dieser veral-
teten Strassenbaulinie wirden damit ein 4m breiter Streifen wert-
volles Bauland gewonnen. Weshalb kann im viel verkehrsreicheren
Stadtkern an die Strasse gebaut werden, im ruhigen Stadtgebiet
aber nicht. Wenn schon die Erschliessungsstrassen eher schmaler
als breiter werden sollen, um das Verkehrstempo zu verringern,
muss man sich fragen, weshalb denn an diesen alten Strassenrau-
men festgehalten wird?

Der gesetzliche Strassenabstand von 4 m wird durch diese unniitze
Baulinie ostseits des Briischrain auf 7 - 10 m in die Liegenschaften
hinein verbreitert, vergeudet wertvolles Bauland und behindert eine
sinnvolle Erweiterung bestehender Bauten und steht damit im Ge-
gensatz zur gewunschten Verdichtung.

Trotz bereits friher erfolgtem Antrag der gesamten Anwohnerschaft
Brischrain und Bitzenweg soll sie aus unbekannten Griinden in
der Planung bleiben.

Der Bitzenweg und der Brischrain vermégen den geringen und
dank Niedriggeschwindigkeit ungefahrlichen Anwohnerverkehr
problemlos zu bewaltigen. Selbst bei grosseren Bauvorhaben war
die Strasse noch nie ein Problem. Alle Quartierbewohner wiirden
sich deshalb gegen einen Ausbau massiv zur Wehr setzen. Es gibt
schlicht keinen vernunftigen Grund diese Strassenbaulinien in

sogar bessergestellt.

Weiter wird darauf hingewiesen, dass durch die bestehenden Bauli-
nien kein wertvolles Bauland vergeudet wird. Vielmehr wird die ma-
ximal zulassige Ausniitzung in diesem Gebiet stellenweise sogar
von 0.3 (W1) auf 0.4 (W2A) erhoht.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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dieser Breite zu belassen. Die kantonalen Vorschriften zum Stras-
senabstand genigen vollstandig.

167997 Heimstatte Zug Antrag / Bemerkung Erwdagungen Stadtrat
6330 Cham Das Grundstlick 2060, GB Zug, sei der Wohn- und Arbeitszone 5 Ortsbauliche Erwagungen

«WAb5» zuzuweisen. Das Grundstiick 2060 liegt gemass ISOS im Perimeter des Gebiets
15 «Gartenstadt, intensiv durchgriintes und planmassig angelegtes

Begriindung Arbeiterquartier, 1919-1955 etappenweise ausgebaut». Es ist mit

1. Ausgangslage dem hdchsten Erhaltungsziel A belegt, dass in der Untersuchung

1. Im Zuge der laufenden Ortsplanungsrevision hat der Stadtratam  1SOS-Ortsbilder 2000-2020, die auch eine Interessenabwagung be-

14. Januar 2025 den kommunalen Richtplan festgesetzt und die inhaltet, teilweise bestatigt wurde. Darin ist auch das grundséatzliche

Nutzungsplanung (Zonenplan und Bauordnung) inkl. Gewasser- Ziel der ortsbaulichen Entwicklung abgehandelt, das einhergeht mit

raumfestlegung zu Handen des Grossen Gemeinderates der Stadt  der Bericksichtigung der ortsbaulichen Qualitaten. Zusammenfas-
Zug verabschiedet. Es kdnnen somit nunmehr konkrete Antrage fir  send und vereinfacht formuliert, geht es um das Bewahren der gar-
Anderungen des Zonenplans und/oder der Bauordnung eingereicht  tenstadtéhnlichen Struktur und des hohen Griinanteils. Die Flachen
werden. sudostlich (ehemalige Landis + Gyr-Areal) sowie stdlich (ehemali-
ges Gaswerkareal) davon sind hingegen raumlich und siedlungshis-
2. Die Gesuchstellerin ist als Eigentiimerin des Grundstiicks 2060, torisch gesehen nicht Bestandteil der Gartenstadt. Eine Aufzonung

GB Zug (nachfolgend «Gesuchsparzelle») von der Ortsplanungs-  von einer W3 in eine W5A wiirde nicht nur die Gebaudehéhen um 2
revision direkt betroffen und damit legitimiert, entsprechende An- Vollgeschosse heben, sondern auch Auswirkungen auf weitere Pa-
trage zu stellen. rameter haben, die raumrelevant sind: Gebaudelange frei, Minde-
rung des grossen Grenzabstands, Erhéhung der AZ von 0.65 auf
2. Gesuchstellerin 1.50. Mit den Massen der WAS5 fiir die Einzelbauweise ist grundsatz-
3. Die Gesuchstellerin Heimstatte Zug AG, CHE-102.982.806, be- lich die Vereinbarkeit mit den ortsbaulichen Erhaltungs- und Ent-
zweckt in Verfolgung ihrer sozialen Zielsetzung die Bereitstellung wicklungszielen in Frage gestellt. Aus ortsbaulicher Sicht ist die Auf-
von gunstigem Wohnraum. Menschen mit geringem Einkommen zonung des Grundstiick 2060 von einer W3 in eine WAS deshalb
soll der Zugang zu lebenswertem Wohnraum in der Stadt und Re- abzulehnen.

gion Zug ermoglicht werden. Dementsprechend verfigt die Ge-
suchstellerin Uber einige Liegenschaften in der Stadt Zug und den
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umliegenden Gemeinden, mit welchen der Zuger Bevolkerung Antrag Stadtrat

preisgunstiger Wohnraum zur Verfiigung gestellt wird. Darunter Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
bspw. die beiden Gebaude «Florentinihof» und «Baumbergerhof»

in der Gartenstadt oder die beiden Gebaude an der Westrasse 2

und 4. Weitere Informationen zur Gesuchstellerin finden sich auf

folgender Homepage: www.heimstatte-zug.ch

BO: Handelsregisterauszug Heimstatte Aktiengesellschaft Zug Bei-

lage 1

4. Die Gesuchstellerin wird grossmehrheitlich (99 %) von der Stif-
tung Heimstatte Zug, CHE-449.884.118, gehalten. Die Stiftung
Heimstatte Zug untersteht der Aufsicht der Zentralschweizer BVG-
und Stiftungsaufsicht. Mit der Stiftung Heimstéatte Zug als Mehr-
heitsaktionarin der Gesuchstellerin, wird die Unabhangigkeit und
der gemeinnutzige Zweck der Gesuchstellerin langfristig sicherge-
stellt.

BO: Handelsregisterauszug Stiftung Heimstatte Zug Beilage 2

3. GS 2060, Weststrasse 2/4, 6300 Zug

5. Das Grundstiick GS 2060, Weststrasse 2/4, 6300 Zug, misst
1'919 m2. Die beiden dreistdckigen Gebaude, Assek. Nrn. 1688a
und 1689a, wurden im Jahr 1948 erstellt. Total werden hier von der
Gesuchstellerin 12 preisgunstige Wohnungen vermietet. Das
Grundstuck befindet sich gemass dem aktuellen Zonenplan der
Stadt Zug in der Wohnzone 3 «W3» und ist massiv unternutzt. Das
Grundstick wird von einer Ortsbildschutzzone tberlagert.

6. Das GS 2060 liegt noérdlich des ehemaligen «Gaswerkareals»,
GS 4709, und wird von diesem einzig durch die Weststrasse
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raumlich getrennt. Im Osten des GS 2060, im Anschluss an die
Nordstrasse, liegt das LG-Areal, mit den beiden nachstgelegenen
Grundstlicken 289 und 4524. Nérdlich an das Grundstiick 2060 er-
folgt der Ubergang in die Gartenstadt. Die Liegenschaften, die an
die Gesuchsparzelle angrenzen oder sich in unmittelbarer Nahe
dieser befinden, unterstehen derzeit einer Transformation.

7. Das GS 4709 liegt zusammen mit dem GS 286 im Perimeter des
Bebauungsplanes Nr. 7089 (Bebauungsplan Kaufmannische Be-
rufsschule). Das GS 4709 wird derzeit fur die Zugerland Verkehrs-
betriebe AG und den Rettungsdienst Zug mittels zwei Provisorien
bebaut, bis das Areal an der Aa bezugsbereit ist.

8. Sobald das GS 4709 in das Eigentum der Stadt Zug Ubergegan-
gen ist, muss dieses Grundstiick gemass der vom Stimmvolk ange-
nommen Initiative «2000 Wohnungen fir den Zuger Mittelstand» fiir
offentliche Nutzungen und/oder den preisglinstigen Wohnungsbau
vorgesehen und durch 6ffentlich Kérperschaften oder gemeinniit-
zige Wohnbautrager Uberbaut werden. Aufgrund der Grésse des
Grundstuickes, der Bebauungsplanpflicht (vgl. Bebauungsplan Nr.
7089) sowie der hohen Nachfrage nach Wohnraum fir den Stadt-
zuger Mittelstand, ist davon auszugehen, dass das GS 4709 mas-
siv verdichtet wird und hier mit Gebauden mit sechs Vollgeschos-
sen gerechnet werden muss. Dies wird dadurch verdeutlicht, dass
im Rahmen der Ortsplanungsrevision der Stadtrat beabsichtigt die
GS Nrn. 286 und 4709 in eine Bauzone mit speziellen Vorschriften
«Areal Altes Gaswerk» (Grundmasse WA5) umzuzonen (vgl. Pla-
nungsbericht vom 9. Januar 2025, Stand: 1. Lesung GGR).
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9. Das GS 289 liegt im Perimeter des Bebauungsplanes «LG-
Areal» und darin im Bereich «Zahlerstadt». Gemass dem Richtpro-
jekt werden entlang der Nordstrasse auf GS 289 mehrere neue Ge-
baude erstellt werden, die die heutigen Baukdrper massiv uUberra-
gen. Gemass dem online verfligbaren Stadtmodel ist entlang der
Nordstrasse ebenfalls mit Gebauden mir mehr als sechs Vollge-
schossen zu rechnen:

10. Folgt man der Nordstrasse in Richtung Norden, wird die Nord-
strasse mittels einer Larmschutzmauer von der Aabachstrasse, GS
2990, baulich und visuell abgetrennt. Im Anschluss folgt mit dem
Bebauungsplan Nr. 7078 (Gartenstadt Sid) ein weiterer
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Bebauungsplan, welcher maximal sechs Geschosse zulasst und
die Grundstlcke 330, 2151, 2152, 2156 und 2436 umfasst. Die Ge-
baude Assek. Nrn. 4041a und 4059a, GS 330 und GS 2436, wei-
sen bereits heute sechs Vollgeschosse auf.

11. Die Gesuchsparzelle bildet, wie die weiteren Grundstiicke ent-
lang der Nordstrasse, den Ubergang zu den dahinterliegenden Par-
zellen (Gartenstadt etc.) und grenzt mitunter auch die dahinterlie-
genden Gebaude resp. die Wohnbevdlkerung vom Larm der Nord-
strasse ab. Die heutige Zone W3 verhindert jedoch, dass die Ge-
baude auf der Gesuchsparzelle ebenfalls in die Zukunft transfor-
miert und den direkten Entwicklungen in der Nachbarschaft angegli-
chen werden kdénnen.

12. Stellt man sich die geplanten Bauvolumen und Baukorper, die
auf den vorgenannten Grundstiicken in den kommenden Jahren re-
alisiert werden sollen bildlich vor, erscheinen die heutigen Gebaude
auf der Gesuchsparzelle geradezu als «winzig». Samtliche weiteren
Gebaude — Ausnahme GS 2150 — entlang der Nordstrasse bis hin
zum Kreisel Aabachstrasse messen bereits heute funf oder sechs
und mehr Vollgeschosse. Weitere Gebaude werden in den kom-
menden Jahren erstellt und/oder aufgestockt werden. Diese, mitun-
ter auch von der Stadt Zug angestossene Transformation fihrt
zwangslaufig dazu, dass eine Zone W3 entlang der Nordstrasse
nicht mehr zeitgemass erscheint und aus dem Rahmen fallt.

13. Mittels einer Aufzonung des GS 2060 in die Zone WAS kdnnte
dieser Bruch der Gebdudehdhen entlang der Nordstrasse, der mit
der Realisierung der angrenzenden Projekte zwangslaufig
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172365

Heinz Schwerz-
mann Immobilien
AG

entstehen wird, verhindert werden. Uberdies wiirde eine Aufzonung
dazu flhren, dass mehr preisgunstiger Wohnraum auf dem GS
2060 entstehen kdnnte, was im offentlichen Interesse liegt. Die gute
Einordnung und Gestaltung allfalliger Aufstockungen oder Neubau-
ten auf GS 2060 — mit oder ohne ordentlichen Bebauungsplan; ein
einfacher Bebauungsplan ist aufgrund der Grundstiicksgrésse nicht
moglich (vgl. § 32bis Abs. 2 lit. b PBG) — ware durch die Ortsbild-
schutzzone sichergestellt.

14. Als Fazit kann somit festgehalten werden, dass das GS 2060
ebenfalls in die bereits laufende Transformationsphase aufgenom-
men werden soll und es zu verhindern gilt, dass hier aufgrund der
Zone W3 eine architektonische Liicke entsteht. Uberdies kdnnten
an dieser zentralen Lage zusatzlicher preisglinstiger Wohnraum ge-
schaffen werden.

Gerne bitten wir Sie, den eingangs gestellten Antrag im Rahmen
der laufenden Ortsplanungsrevision zu beriicksichtigen. Fur Riick-
fragen oder ein gemeinsames Gesprach stehen lhnen die Unter-
zeichnenden gerne zur Verfigung.

Antrag / Bemerkung
Die Grundstiicke GS 3137 und 3580 seien der Zone WA5 zuzuwei-
sen.

Begriindung

1. Ausgangslage

1. Die beiden Grundstiicke 3137 und 3580, beide GB Zug, befinden
sich gemass dem aktuell geltenden Zonenplan der Stadt Zug in der

Erwagungen Stadtrat

Eine Aufzonung der genannten Grundstiicke widerspricht dem im
Planungsbericht festgehaltenen Planungsgrundsatz A (S. 38 Pla-
nungsbericht), wonach keine pauschalen Aufzonungen vorgenom-
men werden, weshalb der Antrag abgelehnt wird. Der Planungs-
grundsatz A stiitzt sich unmittelbar auf die Vorgaben des Raumpla-
nungsgesetzes (RPG) sowie auf die kantonalen Richtplanungsvor-
gaben. Es bestehen grosse Kapazitatsreserven fur Einwohnende
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Zone «WA4». Gemass dem Zonenplan Stand 1. ¢ffentliche Auflage
sowie dem Planungsbericht sollen die beiden Grundsticke resp.
das ganze Quartier in der Zone «WA4» belassen werden.

2. Die Grundstiicke liegen im Quartier Gobli und Grenzen unmittel-
bar an die Inwilerriedstrasse und die Gemeindegrenze zu Baar an
und verfligen Uber eine vollwertige Erschliessung Uber den Franz-
Rittmeyer-Weg sowie die Inwilerriedstrasse. Nordlich der Parzellen
befindet sich das GS 1765, welches im Eigentum der Korporation
Zug steht und teilweise in die Bauzone eingezont ist. Die Grundsti-
cke 3137 und 3580 bilden defacto den norddstlichen Abschluss der
Stadt Zug, bevor das Gemeindegebiet Baar beginnt.

3. Die Grundstiicke 0stlich der Inwilerriedstrasse in der Gemeinde
Baar sind bereits heute in die Zone «WAS» eingezont. Die Inwiler-
riedstrasse bildet einen «Bruch» zwischen den Zonen «WA4» und
«WADb» resp. der beiden Gemeindegebiete.

4. Das Quartier zwischen der Inwilerriedstrasse, der Grienbachstra-
sse und dem Goblibach besteht heute aus etlichen Gewerbe- und
Wohnbauten, welche grdsstenteils in den 60er Jahren erstellt wur-
den.

2. Aufzonung

5. Die Grundstiicke 3137 und 3580, sowie die weiteren Parzellen in
diesem Teil des Gobli-Quartiers sind geeignet, einen Beitrag zur In-
nenentwicklung zu leisten, weil sie zusammenhangend sind und
bspw. grundstiicksiibergreifend entwickelt werden kdnnen (gemein-
sames Konzept) und aufgrund ihrer Lage eine attraktive Wohn-
oder Mischnutzung erlauben. Eine Aufzonung wirde Uberdies eine
siedlungsstrukturell sinnvolle Verdichtung, die sich an den Zielen

und Arbeitsplatze in den Verdichtungs- und Transformationsgebie-
ten. Folglich besteht kein Bedarf an zuséatzlicher Entwicklung bezie-
hungsweise Kapazitatserhéhung.

Mit dem Instrument des einfachen Bebauungsplans besteht gemass
§ 32bs PBG bei einer anrechenbaren Grundstlicksflache von

2'000 m? u.a. die Mdglichkeit der Erstellung eines zusatzlichen Voll-
geschosses sowie der Erh6hung des Nutzungsmasses um 20%.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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des kantonalen Richtplans (Siedlungsgebiet, Verdichtungsschwer-
punkte) orientiert, ermdglichen.

6. Die Stadt Zug steht als Arbeits- und Wohnstandort mit hoher
Nachfrage unter Druck, zuséatzlichen qualitativ guten und bezahlba-
ren Wohnraum anzubieten. Mit der Aufzonung kénnte zusatzlicher
Wohnraum geschaffen werden.

3. Fazit

7. Die beantragte Aufzonung erméglicht:

e Schaffung zusatzlichen Wohnraums an gut erschlossener
Lage;

e Verbesserung der Nutzungsdurchmischung;

¢ Realisierung von energieeffizienten Neubauten (GEAK A/B, Mi-
nergie);

e Entlastung der Bauzonenbilanz ohne zuséatzliche Neueinzonun-
gen.

8. Aufgrund der bestehenden Netzinfrastrukturen und der guten
OV-Anbindung fiihrt die Nutzungsintensivierung zu keiner iibermas-
sigen Mehrbelastung der Erschliessung. Die Aufzonung schafft
Spielraum flir neuen Wohnraum, starkt die Attraktivitat des Quar-
tiers und erhoht die planerische Flexibilitdt der Stadt bei der Steue-
rung einer qualitativ hochwertigen Siedlungsentwicklung.

9. An der stadtebaulichen Situation &ndert sich durch die Aufzo-
nung nichts. Diese wird nicht beeintrachtigt. Vielmehr wird der
Bruch zwischen den Zonen «WA4» und «WA5» der Gemeinden
Zug und Baar aufgenommen und abgeschwéacht, sodass ein bauli-
cher Ubergang zu den Grundstiicken auf der anderen Strassen-
seite der Inwilerriedstrasse/Grienbachstrasse entstehen kann.
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169461

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Die Grundstiicke GS 130 und GS 3323 sowie der der Bauzone zu-
gewiesene Landanteil des Grundstlicks GS 129 sind in die Wohn-
und Arbeitszone 3 (WA3) oder alternativ in die Wohnzone 3 (W3)
umzuzonen.

Begriindung

Als Grundeigentimer habe ich das Potenzial meiner Grundstlcke
sorgfaltig analysiert und festgestellt, dass die aktuell vorgesehene
Ausnitzung nicht ausreicht. Gemass den Vorgaben des Raumpla-
nungsgesetzes soll die zuklnftige Entwicklung grundsatzlich ohne
zusatzliche Einzonungen erfolgen. Die genannten Grundstiicke
sind hervorragend erschlossen und liegen in Gehdistanz zu Naher-
holungsgebieten sowie den beiden Schulhdusern Herti und Ried-
matt. Eine Umzonung von WA2 in W3 oder WA3 ermdglicht die Re-
alisierung eines zusatzlichen Vollgeschosses und damit einen effizi-
enteren Umgang mit dem wertvollen Gut Boden. Weniger ber-
baute Flache und mehr Griinraum tragen nicht nur zur Erhéhung
der Wohnqualitat bei, sondern férdern auch die Biodiversitat und
verbessern das Mikroklima. Darlber hinaus unterstitzt die Lage in
unmittelbarer Nahe zu Schulen, dem o&ffentlichen Verkehr und Nah-
erholungsgebieten eine nachhaltige Mobilitdt und reduziert den mo-
torisierten Individualverkehr. Dies entspricht den Zielen einer zu-
kunftsorientierten und umweltgerechten Siedlungsentwicklung. Mit
dieser Anpassung wird die bestehende Infrastruktur optimal ge-
nutzt, ohne neue Flachen zu beanspruchen. Sie leistet einen Bei-
trag zur Innenentwicklung, schafft zusatzlichen Wohnraum und
tragt zur Entlastung des angespannten Wohnungsmarktes bei.

Erwdagungen Stadtrat

Eine Aufzonung der genannten Grundstlicke widerspricht dem im
Planungsbericht festgehaltenen Planungsgrundsatz A (S. 38 Pla-
nungsbericht), wonach keine pauschalen Aufzonungen vorgenom-
men werden, weshalb der Antrag abgelehnt wird. Der Planungs-
grundsatz A stiitzt sich unmittelbar auf die Vorgaben des Raumpla-
nungsgesetzes (RPG) sowie auf die kantonalen Richtplanungsvor-
gaben. Es bestehen grosse Kapazitatsreserven fir Einwohnende
und Arbeitsplatze in den Verdichtungs- und Transformationsgebie-
ten. Folglich besteht kein Bedarf an zusatzlicher Entwicklung bezie-
hungsweise Kapazitatserhéhung.

Mit dem Instrument des einfachen Bebauungsplans besteht gemass
§ 32bs PBG bei einer anrechenbaren Grundstlicksflache von

2'000 m? u.a. die Moglichkeit der Erstellung eines zusatzlichen Voll-
geschosses sowie der Erh6hung des Nutzungsmasses um 20%.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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169479

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Die Grundstiicke GS 130 und GS 3323 sowie der der Bauzone zu-
gewiesene Landanteil des Grundstlicks GS 129 sind in die Wohn-
und Arbeitszone 3 (WA3) oder alternativ in die Wohnzone 3 (W3)
umzuzonen.

Begriindung

Weil ich an diesem Standort aufgewachsen bin und ihn bestens
kenne, habe ich das Entwicklungspotenzial der Grundstiicke be-
wertet und festgestellt, dass die bestehende Ausnitzung nicht ge-
nigt. Gemass den Vorgaben des Raumplanungsgesetzes soll die
zukunftige Entwicklung grundsatzlich ohne zuséatzliche Einzonun-
gen erfolgen. Die genannten Grundstiicke sind hervorragend er-
schlossen und liegen in Gehdistanz zu Naherholungsgebieten so-
wie den beiden Schulhdusern Herti und Riedmatt. Eine Umzonung
von WA2 in W3 oder WA3 ermdéglicht die Realisierung eines zu-
satzlichen Vollgeschosses und damit einen effizienteren Umgang
mit dem wertvollen Gut Boden. Weniger tberbaute Flache und
mehr Grinraum tragen nicht nur zur Erh6hung der Wohnqualitat
bei, sondern férdern auch die Biodiversitat und verbessern das
Mikroklima. Dartber hinaus unterstitzt die Lage in unmittelbarer
Nahe zu Schulen, dem o6ffentlichen Verkehr und Naherholungsge-
bieten eine nachhaltige Mobilitat und reduziert den motorisierten In-
dividualverkehr. Dies entspricht den Zielen einer zukunftsorientier-
ten und umweltgerechten Siedlungsentwicklung. Mit dieser Anpas-
sung wird die bestehende Infrastruktur optimal genutzt, ohne neue
Flachen zu beanspruchen. Sie leistet einen Beitrag zur Innenent-
wicklung, schafft zusatzlichen Wohnraum und tragt zur Entlastung
des angespannten Wohnungsmarktes bei.

Erwdagungen Stadtrat

Eine Aufzonung der genannten Grundstlicke widerspricht dem im
Planungsbericht festgehaltenen Planungsgrundsatz A (S. 38 Pla-
nungsbericht), wonach keine pauschalen Aufzonungen vorgenom-
men werden, weshalb der Antrag abgelehnt wird. Der Planungs-
grundsatz A stiitzt sich unmittelbar auf die Vorgaben des Raumpla-
nungsgesetzes (RPG) sowie auf die kantonalen Richtplanungsvor-
gaben. Es bestehen grosse Kapazitatsreserven fir Einwohnende
und Arbeitsplatze in den Verdichtungs- und Transformationsgebie-
ten. Folglich besteht kein Bedarf an zusatzlicher Entwicklung bezie-
hungsweise Kapazitatserhéhung.

Mit dem Instrument des einfachen Bebauungsplans besteht gemass
§ 32bs PBG bei einer anrechenbaren Grundstlicksflache von

2'000 m? u.a. die Moglichkeit der Erstellung eines zusatzlichen Voll-
geschosses sowie der Erh6hung des Nutzungsmasses um 20%. Im
Fall einer Arealiberbauung ware die Arealiiberbauung als Gesam-
tes zu betrachten.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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169615

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Die Grundstiicke GS 130 und GS 3323 sowie der der Bauzone zu-
gewiesene Landanteil des Grundstlicks GS 129 sind in die Wohn-
und Arbeitszone 3 (WA3) oder alternativ in die Wohnzone 3 (W3)
umzuzonen.

Begriindung

Da ich an diesem Ort aufgewachsen bin und diesen bestens kenne,
habe ich das Entwicklungspotenzial der Grundstlicke bewertet und
festgestellt, dass die bestehende Ausniitzung nicht ausreichend ist.
Gemass den Vorgaben des Raumplanungsgesetzes soll die zu-
kiinftige Entwicklung grundséatzlich ohne zusatzliche Einzonungen
erfolgen. Die genannten Grundstiicke sind hervorragend erschlos-
sen und liegen in Gehdistanz zu Naherholungsgebieten sowie den
beiden Schulhausern Herti und Riedmatt. Eine Umzonung von WA2
in W3 oder WA3 ermdglicht die Realisierung eines zusatzlichen
Vollgeschosses und damit einen effizienteren Umgang mit dem
wertvollen Gut Boden. Weniger iberbaute Flache und mehr Grin-
raum tragen nicht nur zur Erhéhung der Wohnqualitat bei, sondern
férdern auch die Biodiversitat und verbessern das Mikroklima. Dar-
Uber hinaus unterstltzt die Lage in unmittelbarer Nahe zu Schulen,
dem offentlichen Verkehr und Naherholungsgebieten eine nachhal-
tige Mobilitat und reduziert den motorisierten Individualverkehr.
Dies entspricht den Zielen einer zukunftsorientierten und umweltge-
rechten Siedlungsentwicklung. Mit dieser Anpassung wird die be-
stehende Infrastruktur optimal genutzt, ohne neue Flachen zu be-
anspruchen. Sie leistet einen Beitrag zur Innenentwicklung, schafft
zusétzlichen Wohnraum und tragt zur Entlastung des angespann-
ten Wohnungsmarktes bei.

Erwdagungen Stadtrat

Eine Aufzonung der genannten Grundstlicke widerspricht dem im
Planungsbericht festgehaltenen Planungsgrundsatz A (S. 38 Pla-
nungsbericht), wonach keine pauschalen Aufzonungen vorgenom-
men werden, weshalb der Antrag abgelehnt wird. Der Planungs-
grundsatz A stiitzt sich unmittelbar auf die Vorgaben des Raumpla-
nungsgesetzes (RPG) sowie auf die kantonalen Richtplanungsvor-
gaben. Es bestehen grosse Kapazitatsreserven fir Einwohnende
und Arbeitsplatze in den Verdichtungs- und Transformationsgebie-
ten. Folglich besteht kein Bedarf an zusatzlicher Entwicklung bezie-
hungsweise Kapazitatserhéhung.

Mit dem Instrument des einfachen Bebauungsplans besteht gemass
§ 32bs PBG bei einer anrechenbaren Grundstlicksflache von

2'000 m? u.a. die Moglichkeit der Erstellung eines zusatzlichen Voll-
geschosses sowie der Erh6hung des Nutzungsmasses um 20%. Im
Fall einer Arealiberbauung ware die Arealiiberbauung als Gesam-
tes zu betrachten.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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171467

172334

«Privatpersonen»

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Die Grundstiicke GS 130 und GS 3323 sowie der der Bauzone zu-
gewiesene Teil von GS 129 sind in die Wohn- und Arbeitszone 3
(WAZ3) oder alternativ in die Wohnzone 3 (W3) umzuzonen.

Begriindung

Ich lebe seit Gber 22 Jahren in Zug und kenne das Gebiet sehr gut.
Aus meiner Sicht wird das vorhandene Potenzial der betroffenen
Parzellen heute nicht ausgeschopft. Die Areale sind gut erschlos-
sen, liegen nahe an Schulen sowie Naherholungsrdumen und eig-
nen sich damit ideal fiir eine verdichtete Nutzung innerhalb des be-
stehenden Siedlungsgebiets - ganz im Sinne des Raumplanungs-
gesetzes.

Eine Umzonung in W3 oder WAS3 wiirde ein zusatzliches Vollge-
schoss ermoglichen und damit einen effizienteren und schonende-
ren Umgang mit dem Bodenerlauben. So kann zusatzlicher Wohn-
raum entstehen, ohne neue Flachen einzuzonen. Gleichzeitig bleibt
mehr Grinraum erhalten, was die Wohnqualitat steigert und das
Stadtklima positiv beeinflusst.

Mit einer moderaten Verdichtung an diesem Standort kann die
Stadt einen Beitrag dazu leisten, den Wohnraum fiir die Zugerinnen
und Zuger zu erweitern und die vorhandene Infrastruktur optimal zu
nutzen.

Antrag / Bemerkung

Die Grundsticke GS 130 und GS 3323 sowie der der Bauzone zu-
gewiesene Teil von GS 129 sollen in die Wohn- und Arbeitszone 3
(WA3) oder alternativ in die Wohnzone 3 (W3) umgezont werden.

Erwdagungen Stadtrat

Eine Aufzonung der genannten Grundstiicke widerspricht dem im
Planungsbericht festgehaltenen Planungsgrundsatz A (S. 38 Pla-
nungsbericht), wonach keine pauschalen Aufzonungen vorgenom-
men werden, weshalb der Antrag abgelehnt wird. Der Planungs-
grundsatz A stiitzt sich unmittelbar auf die Vorgaben des Raumpla-
nungsgesetzes (RPG) sowie auf die kantonalen Richtplanungsvor-
gaben. Es bestehen grosse Kapazitatsreserven fir Einwohnende
und Arbeitsplatze in den Verdichtungs- und Transformationsgebie-
ten. Folglich besteht kein Bedarf an zusatzlicher Entwicklung bezie-
hungsweise Kapazitatserhéhung.

Mit dem Instrument des einfachen Bebauungsplans besteht gemass
§ 32bs PBG bei einer anrechenbaren Grundstlicksflache von

2'000 m? u.a. die Moglichkeit der Erstellung eines zusatzlichen Voll-
geschosses sowie der Erh6hung des Nutzungsmasses um 20%. Im
Fall einer Arealiberbauung ware die Arealiiberbauung als Gesam-
tes zu betrachten.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Eine Aufzonung der genannten Grundstlicke widerspricht dem im
Planungsbericht festgehaltenen Planungsgrundsatz A (S. 38 Pla-
nungsbericht), wonach keine pauschalen Aufzonungen vorgenom-
men werden, weshalb der Antrag abgelehnt wird. Der




299/359

171760

«Privatpersonen»

Begriindung

Ich bin hier im Quartier aufgewachsen, kenne die Umgebung seit
meiner Kindheit und bin Zugerburgerin. Es ware mir ein grosses
Anliegen, weiterhin in Zug wohnen zu kénnen - doch fiir junge Er-
wachsene wie mich ist das heute fast nicht mehr bezahlbar. Gerade
deshalb halte ich es flir wichtig, das vorhandene Potenzial inner-
halb der bestehenden Bauzonenbesser zu nutzen. Die genannten
Grundsticke sind sehr gut erschlossen und fiir eine moderat ho-
here Ausnitzung ideal geeignet. Mit einer Umzonung in W3 oder
WAS kdnnte ein zusatzliches Vollgeschossrealisiert werden, ohne
neue Flachen einzuzonen. Dadurch entsteht mehr Wohnraum dort,
wo die Infrastruktur bereits vorhanden ist. Das entlastet den Woh-
nungsmarkt und schafft reale Chancen fir Menschen wie mich, die
hier verwurzelt sind und gerne in Zug bleiben mdchten. Eine solche
Aufzonung ware ein verniinftiger Schritt, um die Wohnraumsituation
fur die Zuger Bevolkerung - insbesondere fiir junge Einheimische -
zu verbessern.

Antrag / Bemerkung

Das ganze Gleisfeld rund um den Bahnhof Zug und den Giter-
bahnhof muss fiir eine Uberbauung fiir Wohnungen eingezont wer-
den.

Begriindung

Die enorm grosse Wohnungsnot in Zug mit einem Leerwohnungs-
bestand von ca. 0,3% veranlasst mich zur Ortsplanungsrevision
eine Einwendung zu machen. Die Stadt Zug hat ungefahr 32'000
Einwohner und 45'000 Arbeitsplatze. Um normale Verhaltnisse in
Zug zu erreichen, musste Zug bei den vielen Arbeitsplatzen 90'000

Planungsgrundsatz A stitzt sich unmittelbar auf die Vorgaben des
Raumplanungsgesetzes (RPG) sowie auf die kantonalen Richtpla-
nungsvorgaben. Es bestehen grosse Kapazitatsreserven flr Ein-
wohnende und Arbeitsplatze in den Verdichtungs- und Transformati-
onsgebieten. Folglich besteht kein Bedarf an zusatzlicher Entwick-
lung beziehungsweise Kapazitatserhéhung.

Mit dem Instrument des einfachen Bebauungsplans besteht gemass
§ 32bs PBG bei einer anrechenbaren Grundstlicksflache von

2'000 m? u.a. die Moglichkeit der Erstellung eines zusatzlichen Voll-
geschosses sowie der Erh6hung des Nutzungsmasses um 20%. Im
Fall einer Arealliberbauung ware die Arealiberbauung als Gesam-
tes zu betrachten.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Die Umzonung der Gleisfelder rund um Bahnhof Zug in Wohnzonen
erlaubt nicht per se eine Uberbauung zu Wohnzwecken. Bahn- und
Gleisanlagen gehoren weiterhin zu den bundesrechtlich gebunde-
nen Infrastrukturanlagen.

Eine solche Umzonung wirde zudem Sachplane des Bundes, ins-
besondere im Bereich Verkehr und Schieneninfrastruktur, direkt tan-
gieren und ware ohne entsprechenden Entscheid des Bundes ohne-
hin nicht durchsetzbar. Eine solche Entwicklung wiirde dartber hin-
aus eine Anpassung des kantonalen Richtplans voraussetzen, da
Bahnareale in der Regel als Ubergeordnete
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Einwohner beherbergen. Das besteht ein krasses Missverhaltnis.
Durch das Raumplanungsgesetz ist aber eine weitere Einzonung
von Land zum Bauen sehr beschrankt. Innere Verdichtung ist vor-
geschrieben. Der neue Stadtteil an der Chollerstrasse, der seit etwa
20 Jahren geplant und durch den Stadtrat jetzt abgeschlossen
wurde, baut das Missverhaltnis weiter aus. Auf 3500 Arbeitsplatze
soll es nur fir 2500 Menschen Wohnraum geben.

In Bern wurde ein Postulat (Nr. 25.3707) vom Urner Standerat Jo-
sef Dittli eingereicht und vom Standerat bereits an den Bundesrat
Uberwiesen. Das entsprechende Postulat liegt hier bei. Es sind also
bereits Bestrebungen im Gang eine solche Uberbauung zu ermégli-
chen und wir sollten nicht weitere 15 Jahre bis zur nachsten Ortpla-
nungsrevision warten, um dies zu ermdglichen.

Eine Uberbauung der Gleisanlagen erméglicht Wohnraum mitten in
der Stadt Zug zu erstellen. Dieser Wohnraum ist bestens durch den
OV erschlossen und brauchte nicht einmal Garagenplatze. Eine
sehr 6kologische Mdglichkeit.

Die SBB sind, wie man hort, nicht gegen solche Plane. Dies ist ein
weiterer Grund die Einzonung jetzt bereits vorzunehmen.

Bald beginnt der Bau des neuen Zimmerberg-Tunnels. Durch die
schnellere Verbindung nach Zirich oder von Zirich nach Zug wird
der Sog nach Zug weiter angeheizt. In Zug zu wohnen wird damit
noch attraktiver. Damit steigt aber auch der Druck auf den Zuger
Wohnungsmarkt, der eigentlich seit mehreren Jahrzehnten kein
Markt mehr ist. Er zeichnet sich durch die Wohnungsnotaus.

Infrastruktureinrichtungen gefiihrt werden. Solange auf Stufe Bund
und Kanton keine Freigabe einzelner Bahnareale fir eine durch die
Einwenderschaft aufgezeigte Uberbauung oder klare planerische
Perspektive vorliegen, fehlt es an der objektiven Machbarkeit und an
der Rechtssicherheit fur entsprechende kommunale Zonenplanan-
derungen.

Da der Ausgang der Abklarungen der Erschliessung von Gleisfel-
dern als Massnahme gegen die Wohnungsnot auf Bundesebene un-
gewiss ist und zum jetzigen Zeitpunkt weder ein Konzept noch kon-
krete Entscheide Uber die Freigabe einzelner Bahnareale fur eine
durch die Einwenderschaft aufgezeigte Uberbauung vorliegen, be-
steht kein kommunaler Handlungsspielraum fiir eine Umzonung in
eine Wohn- bzw. Wohn- und Arbeitszone.

Sollte der politische Wunsch bestehen, das Thema auf kantonaler
oder nationaler Ebene weiter zu scharfen, ware ein politischer Vor-
stoss (z. B. auf kantonaler Ebene mit Hinweis auf das laufende Bun-
despostulat) der sachlich richtige Weg (vgl. auch Postulat der FDP-
Fraktion betreffend Erschliessung von Raumreserven uber Gleisfel-
dern als Massnahme gegen den Wohnungsmangel, Uberweisung
an den Regierungsrat am 29. Januar 2026).

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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166632  «Privatpersonen» Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat
Wiederherstellung urspriinglich tiefere Larmempfindlichkeitsstufe Die geltende Empfindlichkeitsstufe wurde im Rahmen der Ortspla-
auf Parzelle 3414 (analog dem restlichen Teil der Parzelle) nungsrevision 2009/2010 rechtskraftig festgesetzt. Seit dieser Fest-
setzung haben sich weder die zonengemasse Nutzung noch die pla-
Begriindung nerische Zielsetzung fir das betroffene Gebiet grundlegend gean-
Widerspruch zur Ubereinkunft vom 22.2.23 zur ruhigen Nutzung der  dert. In der Besprechungsnotiz vom 22. Februar 2023 wurden mdgli-
betroffenen Modulbauten che Nutzungen festgehalten. Diese vermoégen fir sich allein keine
Anderung der Larmempfindlichkeitsstufe zu begriinden. Mangels
neuer, entscheidrelevanter Umstande besteht daher kein Anlass, die
bestehende Einstufung zu iberpriifen oder anzupassen.
Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.
170568  Verein Kloster Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat

Maria Opferung
Klosterstrasse 2
6300 Zug

1. Das Grundstiick Nr. 1707, Grundbuch Zug, sei — soweit es sich
derzeit in der Zone des 6ffentlichen Interesses fiir Bauten und Anla-
gen (OelB) befindet — im Rahmen der laufenden Gesamtrevision
der Ortsplanung aus dieser zu entlassen und einer «Bauzone mit
speziellen Vorschriften Maria Opferung» (BsV) zuzuweisen.

2. In der BsV Maria Opferung sollen folgende speziellen Vorschrif-
ten gelten:

1. Diese Bauzone ist fir Wohnen, Gewerbe, Ateliers, kirchli-
che Bauten und Kulturstatten, den Friedhof, Quartiernut-
zungen, Naherholungsraum sowie fur 6ffentliche Bauten al-
ler Art (insbesondere Schul- und Sportanlagen, Wohn-, Al-
ters- und Pflegeheime sowie Alterswohnungen) bestimmt.

Die Einwenderschaft beantragt, dass der Teil des GS Nr. 1707
(Klosteranlage Maria Opferung), der sich in der Zone OelB befindet,
in eine BsV Maria Opferung umgezont wird, damit die bestehende
Nutzungsmischung zonenkonform wird und die Anlage angemessen
erweitert und zeitgemassen Bedurfnissen angepasst werden kann.
2013 Ubernahm der Verein Kloster Maria Opferung die gesamte
Klosterliegenschaft Maria Opferung. Er sorgt fir die langfristige Si-
cherung von Kloster und Liegenschaft im Sinn und Geist der
Schwestern. Der Betrieb soll moglichst ohne Veranderung weiterge-
fuhrt werden. Ein Verein betreibt in den Klostergebauden ein geistli-
ches Zentrum flir Personen, die einer klosterahnlichen Wohnge-
meinschaft angehdren wollen. Diese flihren die Gartenbewirtschaf-
tung und die Klosterwerkstatt weiter und bieten Gottesdienste fur die
Offentlichkeit an.




302/359

2. Die historische Klosteranlage soll in ihrem Charakter und Des Weiteren gibt es auf dem Areal die Tagesschule und die Heilpa-

Erscheinungsbild erhalten und in hoher stadtebaulicher und
architektonischer Qualitat weiterentwickelt werden. Um den
langfristigen Bestand der historischen Klosteranlage zu si-
chern, sind bei den bestehenden Bauten und Anlagen der
Klosteranlage Erneuerungen, Umbauten und Nutzungsan-
passungen im Rahmen der denkmalpflegerischen und orts-
bildpflegerischen Vorgaben gestattet.

Die bestehende Nutzungsmischung (Kloster, kirchliche
Bauten und Kulturstatten, Friedhof, Schul- sowie Sportanla-
gen, Ateliers, Gewerbe und Wohnen) gilt als zonenkonform
und kann im Rahmen dieser Bestimmungen erneuert, an-
gemessen erweitert und zeitgemassen Bedirfnissen ange-
passt werden.

dagogische Schule, ein Studentenwohnheim, Wohnateliers und Ate-
liers flr Kunstschaffende und Wissenschaftler sowie ein Wohnge-
baude.

Damit der teure Unterhalt der historischen Klosteranlage mdglich ist,
ist der Verein auf gewisse Vermietungen fir Wohnnutzung und fir
gewerbliche Kleinbetriebe angewiesen.

Das Baudepartement hat den eingereichten Vorschlag fir die Be-
stimmung der neuen BsV gepriift, mit der Einwenderschaft am

20. Marz 2026 eine Besprechung gefiihrt und die neue BsV dahin-
gehend umformuliert, dass sie einen ahnlichen Wortlaut wie die be-
reits vorhandenen BsV aufweist.

Anderung Bauordnung:

§mev Maria Opferung

" Diese Bauzone ist fiir kirchliche Bauten, den Friedhof, Kulturstét-
ten, offentlich zugéngliche Nutzungen wie Schul- und Sportanlagen,
Betreuung, Alters- und Pflegeeinrichtungen etc., Wohnen, Ateliers,
gewerbliche Kleinbetriebe und Quartiernutzungen bestimmt.

2 Die historische Klosteranlage soll in ihrem Charakter und Erschei-
nungsbild erhalten bleiben. Um den langfristigen Bestand der histori-
schen Klosteranlage zu sichern, sind bei den bestehenden Bauten
und Anlagen der Klosteranlage Erneuerungen und Umbauten im
Rahmen der denkmalpflegerischen Vorgaben gestattet. Erweite-
rungs- und Neubauten haben sich besonders gut in das Land-
Schafts- und das Ortsbild einzuftigen. Den raumwirksamen Freirau-
melementen ist nach Méglichkeit Rechnung zu tragen.
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Begriindung

MATERIELLES UND RECHTLICHES

Aktuell giiltige Ortsplanung

Geméss geltendem Zonenplan und Bauordnung der Stadt Zug vom 7. April 2009 (BO) ist das
Grundstiick Nr. 1707 ungefahr zur Halfte der Zone des offentlichen Interesses fir Bauten und
Anlagen (OelB) sowie zur anderen Halfte der Landwirtschaftszone mit Uberlagernder Ortsbild-
schutzzone zugewiesen.

§ 55 BO legt fest, dass die Zone OelB fiir 6ffentliche Bauten und Anlagen bestimmt ist. Anhang
4 zur BO enthalt die Zweckbestimmungen zu den OelB. Die OelB «5t. Michael» umfasst dabei
Schulanlagen, kirchliche Bauten, das Kloster Maria Opferung. den Friedhof, Alters- und Pflege-
einrichtungen.

Auf der OelB-Flache des Grundstiicks Nr. 1707 befindet sich die Tagesschule der Stadt Zug
(Assek.-Nr. 388a; und z.T. der dahinteriegende Sport- und Spielplatz), das Schulhaus Maria
Opferung (Assek.-Nr. 3634a), das Kloster Maria Opferung (Assek.-Nr. 391a) und das vormalige
Salvatorianerhaus (Assek.-Nr. 3577a) sowie weitere kleinere Bauten.

Der Verein Kloster Maria Opferung und das Kloster

Der Verein wurde am 22. November 2013 gegriindet. Er Gbernahm bei der Grindung die ge-
samte Klosterliegenschaft Maria Opferung. Geméss Vereinsstatuten und Vertrag mit dem Kon-
vent der Kapuzinerinnen von Maria Opferung sorgt er insbesondere fir die langfristige Siche-
rung von Kloster und Liegenschaft im Sinn und Geist der Schwestern. Ziel war und ist es — auch
nach dem Wegzug der letzten Schwester — den Betrieb méglichst ohne Veranderung weiterzu-
fiahren und das Naherholungsgebiet Maria Opferung mit dem Kloster zu erhalten.

Mithilfe dieses vorausschauenden Vorhabens war es maglich, den zuletzt gelebten Klosterbe-
trieb auch nach dem Tod von Sr. M. Anna Nerlich (ehemalige Oberin des Klosters) im Dezember
2019 wie gewohnt weiterzufiihren. Mittlerweile lebt auch die letzte noch lebende Schwester, Sr.
M. Barbara Bieri, nicht mehr in der Klosterliegenschaft, sondem im Pflegeheim St. Franziskus
in Menzingen. Gleichzeitig mit dem Tod von Sr. M. Anna Nerlich wurden das Klostergebaude
und die Klostermauer leicht renoviert und saniert.

Seit 2017 lebt auf Wunsch der Schwestern eine befreundete Familie in einer Wohnung des
Klostergebaudes.

2018 mietete der Verein Anima Una Bilrordume im Kloster. Anima Una ist eine Plattform fir
katholische Initiativen in der Deutschschweiz. Diese Plattform ist es auch, die fir ihr Angebot
die Raume des Klosters im Sinne der Schwestern nutzt und so das Klostergebaude in die un-
mittelbare Zukunft fuhrt. Anima Una betreibt in diesem Gebaude ein geistliches Zentrum flr
vorwiegend junge Menschen und junge Familien, Menschen, die (zum Teil auf Zeit) einer klos-
terdhnlichen Wohngemeinschaft angehéren wollen. Des Weiteren wird unter der Leitung von
Anima Una die Gartenbewirtschaftung und die Klosterwerkstatt weitergefiihrt sowie regelmassig
Gottesdienste fiir die Offentlichkeit angeboten. Mit der Uberlassung des Klostergebéudes an
die Vereinigung Anima Una konnte die iber mehrere Jahrhunderte dauernde Tradition an

3 Es gilt eine maximale Ausnlitzungsziffer von 0.90 (ber die ge-
samte Flache der Bauzone mit speziellen Vorschriften Maria Opfe-
rung ohne Abweichungsmoglichkeiten.

4 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe II.

Der Stadtrat kann das Anliegen nachvollziehen. Der Erhalt der histo-
rischen Klosteranlage in ihrem Charakter und Erscheinungsbild bil-
det ein offentliches Interesse. Der Antrag auf die Zonenplanande-
rung und Einfuhrung einer entsprechenden Bestimmung in der Bau-
ordnung wird berlcksichtigt.
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geistlichem Leben in Zug mit jungen und dynamischen Kraften weitergefihrt und sichergestellt
werden.

Insbesondere entspricht es dem Sinn und Geist der Schwestern, dass die Klosterliegenschaft,
wie seit dem Bau des ersten Konventgebaudes im November 1608, bewohnt wird und auch die
von den Schwestern unterhaltene Gartenbewirtschaftung und die Klosterwerkstatt weitergefiinrt
wird. Somit unterscheidet sich die heutige Nutzung nicht vom zuletzt gelebten Klosterleben der
damaligen Schwestern. Vielmehr gelang es, einen reibungslosen Ubergang herzustellen, so
dass auch seit dem Wegzug der letzten Schwester, sdmtliche Arbeiten — sei es in der Kiiche,
im Garten oder rund um die Liegenschaft — wie gehabt weitergeflihrt werden.

Das Salvatorianerhaus (Assek-Nr. 3577a), das urspringlich als Priesterwohnheim genutzt
wurde, wird zwischenzeitlich als Studentenwohnheim mit 17 Zimmern fir die Padagogische
Hochschule Zug genutzt. Diese NMutzungsanderung wurde mit Schreiben vom 15. Marz 2021
durch das Baudepartement der Stadt Zug im Rahmen eines Bauermittiungsverfahrens geneh-
migt, obwohl die neue Nutzung in der Zweckbestimmung der OelB-Zone St. Michael nicht ex-
plizit vorgesehen ist.

Bereits seit dem Jahr 2000 wird der Klostertrakt stdlich der Klosterkirche an die Zuger Kultur-
stiftung Landis & Gyr vermietet. Dieser wird seither fiir Wohnateliers und Ateliers fiir Kunst-
schaffende und Wissenschaftler genutzt. Seit 2008 wird sodann das sog. «Dorrhusli» (Assek.-
Nr. 391b) zur Wohnnutzung vermietet.

Die Klosteranlage ist eine historisch gewachsene Anlage mit erheblicher ideeller, kultureller und
stadtebaulicher Bedeutung. Ihr Erhalt — baulich, funktional und in ihrem Charakter — liegt offen-
sichtlich im éffentlichen Interesse. Es muss geradezu als Gliicksfall fiir die Stadt Zug bezeich-
nete werden, dass diese historischen Bauten nicht — wie anderenorts — verfallen, sondern vom
Verein unterhalten werden und die anfallenden Unterhaltskosten noch nicht einmal die Staats-
kassen belasten.

Damit dies nicht nur kurzfristig, sondemn auch langfristig moglich ist, ist der Verein auf gewisse
Rahmenbedingungen bzw. flexible Nutzungsméglichkeiten auf dem Klosterareal angewiesen.
So missen — wie bereits Jahrhunderte lang unter der Leitung der Schwestern — gewisse Wohn-
und Gewerbenutzungen, welche es moglich machen, die bestehenden Bauten und Anlagen
nicht zuletzt durch deren angemessenen Gebrauch zu erhalten, zuldssig bleiben. Gleichzeitig
konnen durch gewisse Vermietungen fiir die Wohn- und Gewerbenutzung die finanziellen Mittel
aufgebracht werden, um den notwendigen und teuren Unterhalt der historischen Klosteranlage
sicherzustellen.

Die im Anhang 4 der aktuellen Bauordnung enthaltene Zweckbestimmung der OelB «St. Mi-
chael» entspricht nicht der tatsachlichen Nutzung des Klosters. Die seit Jahrhunderten im Rah-
men des franziskanischen Klosterlebens gelibte Nutzung, die allerdings dem Wandel der Zeit
entspricht, soll entsprechend in der Bauordnung festgelegt werden:

Erstens sollen die vom Baudepartement genehmigte Nutzung des Salvatorianerhauses (Assek-
Nr. 3577a) als Studentenwohnheim, die seit Jahrzehnten bestehende Wohn- sowie Ateliernut-
zung der Zuger Kulturstiftung Landis & Gyr und die ebenso lange bestehende Wohnnutzung in
der Nutzungsplanung abgebildet werden.

Anderung Zonenplan:

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird berucksichtigt.

Grundstiick Zone Flache Zone neu Flache
ZP 2009 bisher 1. off.
Auflage
1707 Landwirtschaft 634 m? OelB 15'371 m2
QelB 14'726 m?
Wald 11 m?
Grundstiick Zone neu Flache neu
zH.2. L.
GGR
1707 BsV MO 15'371 m?
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4.1

24
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Zweitens soll die Zweckumschreibung dem Verein die Flexibilitat und die Mdglichkeit geben,
das Klostergebdude auf Dauer im Sinne der Schwestern und mit dem Ziel dessen Erhalts zu
nutzen.

Drittens soll durch die Offnung des Nutzungszwecks ermaglicht werden, mittels Vermietung der
nicht kldstedich genutzten Raumlichkeiten die zumn langfristigen Unterhalt erforderlichen Mittel
zu generieren.

Geplante Anderungen

Gemiss dem aktuellen Stand der Revision der Bauordnung (1. Offentliche Auflage; nachfol-
gend «Entwurf-Bauordnung») sind folgende Anderungen an der Zone fiir Bauten und Anlagen
im &ffentlichen Interesse geplant, welche den Verein besonders betreffen:

Geméss § 5 Abs. 2 Entwurf-Bauordnung soll der Bau von preisgiinstigen Wohnungen geméss
§ 30 Abs. 3 BO zuldssig, jedoch auf maximal 30 % der insgesamt erstellten Geschossflache
beschrankt sein, sofern dies mit der Erflillung der Zweckbestimmung vertraglich ist.

Gemdss § 30 Abs. 3 gelten als preisglinstig im Sinne dieser Bestimmungen Mietwohnungen,
welche (i) den Anforderungen des kantonalen Wohnraumférderungsgesetzes entsprechen, (i)
hinsichtlich des Mietzinses der Erstvermietung den durch den Stadtrat festgelegten Anfangs-
mietzinsen entsprechen, (jii) als innovative Wohnform erstellt und genutzt werden sowie dauer-
haft dem Prinzip der Kostenmiete unteriegen und (iv) sich im Eigentum von gemeinnitzigen
Wohnbautragern, welche im Prinzip der Kostenmiete verpflichtet sind.

Sodann soll die Zonenbeschreibung der OelB St. Michael wie folgt lauten:

Die Zone ist fiir Betreuung, Schul- und Sportanlagen, kirchliche Bauten und Kulturstétten, den
Friedhof, Alterswohnungen, Alters- und Pflegeheime, Quartiernutzungen und als Naherholungs-
raum bestimmt.

Stellungnahme zur geplanten Anderung

Der Verein ist aus folgenden Griinden nicht mit der Nutzungsordnung einverstanden, wie sie filr
die Klosterliegenschaft geméss dem Entwurf-Bauordnung gelten soll:

Bestehende Atelier- und Wohnnutzung auf der Klosterliegenschaft wird nicht legalisiert

Auch wenn in der OelB zukiinftig in einem bestimmten Umfang und unter bestimmten Voraus-
setzungen eine Wohnnutzung zulassig sein soll, sind diese Anderungen hinsichtlich der Klos-
terliegenschaft nicht zielfiihrend. Sie taugen nicht nur nicht dazu, die verschiedenen derzeit auf
demn Klostergeldnde vorhandenen Wohnnutzungen zu legalisieren, sondern verunmaglichen
sogar inskiinftig eine Erweiterung derselben, wie sie unter der aktuellen Bauordnung noch mog-
lich waren.

Denn: Die Anforderungen in § 30 Abs. 3 Entwurf-Bauordnung sind hinsichtlich der Wohnnutzung
auf der Klosterliegenschaft (hochstens) teilweise erfiillt. Zumindest das letzte Kriterium — Eigen-
timer ist ein gemeinnitziger Wohnbautrager, welcher im Prinzip der Kostenmieter verpflichtet
ist — ist klar nicht erfilllt. Dies hat fiir den Verein folgende negative Folge: Stellt die Bauordnung
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26

4.2

27

28

4.3

29

inskiinfig klare Regelungen fir die Zuldssigkeit einer Wohnnutzung in der OelB auf, wird es
kinftig kaum mehr mdglich sein, Umnutzungen, wie diese 2021 fir das Studentenheim der PH
Zug bewilligt wurden, zu bewilligen. Folglich werden die Maglichkeiten des Vereins Kloster Ma-
ria Opferung zur Schaffung von neuem Wohnraum auf der Klosterliegenschaft mit der derzeit
angedachten Regelung in der neuen Bauordnung nicht verbessern, sondern vielmehr ver-
schlechtern.

Die Wohn- und Ateliernutzung der Zuger Kulturnutzung Landis & Gyr, welche seit Jahrzehnten
auf der Klosterliegenschaft betrieben wird, wird im Zonenbeschrieb nicht angesprochen und
folglich auch nicht explizit legalisiert.

Mietzinsbeschrdnkung - kontrolle fiir Wohnraum verhindert Quersubventionierung der Kloster-
anlage

Die Beschrankung des zuldssigen Mietzinses bzw. die Mietzinskontrolle fur die Wohnnutzung
steht in einem diametralen Widerspruch dazu, dass die Vermietung von nicht kidsterlich genutz-
ten Teilen der Klosterliegenschaft einen Beitrag zur Erhaltung der denkmalgeschiitzten Kloster-
anlage leisten sollen. Denn: Wenn der Mietzins maximal die Kosten decken darf, kdnnen damit
keine Unterhalts- und Emeuerungsarbeiten, beispielsweise an der Klosterkirche, finanziert wer-
den.

Die bestehenden Mietverhaltnisse wurden sodann nicht auf Basis einer Kosternmiete abge-
schlossen. Sie stiinden inskiinftig im Widerspruch zur Bauordnung.

Ungleichbehandiung mit dem «Zurlaubenhof» nicht nachvollziehbar

Der Zurdaubenhof (vgl. § 13 Entwurf-Bauordnung) weist — dhrlich wie die Klosteranlage — auf
engem Raum historische Bausubstanz, eine immer schon vorhandene und weiter gewachsene
MNutzungsmischung (Wohnen, Kultur, Dienstleistungen, teilweise offentliche Nutzungen) und
eine stadtebaulich sensible Einbettung auf. Dies wurde von der Stadt anerkannt, indem dort
bereits bei der letzten Ortsplanungsrevision eine BsV ausgeschieden wurde, welche gemischte
Nutzungen, einschliesslich der Wohnnutzung, explizit zuldsst und den Schutz des Orts- und
Landschaftsbildes lber Gestaltungsvorschriften und Bebauungsplanpflicht sicherstellt.

Es dréngt sich auf, das Klosterareal, soweit es sich in einer Bauzone befindet, planungsrechtlich
grundsatzlich gleich zu behandeln. Denn:

a) Auch hier besteht eine historisch gewachsene Anlage von hoher offentlicher Bedeutung,

b) auch hier ist eine durchmischte Mutzung seit Jahrhunderten faktisch Realitat (Kloster,
Schulen, Ateliers, Wohnungen),

c) auch hier ist die baurechtlich eingezonte Flache bereits stark (berbaut und geht es um
Erhalt sowie qualifizierte Weiterentwicklung und nicht um einzuzonendes Land,

d) die beiden Planungsperimeter liegen sehr nahe beieinander.
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31 Eine Bauzone mit speziellen Vorschriften nach dem Muster Zudaubenhof bietet damit das ge-
eignete, mildere und rechtsgleiche Instrument. Es sind keine Grinde ersichtlich, welche eine
andere Behandlung rechtfertigen wiirden.

32 Ein Festhalten an einer reinen OelB-Zone fiir das Klosterareal, wihrend fiir den Zurlaubenhof
eine BsV besteht und beibehalten wird, ist sachlich nicht begrindbar und verletzt die Rechts-
gleichheit und das Willkiirverbot.

172396

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

1. Das Grundstiick Nr. 3753, Grundbuch Zug, sei der Zone
des offentlichen Interesses fiir Freihaltung (nOelF) zuzu-
weisen.

2. Der anlasslich der Ortsplanungsrevision der Zone des 6f-
fentlichen Interesses fiir Erholung (nOelE) zugeteilte Teil
von Grundstlick Nr. 768, Grundbuch Zug, sei der Zone des
offentlichen Interesses fir Freihaltung (nOelF) zuzuweisen.

3. Kosten- und Entschadigungsfolgen (inkl. MWST) fir den
weiteren Verfahrensgang vorbehalten.

Begriindung

Il MATERIELLES UND RECHTLICHES

4) Das Grundstick Nr. 3753 sowie der westliche Teil von Grund-
stlick Nr. 768 liegen gemass heutiger Zonierung in der Zone 6ffent-
liches Interesse Erholung und Freihaltung (aOelF). Im Rahmen der
Ortsplanungsrevision wird die Nichtbauzone aOelF in je eine Zone
fur Erholung (nOelE) und fir Freihaltung (nOelF) aufgeteilt (Pla-
nungsbericht, S. 77, 81 und 149).

5) Gemass den Auflagedokumenten plant die Stadt Zug die Grund-
stlcke bzw. Grundstucksteile neu der Zone des 6ffentlichen Inte-
resses fur Erholung (nOelE) zuzuweisen. Weshalb diese Zuwei-
sung unpassend ist, wird nachfolgend dargestellit:

Erwagungen Stadtrat

Mit der Zuteilung zur Zone des 6ffentlichen Interesses fiir Erholung
(nOelE) ist im Gegensatz zu den friheren Bau- und Zonenordnun-
gen (1981-heute) keine erweiterte Nutzung mdglich. Das Land liegt
nach wie vor in der Nichtbauzone und es sind weiterhin nur sehr ein-
geschrankt kleinere Bauten und Anlagen zuldssig, die der Erho-
lungsnutzung dienen und sich dem Ort sowie dieser Nutzung anpas-
sen. Es steht — wie mit der Initiative beabsichtigt und auch in der
GGR-Vorlage betreffend Heimschlagsvertrag von 1984 ausdrticklich
genannt — der Erholungszweck im Vordergrund. Die Guggiwiese
zeichnet sich als Aussichtspunkt und Naherholungsraum besonders
aus. Auch mit der Zuteilung der Guggiwiese zur nOelE steht dieser
Zweck im Vordergrund, heisst es doch in § 35 Abs. 1 nBO, dass
diese Zone Grin- und Erholungsflachen fiir die Bevolkerung um-
fasst. Die Wichtigkeit der Griinflache fir diesen Ort ist nach wie vor
gewahrt und bei der allfalligen Erstellung von kleineren Bauten und
Anlagen stets in die Interessensabwagung einzubeziehen. Das pri-
mare Anliegen der Initianten, die Guggiwiese von einer (Wohn-)Be-
bauung freizuhalten, ist nach wie vor gegeben.

Zusammen mit dem Gebiet bis zur Stadtmauer inkl. Minigolfanlage
wird eine einheitliche Zonierung des stadtebauhistorisch bedeuten-
den Freiraums sichergestellt.
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1. Historischer Kontext Antrag Stadtrat
6) Die von der Ortsplanungsrevision betroffenen Grundsticks(tei- Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
len) wurden mit dem regierungsratlichen Ersatzzonenplan vom 24.

Juni 1975 (nachfolgend «Ersatzzonenplan») bzw. mit Annahme der

Volksinitiative «fiir die Erhaltung der Guggiwiese» an der Urnenab-

stimmung vom 28. September 1980 (nachfolgend «Guggi-Initia-

tive») der Zone des offentlichen Interesses (aOel) zugeteilt. Ziel der

Guggi-Initiative war es, die Guggiwiese in ihrem damaligen Umfang

freizuhalten und die auf einem Teil der betroffenen Grundstlicke

vorgesehenen Wohnbebauung zu verhindern (vgl. Bericht des

Stadtrates zur Urnenabstimmung vom 28. September 1980 betref-

fend 1. Initiative fUr die Erhaltung der Guggiwiese und Gegenvor-

schlag des Grossen Gemeinderates2.[...]).

7) Im Kreditbegehren zum Heimschlagsvertrag vom 5. Juni 1984

wurde vom Stadtrat hervorgehoben, dass es sich bei der Guggi-

wiese um eine der letzten grosseren Griinflachen inmitten der Stadt

handle. Der Guggihlgel biete sodann eine einzigartige Aussicht

Uber die Stadt, den See und die Berge.

8) Das primare Ziel der Freihaltung ist auch anlasslich der aktuellen
Ortsplanungsrevision zu beachten.

2. Neue Zonierung

9) Wie eingangs erwahnt, wird die Nichtbauzone des 6&ffentlichen
Interesses fir Erholung und Freihaltung (aOelF) im Rahmen der
Ortsplanungsrevision in je eine Zone fiir Erholung (nOelE) und fiir
Freihaltung (nOelF) aufgeteilt (Planungsbericht, S. 77, 81 und
149).

10) Die fur Naherholung und Griinanlagen bestimmte Zone des 6f-
fentlichen Interesses fir Erholung (nOelE) soll Griin- und




309/359

Erholungsflachen fiir die Bevolkerung umfassen. Darauf dirfen nur
kleinere Bauten und Anlagen erstellt werden, welche der Erho-
lungsnutzung dienen. Neue Bauten und Anlagen nehmen Riicksicht
auf die Besonderheiten des Orts und die gewachsene Nutzung (§
35 nBO).

11) Die neue Zone des offentlichen Interesses fir Freihaltung
(nOelF) umfasst hingegen Freiflachen, die in ihrem naturnahen
Charakter zu erhalten und von Bauten freizuhalten sind. Darauf
durfen nur Ausstattungen wie Wege, Girillplatze, Sitzbanke und der-
gleichen erstellt werden, welche mit dem Charakter der Zone ver-
einbar sind (§ 34 nOelF).

12) Die betroffenen Grundstiicke bzw. betroffenen Grundstiicksteile
werden neu der Zone des 6ffentlichen Interesses fir Erholung (nO-
elE) zugewiesen. Gestutzt auf die vorstehenden Ausfihrungen er-
achten die Einwender diese Zuteilung als unpassend.

13) Die Guggiwiese ist — wie bereits ausgefiihrt — die letzte gros-
sere Grinflache inmitten der Stadt (vgl. Bericht und Antrag des
Stadtrates vom 5. Juni 1984 zum Heimschlagsvertrag). Die beste-
hende Freiflache, welche Wiesen, Obstbaume, einen Rosengarten
sowie Spazierwege und Sitzgelegenheiten umfasst, ist grosstenteils
von der Wohn- und Kernzone umgeben.

14) Aufgrund der naturnahen Gestaltung eignet sich die Guggi-
wiese jedoch nicht fir die Freizeitnutzung. Die Guggi-Initiative
wollte sodann sicherstellen, dass die Stadt Zug auch in Zukunft
Uber freie, griine und gemeinschaftlich nutzbare Raume verfigt
(vgl. Bericht des Stadtrates zur Urnenabstimmung vom 28. Septem-
ber 1980 betreffend 1. Initiative fur die Erhaltung der Guggiwiese
und Gegenvorschlag des Grossen Gemeinderates?2. [...]).
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15) Durch die naturnahe Gestaltung fordert die Guggiwiese die Bio-
diversitat und leistet einen Beitrag zum Stadtklima. Sie dient heute
als Ort fir Begegnung und Erholung ohne Konsumzwang. Als offe-
ner, flexibler Raum, der nicht zwingend der Freizeitnutzung unter-
liegt, erfullt sie 6kologische und stédtebauliche Funktionen. Damit
ist die Guggiwiese ein strategisches Instrument, um langfristig Le-
bensqualitat in der Stadt Zug zu sichern.

16) Zur Sicherstellung dieser Ziele, welche vom Zuger-Stimmvolk
durch Annahme der Guggi-Initiative beschlossen wurden und auch
Basis des Heimschlagsvertrags zwischen den Erben Fridlin und der
Stadt Zug bildeten, sollen die betroffenen Grundstiicke bzw. Grund-
stlicksteile der hierfiir besser geeigneten Zone des 6ffentlichen In-
teresses fiir Freihaltung (nOelF) zugewiesen werden.

17) Es ist namlich zu befirchten, dass bei einer Zuweisung der
Grundstucks(teile) in die Zone des 6ffentlichen Interesses fiir Erho-
lung (nOelE) die Stadt Zug langfristig bzw. schleichend immer mehr
Freizeitaktivitaten (z.B. Aufstellen eines Foodtruck oder Kiosk, Aus-
weitung der im nordwestlichen Teil des Grundstiick Nr. 3753 bereits
bestehende Minigolfanlage o0.A.) auf der Guggiwiese zuldsst und
damit das Ziel der Guggi-Initiative bzw. der Grund fir die 1975 bzw.
1980 vorgenommene Auszonung der Grundstiicks(teile) langsam
untergrabt. Eine solche «Uberzonierung» kann auch nicht im Inte-
resse der Stadt Zug sein. Vielmehr setzt sie sich unnétig dem
Druck zu erweiterten Nutzungen zu, wenn die Zonierung in die
Zone des offentlichen Interesses fiir Erholung (nOelE) erfolgen
sollte.

18) Indem die Stadt Zug die Guggiwiese im Rahmen der Ortspla-
nungsrevision der Zone des 6ffentlichen Interesses flr Freihaltung
(nOelF) zuteilt, kann ein klares Signal gesendet werden, dass diese
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Freiflache auch langfristig entsprechend dem Ziel der Guggi-Initia-
tive genutzt und dem Priméarziel der Freihaltung unterstellt wird.

3. Aufwertung Guggiwiese durch die Stadt Zug

19) Das von der Stadt Zug geplante Projekt zur Aufwertung der
Guggiwiese lasst sich schliesslich auch in der Zone des 6ffentlichen
Interesses fir Freihaltung (nOelF) realisieren. Der Bau der geplan-
ten neuen Kieswege und das Anbringen neuer Sitzbanke sind ge-
mass Wortlaut der neuen Bauordnung in der Zone des 6ffentlichen
Interesses fur Freihaltung (nOelF) explizit erlaubt.

20) Nach Ansicht der Einwender sind auch die geplanten Pflan-
zungsvorhaben zonenkonform. Schliesslich soll die Zone des 6f-
fentlichen Interesses fiir Freihaltung (nOelF) Freiflachen mit natur-
nahem Charakter erhalten. Der Pflanzung neuer Hochstamm- und
Nussbaume und artenreiche Niederhecken sowie die Schaffung ei-
ner Rebflache und eines neuen Bliihstreifens sind mit der Nutzung
der Zone des offentlichen Interesses fur Freihaltung (nOelF) verein-
bar. Die Aussicht auf Stadt und See wird durch die Pflanzungsvor-
haben ebenfalls nicht beeintrachtigt, da diese auf den 6stlichen Be-
reich des Grundstlicks beschrankt sind.

4. Fazit

21) Im historischen Kontext schitzt die neue Zone des 6ffentlichen
Interesses fir Freihaltung (nOelF) die Interessen der Guggi-Initia-
tive und auch das zeitgeméasse Priméarziel der Freihaltung besser
als die neue Zone des o6ffentlichen Interesses fir Erholung (nOelE).
Aufgrund der zentralen Lage und ihrer Beschaffenheit nimmt die
Guggiwiese eher eine 6kologische und stadtebauliche (Freihalte-)
Funktion wahr und ist weniger fir Freizeitaktivitdten geeignet - was
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es zu erhalten gilt. Die von der Stadt Zug geplante Aufwertung der
Guggiwiese schitzt schliesslich auch den naturnahen Charakter
dieser Freiflache, wodurch auch dieses Aufwertungsprojekt eher fiir
eine Zuweisung zur Zone des 6ffentlichen Interesses fir Freihal-
tung (nOelF) spricht.

Aus diesen Griinden ersuchen wir Sie hoéflich, sehr geehrter Herr
Stadtprasident, sehr geehrte Damen und Herren Stadtrate, sehr ge-
ehrte Mitglieder des Grossen Gemeinderats, die gestellten Antrage
bei der Bereinigung der Ortsplanung zu berticksichtigen.

169836  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat
Grundstiick 100: Das nordliche Seeufer zeichnet sich durch den naturnahen Charak-
Aufhebung des Schiessplatzes, Einfiihrung einer Sonderzone fiir ter aus und liegt im kantonalen Naturschutzgebiet Choller. Eine An-
Camping. derung des naturnahen Charakters dieses Gebiets ist nicht ge-

wunscht. Ein Campingplatz im Bereich der Schiessanlage im Choller

Begriindung wirde die Nutzung des noérdlichen Seeufers intensivieren, was nicht
Die Uberbauung der dusseren Lorzenallmend bedingt auch eine mit der Naturschutzzone vereinbar ist.
Aufwertung der Aufenthaltsqualitat und Freizeitmdglichkeiten am
nordlichen Seeufer. Dieses ist weitgehend aus dem Naturschutz zu ~ Antrag Stadtrat
entlassen, der Schiessstand im Choller ist aufzuheben, fir einen Der Antrag wird nicht bertcksichtigt..
Ersatzstandort ist die Zusammenarbeit mit den Nachbargemeinden
anzustreben. Der Standort ist ideal geeignet flr einen Ersatz des
beim Briiggli verlorengegangenen Campings. Dieser erweitert das
Tourismus-Spektrum fiir die ganze Region und bietet auch Einhei-
mischen gunstige, naturnahe Ferienmdglichkeiten.

169843  «Privatpersonen» Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat

Schaffung von Zone fir gemischtes Alterswohnen Briggli Nord
(Parzelle 137)

Das genannte Grundstuck liegt in der Landwirtschaftszone und ist
im Besitz der Korporation Zug. Die Korporation verfligt tiber bereits




313/359

Begriindung

Hier kdnnten Wohnungen geschaffen werden, die vorrangig an Per-
sonen vermietet werden, die dafiir gréssere Miet- oder Eigentums-
wohnungen auf Stadtgebiet freigeben (im Sinne der Motion «Alters-
residenzy).

eingezontes Bauland, das noch nicht Gberbaut ist. Bevor weiteres
Land der Korporation eingezont wiirde, sind die unbebauten Bauzo-
nen zu Uberbauen.

Antrag Stadtrat

Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

169844

169845

«Privatpersonen»

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
Umzonung Chamerstrasse 3 (Grundstiick 253) in OelB.

Begriindung

Damit kann die publikumsattraktive Aufwertung des ndrdlichen See-
ufers sichergestellt werden, mit einer Erschliessungsachse fiir
Fuss- und Veloverkehr iber die Chamerstrasse ins Neustadtquar-
tier (Musikschule/Alterszentrum), vergleiche auch die entspre-
chende Motion nordliches Seeufer.

Mit einer 6ffentlichen Nutzung kénnen Nutzungskonflikte deutlich
reduziert werden.

Antrag / Bemerkung
Umzonung Parzelle 252 in OelB

Begriindung

Damit kann die publikumsattraktive Aufwertung des nérdlichen See-
ufers sichergestellt werden, vergleiche auch die entsprechende Mo-
tion nordliches Seeufer. Mogliche Nutzungskonflikte werden redu-
ziert.

Erwagungen Stadtrat

Das Grundstuick ist in privatem Besitz. Es besteht weiterhin die Ab-
sicht, das Grundstick privat zu nutzen. Die Sicherstellung einer pub-
likumsattraktiven Aufwertung des Seeufers sowie die Schaffung ei-
ner Fuss- und Veloverbindung stellen zwar anerkannte 6ffentliche
Interessen dar, sie begriinden fiir sich allein jedoch keinen hinrei-
chenden Bedarf fir eine Umzonung in OelB im Rahmen der vorlie-
genden Ortsplanungsrevision. Eine solche Umzonung muss mit dem
Grundsatz der Verhaltnismassigkeit und der Eigentumsgarantie ver-
einbar sein.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

Erwagungen Stadtrat

Der Stadtrat hat keine Kaufabsichten fiir das genannte Grundsttick,
auf dem ein denkmalgeschiitztes Wohnhaus steht. Daher ist eine
Umzonung in die Zone OelB nicht gerechtfertigt.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht beriicksichtigt.
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169855

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

Einbezug Aussere Lorzenallmend in die Ortsplanungsrevision,
Grundsatzentscheid «Stadtzentrum Lorzenstadt» versus «Aussen-
quartier mit hohem Wohnanteil»

Begriindung

Die Aussere Lorzenallmend ist das grésste Neubauquartier der
Stadt und des ganzen Kantons, an absolut zentraler Lage. Mit der
Uberbauung vergibt der Kanton die letzte Gelegenheit fir eine ge-
ordnete Entwicklung der Siedlungen in der Lorzenebene hin zu ei-
ner neuen Stadt. Die dussere Lorzenallmend kénnte das Stadtzent-
rum der Lorzenstadt sein, was etwa auch einen Zentralbahnhof fiir
den Kanton im Bereich Chollermili bedingen wiirde (neue Fihrung
der Gotthardlinie Uber den Ennetsee).

Doch auch falls diese Option verworfen wird und die aussere
Lorzenallmend «nur» ein stadtisches Aussenquartier wird, ist fur
eine koordinierte Stadtentwicklung der Einbezug in die OPR uner-
I&sslich.

Hier bietet sich die Mdglichkeit, das Verhaltnis von Wohnen zu Ar-
beitsplatzen massgeblich zu verbessern. An dieser fiir den Kanton
zentralen Lage konnte ein gemischtes Quartier mit sehr hohem
Wohnanteil entstehen, mit den dringend bendtigten ginstigen Woh-
nungen fur die ganze Region. Dank hervorragender Veloverbindun-
gen ins Stadtzentrum von Zug und in die Nachbargemeinden
konnte ein Grossteil des damit verbundenen Verkehrs umwelt- und
stadtvertraglich abgewickelt werden.

Allerdings ist die Erreichbarkeit mit OV fiir ein solches Quartier vol-
lig ungeniigend. Es braucht fir beide Szenarien (neues

Erwdagungen Stadtrat
Die Gebietsentwicklung «Aussere Lorzenallmend» erfolgt in einem
von der Ortsplanungsrevision losgeldsten Rechtsetzungsprozess.

Die Gebietsplanung «Aussere Lorzenallmend» mit UVB wurde
durch die Baudirektion Ende 2024 bereits vorgeprift. Im Rahmen
dieser Vorprifung wurde verlangt, dass im Planungsbericht explizit
auf die Abstimmung zwischen der Gebietsplanung «Aussere
Lorzenallmend» und dem parallellaufenden Ortsplanungsverfahren
einzugehen ist. Eine Zusammenfihrung der beiden Planungen
wurde von Seite Baudirektion hingegen nicht verlangt.

Gegen die Teilzonenplananderung und die fiinf Bebauungsplane der
Ausseren Lorzenallmend werden dementsprechend in einem sepa-
raten Verfahren allféllige Einwendungen eingereicht werden kénnen.

In diesem Verfahren kdnnen die gestellten Antrage aus den genann-
ten Griinden nicht berlcksichtigt werden.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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170627

Zugerland Ver-
kehrsbetriebe AG
Angebotsplanung
6300 Zug

Stadtzentrum Lorzenstadt / neues Aussenquartier der Stadt Zug)
eine schienengebundene OV-Erschliessung im Zentrum des neuen
Quartiers mit direkter Anbindung an den Bahnhof Zug, nicht nur
Stadtbahnhaltestellen am Rand. Wenn die derzeitige, miV-lastige
Planung umgesetzt wird, ist das Kollabieren der Autobahnan-
schliisse Alpenblick und Zug Nord sowie die Uberlastung der
Schochenmihlestrasse vorprogrammiert. Die Stadt Zug soll nicht
den Fehler von Cham wiederholen, wo die Papieri als grosstes
Neubauquartier lediglich Gber einen Ortsbus erschlossen ist, der zu
einem Provinzbahnhof fahrt. Unter diesen Voraussetzungen hat der
OV keine Chance gegen den miV mit direktem Autobahnanschluss.

Antrag / Bemerkung
Die Zonierung ist entsprechend anzupassen, so dass auf der West-
seite des Bahnhofs Zug Platz fir ein Mobilitatshub entstehen kann.

Begriindung

In der Bauordnung ist festgehalten, dass in der Kernzone C (Bahn-
hof Zug) im Erdgeschoss publikumsorientierte Nutzungen wie La-
den, Restaurants, etc. vorzusehen sind. Dies widerspricht dem Be-
durfnis auf dem Gebiet Bahnhof West, wo es bereits Testplanungen
gegeben hat, ein Mobilitdtshub zu erstellen. Im Planungsbericht
steht auf Seite 24: «Es sind keine Auf- und Umzonungen notwen-
dig. Neben der stadtebaulichen Verdichtung ist das Augenmerk auf
die Zurverfugungstellung von geniigend Raum fir den Mobilitats-
hub zu richten (Zugénge, Umsteigemdglichkeiten, Busangebot, Ve-
loabstellplatze etc.). Insbesondere das Areal Bahnhof West soll in
den nachsten 10-15 Jahren untersucht und beplant werden.»

Erwagungen Stadtrat

Die Westseite des Bahnhofs Zug ist der Kernzone C zugeordnet,
liegt zudem im Verdichtungsgebiet Il und wird mit der Hochhaus-
zone Uberlagert. Die Kernzone C dient im Grundsatz Dienstleis-
tungs- und Gewerbebetriebe und dem Wohnen. Der Perimeter bein-
haltet auch mehrere Privatgrundstticke. Die Zonierung kann viele
verschiedene Anliegen aufnehmen, weshalb eine Umzonung nicht
notwendig ist.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Auf der Seite Baarerstrasse hat man mit dem Bebauungsplan Me-
talli verpasst, dort einen Mobilitatshub zu erstellen. Auf dem Bahn-
hofplatz ist nicht geniigend Platz vorhanden. Somit kommt nur noch
der Bahnhof West in Frage.

170638

Zugerland Ver-
kehrsbetriebe AG
Angebotsplanung
6300 Zug

Antrag / Bemerkung

Grundstiick-Nummer 4970

Bereich Haltestelle Zug, Freudenberg nicht der Wohnzone zuwei-
sen.

Begriindung

Bei einem BehiG konformen Ausbau der Haltestelle Zug, Freuden-
berg besteht ein Bedarf an zusatzlichem Strassenraum in der
Breite. Die Zonenplananderung an der Meisenbergstrasse soll bis
zum Zeitpunkt eines allfalligen Ausbaus der Haltestelle nicht vollzo-
gen werden.

Das GS 4970 ist in privatem Besitz und im Zonenplan 2009 der
Wohnzone W2A zugewiesen. Da mit der Ortsplanungsrevision die
angrenzende Strassenparzelle Meisenbergstrasse der Verkehrsfla-
che zugewiesen wird, wird GS 4970 mit der Ortsplanungsrevision
der Wohnzone W4 zugewiesen, entsprechend der Zonierung der
angrenzenden Uberbauung auf GS 1658.

Damit ein Grundstiick im Rahmen der Ortsplanungsrevision als Ver-
kehrsflache ausgeschieden wird, muss dieses entweder im stadti-
schen, kantonalen oder im Eigentum der Korporation sein oder bei
privaten Strassenparzellen ein 6ffentliches Fuss- und Fahrwegrecht
aufweisen. Beim genannten Grundstiick 4970 sind die Vorausset-
zungen fur eine Verkehrsflache nicht gegeben.

Ein kunftiger Ausbau der Haltestelle bedingt einen Landerwerb oder
die Aushandlung eines Baurechts und ist unabhangig von der Zonie-
rung moglich.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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172939

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
GS 1409, Zug, sei nicht mit der Strukturerhaltungszone zu uberla-
gern.

Begriindung

Strukturerhaltungszone

12) GS 1409 soll von der Strukturerhaltungszone gemass § 42 nBO

Uberlagert werden.

13) Die Strukturerhaltungszone sieht verschiedene Einschrankun-

gen der Bebaubarkeit vor. Uberdies wird im Falle von Neubauten

und flr das Ortsbild massgebende bauliche Veranderungen an

Bauten, Anlagen und Raumen die Stadtbildkommission involviert.

Des Weiteren kann, bei nicht geschitzten und nicht inventarisierten

Bauten, das Amt fir Denkmalpflege und Archaologie konsultiert

werden. Noch weitergehende Einschrankungen gelten bei im Zo-

nenplan bezeichneten historisch wertvollen Gebdudegruppen.

14) GS 1409 ist aus diversen Griinden ohnehin schon stark in sei-

nen Entwicklungsmoglichkeiten eingeschrankt, dies insbesondere,

weil:

e der Gewasserraum des Manibachs (selbst wenn er etwas ver-
kleinert werden sollte) den nérdlichen Teil von GS 1409 unbe-
baubar macht,

e der Gewasserraum des Zugersees (selbst wenn er etwas ver-
kleinert werden sollte) den westlichen Teil von GS 1409 unbe-
baubar macht,

e der Strassenabstand der Artherstrasse den 6stlichen Teil von
GS 1409 unbebaubar macht, und

e die Liegenschaft Artherstrasse 30 zumindest derzeit im Inventar
der schitzenswerten Denkmaler eingetragen ist.

Erwdagungen Stadtrat

Das Grundstlck 1409 liegt gemass ISOS im Ortsbildteil «Villenquar-
tier des 19. Jh. an der Artherstrasse, grossbirgerliche Landhauser
in parkahnlichen Garten» (vlg. Planungsbericht Beilage 3.0 und Un-
tersuchung ISOS- Ortsbilder 2000-2020 (Beilage 3.4b) zur Ortspla-
nungsrevision). Dem Ortsbildteil ist gemass ISOS das hdéchste Er-
haltungsziel A zugewiesen. Die Bedeutung des Villenquartiers fiir
die Siedlungsgeschichte der Stadt Zug sowie die architekturhistori-
schen Qualitaten werden im ISOS als besonders qualifiziert, zudem
werden dem Villenquartier gewisse raumliche Qualitat zugewiesen.
Diese Qualitaten wurden friih erkannt und folgerichtig ist das Grund-
stlick bereits heute mit der rechtskraftigen Ortsbildschutzzone Uber-
lagert.

Im Rahmen der Ortsplanungsrevision hat die Stadt Zug die Aufgabe
das ISOS angemessen zu berlcksichtigen. Dafiir wurde eine um-
fangreiche ortsbauliche Untersuchung vorgenommen (vgl. Beilage
BEI 3.4b Ortsplanungsrevision), die auch eine Interessenabwagung
beinhaltet. Fur das Villenquartier an der Artherstrasse kommen die
Verfasser zum Schluss, dass die ortsbaulichen Qualitaten gréssten-
teils vorhanden sind. Fur den im Bericht bezeichneten Bereich 1, der
das Grundstiick 1409 beinhaltet, sind die Qualitaten und das hohe
Erhaltungsziel vollumféanglich bestatigt worden. Die Uberlagerung
des Grundstlicks 1409, das konstituierender Bestandteil des wert-
vollen Ortsbildteils ist, ist aus fachlicher Sicht angemessen und steht
im oOffentlichen Interesse. Mit den entsprechenden Vorschriften in

§ 42 nBO wird auch mit Blick auf Rechtssicherheit in den spateren
Verfahren unter anderem der bundesgerichtlichen Vorgabe Rech-
nung getragen, wonach das ISOS in der kommunalen



318/359

15) Die Kombination dieser Umstande fihrt dazu, dass eine "Struk-
turveranderung" in dem Sinne, dass die Kérnung des Baubestands
oder die Lage von Hauptbauten wesentlich verandert oder Frei- und
Grinraume in ihrer Lage und/oder Ausdehnung wesentlich veran-
dert werden koénnten, bereits aufgrund der Gewasserraume und
des Strassenabstands nicht méglich sein wird.

16) Ist aber eine Strukturveranderung bereits aus diesen (teilweise
Uberdies bundesrechtlich gesicherten) rechtlichen Umstanden aus-
geschlossen, ist eine zusatzliche Uberlagerung von GS 1409 mit
der kommunalen Strukturerhaltungszone ein unverhaltnismassiger -
da im konkreten Fall nicht einmal erforderlicher - Eingriff in die Ei-
gentumsgarantie. Antrag Nr. 3 ist entsprechend gut zu heissen.

17) Uberdies greift ein - in § 42 nBO zumindest fir gewisse Ge-
baude angelegter - Substanzschutz von Gebauden, welche nicht
auch nach dem kantonalen Gesetz Giber Denkmalpflege, Archaolo-
gie und Kulturgiterschutz (DMSG) geschiitzt sind, in die innerkan-
tonale Kompetenzordnung ein. Das Stimmvolk hat in der letzten
Revision des DMSG sehr hohe Anforderungen an den Schutz von
Gebauden gestellt. Die geltenden Regelungen des DMSG stellen
fr den Substanzschutz von Gebauden eine abschliessende kanto-
nale Regelung dar. Ein darlGiberhinausgehender kommunaler Sub-
stanzschutz verstésst damit gegen Ubergeordnetes kantonales

Recht.

Nutzungsplanung zu bericksichtigen ist. Es wird darauf hingewie-
sen, dass es zwar inhaltliche Schnittstellen zwischen Denkmal-
schutz und Ortsbildschutz gibt, der Ortsbildschutz aber nicht allein
auf den Erhalt von Einzelbauten abzielt. Das ISOS erfasst ganze
Ortsbilder. Es prasentiert eine umfassende Analyse des Baube-
stands und berticksichtigt Strassen, Platze, Garten und andere Frei-
rdaume. Zudem halt es das rdumliche Zusammenspiel der Siedlungs-
elemente fest als auch deren rdumlichen Beziehung zur Umgebung
bzw. Landschaft.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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v Alliemeine Antréie zur Nutzunisilanuni

172591

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung

1. Die Fussnote 2 zu § 25 nBO betreffend die zulassige Hohe von
3.20 m der Vollgeschosse fir die gewerbliche Nutzung im EG in der
W?2A sei zu streichen.

2. Der einwendenden Partei sei eine Begrindung der Ausdehnung
der Strukturerhaltungszone § 42 nBO zuzustellen und einen korri-
gierten Plan, der die Zone fiir «historisch wertvolle Freirdume» im
Gebiet St. Michael aufzeigt, neu aufzulegen und eine angemessene
Frist zur Einwendung gegen die Unterlagen anzusetzen.

3. Eventualiter sei die Grenze der Strukturerhaltungszone § 42 nBO
wie im kommunalen Richtplan vorgesehen, auf der Parzellen Nr.
2737 verlaufen zu lassen, sodass die Parzellen Nrn. 1705 und 1447
nicht in die Strukturerhaltungszone gemass § 42 nBO zu liegen
kommen.

4. Eventualiter sei die Reithalle (Gebaude AssNr. 591b) auf der
Parzelle Nr. 1705 der Stadt Zug aus dem Status schiitzenswert zu
entlassen.

5. Die Parzelle Nr. 2738 sei in die Zone OelB einzuzonen.

6. Die Planungsverfahren der Ortsplanungsrevision der Stadt Zug,
der Ortsplanungsrevision - Gewasserraumfestlegung Teil 1 «Sied-
lungsgebiet» und der Bebauungsplan «aussere Lorzenallmend»
seien zu koordinieren und die harmonisierten Planvorlagen seien
neu aufzulegen.

Erwagungen Stadtrat

Die Einwendung wird unter den allgemeinen Einwendungen beant-
wortet, da es sich um ein anwaltliches Schreiben handelt, das aus
Grtinden der formellen Einheit nicht den einzelne Sachthemen zuge-
teilt wurde.

Antrag 1: Die Einwenderschaft macht eine Verletzung ihres rechtli-
chen Gehors geltend. Hierbei verkennen Sie die Bedeutung des Mit-
wirkungsverfahrens sowie die Abgrenzung zum Rechtsschutz. Die
am Mitwirkungsverfahren Teilnehmenden haben weder ein direktes
Stimmrecht noch einen diesbeziiglichen Rechtsschutz formeller Na-
tur, wie dies etwa beim rechtlichen Gehor der Fall wére. Stattdessen
ist die Mitwirkung mit dem Vernehmlassungsverfahren verwandt.
Beide Verfahren wollen die politische Einflussnahme erméglichen,
um aus der Vielzahl subjektiver Stimmen eine moglichst umfas-
sende Information und ein mdglichst objektiviertes Ergebnis zu er-
halten. Das Mitwirkungsverfahren ist somit nicht streitig, sondern
dient, um die zu berucksichtigenden Interessen zu ermitteln. Zu-
gleich ermdglicht es einen gewissen vorgangigen Gehdrsschutz
durch die Teilnahme am politischen Meinungsbildungsprozess. Die
Bevdlkerung kann also Einwendungen einbringen, welche in der
Folge zur Kenntnis genommen und beantwortet werden (BGE 135 Il
286 Erw. 4).

Wie auf S. 70 des Planungsberichts erlautert wird, hat der Grossen
Gemeinderat in der 1. Lesung diskutiert und entschieden, dass die
Geschosshéhe von 3.20 m dahingehend prazisiert zu prazisieren
werden soll, dass diese Hohe fir alle Vollgeschosse, d.h. auch fir
jene, die gewerblich genutzt werden, gilt.
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7. Die Parzelle Nr. 3745 sei in die Zone W2A mit Uberlagernder
Zone BsV einzuzonen. Die Parzelle Nr. 4348 sei in die Zone OelE
umzuzonen.

8. Eventualiter sei die Parzelle Nr. 3745 in die OelE umzuzonen.

9. Unter Kosten- und Entschadigungsfolgen zzgl. MwSt. zulasten
des Enteigners.

Begriindung

| Waldheimstrasse, Parzellen Nrn. 1705, 1447 und 2411
1.Vollgeschosshohe

7) Gemass Art. 26 BV ist die Eigentumsgarantie gewahrleistet und
Eigentumsbeschrankungen werden voll entschadigt. 8 10 KV dekla-
riert das Eigentum der Privaten als unverletzlich. Auf Bundesebene
wird die Eigentumsgarantie in Art. 5 Abs. 2 RPG festgehalten. Der
Kanton Zug halt in 8 56 PBG fest, dass die materielle Enteignung
nach Massgabe des Bundesrechts eine Entschadigung begriinden
kann.

8) § 33 Abs. 2 lit. a V PBG legt fur nicht gewerblich genutzte Volige-
schosse die H6he von maximal 3.20 m fest. Die geltende Bauord-
nung der Stadt Zug vom 7. April 2009 (nachfolgend: BO) aussert
sich zu der H6he von gewerblich genutzten Vollgeschossen nicht.
Bei nicht gewerblich genutzten Vollgeschossen betragt die Ge-
schosshohe in Wohnzonen 3m (812 BO). Der Entwurf der neuen
Bauordnung der Stadt Zug vom 30. September 2025, Stand: 1. Of-
fentliche Auflage (nachfolgend: nBO) legt in § 25 Fussnote 2 u.a.

Dies deshalb, weil die Hohe der Gebaude uber die Anzahl der Ge-
schosse unter Berlcksichtigung der Geschosshéhen gemass § 33 V
PBG geregelt wird. Unter § 33 Abs. 2 lit. b V PBG ist vorgesehen,
dass fiir gewerblich genutzte Vollgeschosse eine Hohe von 4.5 m
vorgesehen ist. In den Wohnzonen W1, W2A, W2B, W2C, W3 und
W4 ist in § 25 nBO ein Mindestwohnanteil von 80 respektive 90 %
vorgesehen. Mit der Vorgabe, dass alle Geschosse fiir die Berech-
nung der Gebdudehohe lediglich 3.20m aufweisen durfen, soll ver-
hindert werden, dass in der Wohnzone zur Erhéhung der oberen
Geschosse ein vermeintlich gewerblich genutztes Vollgeschoss mit
der Héhe von 4.50m erstellt wird. 4.50m hohe Gewerberdume sind
in den besagten Wohnzonen weder erwiinscht noch sinnvoll und
wirden zu unbefriedigenden Lésungen fiihren.

Antrag 2: Der ISOS-Perimeter des Ortsbildteils Umgebungzone (U-
Zo) lll «Griiner Ring» ist gemass ISOS mit dem héchsten Erhal-
tungsziel a belegt und umfasst auch grésstenteils die Grundstiicke
1705 und 1447 (vgl. Beilage 3.3b Abbildung S. 328). Das Grund-
stlick 2411 ist hingegen nicht im ISOS-Perimeter der U-Zo lll. Die im
ISOS formulierten Qualitaten wurden im Rahmen der Ortsplanungs-
revision bei denjenigen Ortsbildteilen mit Handlungsbedarf vertiefter
untersucht (vgl. Beilagen 3.3a und3.3b). Dies trifft auf die U-Zo Il
zu. Im entsprechenden Bericht zur vertieften Untersuchung ISOS-
Ortsbilder 2000-2020 (Beilage 3.3b), ist die Auseinandersetzung de-
tailliert dokumentiert. Nebst der Aktualisierung des ISOS erfolgte
auch eine Interessenabwagung mit dem Fazit, dass das offentliche
Interesse an der Erhaltung des Ortsbildteils das 6ffentliche Interesse
an der Innenentwicklung zugunsten einer baulichen Verdichtung
tberwiegt. Die Uberfiihrung in die Strukturerhaltungszone
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fest, dass auch bei gewerblich genutzten Vollgeschossen die Ge-
schosshohe lediglich 3.20 m betragen soll.

9) Das rechtliche Gehor ist in Art. 29 Abs. 2 BV geregelt und wird
im Kanton Zug durch § 15 VRG sichergestellt. Es gewahrt u.a. das
Recht auf Begriindung. Im Planungsbericht, Ortsplanungsrevision,
Nutzungsplanung (Bauordnung und Zonenplan) vom 30. Septem-
ber 2025, Stand: 1. Offentliche Auflage, S. 70 (nachfolgend: Pla-
nungsbericht Ortsplanungsrevision) wird nur ausgefiihrt, dass diese
Anderung vorgenommen wird. Dies ist keine Begriindung und es
bleibt fraglich, weshalb die Einschrankung der Vollgeschosshéhe
bei gewerblich genutzten Gebaudeflachen und der Widerspruch zu
§ 33 V PBG Uberhaupt notwendig sein sollte. Damit wird auch das
Recht auf Begriindung gemass Art. 29 Abs. 2 BV der einwenden-
den Partei verletzt, denn wenn sie die Griinde einer Einschrankung
nicht kennt, kann sie diese weder nachvollziehen noch sich damit
auseinandersetzen bzw. eigene Argumente vorbringen.

10) Die OelB, zwischen welchen die Grundstiicke der einwenden-
den Partei gelegen sind, (vgl. Nrn. 28 und 32 auf den nachfolgen-
den Ausschnitten des Anhangs, Zone des 6ffentlichen Interesses
fur Bauten und Anlagen, Mst. 1:10'000, Stand: 30. September
2025) sollen in der Nutzung intensiviert werden. Bei beiden Zonen
sind insbesondere Alterswohnungen vorgesehen.

St. Michael ist aus ortsbaulicher Sicht demnach plausibel, richtig
und zudem notwendig, um auch in nachgelagerten Baubewilligungs-
verfahren eine robuste Rechtssicherheit zu gewahrleisten. Bislang
war dies nicht gegeben, da die beiden Flachen nicht in der aktuell
rechtskraftigen Ortsbildschutzzone liegen und dementsprechend
keine angemessene Umsetzung in der Nutzungsplanung vorliegt.

Die Uberlagernde Zone «historisch wertvolle Freirdume» ist im Zo-
nenplan Stand 1. offentliche Auflage enthalten. Der Perimeter ist de-
ckungsgleich mit demjenigen der Strukturerhaltungszone St. Mi-
chael.

Antrag 3: Der kommunale Richtplan macht keine parzellenscharfen
Festlegungen. Das heisst, die im Richtplan bestimmten Gebiete mit
Strukturerhalt sind nicht parzellenscharf definiert. Erst mit der grund-
eigentimerverbindlichen Umsetzung der Inhalte aus dem kommuna-
len Richtplan in die Nutzungsplanung findet eine parzellenscharfe
Konkretisierung statt. Wie in der Erwagung zum Antrag 2 erlautert,
sind die Flachen der beiden Grundstiicke 1705 und 1447 im ISOS-
Perimeter des bedeutenden Ortsbildteils U-Zo Il «Gruner Ring» ent-
halten. Die hohen Schutzanliegen sind zudem durch die Untersu-
chung ISOS-Ortsbilder 2000-2020 (Beilage 3.3b) bestatigt worden.
Um die definierte Perimeterabgrenzung der Strukturerhaltungszone
St. Michael zusatzlich zu verifizieren, hat die Abteilung Stadtebau
und Planung (iberdies eine raumliche Uberpriifung vor Ort vorge-
nommen Demnach ist der Einbezug der Grundstlicke in die Struk-
turerhaltungszone St. Michael bzw. die Korrektur des ortsbaulichen
Schutzperimeters (rechtskraftige Ortsbildschutzzone angezeigt.
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28 St Michse Die Zone ist fdr Schul-und ‘r ! ; kirchliche Bauten und Kulturstitten, den Fl.i:dhol.
Alter aen, Alters- und PA Quar gen und als N.
29 Rotel Die Zone ist filr (nfrastrukturbauten, Spielplawze und Quartiernutzungen bestimmt.
30 Athene Die Zone ist fiir Betieuung, Schul- und Spottantagen, Kulturstatten und Verwaltungsbaulen bestimmt
3t 2::,"‘:‘;’ Die Zone it fr Schulanlagen sowie
32 Vialdheim Die Zone it fiir Bauten des Gesundheitwwesens, Alterswohnungen sowie Altets- und Pllegeheime bestimmt. -

11) Die einwendende Partei schliesst es nicht aus, ihre Grundsti-
cke zu einem gemeinnutzigen Zweck zu nutzen. Gerade bei Alters-
wohnungen bietet es sich an, die Erdgeschossflachen fir die Nut-
zung durch bestimmte Gewerbe wie Restaurants, Arztpraxen, Coif-
feur oder Bereiche fiur die sportliche Betatigung in einem Swim-
mingpool, Fitnessraum u.d. zur Aktivierung der alteren Personen
auszugestalten. Einrichtungen zur sportlichen Betatigung wirden
im Ubrigen ebenfalls im Einklang mit dem Zweck der danebengele-
genen OelB stehen. Durch die neue Vorschrift, welche die Vollge-
schosshohe fur die gewerbliche Nutzung auf 3.20 m beschrankt,

Antrag 4: Die Entlassung von Objekten aus dem kantonalen Inven-
tar der schitzenswerten Denkmaler erfolgt nicht im Rahmen der
kommunalen Ortsplanungsrevision. Die entsprechenden Verfahren
sind im kantonalen Denkmalschutzgesetz (DMSG, BGS 423.11) ge-
regelt. Zustandig fur Prifung und Entscheid ist ausschliesslich das
Amt fir Denkmalpflege und Archdologie des Kantons Zug. Ein An-
trag kann zwar parallel zur Ortsplanungsrevision gestellt werden,
wird jedoch in einem eigenstandigen kantonalen Verfahren behan-
delt. Antrage zur Schutzentlassung sind an die kantonale Fachstelle
grundsatzlich durch die Eigentimerschaft zu richten.

Antrag 5: Das Grundstlck Nr. 2738 liegt ausserhalb der kantonalen
Siedlungsbegrenzungslinie, weshalb eine Einzonung in die Zone
OelB nicht moglich ist. Des Weiteren liegt das Grundstiick gemass
ISOS in der Umgebungsrichtung (U-Ri) IV «Oberster Hangbereich»
und ist mit dem hdchsten Erhaltungsziel a belegt. Aufgrund dessen
ist es gerechtfertigt, dass das Grundstiick im Rahmen der Ortspla-
nungsrevision mit der Landschaftsschutzzone Uberlagert wird.

Antrag 6: Es scheint ein Missverstandnis vorzuliegen. Samtliche in
der Einwendung genannten Parzellen liegen ausserhalb des Peri-
meters firr die Gebietsplanung «Aussere Lorzenallmend». Die ge-
nannten Einzonungen sowie auch die Festlegung des Gewasser-
raums stehen damit nicht im Zusammenhang mit der Gebietspla-
nung «Aussere Lorzenallmend».

Die Gebietsplanung «Aussere Lorzenallmend» mit Umweltvertrag-
lichkeitsbericht wurde durch die Baudirektion Ende 2024 bereits vor-
gepruft. Im Rahmen dieser Vorprifung wurde verlangt, dass im Pla-
nungsbericht explizit auf die Abstimmung zwischen der
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wird die obgenannte Nutzung im Erdgeschoss verunmaoglicht und
hat deshalb eine Eigentumsbeschrankung (vgl. nachfolgend Rz. 19
ff.) der einwendenden Partei zur Folge. Ferner steht die Einschran-
kung der Vollgeschosshdhe nach § 25 Fussnote 2 nBO im Wider-
spruch zu § 33 Abs. 2 lit. a V PBG, welche die Beschrankung fir
die gewerbliche Nutzung explizit ausnimmt.

2. Strukturerhaltungszone

12) Das ISOS wurde auf der Grundlage von Art. 5 NHG erstellt. Die
Stadt Zug wurde im Jahr 2000 als Objekt Nr. 5216 im Bundesinven-
tar aufgenommen (Anhang 1 VISOS). Dieses Objektblatt erwahnt
den Friedhof und das Gebiet Maria Opferung. Das Gebiet mit den
Grundstucken Parzellen Nrn. 1705, 1447 und 2411 rund um die
Reithalle und die Reithalle selbst (Gebaude AssNr. 591b) auf der
Parzelle Nr. 1705 (nachfolgend: Reithalle) werden im &ffentlich zu-
ganglichen Objektblatt mit keinem Wort erwahnt. Es liegt auch
keine auf diese Grundstlicke bezogene Fotodokumentation vor.

13) Gemass § 20 DMSG sind die bezeichneten Ortsbildschutzzo-
nen zu bewahren. § 32 DMSG sieht schliesslich vor, dass eine Un-
terschutzstellung, die den Eigentimer wie eine Enteignung trifft, voll
zu entschadigen ist.

14) Die aktuell geltende Ortsbildschutzzone verlauft nicht Gber die
hier interessierenden Grundstlicke Nrn. 1705 und 1447 (vgl. der
nachfolgende Ausschnitt der Zugmap, rote Linie).

Gebietsplanung «Aussere Lorzenallmend» und dem parallellaufen-
den Ortsplanungsverfahren einzugehen ist. Eine Zusammenfihrung
der beiden Planungen wurde von Seite Baudirektion des Kantons
Zug hingegen nicht verlangt. Aus diesem Grund missen sie weder
miteinander koordiniert werden noch liegt eine Verletzung des recht-
lichen Gehdrs vor. Die Gewasserraumfestlegung Teil 1 ist Bestand-
teil der Ortsplanungsrevision. Das Koordinationsgebot gemass Art. 2
Abs. 1 RPG ist eingehalten.

Der Grosse Gemeinderat hat in der 1. Lesung beschlossen, die Ge-
wasserraumfestlegung in zwei Teile aufzuteilen, Teil 1 innerhalb des
Siedlungsgebiets und Teil 2 ausserhalb des Siedlungsgebiets. Der
Teil 1 wird gleichzeitig wie die Revision der Nutzungsplanung (Bau-
ordnung und Zonenplan), jedoch als separates Verfahren, in die

1. 6ffentliche Auflage gebracht. Teil 2 folgt in einem separaten,
nachgelagerten Verfahren (analog dem Vorgehen anderer Zugerge-
meinden).

Antrag 7: Der Stadt Zug stehen geméass kantonalen Vorgaben maxi-
mal 3.06ha fur Neueinzonungen zur Verfiigung. Das Kontingent ist
bereits weitgehend ausgeschopft. Eine Neueinzonung ist gemass
dem Grundsatz der Ortsplanungsrevision nur fir preisglinstigen
Wohnungsbau vorgesehen. Die dazu erforderliche Mindestgrdsse
von 5000 m? erfilllt GS 3745 nicht, auch nicht zusammen mit GS
4348.

Massgebend ist vorliegend insbesondere, dass sich die Liegen-
schaft in einem Landschaftsschongebiet gemass kantonalem Richt-
plan befindet. Der kommunale Richtplan der Stadt Zug definiert fir
den gesamten Abschnitt der Alten Lorze einen Stadtpark mit hoher

Aufenthaltsqualitat (L1.15). Eine Umzonung der Liegenschaft GS
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Ausschnitt Zugmap

15) In der Ortsplanungsrevision wird die alte Ortsbildschutzzone (§
61 BO) aufgeteilt in eine neue Ortsbildschutzzone (§ 41 nBO) und
in die Strukturerhaltungszone (§ 42 nBO). Bauten in der Strukturer-
haltungszone haben eine Vielzahl von einschrankenden Kriterien
zu erfillen, wie Massstab, Setzung, Materialisierung, Farbgebung,
USW.

16) Der kommunale Richtplan hat einen Bereich Strukturerhalt fest-
gelegt (vgl. nachfolgenden Ausschnitt des kommunalen Richtplans
S1 Siedlungsentwicklung, braun gepunkteter Bereich). Dieser Be-
reich entspricht der alten Ortsbildschutzzone der Stadt Zug (vgl.
vorne, Rz. 14). Im Rahmen der vorliegenden Ortsplanungsrevision
sollte der Bereich Strukturerhalt aus dem kommunalen Richtplan
mit einer Strukturerhaltungszone umgesetzt werden. Die Grenze (in
orange) der neuen Strukturerhaltungszone verlauft mitten tiber die
Grundstiicke der einwendenden Partei (vgl. nachfolgenden Aus-
schnitt neue Strukturerhaltungszone). Damit wird ca. die Halfte des

4348 in die Zone OelE (vgl. die Ausfiihrungen unter Antrag 8)
kommt ebenfalls nicht in Betracht.

Antrag 8:

Entlang dieses Abschnittes der Alten Lorze (1045) und auch entlang
anderen offenen Fliessgewassern wurde an noch nicht bebauten
Abschnitten bewusst bzw. konzeptionell ein OelF-Saum ausgeschie-
den. Er soll zur bestimmungsgemassen Freihaltung dieser Gewas-
ser beitragen.

Eine Umzonung der Liegenschaft GS 3745 wirde dieses bewusst
gewahlte Konzept durchbrechen, was so nicht gewollt ist. Zudem
befindet sich ein Grossteil dieser Flachen im Gewasserraum, der
ohnehin im Grundsatz nicht bebaut werden kann. Folglich ist die Zo-
nierung OelF richtig.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.
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Gebiets der drei Baugrundstiicke in ihrer Nutzung massiv einge-
schrankt.

Ausschnitt kommunaler Richtplan Ausschnitt neue Strukturerhaltungszone

17) Gemass Kapitel 3.5, S. 41 des Planungsberichts konkretisiert
bzw. setzt die Strukturerhaltungszone lediglich den kommunalen
Richtplan (welcher sich am ISOS orientiert) um. Dies ist bei den
vorliegenden Grundstlicken jedoch eben nicht der Fall, denn mit
der Strukturerhaltungszone erfolgt neu eine Ausweitung des Orts-
bildschutzes auf die Grundstiicke der einwendenden Partei. Die zu-
satzlich Uberlagernde Zone fir «historisch wertvolle Freirdumey,
welche im Planungsbericht, S. 161 f., Anderung Nr. 74 im Zusam-
menhang mit dem Gebiet St. Michael erwahnt wird, ist in der ge-
samten Strukturerhaltungszone St. Michael nicht ersichtlich. Des-
halb ware zu erwarten, dass die Zone fir «historische wertvolle
Freiflachen» auch eingezeichnet wird. Dem Plan Nr. 3 — Uberlage-
rung (orientierend), Mst. 1:10'000, Stand: 1. Offentliche Auflage
(vgl. nachfolgenden Ausschnitt) sowie im Plan Nr. 1 - Zonenplan,
Mst. 1:10'000, Stand: 1. Offentliche Auflage vom
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30. September 2025 (vgl. Rz. 16) kann im Gebiet St. Michael ledig-
lich die Strukturerhaltungszone, die Arch&ologische Fundstatte und
historisch wertvolle Gebaudegruppen entnommen werden. Der ge-
samte Planungsbericht sowie die weiteren Unterlagen zur Ortspla-
nungsrevision aussern sich mit keinem Wort dazu, aus welchem
Grund die Strukturerhaltungszone plétzlich und entgegen dem kom-
munalen Richtplan auf die hier interessierenden Baugrundstiicke
der Wohnzone W2A erweitert werden soll. Es findet sich keine Be-
grindung.

Ausschnitt Plan Nr. 3 - Uberlagerung

18) Fur die einwendende Partei ist es nicht nachvollziehbar, wieso
die Strukturerhaltungszone auf ihre Grundstticke Nr. 1705 und

1447 erweitert werden soll. Des Weiteren kann sie nicht einmal eru-
ieren, ob ihre Grundstiicke auch in die liberlagernde Zone fir «his-
torisch wertvolle Freiraume» fallen kdnnte oder nicht. Damit wird
das Recht auf Begrindung und Mitwirkung und damit das rechtliche
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Gehor der einwenden Partei schwer verletzt. Vor diesem Hinter-
grund wird die Einwendung gegen die Aufnahme in diese Zone fir
«historisch wertvolle Freiraume» ausdrtcklich vorbehalten.

a) Eigentumsgarantie (Art. 26 BV)

19) Die nachfolgenden Ausfiihrungen erfolgen eventualiter und un-
ter dem Vorbehalt, dass die zustandige Behdrde entgegen den
obenstehenden Ausfiihrungen zum Schluss kommt, dass das recht-
liche Gehdr ausreichend gewabhrt sei.

20) Von der Eigentumsgarantie in Art. 26 BV erfasst wird das sa-
chenrechtliche Eigentum an Grundstiicken (BSK BV-Waldmann,
Art. 26 N 18). In erster Linie dient sie als Abwehrrecht des Einzel-
nen gegenlber unrechtméssigen Eingriffen des Staates in konkrete
Eigentumsrechte (BGE 119 la 28 E2; 105 la 330 E.3d; Malinverni et
al., Bd. Il, N 893; Merten/Papier-Biaggini, § 221 N15; Thirer et al.,
Verfassungsrecht-Riva/Muller-Tschumi, § 48 N 11).

21) Wie bereits ausgefiihrt wurde, hat die Ausdehnung der Struk-
turerhaltungszone die Einhaltung von diversen einschrankenden
Kriterien (§ 42 nBO) zur Folge (oben, Rz. 15). Dies reduziert den
Wert dieser Baugrundstiicke und fiihrt zu einer Verletzung der Ei-
gentumsgarantie nach Art. 26 BV, wie nachfolgend aufgezeigt wird.

i) Personlicher und sachlicher Schutzbereich

22) Die einwendende Partei ist, wie man aus den Grundbuchauszi-
gen (KB 6 - 11) entnehmen kann, Eigentimerin der Grundstlcke.
Aufgrund der Eigentimerstellung im sachenrechtlichen Sinne nach
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Art. 655 ff. ZGB der einwendenden Partei ist der persdnliche und
sachliche Schutzbereich erdéffnet.

ii) Geschiitzte Anspriiche

23) Die Eigentumsgarantie wird gemeinhin in die drei Teilgehalte
«Institutsgarantie», «Bestandesgarantie» und «Wertgarantie» auf-
geteilt (BVGE 2007/23 E. 7.4.1; Belser/Waldmann, Grundrechte I,
Kap. 6 N 9 ff.; Biaggini/Gachter/Kiener-Uhimann, § 37 N10).

24) In ihrer Erscheinungsform als Bestandesgarantie schiitzt die Ei-
gentumsgarantie den Einzelnen vor ungerechtfertigten Eingriffen in
den Bestand seiner konkreten vermégenswerten Rechte (Botsch.
BV, 173; Belser/Waldmann, Grundrechte II, Kap. 6 N 13; Mer-
ten/Papier-Biaggini, § 221 N 21; Kiener/Kalin/Wyttenbach, N1429).
Davon erfasst wird der bisherige Gebrauch bestehender Eigen-
tumsrechte und den daraus resultierenden Rechtsbestand, kiinftige
Verwendungsmaglichkeiten sowie den Zugang zur Eigentumsaus-
ubung (BGE 131 |1 333 E. 3.1; Malinverni et al., Bd. Il, N 885; SG
Komm. BV Vallender/Hettich, Art. 26 N 30). Die Besitzstandsgaran-
tie schitzt ihrerseits den in der Folge der Wahrnehmung von Eigen-
tumsrechten geschaffenen Besitz vor Eingriffen im Zuge der Einfih-
rung neuen Rechts (rechtsetzende Vorschriften, Nutzungsplanrevi-
sionen oder Anpassungen der Rechtsanwendungs- bzw. Gerichts-
praxis (BSK BV-Waldmann Art. 26 N 45; Zimmermann, N 10)). Die
Besitzstandsgarantie verpflichtet den Gesetzgeber, die unter der
bisherigen Eigentumsordnung rechtmassig realisierten Nutzungen
beim Erlass von neuen eigentumsbezogenen Vorschriften zu be-
achten und das neue Recht «schonungsvoll» einzufiihren (Mer-
ten/Papier-Biaggini, § 221 N 22; BV 1874-G. Mdller, Art. 22" N

17).
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25) Die einwendende Partei hat zum einen ein schitzenswertes In-
teresse an der Erhaltung des Wertes ihrer Baugrundstiicke sowie
der Erhaltung als Bauland zur Realisierung von neuem Wohnraum.
Die geplante Einfiihrung einer Strukturerhaltungszone mit der Orts-
planrevision wirde die Nutzungsmoglichkeit dieser Grundstlicke als
Bauland erheblich einschranken, wenn nicht sogar verunmdglichen
sowie den Wert erheblich mindern. Dadurch wird nicht nur der bis-
herige Gebrauch, sondern auch die kiinftige Verwendungsmaéglich-
keit (z.B. Bebauung mit Alterswohnungen oder Sportanlagen, Ver-
ausserung, usw.) massiv eingeschrankt, weshalb der Eingriff in die
Besitzstandesgarantie bzw. Eigentumsgarantie klar gegeben ist.

iii) Einschrankungen (Art. 36 BV)

26) Die Eigentumsgarantie nach Art. 26 BV besteht nicht absolut.
Staatliche Eingriffe sind unter den Voraussetzungen von Art. 36
Abs. 1-4 BV zulassig.

27) Zum unantastbaren Kerngehalt (Art. 36 Abs. 4 BV) der Eigen-
tumsgarantie gehoért nach verbreiteter Auffassung die Institutsga-
rantie (BSK BV-Waldmann, Art. 26 N 59) sowie die Wertgarantie.
Fir formelle Enteignungen und enteignungsahnliche Eigentumsbe-
schrankungen ist nach Art. 26 Abs. 2 BV zwingend volle Entschadi-
gung zu leisten. Die Einfuhrung einer Strukturerhaltungszone auf
der Liegenschaft berlhrt die Institutsgarantie als solche nicht.
Durch das Vorliegen einer materiellen Enteignung wird jedoch die
Wertgarantie, die einen Teil des unantastbaren Kerngehalts der Ei-
gentumsgarantie darstellt, berihrt.




330/359

28) Eingriffe in die Bestandesgarantie bedurfen einer geniigenden
gesetzlichen Grundlage (Art. 36 Abs. 2 BV). Die Anforderungen
an die Normstufe und Normdichte hangen von der Schwere des
Eingriffs in die konkreten Eigentumsrechte ab. Sie sind aufgrund ei-
ner objektiven Wirdigung der Auswirkungen einer staatlichen Mas-
snahme auf die konkreten Eigentumsrechte zu bestimmen. Fir
schwerwiegende Einschrankungen ist eine Grundlage in einem for-
mellen Gesetz zwingend erforderlich (Art. 36 Abs. 1 Satz 2).

29) Ein schwerwiegender Eingriff liegt gemass bundesgerichtlicher
Rechtsprechung vor, wenn Eigentum zwangsweise entzogen wird
oder wenn durch Verbote und Gebote der bisherige der kiinftig
mogliche bestimmungsgemasse Gebrauch einer Sache verunmdg-
licht oder stark erschwert wird (BGE 1451156 E. 4.1; 133 11 220 E.
2.5;131 1333 E. 4.2; 115 1a 363 E. 2a; 108 la 33 E. 3a) bzw. wenn
wesentliche Elemente des Eigentumsrechts (wie das Recht, das Ei-
gentum zu behalten, zu nutzen oder zu veraussern) betroffen sind
(BGer, 25.10.2018, 1C_59/2018, 1C_60/2018, E. 3.2.). Als schwer-
wiegend gelten zum Beispiel: Die Zuweisung einer bisher in einer
Bauzone gelegenen Parzelle in eine Nichtbauzone (BGE 119 la
362 E. 3b.) oder andere (planerische) Massnahmen, welche eine
bestehende Uberbaubarkeit eines Grundstlicks ausschliessen oder
stark erschweren (BGE 121 1 117 E. 3b/bb; BGer, 5.3.2003,
1P.13/2003, 1P.14/2003, E. 4.) und die Anordnungen des Denkmal-
schutzes, sofern wesentliche Nutzungsanderungen, die zur Sicher-
stellung einer dauerhaften (wirtschaftlichen) Nutzung einer Liegen-
schaft notwendig sind, grundsatzlich ausgeschlossen werden (BGE
118 la 384 E. 4a). Weiter miissen Einschrankungen der
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Eigentumsrechte durch ein aktuelles 6ffentliches Interesse ge-
rechtfertigt sein (Art. 36 Abs. 2).

30) Im vorliegenden Fall fuhrt die Einflihrung einer Strukturerhal-
tungszone dazu, dass die Uberbaubarkeit der aktuell als Bauland
eingestuften Grundstiicke stark erschwert, wenn nicht sogar ausge-
schlossen wird. So sind Neubauten hinsichtlich Massstabs, Set-
zung, architektonischen Ausdruck, Materialisierung, Farbgebung
und Umgebungsgestaltung eingeschrankt und die Bauherrschaft
hat nachzuweisen, dass das Schutzanliegen gewahrt ist. Das
Schutzanliegen bei St. Michael (dem griinen Ring) ist die Freihal-
tung der Grinflachen. Entsprechend wiirde jede neue Baute die-
sem Schutzanliegen widersprechen. Damit ist die bisherige bestim-
mungsgemasse Nutzung als Bauland verunmoglicht und gemass
bundesrechtlicher Rechtsprechung liegt ein schwerer Eingriff in die
Eigentumsgarantie der einwendenden Partei vor. Der Nutzungsplan
stellt grundsatzlich eine gesetzliche Grundlage dar und die Erhal-
tung des Ortsbildes kann ein offentliches Interesse begriinden. Je-
doch ist im vorliegenden Fall nicht ersichtlich, weshalb die Auswei-
tung der Strukturerhaltungszone verhéltnismassig (Art. 36 Abs. 3)
sein soll.

31) Das Verhaltnismassigkeitsprinzip verlangt, dass die konkrete ei-
gentumsbeschrankende Massnahme im Hinblick auf das ange-
strebte Ergebnis geeignet und erforderlich ist. Ausserdem muss
zwischen dem verfolgten Ziel der getroffenen Massnahme und de-
ren Auswirkungen auf die Eigentumsrechte ein verninftiges Ver-
héltnis bestehen (BGE 146 | 70 E. 6.4).
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32) Fur die einwendende Partei ist es absolut nicht nachvollziehbar,
wie ein derart schwerer Eingriff in ihre Eigentumsgarantie erforder-
lich und verhaltnismassig i.e.S. sein soll. Denn die Ausweitung der
Strukturerhaltungszone wurde weder im Planungsbericht bzw. den
gesamten Unterlagen der Ortsplanungsrevision noch gegenuber
der einwendenden Partei jemals begriindet. Insbesondere fehlt es
an einer Abwagung zwischen den privaten Eigentumsinteressen
der einwendenden Partei und dem behaupteten 6ffentlichen Inte-
resse der Stadt Zug. Das den Ortsplanungsrevisionsunterlagen bei-
gelegte Fachgutachten «ISOS-Ortsbilder in der Stadt Zug 2000-
2020» (nachfolgend: Fachgutachten) wurde bereits fir den kommu-
nalen Richtplan erstellt und dort beriicksichtigt. Gemass den da-
mals getatigten Interessenabwagungen war das 6ffentliche Inte-
resse, die Strukturerhaltungszone auszuweiten, nicht ausreichend
gewichtig, um die hier betroffenen Baugrundstiicke unter Schutz zu
stellen (vgl. die Ausfiihrungen zuvor, Rz. 17). Infolgedessen ist
nicht ersichtlich, weshalb im Rahmen der Ortsplanungsrevision eine
weitergehende Einschrankung basierend auf demselben Fachgut-
achten erfolgen soll. Angesichts des erheblichen Eingriffs in die Ei-
gentumsrechte der einwendenden Partei und der faktischen «Un-
brauchbarmachung» des Baulandes fehlt es an der Verhaltnismas-
sigkeit der Erweiterung der Strukturerhaltungszone.

33) Selbst wenn ein rechtmassiger Eingriff vorliegen sollte, wiegen
die mit der Erweiterung der Strukturerhaltungszone einhergehen-

den Einschrankungen derart schwer, dass offensichtlich eine mate-
rielle Enteignung vorliegt, womit eine volle Entschadigung geschul-
det ist (Art. 26 Abs. 2 BV, Art. 5 Abs. 2 RPG, § 32 DMSG und § 56
Abs. 1 PBG). Die einwendende Partei ist mit dieser Einschrankung
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in Form eines Sonderopfers derart stark als Einzelperson betroffen,
dass eine fehlende Entschadigung undenkbar ist.

b) Anspruch auf volle Entschadigung (Art. 36 Abs. 2 BV)

34) § 56 PBG verweist auf das Bundesrecht. Art. 26 Abs. 2 BV ver-
mittelt dem einzelnen Trager von Eigentumsrechten einen einklag-
baren Anspruch auf volle Entschadigung fiir Enteignungen und Ei-
gentumsbeschrankungen, die einer Enteignung gleichkommen. In
ihrer Erscheinungsform als Wertgarantie gewahrleistet die Eigen-
tumsgarantie somit dem Einzelnen einen vollen Ausgleich fiir den
Wertverlust an Sachen oder an Rechten, der infolge einer Enteig-
nung oder eines anderen besonders schwerwiegenden Grund-
rechtseingriffs entstanden ist. Der Wertgarantie wird in Lehre und
Rechtsprechung Kerngehaltscharakter zugesprochen (vgl. hierzu
Rz. 27) Einschrankungen durch den Gesetzgeber lassen sich somit
mit keinem offentlichen Interesse rechtfertigen (BSK BV Waldmann,
Art. 26 N 79 1.).

35) Gemass einer standigen bundesgerichtlichen Rechtsprechung
(sog.«Barret-Formel»; BGE 91 |1 329 E. 3) liegt eine materielle Ent-
eignung vor, «wenn dem Eigentimer der bisherige oder ein voraus-
sehbarer kiinftiger Gebrauch einer Sache untersagt oder in einer
Weise eingeschrankt wird, die besonders schwer wiegt, weil der be-
troffenen Person eine wesentliche aus dem Eigentum fliessende
Befugnis entzogen wird. Geht der Eingriff weniger weit, so wird
gleichwohl eine materielle Enteignung angenommen, falls einzelne
Personen so betroffen werden, dass ihr Opfer gegeniber der Allge-
meinheit unzumutbar erscheint und es mit der Rechtsgleichheit
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nicht vereinbar ware, wenn hierfir keine Entschadigung geleistet
wirde.» (BGE 131 11 728, 730 E. 2).

36) Die Erweiterung der Strukturerhaltungszone fihrt, wie bereits
unter Rz. 30 ausgefihrt wurde, zu einer erheblichen Einschrankung
bei der Uberbaubarkeit der betroffenen Grundstiicke. Denn durch
die vorgesehene Erweiterung mitten durch die Grundstiicke, wird
eine wirtschaftlich sinnvolle Nutzung faktisch verunmdglicht. Die In-
tensitat des Eingriffs ist insbesondere hoch, da die Verhaltnismas-
sigkeit der Einschrankung der Eigentumsgarantie (Art. 26 Abs. 1
BV i.V.m Art. 36 Abs. 3 BV) nicht gewahrleistet ist (vgl. hierzu Rz.
32), eine erhebliche Wertminderung herbeigefihrt wird und die wirt-
schaftliche Hauptfunktion des Grundstiicks, das Errichten von be-
nétigtem Wohnraum in der Stadt Zug durch die Schutzfunktion der
Strukturerhaltungszone St. Michael, vollstandig verunmaoglicht wird.

37) Sollte die Schwelle der besonderen Schwere des Eingriffs uner-
wartet verneint werden, so liegt hier klar ein Sonderopfer-Tatbe-
stand vor. Die einwendende Partei wird im bereits Uberbauten Um-
feld selektiv belastet, denn die umliegenden Grundstiicke wurden in
den letzten Jahren mit neuen und modernen Wohnhausern tGber-
baut (vgl. Auszug ZugMap und Rz. 43 ff.), wahrend die einwen-
dende Partei durch die Ausdehnung faktisch von der gleichen Nut-
zung ausgeschlossen wird. Diese stossende Rechtsungleichheit
gegeniber der einwendenden Partei im Vergleich zu den anderen
Eigentimern der angrenzenden Liegenschaften in identischem Ver-
haltnis flhrt offensichtlich zu einer entschadigungspflichtigen, unbe-
grundeten Ungleichheit.
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Auszug ZugMap

c) Zwischenfazit

41) Die Ausweitung der Strukturerhaltungszone quer tber die
Grundstiicke der einwendenden Partei stellt einen schweren Ein-
griff in die Eigentumsgarantie (vgl. Rz. 20 ff.) dar, da eine bestim-
mungsgemasse Nutzung der Grundstiicke als Bauland faktisch un-
moglich gemacht wird. Zudem wird ein Sonderopfer begriindet, da
einzig und allein die Grundstuicke der einwendenden Partei in der
direkten Nachbarschaft von dieser Massnahme betroffen sind. Da-
mit liegt eine materielle Enteignung vor, die durch die Stadt Zug
entweder zu unterlassen oder in vollem Umfang zu entschadigen
ist.

3 Reithalle
42) Bezuglich der gesetzlichen Grundlagen kann auch bei der Reit-
halle auf vorne, Rz. 20 ff. verwiesen werden.

43) Die Reithalle auf der Parzelle Nr. 1705, AssNr. 591b wurde vom
Baudepartement Zug als schitzenswert eingestuft.
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Sie wird lediglich an einer Stelle erwahnt: Aus dem Anhang des
Fachgutachtens, S. 332 geht hervor, dass sie im kantonalen Inven-
tar und Verzeichnis als schiitzenswerte Baute aufgefiihrt ist, jedoch
nicht unter Schutz steht. Dieses Fachgutachten wurde, wie bereits
erwahnt, im kommunalen Richtplan (vgl. vorne Rz. 32) bereits be-
ricksichtigt, was zur Festlegung der Bereichen Strukturerhalt im
kommunalen Richtplan gefiihrt hat. Die Reithalle wurde vom Be-
reich Strukturerhalt nicht erfasst. Die Interessenabwagung wurde
somit bereits im Fachgutachten vorgenommen und die Reithalle
wurde als nicht ausreichend schiitzenswert befunden. Dies ist
auch vor dem Hintergrund stringent, dass erstens gemass dem In-
ventarblatt weitere Bauten im Heimatstil in der Umgebung vorliegen
und zweitens die Reithalle gemass dem Foto auf dem Inventarblatt
und den untenstehenden Ausziigen von Google Maps von moder-
nen Bauten umgeben ist. Die Reithalle steht somit im vorliegenden
Gebiet «quer» im Landschaftsbild, ist nahe dem Zerfall und deshalb
aus typologischen und architekturgeschichtlichen Griinden nicht
schitzenswert.
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BO:

KB 12 Inventarblatt der Reithalle des Kantons Zug

Auszug Google Maps, August 2022, mit privaten Bauten auf der linken Seite, dem Fried-
hofsgebdude auf der rechte Seite und der Reithalle im Hintergrund des Friedhofsgebau-
des.
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Auszug Google Maps, August 2022, mit privaten Bauten auf der linken Seite und der
Reithalle auf der rechten Seite im Hintergrund

e
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Auszug Google Maps, August 2022, mit privaten Bauten auf der rechten Seite und der
Reithalle auf der linken Seite im Hintergrund.
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Auszug Google Maps, September 2013, mit der Reithalle, welche auf drei Seiten umge-
ben ist von modernen Bauten, auf der linken Seite das Friedhofsgebdude, oben und
rechts private Wohnungsbauten .

Auszug Google Maps, Oktober 2022, mit dem Friedhofsgebdude auf der linken Seite, der
Reithalle oben in der Mitte und modernen Bauten auf der rechten Seite der Reithalle.
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44) Der personliche und sachliche Schutzbereich der Eigentumsga-
rantie nach Art. 26 BV bezuglich der Reithalle ist aus denselben
Griinden eroffnet, wie hiervor, Rz. 22 ausgefihrt.

45) Die theoretischen Ausfuihrungen zur Bestandesgarantie kdnnen
der Rz. 23 ff. entnommen werden. Die einwendende Partei hat ein
schitzenswertes Interesse an der Erhaltung des Wertes ihres
Grundstuickes Nr. 1705, auf dem die Reithalle steht. Der ungerecht-
fertigte Status «schitzenswerty fihrt dazu, dass die Nutzungsmdog-
lichkeit dieses Grundstiickes erheblich eingeschrankt und als Folge
der Wert stark vermindert wird. Dadurch wird die kunftige Verwen-
dungsmaglichkeit (z.B. Bebauung, Verausserung, usw.) stark ein-
geschrankt, weshalb der Eingriff in die Eigentumsgarantie klar ge-
geben ist. Die Einschrankung der Eigentumsgarantie nach Art. 26
BV gilt nicht absolut, aber ist nur unter den Voraussetzungen nach
Art. 36 BV einschrankbar:

46) Um Wiederholungen bezlglich der theoretischen Grundlagen
zur gesetzlichen Grundlage, des 6ffentlichen Interessens und der
Verhaltnismassigkeit zu vermeiden wird auf Rz. 26 ff. verwiesen.
Die Einstufung der Reithalle als «schitzenswerte Baute» greift er-
heblich in die Eigentumsgarantie nach Art. 26 BV ein, da sie die
Nutzungsmoglichkeiten des Grundstlicks stark einschrankt. Zwar
besteht eine gesetzliche Grundlage in den einschlagigen Bestim-
mungen des Raumplanungs- und Denkmalschutzrechts, und die
Erhaltung des Ortsbildes kann grundsatzlich ein 6ffentliches Inte-
resse darstellen. Dennoch ist der Eingriff nicht verhaltnismassig im
Sinne von Art. 36 Abs. 3 BV:




341/359

47) Die Massnahme ist grundsatzlich geeignet, um den Schutz der
Reithalle sicherzustellen. Allerdings wird bestritten, dass die Erhal-
tung dieses spezifischen Gebaudes tatsachlich einen relevanten
Beitrag zur Wahrung des Ortsbildes leistet. Die Reithalle ist weder
ein kulturhistorisch einzigartiges Objekt, da es gemass dem Inven-
tarblatt weitere Bauten im Heimatstil in der Umgebung gibt und
zweitens ist die Reithalle von modernen Bauten umgeben (vgl.
hierzu Rz. 43). Die Reithalle steht somit im vorliegenden Gebiet
quer in der Landschaft, ist nahe dem Zerfall und ist deshalb aus ty-
pologischen und architekturgeschichtlichen Griinden nicht schiit-
zenswert.

48) Selbst wenn man die Geeignetheit bejaht, fehlt es an der Erfor-
derlichkeit. Es bestehen mildere Mittel, die den gleichen Zweck er-
reichen kdnnten, ohne die Eigentumsrechte in vergleichbarer Weise
zu beschranken. So ware eine dokumentarische Sicherung oder die
Versetzung der Reithalle an einen anderen Standort - etwa in ein
Freilichtmuseum wie den Ballenberg - denkbar. Diese Alternativen
wirden das offentliche Interesse wahren, ohne die wirtschaftliche
Nutzung des Grundstulcksfaktisch zu verunmdglichen.

49) Die Zumutbarkeit ist klar zu verneinen. Die Einstufung als
«schutzenswerty fiihrt dazu, dass die bestimmungsgemasse Nut-
zung des Grundstiicks als Bauland erheblich eingeschrankt oder
gar ausgeschlossen wird. Dies stellt einen schweren Eingriff in die
Eigentumsgarantie dar, der in keinem angemessenen Verhaltnis
zum Nutzen steht. Das 6ffentliche Interesse ist hier nicht besonders
gewichtig, da die Schutzwirdigkeit der Reithalle nicht ausreichend
belegt ist und sich nicht aus einer ibergeordneten
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kulturhistorischen Bedeutung ergibt. Die privaten Interessen der Ei-
gentumer, insbesondere die wirtschaftliche Nutzung des Grund-
stlicks, Uberwiegen deutlich.

50) In der Gesamtbetrachtung ist die Bezeichnung als «schitzens-
werte» Baute unverhaltnismassig und unverziiglich aufzuheben.

4 Zwischenfazit

51)Diese Eigentumsbeschrankung durch die Strukturerhaltungs-
zone und der Reithalle verunmaéglichen die freie Bebauung durch
die einwendende Partei in schwerwiegendem Masse und schrankt
sie deshalb in ihrer Eigentumsfreiheit ein. Die Unterschutzstellung
steht im Widerspruch zum Ziel der Siedlungsentwicklung nach in-
nen gemass Art. 1 Abs. 2 lit. ab* RPG und dem mit § 52f PBG ZG
und § 70 nBO verfolgten Zweck der Bebauung von Bauland.

52) Selbst wenn ein rechtmassiger Eingriff vorliegen sollte, wiegen
die mit der Strukturerhaltungszone und der Reithalle einhergehen-
den Einschrankungen derart schwer, dass offensichtlich eine mate-
rielle Enteignung vorliegt, womit gemass dem Gesetz eine volle
Entschadigung geschuldet ist. Die einwendende Partei ist mit die-
ser Einschrankung in Form eines Sonderopfers derart stark als Ein-
zelperson betroffen, dass eine fehlende Entschadigung undenkbar
ist (weitere Ausfihrungen Rz. 34 ff).

Il Rageten, Parzelle Nr. 2738

53) Die Parzelle Nr. 2738 liegt in einer Landwirtschaftszone ge-
mass Art. 16 ff. RPG und wurde neu in eine Landschaftsschutzzone
eingeteilt. Sie befindet sich direkt anschliessend an die Zone des
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offentlichen Interesses St. Michael. Wie bereits ausgefiihrt (vgl.
oben, Rz. 10), ist diese Zone flr Schul-, Sportanlagen und Alters-
wohnungen bzw. Altersheime zu nutzen. Die Stadt Zug hat in der
vorliegenden Ortsplanungsrevision ausschliesslich Verkehrsfla-
chen, Bahnareal, und Zonen des 6ffentlichen Interesses neu einge-
zont.

54) In den Unterlagen zur Ortsplanungsrevision lasst sich zur Land-
schaftsschutzzone nur die Ausfiihrung finden, dass diese bereinigt
worden sei. Dem I&sst sich nicht entnehmen, ob die Parzelle Nr.
2738 spezielle Qualitaten aufweist, die eine Unterschutzstellung
notwendig machen wiirde bzw. welche Uberlegungen in die Interes-
senabwagung miteingeflossen sind. Aus diesem Grund ist es fir
die einwendende Partei nicht nachvollziehbar, weshalb die konkrete
Parzelle unter Schutz gestellt werden sollte. Damit ist einmal mehr
die Begrindungspflicht unerfillt und damit das rechtliche Gehor Art.
29 Abs. 2 BV im Rahmen dieser Eigentumseinschrankung verletzt.

55) Die einwendende Partei als Familie Dosenbach und Dossen-
bach ist bekannt dafur, sich fur gemeinnutzige Zwecke einzusetzen.
So wurde durch sie mitunter die Stiftung Dosenbach-Waser mit Sitz
und Wirkungskreis in Zug ins Leben gerufen. Des Weiteren wurden
auch Grundstucke der Stadt Zug zur Nutzung zum Gemeinwohl
Uberlassen (Stichwort: Altes Schulhaus Riedmatt). Um die Zusam-
menarbeit mit der Stadt Zug fortzusetzen, ist die einwendende Par-
tei nicht abgeneigt, die Parzelle Nr. 2738 gemeinnitzigen Zwecken
zuzufihren. Damit wirde sie mit der Parzelle Nr. 2738 gerne wie-
der ein weiteres Grundstuick zur Nutzung im 6ffentlichen Interesse
zur Verfiigung stellen. Dies wirde auch im offentlichen Interesse
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liegen, da genau von dieser Art von Bauten in der Stadt Zug zu we-
nige vorhanden sind und im Beschrieb zu den umliegenden Zonen
des Offentlichen Interesses St. Michael und Waldheim vorgesehen
werden (vgl. Nrn. 28 und 32 auf dem nachfolgenden Ausschnitt des
Anhangs, Zone des o6ffentlichen Interesses fur Bauten und Anlagen,
Mst. 1:10'000, Stand: 30. September 2025).

g Die Zone ist 1ar o Schul- und Sportent . kirchiiche Bauten und Kulturstdtten, den Friedhol,
28 St Michee A gty Alters- und Pllegeheime, Quarti und a's N lungstaum bestimmt.
29 Rotel Die Zone ist {0r Infrastrukturbauten, Spielplatze und Quartiernutzungen bestimmt.
30 Athene Die Zone ist fir Betreuung, Schul- und Sportantager, Kul a und Vi 1 baut
3j Dk Die Zone ist 1 g Schulanlagen sowie Vi b
32 Wa'dheim Die Zone it for Bauten des Gi if A gen suw e Alters- und Pliegebeime bestimmt.

56) Schliesslich hat die Stadt Zug ihr Kontigent an moglichen Ein-
zonungen gemass dem untenstehenden Ausschnitt des Berichts
der Baudirektion des Kantons Zug, Vorprifung Ortsplanungsrevi-
sion Stadt Zug vom 16 Dezember 2024, S. 3 noch nicht ausge-
schopft.

Der Stadt Zug stehen fiir Neueinzonungen 3,06 Hektaren ab Ende
2017 zu. Im Rahmen der vorliegenden Ortsplanungsrevision weist
die Stadt Zug Neueinzonungen von 2,84 Hektaren aus (exklusiv
Verkehrsfldchen, Bahnareale sowie OelB). Die Gemeinde Zug liegt
somit innerhalb des ihr zugeteilten Kontingents.

Il Alte Lorze Parzellen Nrn. 3745 und 4348
1 Ortsplanungsrevision: Neue Zone OelF

57) Im Rahmen der Ortsplanungsrevision wurde die bestehende
Zone des o6ffentlichen Interesses flir Erholung und Freihaltung
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(§ 56 BO) aufgeteilt in eine Zone des o6ffentlichen Interesses fir
Freihaltung (§ 34 nBO) und in eine Zone des 6ffentlichen Interes-
ses fur Erholung (§ 35 nBO). Dabei ist die neue Zone des offentli-
chen Interesses fir Freihaltung (nachfolgend: OelF) einschranken-
der ausgestaltet als die bestehende Zone des 6Offentlichen Interes-
ses fir Erholung und Freihaltung (vgl. nachfolgend, Rz. 63 ff.). Der
Zweck der Zone sei gemass Ortsplanungsrevision der Schutz des
(in der Ortsplanungsrevision ausgeklammerten) Gewassers (vgl.
Ausschnitt Anhang, Zone des 6ffentlichen Interesses fiir Freihal-
tung, 1:10'000, Stand: 30. September 2025 und Ausschnitt des Pla-
nungsberichts, S. 78).

S

Bst. Bezeichnung Beschrieb neue Bauordnung Beschrieb Bavordnung 2009
a Sumpf, Dorfbach Die Zone ist fir Freihaltung und O
Schutz des Gewassers bestimmt.

Die Zone ist fur Freinaitung und
Schutz des Gewassers bestmmt.
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2 Koordinationsgebot und rechtliches Gehor

58) Parallel zur vorliegenden Ortsplanungsrevision laufen im Gebiet
der Parzellen Nrn. 3745 und 4348 zwei weitere Planungsverfahren:
Zum einen die Ortsplanungsrevision - Gewasserraumfestlegung
Teil 1 «Siedlungsgebiet». Diese Plane liegen gleichzeitig wie die
vorliegende Ortsplanungsrevision offentlich auf. Zum anderen ist
ein Verfahren betreffend die sog. «dussere Lorzenallmend» hangig.
Der von der Stadt Zug gesponserte Quartierverein Westwind infor-
miert dazu gemass dem nachfolgenden Ausschnitt seiner Website,
dass die Planung mehrstufig aufgebaut sei. Der Bebauungsplan
Aussere Lorzenallmend A, Stand 16. September 2025, Plan Nr.
7519.1 sollte im Friihjahr 2026 zur 6ffentlichen Auflage gelangen.
Diese zuganglichen (provisorischen) Unterlagen weisen den Bear-
beitungsstand vom 16. September 2025 auf. Sie beziehen sich je-
doch vorlaufig nur auf das sldliche Gebiet. Betreffend das nordli-
che Gebiet und die hier interessierenden Grundstiicke kdnnen noch
keine Informationen aufgefunden werden. Die nachfolgenden Aus-
fihrungen in Rz. 59 zeigen jedoch, dass auch im noérdlichen Be-
reich ein Bebauungsplan folgen wird.

BO:
KB 13 Publikation Gewasserraumfestlegung vom 13.11.2025
KB 14 Bebauungsplan Aussere Lorzenallmend A, S. 1

Nachste Schritte im Rechtsetzungsverfahren «Aussere Lorzenall-
mend»

Der Prozess zur Festsetzung der Bauzone mit speziellen Vorschrif-
ten (BsV) und der Bebauungsplane fiir die Aussere Lorzenallmend
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ist mehrstufig aufgebaut und erstreckt sich Gber mehrere Jahre.
Nach aktuellem Stand (Herbst 2025) ist der folgende Zeitplan vor-
gesehen:

16. September 2025: Bericht und Antrag zur 1. Lesung durch

den Stadtrat

e -30. September 2025: Beratung durch die Bau- und Planungs-
kommission (BPK)

e -18. November2025: 1. Lesung im Grossen Gemeinderat
(GGR)

e Dezember2025: Bereinigung durch die Abteilung Stadtebau
und Planung

e Januar/ Februar 2026: 1. Offentliche Auflage (30 Tage) - Be-
volkerung kann sich konstruktiv einbringen und Einwendungen
einreichen

e Marz/ April 2026: Behandlung allfalliger Einwendungen durch
die Abteilung Stadtebau und Planung

e Mai 2026: Bericht und Antrag zur 2. Lesung im Stadtrat

e Juni 2026: Beratung durch die Bau- und Planungskommission
(BPK)

e August 2026: 2. Lesung im GGR (Beschlussfassung)

e September 2026: Referendumsfrist (30 Tage fir die Bevolke-
rung/ Offentlichkeit)

e Oktober 2026: 2. Offentliche Auflage (30 Tage)

e 2027: Genehmigung durch die Baudirektion bzw. den Regie-

rungsrat (Frist: 90 Tage)

Quelle: https://www.zug-westwind.ch/quartieranliegen/aussere-
lorzenallmend/, besucht am 10.12.2025



https://www.zug-westwind.ch/quartieranliegen/äussere-lorzenallmend/
https://www.zug-westwind.ch/quartieranliegen/äussere-lorzenallmend/

348/359

59) Im Quartier der alten Lorze wird grosszlgig eingezont. So wer-
den die nahe und ebenfalls direkt an der Lorze gelegenen Grund-
stlicke Parzellen Nrn. 43, 44 und 2886 von der bestehenden Zone
des offentlichen Interesses fiir Erholung und Freihaltung in eine
OelB eingezont (Planungsbericht, S. 125). Auch die nahe gelege-
nen Parzellen Nrn. 37 und 4193 werden von der Landwirtschafts-
zone in die OelF und in die BsV umgezont (vgl. Planungsbericht, S.
139). Grund dafir ist der von der Ortsplanungsrevision ausgeklam-
merte Bebauungsplan «adussere Lorzenallmend» (vgl. Planungsbe-
richt, S. 12). Damit wird klar ersichtlich, dass aufgrund der neuen
BsV ein weiterer Bebauungsplan bezuglich des nérdlichen Areals
folgen wird. Die noch unbekannten Plane zur dusseren Lorzenall-
mend sind jedoch der Grund dafiir, dass in der vorliegenden Orts-
planungsrevision grosszugig eingezont wird. Aus diesem Grund
sind diese zusammen zu koordinieren. Wird dies nicht getan, be-
wirkt dies eine Verletzung des Koordinationsgebots. Da der Bebau-
ungsplan zur «8usseren Lorzenallmend» im Norden noch nicht vor-
liegt, kann ausserdem nicht beurteilt werden, welche Wirkungen
dieser auf die hier interessierenden Parzellen zeitigen wird. Damit
bewirkt die Verletzung des Koordinationsgebots auch eine Verlet-
zung des rechtlichen Gehors (Art. 29 Abs. 2 BV), da die einwen-
dende Partei nicht einmal beurteilen kann, inwieweit eine Einwen-
dung im Rahmender Ortsplanungsrevision bereits ndtig ware.

60) Die hier interessierenden Parzellen der einwendenden Partei
sind betreffend Festlegung des Gewasserraums dahingehend tan-
giert, dass die Lorze entlang der Parzellen verlauft und auf der ne-
ben der Parzelle Nr. 3745 liegenden Parzelle Nr. 3777 ein Gewas-
serraum festgelegt wird. Bei der Grenze zur Parzelle Nr. 3745
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endet diese Festlegung abrupt (vgl. untenstehenden Ausschnitt der
Gewasserraumfestlegung, Alte Lorze, Teil 1; Siedlungsgebiet / Plan
1:1000). Gleichzeitig sollen die Parzellen gemass der Ortspla-
nungsrevision dem Schutz des Gewasserraums dienen (vgl. hier-
vor, Rz. 57), welcher gar nicht auf den Parzellen verlauft. Ferner
hat auch die Festlegung der Waldgrenze einen Einfluss auf den in
der Ortsplanungsrevision nicht sichtbaren Gewasserraum und um-
gekehrt. Fir einen Grundeigentimer relevant, ist die Beurteilung
wie sein Grundstuck durch die Planrevisionen genutzt oder nicht
genutzt werden kann. Dies kann nur beurteilt werden, wenn sowohl
der Gewasserraum als auch die restlichen Inhalte der Ortspla-
nungsrevision und des Bebauungsplans zusammen konsultiert wer-
den. Somit ist die Festlegung des Gewasserraums und die Ortspla-
nungsrevision zu koordinieren. Da diese Planungen jedoch vonei-
nander ausgeklammert worden sind, ist dies nicht geschehen und
es liegt eine Verletzung des Koordinationsgebots vor.

e e e e — e

— Gemeinde Baar
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61) Das Koordinationsgebot wird in Art. 2 Abs. 1 RPG verbindlich
festgehalten. Alle drei Planungsverfahren zeitigen Wechselwirkun-
gen auf die jeweils anderen. Die Parzellen Nrn. 3745 und 4348 sind
von der neuen Zone BsV auf den Parzellen Nrn. 37 und 4193 und
dem in der Ortsplanungsrevision vorgesehenen Waldabstand tan-
giert, vom Gewasserraum in der Gewasserraumfestlegung und auf-
grund des Ausbaus des Gebiets um die Lorze und des umliegen-
den preisgunstigen Wohnungsbaus auch von der Bebauungspla-
nung «aussere Lorzenallmend» ebenso. Im Vorprifungsbericht der
Baudirektion des Kantons Zug vom 16. Dezember 2024. S. 2 wurde
unter Ziff. 1.2 ausgeflihrt, dass Widerspriiche zwischen den Pla-
nungen der Ortsplanungsrevision, der Festlegung des Gewasser-
raums und der dusseren Lorzenallmend-Planung vorliegen und si-
chergestellt werden musse, dass die Verfahren materiell und for-
mell koordiniert sind. Die Stadt Zug ist der Ansicht, sie habe diesen
Kritikpunkt ausreichend bericksichtigt, indem die Teilrevision
«aussere Lorzenallmend» nicht abgebildet werde (Beilagenbericht,
Bericht zur kantonalen Vorprifung, Ortsplanungsrevision - Nut-
zungsplanung vom 30. September 2025, Stand: 1. Offentliche Auf-
lage, S. 1, Vorbehalt Nr. 3). Diese vollkommene Ausklammerung
von den parallelen Planungen in einem Gebiet vermag jedoch dem
Koordinationsgebot nicht gerecht zu werden - vielmehr erzielt es
genau das Gegenteil von Koordination. Es geht nicht an, drei ver-
schiedene Planungen laufen zu lassen, und jede von den jeweils
anderen Planungen auszuklammern. Genau aufgrund dieser feh-
lenden Koordination werden weitere und immer mehr Widerspriiche
erwachsen. Die von der Baudirektion entdeckten Widerspriiche
sind damit nur die Vorreiter. Deshalb handelt es sich mit den drei
verschiedenen Planungsverfahren um eine schwergewichtige - ja
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sogar haarstraubende - Verletzung des Koordinationsgebots. Damit
einher geht auch die Verletzungen des Ausserungsrechts im Rah-
men des rechtlichen Gehérs (Art. 29 Abs. 2 BV), denn eine Ausse-
rung zu einer unvollstandigen Planung (weil der Bebauungsplan
und die Gewasserrdume fehlen) ist unmoglich.

3 Eigentumsgarantie

62) Bezlglich der gesetzlichen Grundlagen zur Eigentumsgarantie
kann auf oben Rz. 20 ff. verwiesen werden. Der personliche und
sachliche Schutzbereich der Eigentumsgarantie nach Art. 26 BV
bezuglich der Grundstiicke an der Lorze Nrn. 3745 und 4348 ist
aus denselben Griinden erdéffnet, wie hiervor, Rz. 22 ausgefiihrt.

63) Die theoretischen Ausflihrungen zur Bestandesgarantie kdnnen
der Rz. 24 ff. entnommen werden. Die einwendende Partei hat ein
schitzenswertes Interesse an der Erhaltung des Wertes ihrer
Grundstuicke an der alten Lorze. Bei der OelF sind Bauten jeglicher
Art nicht mehr zulassig. Die ungerechtfertigte Umzonung und damit
einhergehende Einschrankung in die Zone OelF fihrt dazu, dass
die Nutzungsmaoglichkeit dieser Grundstlicke verunmdglicht wird
und als Folge der Wert massiv vermindert wird. Dadurch wird die
kiinftige Verwendungsmaoglichkeit (z.B. teilweise Bebauung mit ei-
ner Bocciabahn, Erstellung eines biodiversen Parks, usw.) stark
eingeschrankt, weshalb der Eingriff in die Eigentumsgarantie klar
gegeben ist. Die Einschrédnkung der Eigentumsgarantie nach Art.
26 BV gilt nicht absolut, aber ist nur unter den Voraussetzungen
nach Art. 36 BV einschrankbar:




352/359

64) Um Wiederholungen beziiglich der theoretischen Grundlagen
zur gesetzlichen Grundlage, des o6ffentlichen Interessens und der
Verhaltnismassigkeit zu vermeiden wird auf Rz. 26 ff. verwiesen.
Die Umzonung in die Zone OelF greift erheblich in die Eigentums-
garantie nach Art.26 BV ein, da sie die aktuell mdéglichen Nutzungs-
mdglichkeiten des Grundstlicks verunmadglicht. Zwar besteht eine
gesetzliche Grundlage in der vorliegenden Ortsplanungsrevision,
doch das 6ffentliche Interesse ist nicht ersichtlich, da sich das vor-
liegende Gebiet gemass dem Richtplan in Transformation befindet.
Selbst wenn ein rechtfertigendesoffentliches Interesse in Form des
Schutzes des Gewassers vorliegen sollte, ist der Eingriff nicht ver-
haltnismassig im Sinne von Art. 36 Abs. 3 BV:

65) Die Massnahme ist grundsatzlich geeignet, um den Schutz des
Gewassers sicherzustellen. Allerdings wird bestritten, dass die Um-
zonung in die Zone OelF tatsachlich einen relevanten Beitrag zum
Schutz des Gewassers leistet, gibt es doch dafiir den Gewasser-
raum.

66) Selbst wenn man die Geeignetheit bejaht, fehlt es an der Erfor-
derlichkeit. Es bestehen mildere Mittel, die den gleichen Zweck er-
reichen kdnnten, ohne die Eigentumsrechte in vergleichbarer Weise
zu beschranken. So ware bspw. die Festlegung eines Gewasser-
raums im Rahmen der vorliegenden Ortsplanungsrevision oder die
Erstellung eines biodivers gestalteten Parks denkbar. Diese Alter-
native wirden das o¢ffentliche Interesse wahren, ohne die wirt-
schaftliche Nutzung des Grundstuicks faktisch zu verunmaoglichen.
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67) Die Zumutbarkeit ist klar zu verneinen. Die Umzonung in die
Zone OelF fuhrt dazu, dass die Nutzung der beiden Grundstiicke
ausgeschlossen wird. Dies stellt einen schweren Eingriff in die Ei-
gentumsgarantie dar, der in keinem angemessenen Verhaltnis zum
Nutzen steht. Das 6ffentliche Interesse ist hier nicht besonders ge-
wichtig, da die Schutzwirdigkeit des Gewassers bereits durch ei-
nen Gewasserraum sichergestellt wird. Die privaten und gemein-
nutzig ausgerichteten Interessen der Eigentimer zur Nutzung ihres
Grundstucks Uberwiegen deutlich.

68) Selbst wenn ein rechtmassiger Eingriff vorliegen sollte, wiegen
die mit der Umzonung in die Zone OelF einhergehenden Einschran-
kungen derart schwer, dass offensichtlich eine materielle Enteig-
nung vorliegt, womit geméass dem Gesetz eine volle Entschadigung
geschuldet ist. Die einwendende Partei ist - aufgrund des oben be-
schriebenen Ausbaus der dusseren Lorzenallmend mit dieser Ein-
schrankung in Form eines Sonderopfers derart stark als Einzelper-
son betroffen, dass eine fehlende Entschadigung undenkbar ist.

4 Preisglinstiges Wohnen

69) Wie bereits erwahnt, bietet die einwendende Partei, zur Fin-
dung einer einvernehmlichen Lésung Hand und ist gemeinnitzigen
Vorhaben positiv gestimmt. Die Parzelle Nr. 3745 wirde sich be-
sonders fur einen preisgiinstigen Wohnungsbau eignen. Dieses
Vorhaben wirde mit der im Richtplan vorgesehenen Transforma-
tion des Gebiets und auch mit der Ortsplanungsrevision und dem
Vorhaben gemass der dusseren Lorzenallmend harmonieren. Aus
diesem Grund wird beantragt, die Parzellen Nrn. 3745 und 4348 in
die W2A mit Gberlagernder BsV umzuzonen.




354/359

5 Freizeiteinrichtungen

70) Die Transformation im vorliegenden Gebiet wird die Bevdlke-
rungszahl erhéhen. Diese winscht sich ein ausreichendes Naher-
holungsgebiet. Vor diesem Hintergrund ist die OelF auf der Parzelle
Nrn. 3745 und 4348 nicht sinnvoll platziert. Viel sinnvoller ware an
dieser Stelle eine OelE, wie bspw. eine Bocciabahn oder eine Mini-
golfanlage. Da die OelF sogar kleine Bauten und Anlagen aus-
schliesst, ware nicht einmal mehr eine Parkanlage bzw. ein Bio-
diversitatsforderprojekt mehr méglich, da selbst diese Projekte den
Bau von Weihern, Higeln, Asthaufen, usw. bendétigen. Deshalb
wird eventualiter beantragt, die Parzellen Nrn. 3745 und 4348 in
eine OelE umzuzonen.

IV Fazit

71) Nach dem Gesagten verletzt die Ortsplanungsrevision das Ko-
ordinationsgebot. Die einwendende Partei ist in ihrem Anspruch auf
rechtliches Gehor verletzt. Ferner hat die Ortsplanungsrevision eine
mehrfache materielle Enteignung zur Folge, welche zu entschadi-
gen ist.

Einhergehend mit den vorgehenden Ausfiihrungen ersuchen wir
Sie, die Einwendungen vollumféanglich und unter Kosten- und Ent-
schadigungsfolge zu Lasten des Enteigners gutzuheissen.
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171131

«Privatpersonen»

Antrag / Bemerkung
Artikel Reihenfolge naher an der alten Bauordnung halten - Grund-
satzliches Zuerst - spezifisches zum Schluss

Begriindung

Die neue Bauordnung wirkt stark durch die Interessen einzelner Ei-
gentimer gepragt. Dies kommt besonders durch die sechs weiteren
BsV zum Ausdruck sowie der vielfaltigen Einzelanpassungen bei
bestehenden BsV oder der Zone fir preisgiinstigen Wohnungsbau.
Es stellt sich die Frage warum es so schwierig zu sein scheint dem
Ubermassigen Lobbyismus zu widerstehen und starker im Sinne
des Allgemeinwohl zu denken und zu planen. Die gréssten Veran-
derungen sind vor allem bergeordneten Anforderungen zu zollen,
beispielsweise die Initiative fir preisginstigen Wohnraum, die ISOS
Einbindung, dem Gewasserschutz des Bundes und div. Nachhaltig-
keitsaspekten. Eine gesamtstrategische Ausrichtung die fiir die Zu-
kunft mehr Resilienz und einen verstarkten Fokus auf die Qualitat
der Entwicklung setzt ist schwer auszumachen. Dies ist bedauerlich
und eine verpasste Chance.

Erwdagungen Stadtrat

Die geltende Bauordnung der Stadt Zug wird einer Totalrevision un-
terzogen und folgt dabei dem Aufbau der kantonalen Musterbauord-
nung. Die angepasste Reihenfolge ist sachlich begriindet.

Durch die veranderten Rechtsgrundlagen seit der letzten Ortspla-
nungsrevision von 2009 drangen sich neben inhaltlichen auch for-
male Anderungen an der Bauordnung auf: Die Bauordnung ist an
das Ubergeordnete Recht auf Bundesebene, an die interkantonale
Vereinbarung Uber die Harmonisierung der Baubegriffe (IVHB, BGS
721.7) sowie an das neue Planungs- und Baugesetz (PBG) sowie
dessen Verordnung (V PBG) angepasst worden. Zudem wurden die
neuen Anforderungen an die Innenentwicklung, den qualitativen
Stadtebau sowie an die klimaangepasste Siedlungsentwicklung, As-
pekte, die die qualitative Entwicklung des Stadtgebiets im Fokus ha-
ben, berlcksichtigt. Die letzte Ortsplanungsrevision hat sich nicht
systematisch mit dem Thema ISOS befasst. Im Rahmen der aktuel-
len Ortsplanungsrevision hat erstmals eine vollumfangliche, vertiefte
Auseinandersetzung mit den Inhalten des ISOS seit der Aufnahme
der Stadtzuger Ortsbilder ins ISOS stattgefunden. Diese vertiefte
Auseinandersetzung fiihrt zu einer stufengerechten Umsetzung der
ISOS-Anforderungen, was die Planungssicherheit erhéht (bundes-
gerichtliche Rechtsprechung).

Gemass Vorgabe im kantonalen Richtplan (S 10.1.1) unterstiitzen
Kanton und Stadt die Schaffung und den Erhalt von Mietwohnungen
als preisgunstigen Wohnraum (z.B. § 18 Abs. 4 PBG oder § 6 nBO
oder die Einfihrung von § 30 nBO im Sinne der Initiative «2000
Wohnungen fiir den Zuger Mittelstandy).
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Das PBG sieht ausdriicklich die Méglichkeit vor, innerhalb der Bau-
ordnung Zonen mit speziellen Vorschriften festzulegen (§ 22 PBG)
sowie Bebauungsplane als Sondernutzungsinstrument einzusetzen
(8§47 ff. PBG). Gemass § 22 PBG sind BsV Gebiete, deren Nut-
zung einer besonderen Regelung bedarf. An sensiblen Orten mit ho-
hen offentlichen Interessen an der baulichen Entwicklung wurde mit
Einfihrung der BsV der sorgfaltige Umgang mit der Umgebung, der
Landschaft und den kulturellen Werten gefordert und mit Blick auf
diese Qualitatsvorgaben entweder eine Bebauungsplanpflicht einge-
fuhrt oder der Beizug der Stadtbildkommission vorausgesetzt. Die
Einfihrung oder Anpassung von BsV dient in erster Linie der korrek-
ten Umsetzung tbergeordneter Entwicklungsanforderungen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht bertcksichtigt.

169826  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat

Anlegen eines kommunalen Baumschutzinventars fiir grosse Die stadtischen Baume sind im &ffentlichen Baumkataster erfasst.

Baume Eine weitergehende gesetzliche Regelung im Sinne der Einwendung
fur Privatgrundstlicke (Melde- und Begriindungspflicht bei Fallen

Begriindung von Baumen) ist aus Sicht des Stadtrates nicht erforderlich, weil um-

Stadtbegriinung und Schwammstadt brauchen viele Baume, auch fassende baumschutzrelevante Vorgaben bestehen: In den Struk-

auf privaten Grundstiicke. Ein Bauminventar hilft, diese vor unnéti-  turerhaltungszonen (§ 42 nBO) mussen ortsbildpragende Freirdume

gen Fallaktionen zu schiitzen, in dem eine gewisse Hirde (Melde- erhalten bleiben; Bauvorhaben diirfen historisch wertvolle Griin-

und Begrindungspflicht) eingefuhrt wird. strukturen nur minimal beeintrachtigen. Damit wird der Baumbe-

stand in sensiblen Bereichen bereits wirksam geschiitzt. Zudem
starkt die 6kologische Ausgestaltung (§ 64 nBO) den Erhalt und die
Neupflanzung von Bdumen, indem er dkologisch hochwertige




357/359

Grinraume, einheimische Arten und ausreichende Wurzelrdume
verbindlich verlangt. Mit der neu eingefihrten Grinflachenziffer

(§§ 25 und 63 nBO) wird zudem ein Mindestanteil bepflanzbarer Fla-
chen vorgeschrieben — auch Gber Unterbauten —, wodurch genu-
gend Raum fur Baumpflanzungen gesichert wird.

Diese Instrumente gewahrleisten den Schutz und die Weiterentwick-
lung des stadtischen Grins, ohne in das Privateigentum durch ein
zusatzliches Baumkataster mit gesetzlicher Meldepflicht einzugrei-
fen.

Antrag Stadtrat
Der Antrag wird nicht berlcksichtigt.

169832  «Privatpersonen»  Antrag / Bemerkung Erwdgungen Stadtrat
Zone fur Windkraftnutzung auf dem Zuger-/Walchwilerberg vorse- Im rechtskraftigen kommunalen Richtplan wurde die Erarbeitung ei-
hen (auch im Waldgebiet entlang der Krete). nes Masterplan Windkraftanlagen (E1.b) festgesetzt. Die Machbar-
keit von Windkraftanlagen muss in Absprache mit dem Kanton erfol-
Begriindung gen. Bevor eine Zone fiir Windkraftnutzung ausgeschieden werden
Diversifikation der Produktion von sicherer, erneuerbarer einheimi- kann, sind vertieftere Abklarungen sowie die Anpassung der Richt-
scher Energie ist dringend nétig. Windkraft liefert auch Nacht- und plane notwendig. Entsprechend kann im Rahmen der laufenden
Winterstrom. Der Zugerberg ist geeignet zur Windkraftgewinnung Ortsplanungsrevision noch keine Zone fir Windkraftnutzung ausge-
und gehort darum genutzt. schieden werden.

Der Stadtrat setzt sich jedoch nach wie vor fir die Férderung von
Windkraftanlagen in der Stadt Zug ein.

Antrag Stadtrat

Der Antrag wird nicht beriicksichtigt.
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170619  Zugerland Ver- Antrag / Bemerkung Erwdagungen Stadtrat
kehrsbetriebe AG  Berlcksichtigung der Richtplan Teilkarte M4.6 in der Ortsbild- Das Hauptnetz des 6ffentlichen Feinverteilers (Teilkarte M 4.6 Kan-
Angebotsplanung  schutzzone. tonaler Richtplan) wird im kommunalen Richtplan in der Themen-
6300 Zug karte «M4 offentlicher Verkehr und Carverkehr» abgebildet. Weiter
Begriindung wurde in der Handlungsanweisung M4 folgendes festgesetzt: «Das
In der Teilkarte M4.6 des kantonalen Richtplans ist das Hauptnetz Liniennetz des Feinverteilers wird in Zusammenarbeit mit dem Kan-
des leistungsfahigen 6ffentlichen Feinverteilers abgebildet. Entspre- ton und den Zugerland Verkehrsbetrieben optimiert und auf die
chend sind die Strassenrdume gemass den Vorgaben aus dem Stadt- und Mobilitatsentwicklung abgestimmt. Die Haltestellen des
Richtplan in der Ortsbildschutzzone zu planen und zu realisieren. offentlichen Verkehrs sind hindernisfrei gestaltet und zu Fuss opti-
mal erreichbar.»
Das Anliegen wird im kommunalen Richtplan stufengerecht bertick-
sichtigt. Weitere Anderungen/Massnahmen im Rahmen der Nut-
zungsplanung sind nicht notwendig.
Antrag Stadtrat
Der Antrag ist bereits beriicksichtigt.
170643  Zugerland Ver- Antrag / Bemerkung Erwagungen Stadtrat

kehrsbetriebe AG
Angebotsplanung
6300 Zug

Entwicklungsbox nach OEIB Gebiete Stadt Zug wird unter Bemer-
kungen die aktuelle Nutzung wie folgt beschrieben: «Wird-zurzeit
als-Parkplatz-genutzt» «Wird von der ZVB & RDZ bis zum Umzug
in den neuen Hauptstitzpunkt im Areal an der Aa als Depot ge-
nutzt.»

Begriindung

Richtigstellung:

Das Areal wird nicht mehr als 6ffentlicher Parkplatz genutzt. Zurzeit
wird auf dem Areal «Altes Gaswerk» das Depot-Provisorium flr die

Bei diesem Dokument handelt es sich um einen Grundlagenbericht,
der eine Momentaufnahme wiedergibt.

Antrag Stadtrat
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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Zugerland Verkehrsbetriebe (ZVB) und den Rettungsdienst Zug
(RDZ) erstellt.

Folglich hat das Areal fiir die kommenden Jahre bis zum Umzug
der ZVB & RDZ in den neuen Hauptstltzpunkt im Areal an der Aa
eine ausgewiesene Nutzung.




